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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie recht herzlich begrüßen und darf die 47. Sitzung des Gemeinderats für eröffnet erklären.

Ich darf bekannt geben, dass entschuldigt sind: Frau GRin Reinberger - wenn ich richtig informiert bin, wünsche ich ihr gute Besserung - und Frau GRin Trammer - auch ihr wünsche ich einen guten Kuraufenthalt, wenn meine Informationen stimmen.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 04728-2004/0003 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Heinz-Christian Strache an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Welches städtische Konzept liegt dem Umstand zugrunde, dass die Stadt Wien Leistungen im Sozialbereich kürzt, gleichzeitig Gebühren und Abgaben erhöht, wie zuletzt mit der Anhebung des Gas- und Strompreises kurz vor diesem Winter, und dennoch keinen Heizkostenzuschuss an alle Bedürftigen dieser Stadt ausbezahlt?
Ich ersuche um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich werde den vorbereiteten Text weglassen, weil ich einmal einen Versuch unternehmen will, dass wir uns auf sachlicher Ebene über diese Fragen unterhalten. Es liegt an Ihnen, ob dieser Versuch gelingen wird; ich werde mich jedenfalls bemühen.

Das heißt, dass ich gleichzeitig auch die Diskussion über die Frage der Energiepreise hintanstelle, denn selbstverständlich ließe sich darauf hinweisen, dass die WIENER STADTWERKE ja nicht die Einzigen sind, die in ihrem Aufsichtsrat - und nicht die Stadt Wien! - eine entsprechende Erhöhung beschlossen haben, sondern nahezu alle anderen haben das auch getan, und dass die Strompreise und Gaspreise immer noch im österreichischen Mittelfeld liegen - wenn man europäische Städte vergleicht, sogar noch darunter. Insbesondere aber - es könnte ja sein, dass wir sogar darin übereinstimmen - sind die Wiener Stadtwerke immer noch billiger als die KELAG. Aber von all dem will ich eigentlich absehen und möchte mich lediglich auf die Frage des Heizkostenzuschusses konzentrieren.

Ich möchte zunächst einmal mehr darauf aufmerksam machen, dass die Argumentation, die geboten wurde, nämlich dass dies eine Angelegenheit der Länder sei, eine so nicht richtige ist, denn: Die Angelegenheit der Länder betrifft die Sozialhilfebezieher. Und da möchte ich darauf aufmerksam machen, dass die Sozialhilfebezieher in Wien den Heizkostenzuschuss ohnehin bekommen hätten, weil wir dies schon vor geraumer Zeit entsprechend verknüpft haben. 

Aber natürlich gibt es eine Reihe von anderen - sie stellen sogar die überwiegende Mehrheit dar, nämlich etwas mehr als zwei Drittel -, die unter den entsprechenden Richtsätzen liegen und die man als Menschen bezeichnen muss, die diesen Heizkostenzuschuss mit Sicherheit auch brauchen. Es handelt sich dabei um Notstandshilfebezieher und viele andere, die allesamt die Klammer haben, dass sie eben nicht in die Kompetenz der Länder fallen – Ausgleichszulagenbezieher und Ähnliche. Wir verfügen hier auch nicht über die entsprechenden Daten; diese haben entweder der Bund oder die Pensionsversicherungen. 

Die Diskussion über diese Probleme ist eine, die uns allen vertraut ist, denn wir haben sie schon einmal geführt, auch gemeinsam mit der Volksanwaltschaft, die zu der Erkenntnis gekommen ist, dass es sehr vernünftig wäre, wenn es hier eine entsprechende Koordination des Bundes geben würde. Aber selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass wir hier nicht eine Diskussion auf Kosten jener führen können, die unserer Hilfe bedürfen.

Es freut mich daher sehr, dass im Zuge der heutigen Sitzung ein Heizkostenzuschuss für alle - also auch für jene, die nicht in die Kompetenz der Länder fallen - beschlossen wird. Ich füge aber hinzu, dass es mir und vielen, vielen anderen nicht gut gefällt, dass - was mit Sicherheit all jene, die an österreichischer Innenpolitik interessiert sind und die zum Teil auch Verantwortung dafür tragen, wissen - gerade bei Steuern wie unter anderem der Mineralölsteuer der Bund über namhafte Einnahmen verfügt, aber nicht bereit ist, einen Teil dieser zusätzlichen Einnahmen an jene zurückzugeben, die diese Hilfe auch entsprechend brauchen, also an jene dieser Menschen, für die der Bund zuständig ist, in Form eines bundesweiten Heizkostenzuschusses, wofür der Bund auch die Daten hat.

Ich kann daher nur einmal mehr von dieser Stelle aus an all jene, die im Bund dafür verantwortlich sind, den Appell richten, dem Beispiel vieler - nicht aller, aber sehr vieler - Bundesländer zu folgen und diesen Heizkostenzuschuss, wie wir das vor einigen Jahren schon einmal hatten, entsprechend zu verdoppeln, sodass man am Ende des Tages sagen kann: Hier gibt es eine gemeinsame Anstrengung aller, die sich verantwortlich dafür fühlen, dass die Ärmsten in diesem Winter nicht frieren müssen. 

Das ist die Grundüberlegung, die hinter dem Ganzen steht, und ich bitte Sie, das auch als eine Bemühung zu betrachten, sehr sachlich - natürlich schon politisch, aber sehr sachlich - diese Diskussion zumindest einmal zu beginnen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – 1.°Zusatzfrage: Herr GR Strache, bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Keine Frage, ich unterstelle in dieser Frage jedem, dass er für jene, die unsere Hilfe brauchen, auch da sein will. Ich glaube, es gibt in manchen Bereichen eben unterschiedliche Sichtweisen. Das macht sich insofern daran fest, dass die Ausgleichszulagenbezieher ja bei 653 EUR - und daher auch über dem Betrag der Sozialhilfeempfänger – liegen, und wir denken, dass das eine Summe ist, die man einfach zum Leben und zum Überleben braucht, und dass bei den Sozialhilfebeziehern in Wien die Heizkostenzuschüsse unter diesem Wert liegen, das heißt: Auch wenn man den Heizkostenzuschuss zu den Sozialhilfebeträgen, die man erhält, dazurechnet, kommt man nicht über die Ausgleichszulage, auch wenn man das durch 12 durchrechnet, man bleibt immer darunter. - Das ist auch immer unser Kritikpunkt gewesen, und daran haben wir uns auch immer inhaltlich gerieben: Sie waren der Meinung, Sie leisten Ihren Beitrag, aber dieser Beitrag war aus unserer Sicht immer zu niedrig, weil das unserer Meinung nach einfach keine Grundlage zum Überleben dargestellt hat. 

Deshalb führen wir über diese Frage auch seit längerer Zeit eine eingehende Diskussion. Dabei haben wir auch immer festgehalten, dass das natürlich eine Landeskompetenz ist. Es gibt zwei Bundesländer, die das nicht tun, alle anderen Bundesländer zahlen den Heizkostenzuschuss. Deshalb waren wir auch sehr verwirrt, als Ihr Bundesvorsitzender vor kurzer Zeit im Parlament einen Antrag auf Heizkostenzuschuss des Bundes gestellt hat. 

Wie erklären Sie sich diese Anfrage im Parlament? Hat er sich da mit Ihnen nicht akkordiert, nicht abgesprochen, oder weiß er nicht, welche Kompetenzen es in diesem Bereich gibt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Entschuldigung, Herr stellvertretender Bundesparteivorsitzender: Da unterliegen Sie einem Irrtum! - Das ist keine Beschimpfung, denn auch ich bin stellvertretender Bundesparteivorsitzender, und ich werde mich hüten, mich selbst zu beschimpfen. (Heiterkeit bei Gemeinderäten der SPÖ. – GR Mag Hilmar Kabas: Aber man kann ja selbstkritisch sein!)

Also, Herr stellvertretender Bundesparteivorsitzender: Da unterliegen Sie einem Irrtum. Ich habe deswegen auch bewusst vorher darauf hingewiesen: Wo liegen die auch im Fernsehen in der "Pressestunde" zitierten Verantwortlichkeiten der Länder - nämlich bei den Sozialhilfebeziehern -, und wo liegen sie nicht? - Und der Bundesparteivorsitzende der Sozialdemokraten ist kenntnisreich und nicht verwirrt, und er hat selbstverständlich auch sehr genau unterschieden, was die Kompetenzen der Länder und was jene des Bundes sind. Und es ist daher auch zu Recht - zu Recht! - eine Anfrage respektive ein Antrag eingebracht worden, der sich darauf konzentriert, dass ein Teil jener Mehreinnahmen, die der "Herr der Himmelpforte" aus den erhöhten Heizkosten kassiert, an die Ärmsten zurückgegeben wird, und zwar im Besonderen an jene, für die der Bund zuständig ist. 

Daran sehe ich weder etwas Besonderes noch etwas Verwirrtes, sondern ich halte das für richtig. Und ich meine, dass wir auch zu jener Kooperation zurückkehren sollten, die wir vor vier Jahren, wenn ich das richtig in Erinnerung habe, gehabt haben, nämlich zur gemeinsamen Finanzierung dieses Heizkostenzuschusses durch den Bund und die Länder. Das wäre auch viel attraktiver im Hinblick auf die Administration, wie von Seiten der Volksanwaltschaft festgehalten wurde, und es wäre natürlich auch administrativ wesentlich leichter zu handlen, weil der Bund über sein Datenmaterial respektive auch die Pensionsversicherung über ihr Datenmaterial verfügen und man sohin von der Antragspflicht wegkommen könnte. Es wäre dies eine vernünftige Form der Vorgangsweise. Nicht alles, was in der Vergangenheit passiert ist, war schlecht und muss wegreformiert werden. Ich würde es für vernünftig halten, wenn wir wieder zu dieser Gemeinsamkeit zurückkehren könnten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – 2.°Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem, bitte. (Alle GemeinderätInnen der ÖVP haben sich in dunkelgelbe Schals gehüllt. – VBgm Dr Sepp Rieder, auf die ÖVP-Fraktion weisend, in Richtung des amtsf StR Werner Faymann: Werner, weißt du, dass denen da drüben kalt ist? Oder ist es die innere Kälte? - Es kann ja die innere Kälte sein! Oder vielleicht ist schlecht geheizt?)

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Meiner Meinung nach ist diese Auseinandersetzung um den Heizkostenzuschuss im Grunde genommen ein Teil des beginnenden Wahlkampfes. Es ist ziemlich zum ersten Mal der Fall eingetreten, dass ich 100-prozentig unterschreiben kann, was Sie hier ausgeführt haben. Es ist eindeutig so, dass diese Attacke, die da von ÖVP und FPÖ kommt, nur Teil des Wahlkampfes ist und im Grunde genommen inhaltlich auch sehr falsch ist. Wien zahlt ja jedes Jahr eine Heizbeihilfe aus. Das sind 67 EUR, und das bekommen die Sozialhilfeempfänger. Das heißt, Wien ist dieser Aufgabe immer gerecht geworden. 

Die Kritik müsste ja eine andere sein: Wir haben nämlich festgestellt, dass die Sozialhilfe und die Heizbeihilfe mittlerweile einfach etwas zu niedrig sind. Sie sind nicht mehr existenzsichernd, und man müsste sich darüber unterhalten, diese Tarife an sich zu erhöhen. 

Daher jetzt auch meine Frage an Sie: Können Sie sich vorstellen, sich dafür einzusetzen, dass Wien die Sozialhilfe und die Heizbeihilfe neu überdenkt und - an den Bedarf angepasst - anhebt, sodass tatsächlich beides zusammen existenzsichernd ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Mich freut die Unterstützung gerade auch in dieser Frage, weil hier offensichtlich auch die Linien der politischen Auffassung deutlicher erkennbar sind, als es gelegentlich in der Öffentlichkeit dargestellt wird. 

Ich kann daher zu Ihrer konkreten Frage sagen: Natürlich überdenken wir das immer wieder – und wir haben ja in der jüngeren Vergangenheit etwa durch Anpassungen der Höhe im Sozialhilfebereich auch entsprechend gehandelt. Ich verstehe auch, dass man natürlich in der Rolle der Opposition sagen muss, diese Beträge sollten höher sein – das hat ja in verschiedener Hinsicht auch seine Rechtfertigung -, auf der anderen Seite bitte ich aber um Verständnis für die Vorsicht, die wir hier derzeit noch walten lassen, denn es hängt schon einiges auch davon ab, wie die Finanzausgleichsverhandlungen in den nächsten Wochen ausgehen werden. 

Daher kann ich Ihnen heute nur in einer vorsichtigen Formulierung Folgendes sagen: Jawohl, ich bin selbstverständlich bereit, darüber nachzudenken, wie man hier zu einer entsprechenden Grundversorgung - wenn ich diesen Begriff verwenden darf - kommen kann.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – 3.°Zusatzfrage: Frau GRin Lakatha, bitte. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Nach langem Zögern hat sich die Gemeinde Wien bereit erklärt, jetzt einen Heizkostenzuschuss von 50 EUR zu gewähren - obwohl das ursprünglich überhaupt nicht die Absicht war, denn es wurde vorige Woche im Ausschuss noch vehement abgewiesen. Aber Gott sei Dank hat sich da eine Änderung ergeben. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: "Gott sei Dank"? – Unserer Entscheidung sei Dank!)

Ich wollte Sie fragen: Wien zahlt - außer dem Burgenland, das wesentlich weniger zahlt - den geringsten Zuschuss. Wie erklären Sie, Herr Bürgermeister, dass das doch reiche Wien für seine sozial Schwachen nur so einen geringen Betrag zur Auszahlung bringen wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie müssen da einer Fehlinformation aufgesessen sein. Der Bundesländervergleich weist nämlich sehr deutlich aus, dass diese Aussage Ihrerseits nicht stimmt, denn für diejenigen, für die wir zuständig sind - das ist eben zitiert worden -, zahlt das Land Wien 67 EUR (VBgm Dr Sepp Rieder: Monatlich!), und damit liegen wir im österreichischen Feld sehr gut. (VBgmin Grete Laska: Monatlich!) Im Monat, ja! Damit liegen wir im österreichischen Feld sehr gut! (VBgmin Grete Laska: Das zahlt sonst überhaupt niemand!)
Dass wir uns im Hinblick auf den Heizkostenzuschuss für jene, für die die Länder nicht zuständig sind, entsprechend zu akkordieren versuchen, das bitte ich auch zur Kenntnis zu nehmen, denn dieser Zuschuss ist genau so hoch wie der von Niederösterreich. Und das hat natürlich auch bis zu einem gewissen Grad seinen Sinn, denn ich habe in verschiedener Hinsicht den Tourismus, den man hier in der Vergangenheit durchaus auch organisiert hat - und von dem ich mir vorstellen kann, dass man ihn auch in der Zukunft organisiert –, reichlich satt, dass also wir dabei immer auch die Problemlöser für andere sind. 

Ich bitte also um Verständnis dafür: Wir haben dies akkordiert, insbesondere mit unserem Nachbar. (Zwischenruf bei der ÖVP.) - Wenn ich dieser Argumentation folge, dann breche ich die Finanzausgleichsverhandlungen ab! Das sind ja auch alles Steuergelder! - Das ist ja kein Argument, gnädige Frau, denn selbstverständlich geht es hier auch darum, dass diejenigen ihre Aufgabe erfüllen, die für sie zuständig sind. Wir bräuchten keine Aufgabenverteilung gemäß der Verfassung, wir könnten uns den ganzen Konvent zu diesem Thema ersparen, und wir könnten uns den Finanzausgleich ersparen, wenn wir dieser Argumentation Folge leisten. Selbstverständlich müssen wir alle - die Gemeinden, die Länder und die Republik Österreich - die Aufgaben erfüllen, für die wir zuständig sind. Das versuchen wir auch besten Wissens. 

Meine main message heute ist zweifelsohne die: Kehren wir zurück zu jener Kooperation, die wir vor vier Jahren genau zu demselben Thema schon hatten! Nicht wir haben abgelehnt, Frau Gemeinderätin, einen Heizkostenzuschuss zu zahlen, sondern wir haben uns dazu überlegt, wie man das am effizientesten, am vernünftigsten auch machen kann. Und wir sind nicht die Letzten, denen das eingefallen ist. Es gibt Bundesländer, die noch immer darüber nachdenken, wie man das entsprechend machen kann. 

Also nicht böse sein: Ich sehe keinerlei Veranlassung, hier auch nur irgendeinen Funken schlechten Gewissens zu haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Strache! Sie stellen die 4.°und letzte Zusatzfrage.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Ich möchte noch einmal kurz darauf zurückkommen: Es ist ja so, dass in anderen Bundesländern an Ausgleichszulagenbesitzer (VBgmin Grete Laska: "Empfänger" heißt das, nicht "Besitzer"!), die über 650 EUR Einkommen haben - und ich sage noch einmal dazu: Das ist aus meiner Sicht jener Betrag, den man zum Leben braucht -, auch ein Heizkostenzuschuss bezahlt wird, soweit ich informiert bin. Uns ist es wichtig, das festzumachen. - Sozialhilfeempfänger liegen unter diesem Wert. Und bei den Heizkostenzuschüssen, die geringfügig Beschäftigte oder Sozialhilfeempfänger und andere in Wien erhalten, kommt man auch mit dem Heizkostenzuschuss nicht über diese in Form der Ausgleichszulage festgemachte Grundsumme, von der wir der Meinung sind, dass man sie zum Leben braucht. Und darum geht es!

Deshalb denke ich, dass auch die 50 EUR, die Sie als einmalige Zahlung angekündigt haben, zu wenig sein werden. Das wird zu wenig sein! Ich verstehe schon, dass Sie sagen: Es gibt einen Bereich, den hat oder hätte der Bund zu übernehmen. - Ich frage mich nur, warum sieben andere Bundesländer da sehr wohl tätig sind und diese Bereiche übernehmen.

Deshalb werden wir heute auch einen Antrag einbringen, nämlich 110 EUR Heizkostenzuschuss auszuzahlen. (VBgmin Grete Laska: Falsches Haus! Falsche Adresse!) Ja, das ist schon das richtige Haus!

Können Sie sich prinzipiell schon auch vorstellen, dass man einen Rechtsanspruch auch für Ausgleichszulagenbezieher und für andere in dieser Frage, nämlich in der Frage des Heizkostenzuschusses, schafft?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Einmal mehr: Es muss jeder auf seiner Ebene die Aufgaben erfüllen. Wir haben für diejenigen, für die wir zuständig sind, nämlich für Sozialhilfebezieher, einen Heizkostenzuschuss in einer Höhe von nicht nur 50 EUR, sondern sogar von 67 EUR, und wir haben diesen sogar automatisiert, sodass wir die solchen Beschlüssen vorhergehenden Diskussionen ja eigentlich gar nicht mehr führen müssen. 

Wenn Sie meinen, dass für jene, für die der Bund zuständig ist, ein Rechtsanspruch eingerichtet werden soll, dann kann ich nur sagen, Herr stellvertretender Bundesparteivorsitzender: Sagen Sie Ihren Kollegen, die in der Regierung sitzen, dass sie das tun sollen! Ich habe ja gar nichts dagegen, dass das getan wird. Ich sage Ihnen mit demselben Fug und Recht heute das, was vor etwas mehr als vier Jahren Ihre Freunde mir gesagt haben: Setzen Sie sich in Ihrer eigenen Partei durch, wenn Sie so etwas haben wollen! – Sie haben es mir damals vielleicht sogar mit einem gewissen Recht gesagt, und dieses Recht nehme ich mir jetzt auch heraus: Setzen Sie sich durch in Ihrer Partei, Herr stellvertretender Bundesparteivorsitzender! (Beifall bei der SPÖ. – GR Harry Kopietz: Er ist ja ein Leichtgewicht!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP - 03961-2004/0001 - KSP/GM). Sie ist von Frau GRin Dr Vitouch an Herrn amtsf StR Dipl Ing Schicker gerichtet: Für das Projekt Wien Mitte nach den Entwürfen der Architekten Henke/Schreieck liegt zur Zeit der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan auf. Wie sehen der Zeitplan und die weiteren Entwicklungen für das Projekt aus?
Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Wir haben nach einer sehr intensiven Diskussionsphase und nach dem städtebaulichen Wettbewerb für dieses Areal den Flächenwidmungsplan in enger Kooperation mit den Architekten, mit dem künftigen Bauträger und mit dem Grundeigentümer entwickelt. Der Flächenwidmungsplan war bis zum 30. September in der öffentlichen Auflage, und es sind dazu insgesamt 31 Stellung-nahmen eingelangt. 

Wir haben zusätzlich zur öffentlichen Auflage auch noch vor Ort eine Ausstellung organisiert, sodass auch die Benutzer dieses höchst unattraktiven Bahnhofs die Chance haben zu sehen, was denn künftig daraus werden kann. 

Es wurde vor kurzem auch die Einarbeitung der 
Stellungnahmen abgeschlossen. Von den 31 Stellung-nahmen waren drei von größerer Substanz, nämlich jene des Grundeigentümers Bundesbahn, jene der BAI, die künftig dort die Errichtergesellschaft darstellen beziehungsweise schaffen wird, und jene des Bezirks. Die Vorstellungen der Bezirksvertretung sind zu einem guten Teil eingeflossen, ebenso die Vorstellungen, die von den beiden anderen genannten Institutionen eingebracht wurden. 

Wir sind guten Mutes, dass wir nach einer nochmaligen Befassung des Bezirks noch im Dezember diese Flächenwidmung dem Gemeinderat vorlegen können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die 1.°Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Es schadet vielleicht nicht, die wesentlichste, aber auch für die architektonische Zunft nicht unwesentliche Frage anzusprechen, nämlich die Frage, wer – also welche Architektinnen oder welche Architekten – tatsächlich dort bauen werden. Gewonnen haben beim städtebaulichen Wettbewerb Henke/Schreieck. Es lagen aber schon eine Reihe von Vorbelastungen vor. Wer letztendlich baut, prägt das Stadtbild, besonders an diesem Standort. 

Meine Frage ist: Können Sie heute schon sagen, welche Architekten oder Architektinnen bei den ersten Bauschritten zum Zug kommen werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Der städtebauliche Wettbewerb, der von Henke/Schreieck gewonnen wurde, ist von der Stadt ausgelobt worden und findet sozusagen den Abschluss mit der Flächenwidmungs- und Bebauungsplanung. Sie wissen: Das war rechtlich nur in dieser Form möglich. Wir wissen auch, dass wir bei dieser Architektur, bei diesem Vorschlag, natürlich auch sehr weit in die architektonische Gestaltung dieses Standortes hineingegangen sind, und es wäre daher sehr zweckmäßig, wenn das Team Henke/Schreieck auch an der Errichtung dieses Gebäudes beteiligt wäre. Wir haben das der BAI immer empfohlen, und ich gehe davon aus, dass eine Teambildung mit jenen Architekten stattfinden wird, die früher schon vor Ort aktiv waren und hier auch entsprechende vertragliche Vereinbarungen mit der BAI haben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Herr GR Mag Neuhuber, bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr StR Schicker!

Als ich die Frage der Kollegin Vitouch das erste Mal las, dachte ich mir, Ihre Fraktion weiß etwas über prophetische Fähigkeiten, die Sie besitzen und von denen wir bisher noch nichts wussten. Denn prognostizieren zu wollen, wie die weitere Entwicklung von Wien-Mitte ausschaut, wäre wirklich ein bisschen kühn, wenn man bedenkt, wie schwierig diese Entwicklung in den letzten Jahren bisher gewesen ist. 

Aber jetzt sind wir ja ohnedies wieder sozusagen im entmystifizierten Stadium und reden einmal über die Flächenwidmung und darüber, wie dort das Procedere ist, und das ist leichter vorauszusagen.

Meine Frage, Herr Stadtrat: Es hat von Seiten des Developers unlängst Avancen gegeben, die Einkaufsflächen für das Projekt noch weiter zu vergrößern, und zwar in einem gar nicht so unwesentlichen Ausmaß. Wie stehen Sie denn zu einer Ausweitung der Einkaufsflächen für Wien-Mitte?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich habe natürlich die Diskussion in den vergangenen Wochen auch verfolgt. Ich sehe durchaus einen Zusammenhang mit Wahlen in einer Berufsvertretung, die im nächsten Jahr bevorstehen; anders ist nicht erklärbar, dass man bei dem Projekt, bei dem wir in der neuen Widmung rund 25 000 Quadratmeter für ein Einkaufszentrum vorsehen, darin das große Unglück erblickt, während die aktuelle Widmung 31 900 Quadratmeter vorsieht. Es werden also in der Widmung um rund 20 Prozent weniger enthalten sein, als in der aktuellen, noch gültigen Widmung vorhanden sind. Ich sehe darin kein großes Unglück, und wie vorhin erwähnt, ist mit der BAI dieses Konzept auch schon vereinbart und die Stellungnahme der BAI auch weitgehend berücksichtigt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Nächste Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Im Zuge dieser Flächenwidmungen gibt es natürlich auch Auswirkungen auf das gesamte Umfeld. Ihre Kollegin, Frau StRin Wehsely, hat ja dankenswerterweise als einen ihrer Schwerpunkte in Wien die Märkte auserkoren, und es gibt dort auch einen alteingesessenen Markt, nämlich den Landstraßer Markt. 

Daher meine Frage an Sie: Welche positiven Auswirkungen beziehungsweise Verbesserungen, wie zum Beispiel zwei bis vier direkte Zugänge auch zum Bahnhof, wird diese Flächenwidmung für den Landstraßer Markt haben, bevor er endgültig eingeht? Hier kann nämlich nur eine Symbiose stattfinden, denn sonst ist er nämlich kaputt, und das kann doch nicht im Interesse der Stadtregierung und Ihrer Kollegin Wehsely liegen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich kann die Meinung voll unterstützen, dass eine Vernetzung zwischen dem Markt und dem Einkaufszentrum stattfinden soll. Sie wissen, das war auch Gegenstand des Wettbewerbs, und es ist dabei herausgekommen, dass es zwei ordentlich ausgestattete Durchgänge in den Markt hinein geben soll. Genau das versuchen wir mit der Flächenwidmung auch abzusichern. - Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt: Ich möchte gerne Ihre Aussage korrigieren und sagen, dass der Landstraßer Markt einer jener Märkte ist, die verhältnismäßig gut funktionieren, auch wenn die Baulichkeiten und die technischen Einrichtungen deutlich sanierungsbedürftig sind.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Weitere Zusatzfrage: Frau GRin Dr Vitouch, bitte.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Welche Faktoren könnten noch eine Zeitverzögerung hinsichtlich der Realisierung des Projekts bewirken?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zeitverzögerungen können sich, so wie die Stellungnahmen für die Flächenwidmung jetzt aussehen, nicht mehr allzu gravierend, was die baurechtliche Seite betrifft, auswirken. Es kann aber natürlich noch sein, dass in den Verhandlungen zwischen der BAI und den Bundesbahnen, die sich der designierte Generaldirektor der Österreichischen Bundesbahnen selbst vorbehalten hat - wie er über die Medien ja ausgerichtet hat -, noch einmal Sand ins Getriebe kommt. Ich hoffe nicht, denn auch Generaldirektor Huber kennt dieses Areal sehr gut - immerhin war er der Bauherr für den City Tower.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 04726-2004/0002 - KGR/GM), die von Frau GRin Mag Vassilakou an den Herrn Bürgermeister gerichtet ist: Auf dem Papier klingt das von der MA 17 ausgerufene "Diversitätsmanagement" vielversprechend, geht es doch darum, die Partizipation von Communities und insbesondere von unabhängigen Vereinsprojekten am Dienstleistungs- und Be-treuungsnetz der Stadt Wien zu gewährleisten. Trotzdem steht nur ein verdienstvolles Vorzeige-Jugendbetreu-ungsprojekt mit viel Tradition und langjähriger Erfahrung im Namen der "Wiener Diversitätspolitik" vor dem Aus. Herr Bürgermeister, werden Sie zulassen, dass der unabhängige – manchmal vielleicht auch unbequeme – "Verein ECHO zur Unterstützung Jugendlicher" mit seinem Beitrag für die Stadt aufhören muss, bloß weil ECHO sich weigert, seine Unabhängigkeit aufzugeben und sich nicht dem Verein ICE unterordnen möchte?
Ich bitte um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Das ist eine sehr spezifische Frage, die Sie da an mich gerichtet haben. Ich tue mir vielleicht deswegen ein bisschen leichter, sie zu beantworten, weil dieses Projekt auf eine Zeit zurückgeht, in der ich noch als Gemeinderat Vorsitzender des Vereins Jugendzentren gewesen bin. Ich leite sozusagen daraus auch ab, dass Sie ganz sicher davon ausgehen können, dass ich nicht Kindesweglegung oder Ähnliches betreiben will und ganz sicherlich nicht will, dass ein Projekt beendet wird, das ganz unbestreitbar auch seine Verdienste über die Zeit hinweg hat.

Es hat natürlich mit Diversität zu tun, aber ich möchte gleich zu Beginn Folgendes ganz deutlich machen: Es geht nicht darum, dass ein Projekt, das unbequem ist oder das kritisch ist oder das einem politisch nicht passt, abgedreht werden soll. Davon kann überhaupt keine Rede sein! Wäre dem so, so hat es andere Zeiten gegeben, wo man es leichter gehabt hätte, solche Dinge erst gar nicht zuzulassen. Ganz im Gegenteil: Es war gewollt. 

Aber es geht natürlich auch um etwas anderes: Es geht darum, dass sich Jugendpolitik im Allgemeinen, aber gerade auch Jugendarbeit in diesem Bereich, also im Integrationsbereich, natürlich laufend ändert und verändert. Es sind gerade in diesem Bereich nahezu alle bereit, sich solchen auch inhaltlichen Valorisierungen und Diskussionen immer wieder zu unterziehen.

Bei “Echo“ haben die Fachleute – ich habe diese Gespräche natürlich nicht selbst geführt, und da bitte ich auch um Verständnis dafür – auch mitgeteilt, dass sich “Echo“ immer mehr diesen Diskussionen entzogen hat, nicht durch Absenz, sondern inhaltlich gesehen. Ich verweise auch hier auf den Kontrollamtsbericht aus dem heurigen Jahr, der vorgelegt wurde, und der zu diesem Projekt durchaus auch keine unkritische Betrachtung an den Tag gelegt hat. Und dem Kontrollamt kann man sicher nicht unterstellen, dass es irgendwelche finsteren Absichten hätte, Dinge abzudrehen.

Ich kann daher heute und zur Stunde nur sagen: Mir ist es sehr wichtig, dass die Projekte in diesem Bereich nicht nur über Medienkommunikationen verfügen, sondern dass man tatsächlich auch versucht, die Realität abzubilden und durchaus auch einer kritischen Würdigung zu unterziehen. Ich denke hier im Besonderen auch an die Streetworker-Arbeit, die hart genug ist, schwierig genug ist, psychisch aufwendig genug ist und die daher durchaus auch ihren entsprechenden Niederschlag finden sollte. Es geht eigentlich um sehr konkrete Diskussionen und um durchaus auch konkrete Auffassungsunterschiede dabei.

Ich würde mir sehr wünschen, um das dann damit auch abzuschließen, dass man sich in dem Gespräch, das, soweit ich weiß, am kommenden Montag noch einmal stattfinden soll, über die Frage einigt: Was ist die Funktion dieses Projekts in der Zukunft - eingebaut in das größere Ganze der Integrationsarbeit im Jugendbereich? 

Auch das Projekt “Echo“ ist kein Selbstzweck. Eine Zeitung, die nur für die Redakteure geschrieben wird, ist eine Zeitung, die zwar auch ihren individuellen Zweck erfüllen mag, aber sie ist sicherlich nicht etwas, von dem ich glaube, dass man das mit Subventionen machen soll. Da wünsche ich mir sehr – ich sage es noch einmal: Ich wünsche mir sehr -, dass dieses Projekt, das ich, wie ich mit Fug und Recht sagen kann, über zwei Jahrzehnte kenne, auch in der neuen Zeit in der Aufgabe, die heute zu erfüllen ist - gerade für ein solches Medium -, durchgeführt wird. Ich wünsche es mir sehr und hoffe es sehr. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die 1.°Zusatzfrage, bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Synergien im Jugendbereich zu suchen und auch Valorisierungen durchzuführen, wie Sie selbst erwähnt haben, ist eine Sache. Eine andere Sache ist es allerdings, wenn man einen Verein letztendlich unter Druck setzt und von ihm verlangt, sich aufzugeben und sich einem anderen Verein unterzuordnen – und ich lege hier Wert auf die Bezeichnung "unterzuordnen", denn diese ist tatsächlich in den Unterlagen wieder zu finden –, um fortan als Projekt im Rahmen des Vereins “ICE“, in diesem Fall, fortgeführt zu werden - immerhin eines Vereins, in dessen Vorstand zwei SPÖ-Gemeinderätinnen zu finden sind. (VBgmin Grete Laska: Deswegen ist es auch nicht schlecht, oder?)

Halten Sie diese Vorgangsweise für zulässig? Halten Sie sie für etwas, was sozusagen im Rahmen der üblichen Vorgangsweisen der Stadt Wien sein sollte?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin! Die Geburtsstunde dieses Projekts war in einem Verein – in einem Verein, dessen Vorsitzender ein SPÖ-Gemeinde-rat war, nämlich ich.

Man kann ja nicht behaupten, dass dieses Projekt in all der Zeit, in der es im Rahmen des Vereins Wiener Jugendzentren tätig gewesen ist, dort behindert wurde! Ganz im Gegenteil: Es ist gefördert worden, es ist belebt worden, es ist eigentlich zu dem geworden, was es ist - einschließlich des Images, das es hat. 

Daher kann ich die Argumentation nicht verstehen und - ich sage es ganz offen - auch nicht nachvollziehen. Es geht nicht darum, dass ein Projekt behindert wird, abgedreht wird oder sonst irgendetwas, sondern es geht im Prinzip darum, dass man versucht, auch mit den Leuten, die dieses Projekt machen, die zukünftige Gemeinsamkeit und den zukünftigen Weg dieses Projekts auszudiskutieren. Dass dies im Rahmen eines übergeordneten Vereins, der seine Unabhängigkeit genauso wenig in Frage stellen wird, wie das früher die Jugendzentren gemacht haben, ist, das ist eine Frage der Administration, der Nutzung, aber das ist sozusagen nicht mein Thema. (Von einer auf der Galerie anwesenden Gruppe Jugendlicher hält jeder/jede eine Tafel mit einem Buchstaben in die Höhe, die den Wortlaut "Wien braucht ECHO" ergeben.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr GR Walter Strobl.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Es ist natürlich zutreffend und auch überhaupt keine Frage, dass das Recht zu Veränderung auch beim Geldgeber, beim Sponsor liegt, also das Recht, zumindest zu sagen: Ich will eine Sache, die hier für die Stadt getan wird, in einem anderen Licht sehen, und wir wollen das neu diskutieren. 

Man ist an “Echo“ noch in diesem Jahr, im Frühjahr herangetreten und hat gebeten, ein neues Konzept vorzulegen (VBgmin Grete Laska: 2003!) - möglicherweise schon früher. Jedenfalls haben sie es heuer im Juli bei der MA 13 abgegeben, und seitdem hören sie nichts mehr, außer dass man ihnen sagt, sie dürfen nicht mehr weitermachen und – und das ist der springende Punkt – dass offenbar auch die Gelder für dieses Jahr nicht mehr voll ausbezahlt werden.

Mein Problem bei diesem Vorgang ist eher: Wenn man einen Verein verändern will, dann soll man ihm auch die Chance dazu geben, aber dann soll man ihm sozusagen nicht von heute auf morgen das Geld kappen. 

Werden Sie dafür sorgen, dass die Summen, die für dieses Jahr zugesagt wurden, auch heuer noch ausbezahlt werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sie verlangen von mir etwas, was Sie sich selbst nicht zubilligen würden. Es tut mir Leid, aber es ist ja allgemein bekannt, dass Subventionen in Vierteltranchen ausbezahlt werden, und es geht hier darum, dass man eine Vorgangsweise in der völlig üblichen Form auch hier wählt. Ich sehe darin weder etwas Falsches noch etwas Unkorrektes. Selbstverständlich wird es am Montag unter anderem auch darum gehen, dass man dieses letzte Viertel entsprechend abrechnet. Ich sehe dann keine Schwierigkeit, die entsprechenden Gelder zu überweisen. 

Ich verstehe nur das andere, das zuerst Gesagte - nämlich dass man von heute auf morgen etwas abdreht und dass keine Gespräche geführt wurden - noch eine Spur weniger.

Es ist schon richtig, ich war natürlich bei diesen Gesprächen nicht dabei, und ich bitte um Verständnis dafür, weil es ja – Gott sei Dank – in dieser Stadt eine Unzahl von Projekten gibt. Aber meine Informationen über die Gesprächssituation sind andere, und sie sind nicht zuletzt auch dahin gehend, dass es ein Dreivierteljahr gebraucht hat, um eine Reaktion dieses Vereins auf die Frage zu bekommen, wie sich auf Seiten des Vereins diese gemeinsame Zukunft für diesen darstellt. Dazu gibt es jetzt eine Diskussion unter den Fachleuten, es gibt ein Gespräch, es gibt einen anberaumten Termin. Ich kann also aus den Informationen, die mir vorliegen, nicht herauslesen, dass es da zu einer Gesprächsverweigerung gekommen wäre. Ich sehe das nicht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Schöfnagel, bitte.

GRin Barbara Schöfnagel (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Ganz davon abgesehen, dass uns die Offenlegung der verschiedenen Subventionen, die die Stadt leistet, nicht gefällt, sind wir aber auf Ihrer Seite, wenn Sie sagen, Sie wollen, wenn die öffentliche Hand Gelder verteilt, auch entsprechende Richtlinien vorgeben und Maßnahmen treffen, die notwendig sind - wie es offensichtlich in diesem Verein jetzt notwendig ist.

Ich möchte Sie aber fragen: Inwieweit haben Sie vor, auch bei anderen Subventionen, die vergeben werden, eine etwas verstärkte oder intensivere Kontrolle der inhaltlichen Vorgaben durchzuführen? Unserer Meinung nach werden nämlich sehr oft Gelder gegeben, die dann in nicht nachvollziehbarer Weise ausgegeben werden. Können Sie also sagen, dass das vielleicht ein Anfang einer weiteren Kontrolle ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Nein, Frau Gemeinderätin, das ist nicht der Anfang, sondern aus meiner Sicht geschieht dies laufend, und das ist auch richtig so. Aber ich hege den dumpfen Verdacht, dass es nicht an der Frage der Kontrolle liegt, sondern an den inhaltlichen Auffassungsunterschieden, die hinter verschiedenen Konzeptionen entsprechender Arbeit stehen. Bei der Integration bin ich mir zwar individuell nicht ganz sicher, aber politisch gesehen bin ich mir ziemlich sicher, dass es hier unterschiedliche inhaltliche Vorstellungen gibt. Und das sollte man auch so benennen, wie es ist. Das ist ja in der Demokratie völlig normal und auch korrekt! Ja, deswegen gibt es verschiedene Parteien, weil man zu verschiedenen Fragen unterschiedliche Auffassungen hat. Da soll man sich nicht hinter Kontrollmechanismen verstecken, sondern dies auch ganz klar und offen sagen. Es ist normal in der Demokratie, dass man verschiedene Auffassungen hat. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die letzte Zusatzfrage stellt Frau GRin Mag Vassilakou. 

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Mag sein, dass die Vorgangsweise, die hier gewählt wurde, um “Echo“ dem Verein “ICE“ unterzugliedern - oder sagen wir einmal, der Versuch, dies zu tun -, für Sie nachvollziehbar ist. Das Problem liegt darin, dass nicht nur ich es bin, die diese Vorgangsweise nicht nachvollziehen kann, sondern durchaus auch die Mitglieder von “Echo“, die Jugendlichen, viele Menschen auf dem Gebiet der Integrationspolitik und auch viele prominente UnterstützerInnen und Wegbegleiterinnen und Wegbegleiter von “Echo“ in den letzten Jahren. Insofern sehe ich hier sehr wohl Erklärungsbedarf.

Nichtsdestotrotz möchte ich kurz auf die Zeitschrift "Echo" zu sprechen kommen. Soweit ich mich erinnern kann, gibt es in früheren Ausgaben sogar Bilder von Ihnen, auf denen Sie die Zeitschrift in der Hand halten. Ich gehe daher davon aus, dass Sie diese Zeitschrift schon das eine oder andere Mal auch gelesen haben werden. Daher kann ich überhaupt nicht nachempfinden, dass diese Zeitschrift in irgendeiner Form ein Selbstzweck wäre. 

Nun haben Sie selbst erwähnt, es gibt demnächst Gespräche, wo es darum geht, in welcher Form hier irgendeine Form von Unterstützung seitens der Stadt erfolgen könnte. Ich frage Sie daher konkret: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass zumindest das Zeitschriftenprojekt fortgeführt werden kann, also finanziell sozusagen seitens der Stadt in seinem Fortbestand beziehungsweise seiner Existenz gesichert ist? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: ... ein konkretes Angebot?!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister. (VBgmin Grete Laska, in Richtung der GRin Mag Maria Vassilakou: Sie konterkarieren die Verhandlungen! Unglaublich!)

Bgm Dr Michael Häupl: Ich wollte diesen Dialog hier nicht unterbrechen, obwohl das natürlich nicht der Sinn der Fragestunde ist. (VBgmin Grete Laska, in Richtung der GRin Mag Maria Vassilakou: Wissen Sie, was Sie jetzt gerade gemacht haben? – ... falsch programmiert! – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist unglaublich!) Frau Klubvorsitzende, es wird Sie wahrscheinlich mäßig überraschen, wenn ich Ihnen erzähle, dass ich auch Zeitungen, Zeitschriften und sogar Bücher lese, wo keine Bilder von mir drinnen sind (Heiterkeit bei der SPÖ) - sogar mit Vorliebe. Ich habe ein bisschen einen unterschiedlichen Zugang dazu: Ich esse gerne Selbstgekochtes, aber ich lese auch anderes als selbst Geschriebenes - was in vielerlei Hinsicht für meine Bildung auch Sinn macht. Nicht dass mich alles erfreuen würde, was ich dabei lese - außer bei Eigenem, das erfreut mich natürlich immer, sonst hätte ich es ja nicht geschrieben -, aber man muss mir da schon ein höheres Ausmaß an intellektueller Flexibilität zutrauen; jedenfalls fordere ich das ein. 

Was Ihre unmittelbare Frage - beziehungsweise fast Forderung - betrifft, so werde ich sie so nicht beantworten, und das hat einen sehr einfachen Grund: Ich bin mit Sicherheit heute nicht der Spezialist, der man dafür sein muss. Ich habe die inhaltlichen Diskussionen nicht geführt, und selbstverständlich werde ich die Entscheidung darüber, was in Zukunft diesbezüglich passiert, auch jenen überlassen, die sich unmittelbar damit beschäftigen - und nicht in einer Fragestunde Verhandlungen, die noch stattfinden, Gespräche, die notwendigerweise geführt werden, konterkarieren. Daher sehe ich mich außerstande, diese Frage zu beantworten. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 04727-2004/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Frau GRin Korosec an den Herrn Vizebürgermeister gerichtet: Die Finanzierungsvereinbarung der Ordenskrankenhäuser läuft heuer aus. Die OKH leisten für die Wiener Spitalsversorgung einen unverzichtbaren Anteil und - wie eine jüngst publizierte Studie wieder eindrucksvoll bewies - zu für die Wiener Steuerzahlerinnen und Steuerzahler unvergleichlich günstigen Konditionen bei gleichzeitig höchstem medizinischen Niveau. Bisherige Bemühungen der Vertreter der Wiener OKH, eine neue Finanzierungsvereinbarung für die nächsten Jahre zu beschließen, wurden von Ihnen abschlägig behandelt. Wann werden Sie die finanzielle Grundlage der Arbeit der Wiener OKH für die nächsten Jahre sicherstellen?
Ich bitte um Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Gemeinderätin!

Sie haben da an mich die Frage gerichtet: „Wann werden Sie die finanzielle Grundlage der Arbeit der Wiener Ordenskrankenhäuser für die nächsten Jahre sicherstellen?" (Die auf der Galerie anwesenden Jugendlichen haben sich von ihren Sitzplätzen erhoben und begeben sich laut hustend zum Ausgang.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Meine Damen und Herren von “Echo“! Sie haben Ihre Möglichkeit zur Demonstration gehabt. Ich bitte Sie, das Husten dann draußen weiter fortzusetzen. - Danke. 

VBgm Dr Sepp Rieder (fortsetzend): Herr Vorsitzender! 

Vielleicht ist der Saal nicht entsprechend gewärmt (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die soziale Kälte, Herr Vizebürgermeister!), denn mir fällt auf, dass die Gemeinderäte der ÖVP offenbar auch ein verstärktes Wärmebedürfnis haben, das dadurch erkennbar ist, dass ja beim Verlassen des Saales der Schal abgelegt wird, dass also offenbar nur im Saal dieses Bedürfnis nach Wärme existiert. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist die soziale Kälte!) Vielleicht kann man sich da darum kümmern und feststellen, ob da vielleicht sektoral eine besondere Kälte herrscht. - Aber das sei nur am Rande gesagt. Vielleicht sollte man da ein kleines Biomassekraftwerk anbauen? (Bgm Dr Michael Häupl, in Richtung ÖVP weisend: Das ist die wahre Humanität! ... sind jetzt für eingetragene Lebensgemeinschaften! Die ÖVP hat sich endlich entschieden in dieser Frage! Der Ausdruck der humanen Liberalität!) 
Frau Gemeinderätin, Sie haben, wie gesagt, die Frage an mich gerichtet: „Wann werden Sie die finanzielle Grundlage der Arbeit der Wiener Ordenskrankenhäuser für die nächsten Jahre sicherstellen?" (GR Mag Christoph Chorherr, sich mit einer Kamera vor die in dunkelgelbe Schals gehüllten GemeinderätInnen der ÖVP-Fraktion platzierend: Darf ich einmal fotografieren?) - Übrigens passt Ihnen die Farbe sehr gut, Frau Gemeinderätin, was man bei anderen Mitgliedern nicht so sehr sagen kann. (Ruf: ... schwarz!) - Nun, ein schwarzer Schal ist vielleicht nicht gerade passend. - Bei mir würde sich die Farbe wahrscheinlich, ähnlich wie beim Herrn Kollegen Hahn, mit jener der Krawatte schlagen. 

Frau Gemeinderätin, ich bin ein bisschen überrascht, dass Sie diese Frage an mich richten, denn ich bin eigentlich davon informiert worden, dass die Vorschläge der Frau Gesundheitsministerin parteiintern abgestimmt sind - also ich nehme an, auch mit der Wiener ÖVP. Das Problem ist ja - wenn Sie hier von der finanziellen Grundlage sprechen -, dass es ja in der Tat auch um die Gesamtentwicklung der Finanzierung der Spitäler geht. Ein sehr wesentlicher Teil ist ja derzeit aus den Beiträgen der Sozialversicherung gedeckt und zum Teil aus Steuermitteln, die von den verschiedenen Gebietskörperschaften aufgebracht werden. Und das Problem, das sich generell stellt, ist dass beispielsweise die Gesundheitsministerin vor kurzem erst angekündigt hat, dass sie für eine Beitragssenkung ist, während ich in anderen Bereichen lese, dass dort die Beiträge erhöht werden sollen. Also eine merkwürdige Mischung unterschiedlicher Vorschläge, aber das ist eigentlich der Hintergrund, vor dem ich dem Verhandler der Ordensspitäler sagen musste: Bevor wir nicht wissen, wie es überhaupt mit der Finanzierung weitergeht, können wir derzeit zu keinem Abschluss über diesen speziellen Bereich gelangen beziehungsweise keine Verhandlung über diesen speziellen Bereich führen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – 1.°Zusatzfrage: Frau GRin Korosec, bitte.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister!

Sie sehen, man muss sich warm anziehen, denn die soziale Kälte ist eben in diesem Raum zu spüren. Das hat man jetzt auch bei den Damen und Herren von “Echo“ gesehen, die nach kurzer Zeit sofort einen Hustenanfall bekommen haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Nun aber zu meiner Frage: Es gibt eine IHS-Studie, die Sie ja kennen, aus der sehr deutlich hervorgeht, dass die Produktivität der Ordensspitäler deutlich höher ist als die Produktivität in den städtischen Krankenhäusern. Und da gibt es jetzt den Vorschlag, dass man als Messlatte für die öffentliche Finanzierung die Leistungsfähigkeit der Ordensspitäler heranziehen soll. Jetzt wollte ich Sie fragen, Herr Vizebürgermeister: Was sagen Sie zu diesem Vorschlag? Können Sie sich diesem Vorschlag auch anschließen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Na ja, wenn wir in allen Bereichen der öffentlichen Spitäler nach den Prinzipien der Ordensspitäler vorgehen würden, hätten wir ein Problem. Die Lösung, die derzeit besteht, ist ja die einer Arbeitsteilung, dass nämlich in Anbetracht der wahrscheinlich schwächeren Finanzkraft der Träger der Ordensspitäler dort ein anderer Maßstab angelegt wird als in den anderen öffentlichen Spitälern – und ich sage dazu: Einschließlich des Hanusch-Krankenhauses. Ich habe einer Unterlage zu dieser Studie auch entnommen, was alles in Wien nicht stattfinden würde, wenn man nach dem Maßstab vorginge, dass man - natürlich kostenorientiert, das ist in Ordnung - nur jene Bereiche betreibt, die vom Kosten-Leistungs-Verhältnis günstiger sind: Es würden dann wahrscheinlich die Fachabteilungen für Unfallchirurgie fehlen. Wir hätten dann keine 24°Stunden-Notfallversorgung für alle Fachbereiche. Es gibt im Bereich der Kinderversorgung eine Reihe von Themen, die in den Ordensspitälern nicht geleistet werden können. - Ich sage noch einmal, wir stehen zu dieser Arbeitsteilung, aber es gäbe dann keine Neonatologie, keine Kinder-Intensiv- und keine Kinder-Risikobetreuung, keine Stroke Unit, keine 24 Stunden qualifizierte Herzinfarktversorgung und - lassen Sie mich damit auch schon zum Schluss kommen – keine spezielle Chemotherapie, spezielle Strahlentherapie, Dialysen, Einrichtungen für spezielle Infektionskrankheiten und so weiter. 

Das heutige System, das Sie ja, glaube ich, gut kennen, beruht ja darauf, dass es eine Arbeitsteilung, eine Aufgabenteilung gibt, dass man sich durchaus dazu bekennt, dazu entschließt, aufwendigere, vom Kosten-Leistungs-Verhältnis nicht so leicht realisierbare – das heißt auch, weniger auf planbare Medizin ausgerichtete - Bereiche im öffentlichen Sektor zu übernehmen. - Ich will auf die anderen Probleme dieser Studie nicht eingehen, aber ich glaube, wir bleiben bei unserem System und gehen nicht davon aus, jetzt irgendeiner Studie folgend total umzustellen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Mag Schmalenberg, bitte. 

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! 

Es freut mich sehr, dass Sie heute bei dieser Anfrage hier im Gemeinderat in diesem Zusammenhang von Arbeitsteilung sprechen, denn es ist ja doch so, dass ohne die Leistung, die in den Ordensspitälern erbracht wird, die Versorgung der Wienerinnen und Wiener auch nicht gewährleistet wäre. Und es freut mich, dass Sie das heute hier auch festhalten.

Ich möchte in diesem Zusammenhang eine Zusatzfrage betreffend das Orthopädische Krankenhaus Speising stellen. Wie wir wissen, sind ja dort die Operationsräume ausgebaut worden. Ich würde Sie gerne fragen, ob Sie sicherstellen, dass auch die notwendigen Betten dazu in der Zukunft gewährleistet sind. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich könnte jetzt auf die fraktionsinterne Kommunikationsarbeit verweisen - es betritt gerade Frau StRin Karin Landauer, die ja Mitglied der Fondskommission ist, den Saal. Wir haben ja bei der letzten Fondskommissionssitzung über dieses Thema gesprochen und den Antrag des Trägers des Krankenhauses Speising - ebenso wie die von anderen - einmal zurückgestellt, um noch einmal zu prüfen, ob das Ansinnen des Krankenhauses mit den Richtlinien, die ja für die Fondskommission einvernehmlich beschlossen worden sind, nicht doch auf einen Nenner gebracht werden kann. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz, bitte. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vizebürgermeister! Leider waren Sie bei der Präsentation der Studie der Frau Hofmarcher, des IHS nicht anwesend. Das sehe ich ein, man kann nicht überall sein. Nichtsdestotrotz möchte ich Ihnen sagen, dass Frau Hofmarcher bei dem Einsparungspotential, das sie hier erhoben hat, diese besonderen Leistungen der Gemeinde Wien - Neonatologie, Unfallchirurgie - natürlich eingerechnet und mitkalkuliert hat. Also so polemisch ist das IHS nicht, dass es meinen würde, dass man das alles nicht braucht. 

Der langen Analyse kurzer Schluss: Diese zusätzlichen wichtigen Leistungen, die der Krankenanstaltenverbund hier erbringt, wurden bei der Berechnung der 190 Millionen EUR aufgenommen und berücksichtigt. Trotzdem wurde dieses frei werdende – sie sagt nicht "Einsparungspotential" - Finanzierungspotential errechnet.

Ich denke, Sie als zuständiger Finanzstadtrat sollten schon an der Frage interessiert sein, wo es Möglichkeiten gibt, dass der Krankenanstaltenverbund Einsparungen lukriert, denn - und das wissen Sie mindestens so gut wie ich - im jetzigen Zwischenbericht 2004 liegt das Defizit schon wieder bei 50 Millionen EUR. Also dem Krankenanstaltenverbund wird das Geld nicht reichen, das ist weiterhin bekannt.

Nachdem meine Kollegin Schmalenberg schon wissen wollte, was aus Speising wird - die Antwort habe ich irgendwie nicht verstanden; bekommen sie jetzt das Geld, das sie brauchen, oder nicht? Ich hoffe, schon -, möchte ich Ihnen eine andere Frage stellen: Ich war bei einer Veranstaltung, die sich mit den Finanzierungsfragen des Gesundheitssystems in Österreich befasst. Dort war Landesrat Schabl, und wir haben ihn ganz offen gefragt, wie er sich das jetzt vorstellt mit dem Linearbeschleuniger - das ist auch so ein Dauerthema - im SMZ-Ost und wann Niederösterreich endlich daran denkt, seine Verpflichtungen aus dem ÖKAP betreffend Mitfinanzierung des zweiten Linearbeschleunigers wahrzunehmen. Seine Antwort war klar - ich sage sie Ihnen, damit Sie das bei den Finanzverhandlungen auch gleich berücksichtigen können: Er denkt nicht daran! Er denkt nicht daran, den Linearbeschleuniger mitzufinanzieren - er ist ein sozialdemokratischer Politiker, also Sie haben sicher einen guten Draht zu ihm, vielleicht sagt er es Ihnen persönlich -, sondern auf den Hinweis, das würde ja im ÖKAP stehen, sagte er: Dann werden wir den ÖKAP ändern!

Ich frage Sie daher jetzt, Herr Vizebürgermeister: Werden Sie diese Antwort Niederösterreichs hinnehmen, und werden Sie auf diese Weise zur Kenntnis nehmen, dass die Strahlenversorgung für Wien und letztlich für die nördliche Region Niederösterreichs auf diese Weise im Argen liegt und die Versorgung nicht gewährleistet sein wird? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ganz kurz die Antwort: Es ist dies ein prinzipielles Missverständnis. In den Finanzausgleichsverhandlungen und Verhandlungen über die Grundsätze der Finanzierung des Gesundheitswesens geht es nicht um bilaterale Verhandlungen, sondern es geht um ein Gesamtergebnis, und zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann man nicht sagen, wie dieses Ergebnis ausschauen wird und ob es ein gemeinsames Ergebnis geben wird. Und danach hängt es dann davon ab, welche weiteren bilateralen Verhandlungen möglich sind oder nicht. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Letzte Zusatzfrage: Frau GRin Korosec, bitte. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister! Es ist ja bekannt, dass der Pflegebereich ein besonders wichtiger Bereich ist, der immer wichtiger wird, weil wir immer älter werden. Jetzt hätte ich gerne gewusst: Wie sind gerade in den Ordensspitälern die Geriatrieabteilungen ausgebaut - im Verhältnis zu den städtischen Krankenhäusern? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Das kann ich Ihnen einfach nicht beantworten, denn das fällt nicht in meine Zuständigkeit.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben somit die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 04728-2004/0001 - KFP/GM). Sie ist von Herrn GR Josef Wagner an Herrn StR Faymann gerichtet: Sie versprachen im Zusammenhang mit der ungerechten Belastung von Mietern mit Energiekosten infolge der Abschaffung der Waschmarken eine optimale und kostengerechte Lösung in Form anderer Verrechnungssysteme. In wie vielen städtischen Wohnhäusern wurde bereits auf ein neues, verbraucherorientiertes Verrechnungssystem umgestellt?
Ich ersuche um Beantwortung. 

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr GR Wagner! Die Frage zu den Waschmarken und den Energiekosten kann ich kurz beantworten. Das Mietrechtsgesetz und die Auslegungen und Interpretationen sprechen eine klare Sprache: Es ist im Zusammenhang von Waschküchen lediglich zulässig, die Energiekosten individuell weiterzuverrechnen. Diese sehr enge Sicht, lediglich die Energiekosten individuell verrechnen zu dürfen, führt dazu, dass wir zwar mit vielen Mietervertretern Diskussionen zu diesem Thema hatten, auch mit Mieterbeiräten, die Chipcardsysteme einführen wollten - oder einige überlegen noch -, die Abrechnungen händisch selbst vorgenommen hätten oder dazu bereit waren, dass aber in der großen Mehrheit die jetzt gewählte Vorgangsweise, dass alle alles bezahlen, beibehalten wird und nur in sehr wenigen Fällen - ich kann sie Ihnen, wenn Sie wollen, dann auch einzeln vorlesen - von dieser Möglichkeit, Chipkartensysteme zu verwenden beziehungsweise eine händische Verrechnung vorzunehmen, Gebrauch gemacht wird. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Josef Wagner, bitte um die erste Zusatzfrage.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Danke für die Ausführungen zum Mietrechtsgesetz, die mir selbstverständlich bekannt sind. Aber Sie wissen auch, dass im Mietrechtsgesetz zum § 24 klargestellt ist, dass die Energiekosten von Waschküchen, Waschmaschinen, Trockengeräten den Ver-brauchern zuzurechnen sind und der Vermieter nur berechtigt ist, sie pauschal einzuheben und abzurechnen. Das heißt, hier geht die Stadt Wien, Wiener Wohnen nicht gesetzeskonform nach dem Mietrechtsgesetz vor - nein, das ist nicht so. Und, Herr Stadtrat, Sie wissen, dass viele Mieter sich sehr darüber beschweren und es als völlig ungerecht empfinden, dass sie die Energiekosten von anderen Verbrauchern mitbezahlen. 

Sie haben daher auch - Wiener Wohnen und Sie persönlich - vor kurzer Zeit noch, zu Beginn dieses Jahres, versprochen, dass mögliche Systeme mit verschiedenen Chipkarten getestet werden, dass die Wiener Hausbetreuungsgesellschaft damit befasst ist.

Ich frage Sie: Was hat Sie bewogen, von diesem Testergebnis, das Sie nie bekannt gegeben haben, abzugehen, obwohl Sie versprochen haben, dass wenn Mieter eine detaillierte Abrechnung auf jene Verbraucher wollen, das dann von Wiener Wohnen auch durchgeführt wird? Wieso gehen Sie jetzt von diesem Versprechen ab und sagen, es bleibt dabei, alle zahlen alles?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Ich lese Ihnen die Interpretation der Juristen vor: „Ebenso zulässig ist es gemäß § 24 Abs 2a, die pauschalierte Einhebung von Energiekosten" und so weiter „von den Mietern vorzunehmen." Zulässig ist es, nicht vorgeschrieben. Zulässig heißt, dass wir den Mietern ... (Zwischenruf des GR Josef Wagner.) – Herr Kollege, es wäre ja unsinnig, wenn man es Ihnen vorschriebe, weil die Einführung von Geräten, mit denen dann letztendlich nur der Strom abgerechnet wird, viel mehr kostet. Das sind die Energiekosten, nicht die Waschmaschine, nicht der Raum, nur der Strom. Das sind 3 Prozent der Kosten. Das Wasser ist dort auch nicht einzeln abzurechnen und würde noch weniger ausmachen. 3 Prozent der Kosten individuell abzurechnen ist zulässig, sagt der Gesetzgeber. Wenn er jetzt auch noch sagen würde, das ist verpflichtend, und wir müssten überall Maschinen aufstellen mit Chipkartensystemen, die viel mehr kosten, nur damit man dann den Strom abrechnet, da würden sich die Mieter schön bedanken.

Daher kann ich Ihnen zwar auch diese Berechnungen vom Schöpfwerk und von anderen Bereichen, wo wir das mit den Mietern gemeinsam gemacht und ausgerechnet haben, zur Verfügung stellen. Ich kann Ihnen nur sagen, außer in wenigen Ausnahmefällen, wo sich Mietervertreter hinsetzen und das irgendwie händisch versuchen oder wo man, obwohl man weiß, dass es viel teurer und wirtschaftlich unsinnig ist, der Gerechtigkeit wegen trotzdem solche Chipkartensysteme möchte, also mit diesen ganz wenigen Ausnahmen, hat die überwiegende Mehrheit der Mietervertreter gesagt, da es nur zulässig ist, diese 3 Prozent der Kosten abzurechnen, gibt es für sie – so hat der Großteil entschieden – keinen Sinn.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Lassen Sie mich meine Zusatzfrage hinsichtlich der Energieeffizienz und des Energieverbrauchs angesichts hoher Energiepreise ein bisschen weiter fassen. Sie betrifft sehr wohl eine soziale Komponente im Bereich der THewosan-Förderung. Rund um die Diskussion um den Heizkostenzuschuss konzentriert sich das auf Bereiche von sozial Schwachen. Meine Frage geht dahin, inwieweit es Überlegungen oder bereits Praktiziertes gibt, auch dort Durchgriffe auf private Hauseigentümer zu haben, wo Sanierungsmaßnahmen aufgeschoben werden, wo es deswegen hohe Energiekosten gibt, wo aber mit der Thewosan-Förderung ein durchaus sehr attraktives Instrument bereitsteht. Wer in einem wirklich gut isolierten Haus lebt, hat natürlich eine deutlich geringere Energiekostenbelastung, aber gerade rund um den Gürtel und in jenen Bezirken oder Bezirksteilen, wo sozial Schwache vor allem auch in Häusern leben, die nicht städtische Wohnhausanlagen sind, habe ich das Gefühl, dass bisher Thewosan-Förderung sehr gering eingesetzt wird. 

Irre ich mich mit dieser meiner Einschätzung? Und welche Überlegungen gibt es vor dem Hintergrund, dass möglicherweise die Energiepreise noch deutlich weiter steigen werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Ich bin Ihrer Meinung, dass Thewosan, also alle thermischen Sanierungen, dazu führen, dass die Kosten für die Mieter geringer werden, was in Zeiten von steigenden Energiepreisen ein tatsächlich wichtiger Bereich und wichtiger Vorteil für die Mieter ist. 

Ich würde nicht unterschreiben, dass es dort, wo sozial Schwächere wohnen, weniger zur Geltung kommt. Im Gegenteil. Es sind sowohl geförderte Bereiche, in denen sehr viele sozial Schwache wohnen, von der Thewosan-Förderung positiv beurteilt worden, und es sind auch viele dieser Sanierungen bereits durchgeführt worden. Es ist auch in den erneuerungsdringlichen Zählgebieten, wie wir sie nennen – dieses schreckliche Wort – der Anteil der Anträge eigentlich relativ hoch.

Wo Sie Recht haben – aber das trifft den gesamten Bereich der Stadterneuerung: Ich würde mir einige zusätzliche Häuser wünschen in diesen Vierteln, in denen die Hauseigentümer bereit wären, diese Sanierung im Rahmen der Stadterneuerung mit uns durchzuführen. Es gibt heute genauso noch Hauseigentümer, die sich grundsätzlich zu einer geförderten Sanierung auch in diesem Punkt, im thermischen Bereich, nicht bereit erklären, weil sie damit gewisse Auflagen erfüllen müssen und weil es ihnen lieber ist, gar keine Auflagen zu erfüllen, sondern einfach die Miete über einen kalten § 18 umzulegen. Diese Hauseigentümer gibt es. Sie sind glücklicherweise nicht die große Mehrheit, sondern sie sind die Ausnahme, aber diese Ausnahmen gibt es bei diesem Thema und bei allen anderen sozialen Themen der Stadterneuerung nach wie vor.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr GR Fuchs.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ein nicht unwesentlicher Teil der Wohnkosten sind die Fernwärmekosten, und die sind für manche sehr, sehr hoch. Jetzt gibt es ein OGH-Urteil, das besagt, dass die Fernwärmekunden ab sofort aus den Verträgen aussteigen können. Jetzt, da sich manche das nicht mehr leisten können, besteht natürlich die Gefahr und die Überlegung, aus solchen Verträgen auszusteigen. Und es heißt dann weiter von Wiener Wohnen: Bei Wiener Wohnen, dem größten Kunden des Spittelauer Wärmelieferanten, zeigt man sich besorgt und will prüfen, ob eine Kündigung der Fernwärme nicht auch eine Kündigung des Mietvertrages nach sich zieht.

Herr Stadtrat, ich möchte daher wissen, gerade jetzt, wo es kalt wird, wo es eisig wird: Werden Sie die Menschen, die einen Vertrag kündigen, weil sie es sich nicht leisten können, auf die Straße setzen oder werden Sie das generell ablehnen und eine Weisung an Wiener Wohnen erteilen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Sie wissen, das ist unsinnig. Es wird niemand gekündigt, wenn er irgendeinen Vertrag abbestellt. Er wird auch Ihren Schal dazu nicht brauchen, aber er wird vielleicht mehr Unterstützung durch die Bundesregierung brauchen, damit die Einnahmen, die man aus Energiesteuern hat, auch für solche Menschen verwendet werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Josef Wagner.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Wenn wir jetzt schon bei der Kälte sind: Es kommt ja bald der Winter, und ich erinnere mich daran, dass eine der Aufregungen neben der ungerechtfertigten Belastung durch fehlende Waschmarken jetzt bei den Mietern auch in der Vergangenheit die Schneeräumung war. Wiener Wohnen hat offensichtlich im letzten Jahr auch hier nicht alles so im Griff gehabt, wie es sich manche gewünscht hätten.

Meine Frage daher: Es gibt die Hausbetreuungs GmbH, die ja an sich gut funktioniert und mit der die Mieter großteils zufrieden sind. Könnten Sie sich vorstellen, dass über diese Hausbetreuungs GmbH oder eine neu zu gründende Tochter von Wiener Wohnen eine Schneeräumungs und Gehsteigereinigungs GmbH entstehen könnte, um so den Unmut der Mieter im Winter zu besänftigen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Kollege! So wie Sie es sagen, bereiten wir es vor. Die konkrete Frage, auf den letzten Winter angesprochen: Tatsächlich ist es so, dass dann, wenn es schneit und wenn verschiedene Fremdfirmen in der Früh überall zugleich sein sollen, in der Regel der Verkehr das Hindernis ist, überall gleichzeitig sein zu können. Da könnte ich Ihnen auch lange Geschichten erzählen, wo erboste Mieter dann diese Firmen anrufen und nur zu einem Tonband kommen: "Wir sind für Sie unterwegs". Da haben viele den Eindruck gehabt, das war lange, wo man da unterwegs war für sie.

Daher hat die Hausbetreuungs GmbH – wie Sie das auch angeführt haben – einen Plan entwickelt, den sie als Pilotprojekt in diesem Winter aufzubauen beginnt und bis zum nächsten Winter flächendeckend durchzuführen versucht. Sie hat das aus sich heraus selbst vorbereitet. Die Gesellschaftsform wird, wie Sie gesagt haben, möglicherweise über eine Tochter dieser Hausbetreuungs GmbH organisiert. Das wird bereits diesen Winter pilotprojektartig und nächsten Winter, wie wir hoffen, flächendeckend eingesetzt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Somit ist die Fragestunde abgeschlossen.

Wir kommen zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der sozialdemokratischen Fraktion hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Einsparungen des Bundes gefährden effektiven Schutz der Frauen vor Gewalt" verlangt. Das Verlangen ist ordnungsgemäß beantragt worden.

Ich ersuche nun die Erstrednerin, Frau GRin Martina LUDWIG, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Ich darf bemerken, dass die Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. – Bitte.

GRin Martina LUDWIG: Sehr geehrte Damen und Herren der ÖVP!

Sie befinden sich im Wiener Rathaus. Hier wird keine Politik der sozialen Kälte gemacht, und ich denke, Sie können Ihre Schals abnehmen. Eine Politik der sozialen Kälte wird leider woanders gemacht. Das war auch der Grund, warum wir für die heutige Aktuelle Stunde dieses Thema gewählt haben, denn wir machen uns große Sorgen; große Sorgen um die Situation von vielen von Gewalt betroffenen Frauen in dieser Stadt. In den letzten Jahren hat der Bund, die Bundesregierung bei Gewaltschutzeinrichtungen und NGOs, die sich mit Prävention beschäftigen, starke Kürzungen vorgenommen. 

Das hat so weit geführt – deshalb auch die dramatische Situation derzeit in Wien –, dass seit 1. Juni dieses Jahres Hunderte Frauen – es sind konkret rund tausend Frauen in Wien davon betroffen –, die sich in einer akuten Krise befinden, derzeit keine entsprechenden Hilfsangebote oder Unterstützungen bekommen. Was heißt das konkret? Im Rahmen des Gewaltschutzgesetzes – Sie können sich erinnern, ich glaube, es war im Jahr 1997; wir waren alle gemeinsam sehr, sehr stolz darauf, dass Österreich hier auch eine Vorreiterin war im Rahmen der Gewaltschutzarbeit; mittlerweile gibt es viele, die unser Gesetz nachgemacht haben, um nur ein Beispiel zu nennen, Deutschland –, aber, wie gesagt, im Rahmen des Gewaltschutzgesetzes wurden auch die so genannten Interventionsstellen eingeführt. Diese Interventionsstellen waren ein ganz, ganz maßgeblicher Anteil im Rahmen des Gewaltschutzgesetzes. Doch diese Interventionsstellen können mittlerweile seit 1. Juni dieses Jahres in insgesamt sieben Wiener Bezirken ihrer Aufgabe nicht mehr nachkommen. Es sind ganz konkret die Bezirke 16, 17, 18, 19, 21, 22 und 23. Rund tausend Frauen sind betroffen. 

Warum können sie das nicht? Weil nämlich das Innenministerium im Laufe des Jahres plötzlich eine 5-prozentige Streichung für die Interventionsstellen durchgeführt hat für ganz Österreich, auch für Wien. Aber für Wien ist es besonders dramatisch, denn in Wien werden 40 Prozent aller Betretungsverbote durch die Polizei ausgesprochen. Das ist ja einerseits sehr erfreulich. Die Polizei hat hier wirklich sehr, sehr gut gelernt, mit dem Instrumentarium des Gewaltschutzgesetzes umzugehen. Tendenz steigend. Das heißt, immer öfter kommt es vor, dass die Polizei tatsächlich vor Ort ein Betretungsverbot, meist für den Mann, ausspricht. 

Das heißt, da die Zahlen so hinaufgehen, wäre es eigentlich notwendig, dass die Interventionsstellen ausgebaut werden. Sie konnten auch im letzten Jahr schon sehr schwer ihrer Aufgabe nachkommen, aber was macht der Innenminister? Er macht das Gegenteil und streicht. 

Was heißt das jetzt ganz konkret für die Praxis? Vielleicht wissen das nicht alle hier in dem Saal, wie gearbeitet wird. Tatsache ist, wenn es zu einer Tat kommt, die Polizei gerufen wird, die Polizei vor Ort feststellt, hier gibt es tatsächlich Gefahr für die Frau, für die Kinder – es sind meistens die Männer, die Gewalt ausüben –, dann hat die Polizei die Möglichkeit, ein Betretungsverbot auszusprechen. Das tut sie in Wien auch sehr oft und informiert sofort, nachdem sie das getan hat, die Interventionsstellen, weil es nämlich, was man sich ja vorstellen kann, für eine Frau und für die Kinder nicht sehr angenehm ist, in einer derartigen Situation dann ganz allein auf sich gestellt zu sein. Es gibt hier tatsächlich Unsicherheit, und zwar nicht nur in den Köpfen, sondern eine reale Unsicherheit, wenn man nicht weiß, wie der Gewalttäter weiter vorgeht. Hier kommen die Interventionsstellen zum Zug, die sich dann gemeinsam mit der Polizei sozusagen koordinieren, wobei die Interventionsstellen vor allem die Frauen unterstützen, auch zu deren Schutz. 

Ich möchte ganz kurz nur einen Brief zitieren, den eben leider die Interventionsstellen im ersten Halbjahr dieses Jahres an die Abteilungskommandanten und Abteilungskommandos der Sicherheitswache der betroffenen Bezirke gerichtet haben unter dem Titel "Dringend!" Hier nur ein einziger Satz: „Wir bedauern es sehr, dass wir unser Service für den Rest des Jahres nicht mehr allen Opfern anbieten können, zumal bei Gewalt in der Familie intensive und nachgehende Betreuung nach Polizeieinsätzen notwendig ist, um weitere und schwere Gewalttaten sowie Morde und Mordversuche zu verhindern. Daher fällt uns der Schritt der Einschränkung sehr schwer, ist jedoch auf Grund des Mangels an Personalstellen derzeit unvermeidlich." 

Ich wollte Ihnen das zitieren, um auch Ihnen das Gefühl dafür zu geben, wie wichtig tatsächlich für die betroffenen Frauen, die sich in einer akuten Krise befinden, die Arbeit der Interventionsstellen ist. 

Jetzt – das muss man hier auch sagen – kam vor ein paar Tagen, vor zwei oder drei Tagen, plötzlich die Nachricht, dass für heuer doch wieder dieser Ausgleich geschaffen wird vom Innenministerium. Das ist sicher besser als gar nichts, sage ich jetzt einmal, das ist aber auch eine unhaltbare Situation für die NGOs und letztendlich für die Frauen in dieser Stadt. Sie müssen sich vorstellen, dass erstens einmal bereits ein halbes Jahr keine Betreuung stattgefunden hat, das heißt, rund tausend Frauen sind unbetreut in dieser furchtbaren Situation. Zweitens wissen die NGOs, die vor allem diese wertvolle Arbeit leisten, von einem Monat auf den anderen einfach nicht, wie sie arbeiten können. Das ist eine unhaltbare Situation. So geht man mit professionellen Organisationen nicht um, vor allem aber auch nicht mit den Betroffenen, mit den Frauen in dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.)

Der Ausgleich, der jetzt doch vielleicht oder auch nicht – so genau weiß man das ja nie bei dieser Bundesregierung – ausgesprochen wurde, hilft aber nicht wirklich, denn – und da sage ich Ihnen nur die Zahlen für Wien – die Interventionsstelle hat im Jahr 2002 noch 2 477 Frauen und Kinder betreut, im Jahr 2003 waren es insgesamt schon 2 700 Frauen. Das heißt, Sie sehen, wie die Zahlen in die Höhe gehen. Auch für heuer weiß man, dass die Zahlen noch einmal in die Höhe gestiegen sind. Das heißt, hier ist ganz, ganz dringender Handlungsbedarf, und ich fordere auch den Innenminister von dieser Stelle aus auf, nicht nur das Budget gleich zu lassen, denn wir brauchen viel, viel, viel, viel mehr, sondern die Arbeit dieser Interventionsstellen erfolgt eigentlich auch im gesetzlichen Auftrag des Bundes. Ich fordere daher dazu auf, hier wirklich jene Mittel zur Verfügung zu stellen, die die Interventionsstellen brauchen, aber auch diese Stellen langfristig abzusichern und, so wie wir das in Wien tun, wieder Dreijahresverträge einzuführen, damit die Verantwortlichen – meistens Frauen – dieser Vereine nicht von einem Monat auf den anderen immer zittern müssen und vor allem permanent Kündigungen anmelden müssen. 

Eine kleine Geschichte am Rande, die ich für besonders zynisch halte: Dass der Herr Finanzminister vor ein paar Tagen in seiner Budgetrede als besonderes Kapitel unter dem Thema Gender Budgeting die Interventionsstellen hervorhoben hat, habe ich, ehrlich gesagt, als mehr als zynisch empfunden und weise das wirklich aufs Schärfte auch zurück. 

Aber die Interventionsstellen sind nicht die Einzigen, die von Kürzungen betroffen sind, und ich zähle Ihnen jetzt nur ein paar auf. 

Die österreichweite Helpline: Kürzung der monatlichen Gesamtstunden um 70, Kündigungen derzeit angemeldet, weil Zukunft unklar.

Verein Selbstlaut, jener Verein, den Sie wahrscheinlich kennen, weil ihn auch die Stadt Wien fördert und dessen Aufgabe die Prävention von sexuellem Kindesmissbrauch ist: Kürzung um ein Viertel im Jahr 2003, Ansuchen für das Jahr 2004 bisher nicht bewilligt. 

Verein Ninlil – die sind mir besonders wichtig, weil sie die Einzigen in diesem Lande sind, die sich mit sexueller Gewalt gegen behinderte Frauen beschäftigen, aber nicht nur beschäftigen, sondern jene betroffenen Frauen auch betreuen: Kürzung gegenüber dem Jahr 2003 um ein Drittel. 

Verein Tamar, eine Beratungsstelle für sexuell misshandelte und missbrauchte Kinder: Im Jahr 2004 um ein Drittel gekürzt. 

Verein White Ribbon – wir haben vor kurzem hier eine Subvention beschließen dürfen; der einzige Verein, in dem auch Männer sich sozusagen aktiv gegen Gewalt aussprechen: Für das Jahr 2004 wurden alle Anträge vom Bund abgelehnt.

Und jetzt frage ich Sie: Wo ist eigentlich die Frauenministerin? Ich höre nichts, ich sehe nichts, die Frauenministerin schweigt. Frauenpolitik findet in diesem Land offensichtlich nicht mehr statt, und es gibt mittlerweile auch niemanden mehr vom Bund, nicht einmal mehr die Frauenministerin, die dazu Worte findet, aber das beweisen auch die Zahlen. Ganz kurz nur eine Zahl, die uns leider die letzten drei, vier Jahre schon begleitet. Wien gibt für Frauenförderung doppelt so viel Geld aus, wie der Bund für ganz Österreich. (Beifall bei der SPÖ.)

Danke für den Applaus. Das ist zwar schön für die Wienerinnen, das ist allerdings eine wirkliche Dramatik für die Österreicherinnen, denn für Frauenförderung gibt es im Bund kein Geld. Das sagen auch die neuesten Zahlen wieder ganz deutlich. Doch während der Bund kürzt – ich habe nur ein paar hier anzuführen versucht, um zu zeigen, wie dramatisch diese Kürzungen sind –, hat Wien in den letzten zwei Jahren, nämlich ganz konkret vom Jahr 2002 bis zum Jahr 2004, im Gewaltschutzbereich das Budget um 14,6 Prozent gesteigert. Das heißt, wir nehmen unsere Verantwortung wahr.

Ich halte das auch für einen der wesentlichsten Bereiche – aber nicht nur ich –, und ich möchte Ihnen nur ganz kurz zum Abschluss noch eine Studie zitieren, was sich nämlich die Österreicherinnen in diesem Land wünschen. Es wurde im Frühjahr dieses Jahres eine Umfrage unter tausend Österreichern durchgeführt, wo unter anderem auch gefragt wurde, was so die wichtigsten Themen für die Frauen in Österreich sind. Ich muss Ihnen ehrlich sagen, auch mich hat es überrascht, dass bereits an zweiter Stelle nach dem Thema "gleicher Lohn für gleiche Arbeit" der Wunsch nach "Geld für Antigewaltprojekte" stand. Also Sie sehen, nicht nur wir, die wir uns tagtäglich mit diesem Thema beschäftigen, sehen das so, sondern es ist ein Thema der Frauen in diesem Lande. 

Leider muss man dazusagen – Sie alle kennen die Zahlen –, wie viele Polizeieinsätze es tagtäglich in diesem Land gibt, und vor diesem Hintergrund es ist wirklich dramatisch, was der Bund hier an Kürzungen durchführt. Es geht hier nicht um die Vereine, sondern es geht letztendlich um die betroffenen Frauen und die betroffenen Kinder, die sich in akuten Krisensituationen befinden und die mittlerweile leider allein gelassen werden. 

Vielleicht trägt diese Aktuelle Stunde dazu bei, für Sie auch das Auge zu schärfen, und ich denke, wir alle sollten darangehen, gemeinsam von Wien aus den Bund aufzufordern, hier einfach seiner Verantwortung nachzukommen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Für die weiteren Wortmeldungen darf ich noch einmal darauf hinweisen, dass die Redezeit jetzt 5 Minuten beträgt.

Frau GRin Vassilakou, bitte schön.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Die Kampagne, die es dieser Tage überall in Wien – ich schätze auch andernorts in Österreich – in Sachen häusliche Gewalt zu sehen gibt, die wird, glaube ich, wahrscheinlich jeder und jede von Ihnen bereits gesehen haben. Es sind sehr, sehr schlimme Bilder, die auf sehr subtile und indirekter Art und Weise darauf hinweisen, womit viele, viele Frauen auch in Österreich konfrontiert sind. 

Vielleicht zu Beginn ein paar Zahlen zusätzlich zu denjenigen, die Frau GRin LUDWIG von dieser Stelle aus bereits gebracht hat. Laut Schätzungen ist in Österreich jede fünfte Frau von Gewalt durch einen nahen männlichen Angehörigen betroffen. In Österreich passiert mehr als die Hälfte aller Morde pro Jahr im Familienkreis. Bitte lassen Sie sich das sozusagen auf der Zunge, in dem Fall in den Ohren, zergehen: Im Jahr 2002 wurden von insgesamt 176 Morden und Mordversuchen in ganz Österreich 127 im sozialen Nahraum verübt. Also das entspricht gerundet etwa 72 Prozent. 

Vielleicht noch ein Letztes: In 70 Prozent der Fälle werden nicht nur Frauen, sondern auch ihre Kinder misshandelt. Das heißt, etwas, was wir seit Jahren immer wieder auch von dieser Stelle aus diskutiert haben, nämlich das Sicherheitsrisiko für Frauen und Kinder, das ist – das muss man zur Kenntnis nehmen – nicht irgendwo da draußen auf der Straße, das ist, statistisch gesehen, großteils in den eigenen vier Wänden zu finden. Und das bedeutet etwas.

Diese Verantwortung, die wir haben, die wir alle haben, wird uns spätestens immer dann bewusst, wenn gerade den Medienberichten zu entnehmen ist, dass schon wieder ein grausamer Mord passiert ist. Dann empören sich alle, alle sind fürchterlich ergriffen, und alle sind der Ansicht, da muss man etwas tun. Schaut man sich aber an, was man dort tut, wo man durchaus etwas tun könnte, wo man sich sogar gesetzlich vorgenommen hat, etwas zu tun, das direkt betroffenen Frauen und Kindern zugute kommt, dann sieht man und stellt fest, dass – völlig unverständlich – bereits im laufenden Jahr, in diesem heurigen Jahr, die Mittel für diese gesetzlich verankerte Interventionsstelle gegen Gewalt um 5 Prozent gekürzt wurden. Man stellt auch fest, dass es im Bereich der autonomen Frauenhäuser massive Kürzungen gegeben hat. Möchte bitte einer von Ihnen jetzt seitens der FPÖ oder seitens der ÖVP herauskommen und uns erklären, wodurch diese Vorgangsweise zu verantworten ist? Wodurch ist sie überhaupt zu erklären, wie können Sie es denn überhaupt tragen? 

Denn eines steht fest: Die Stadt Wien ist in diesem Bereich durchaus ein Vorbild. Es gibt viele, viele Bereiche, über die wir auch in den letzten Jahren diskutiert haben und worüber durchaus unterschiedliche Auffassungen bestehen, wo auch die Grünen der Ansicht sind, dass die Stadt Wien in dem einen oder anderen Bereich durchaus mehr tun könnte und vielleicht sich auch nicht ständig an den Bund richten sollte mit der Aufforderung nach mehr Mittel. Aber gerade auf diesem Gebiet des Schutzes von Frauen und Kindern gegen häusliche Gewalt kann man sagen: Die Stadt Wien hat nicht nur ihre Hausaufgabe erledigt, sondern mehr als das. Wer kürzt, ist der Bund. Der kürzt nicht nur bloß so, sondern er kürzt mit Folgen, mit fatalen Folgen für Frauen und für Kinder in dieser Stadt, denn – wir haben es bereits gehört von dieser Stelle – mehrere Bezirke können nicht mehr betreut werden. Das bedeutet, dass tagein, tagaus Frauen und Kinder, die von Gewalt und Misshandlung betroffen sind, versuchen sich an jemand zu wenden, der sie betreut, der sie auch beschützt, der ihnen auch hilft – oder die ihnen auch hilft in den meisten Fällen –, letztendlich zu mehr Sicherheit zu finden, aber sie können nicht mehr ausreichend, sie können nicht mehr adäquat betreut werden oder stehen vor verschlossenen Türen.

Meine Damen und Herren, in diesem Fall insbesondere meine Damen und Herren in der ÖVP und in der FPÖ! Das ist empörend, das ist vollkommen untragbar. Die Grünen haben übrigens sowohl auf Landesebene als auch auf Bundesebene bereits mehrmals und seit Monaten auf diese Situation hingewiesen, denn sie ist nicht neu, und ich ersuche Sie von dieser Stelle aus, sich mit aller Kraft gegenüber Ihren eigenen Parteien auf Bundesebene einzusetzen, insbesondere gegenüber ihren eigenen Ministern und Ministerinnen, die für diesen Bereich zuständig sind, und dafür zu sorgen, dass in diesem Bereich nicht nur bloß nicht gekürzt wird, sondern dringend benötigte zusätzliche Mittel gegeben werden, mehrjährige Verträge abgeschlossen werden und auch eine gesetzliche Verankerung für die Einrichtung der Frauenhäuser in Zukunft erfolgt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Feldmann, bitte.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren des Gemeinderates!

Zu Beginn möchte ich einmal darlegen, dass sich sowohl die ÖVP Wien als auch die Bundesregierung seit jeher gegen jegliche Form von Gewalt ausgesprochen hat, insbesondere gegen Gewalt gegen Frauen. Weiters engagiert sich der Bund im Bereich der Sicherheit in einem noch nie da gewesenen Ausmaß, und das wissen Sie ganz genau. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Die ÖVP räumt dem Thema Sicherheit absolute Priorität ein. Sicherheit ist einer der Schwerpunkte der Bundespolitik, was sich eindeutig im Budget 2005 widerspiegelt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Sie leben in einer virtuellen Welt!) 103 Millionen EUR stehen im Innenministerium für 2005 mehr zur Verfügung im Vergleich zu 2004. (GR Godwin Schuster: Was hat das mit dem Thema zu tun?) Weil Sicherheit mit Gewalt sehr eng zusammenhängt, denke ich. Bis Ende 2005 werden im Innenministerium 800 Personen im Exekutivdienst neu aufgenommen. 

Die Interventionsstellen, die vom Frauenministerium und Bundesministerium für Inneres co-finanziert werden, haben 2003 österreichweit 7 765 gewaltbetroffene Personen betreut. Das Budget ist nicht gekürzt worden. Im Jahr 2004 förderte das Bundesministerium für Inneres zusätzliche Projekte der IST Salzburg. Diese wurden ins Gesamtbudget eingerechnet. Es hat dadurch eine leichte Kürzung für den Betrieb der IST gegeben, das Bundesministerium für Frauen hat das jedoch ausgeglichen. Außerdem wird, wie Sie bereits seit einer Woche wissen sollten, für das restliche Jahr 2004 eine Nachförderung in der Höhe von 112 000 EUR gewährt. (GRin Sonja Kato: Die gibt es nicht!) Diese wird anteilig auf die 9°Interven-tionsstellen aufgeteilt.

Für das Jahr 2005 stellt das Frauenministerium den Interventionsstellen 1,72 Millionen EUR zur Verfügung, und auch seitens des Bundesministeriums für Inneres ist beabsichtigt, einen höheren Anteil als heuer zur Verfügung zu stellen, sodass man auf eine Förderung von 50:50 kommen wird, was 3,44 Millionen EUR ausmachen wird, was eine absolute Ausweitung der finanziellen Mittel bedeutet. 

Das Bundesministerium für Frauen fördert in Wien zusätzlich den Verein Lefö mit dem Schwerpunkt Gewalt gegen Migrantinnen mit 106 000 EUR und das Bundesministerium für Inneres mit 111 000 EUR. 

Zusätzlich gibt es eine Förderung in der Höhe von 299 000 EUR für die Helpline. Das macht 10 Prozent des gesamten Fördervolumens aus. (Zwischenruf von GRin Martina LUDWIG.) Die Helpline hat gesagt, dass sie mit diesem Budget absolut auskommt.

Jetzt frage ich Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ: Wenn Ihnen das Thema so wichtig ist, warum widmen Sie nicht einen Teil Ihres Budgets den Interventionsstellen? Es ist jeder herzlich dazu eingeladen. (Beifall bei der ÖVP.) Auch im Namen der Bundesregierung möchte ich Ihnen ausrichten: Sie sind herzlich eingeladen, das in Wien hier mit zu budgetieren. (GRin Martina LUDWIG: Das ist ein Bundesgesetz! – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ein Bundesgesetz, Frau Kollegin! – GR Godwin Schuster: Die Frauen werden sich bedanken!) Sie können gerne Ihre eigenen Interventionsstellen mit fördern. Ja, Sie können das gerne fördern. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Martina LUDWIG: Das sind die Interventionsstellen des Bundes!)
Ich frage Sie: Warum investieren Sie so viel ins Ronacher, anstatt ein paar Cent für Frauen gegen Gewalt zu budgetieren? (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Da fragen Sie, warum?)
Oder die Pensionsharmonisierung: Hätten Sie sie ordnungsgemäß durchgeführt (GR Godwin Schuster: Was war nicht ordnungsgemäß?), Sie hätten sehr viel Budget, um sinnvolle Projekte für Frauen umzusetzen. (Beifall bei der ÖVP.)
Ihre Kollegen im Parlament haben sich 2003 gegen das Sicherheitspaket ausgesprochen, womit 30 Million-en EUR mehr für das Innenministerium beschlossen wurden. (GR Godwin Schuster: Sie wissen auch, warum!)

Haben Sie aufzeichnende Videoüberwachungen in U-Bahnen zur Verfügung gestellt? – Nein! Haben Sie Angsträume in Wien konsequent beseitigt? – Nein! (GRin Erika Stubenvoll: Na schon!) Haben Sie eine kommunale Stadtpolizei ins Leben gerufen, wie wir schon so oft gefordert haben? – Nein! Haben Sie etwas dagegen unternommen, dass nur 14 Prozent der Magistratsabteilungen von Frauen geführt werden? – Nein! 

Haben Sie etwas dagegen unternommen, dass in Wien Frauen um 25 Prozent weniger verdienen als Männer, dass in Wien nur 13 Prozent der Volksschulen und Sonderschulen und nur 33 Prozent der Hauptschulen Nachmittagsbetreuung haben (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin, das ist Ihrer nicht würdig!), dass 92 Prozent der Teilzeitbediensteten Frauen sind (GRin Martina LUDWIG: Wir reden von gewaltbedrohten Frauen!) – das hängt alles damit zusammen, dass Frauen in einer schwächeren Position sind (Beifall bei der ÖVP) –, dass die Rekordarbeitslosigkeit in Wien, im Speziellen die Frauenarbeitslosigkeit, mit einem Plus von 12,2 Prozent gesenkt wird? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist Ihrer nicht würdig, Frau Kollegin! Sie wissen es besser!)

Ich meine, es gibt ausreichend Betätigungsfelder im Bereich Frauen und Sicherheit, die hier in Angriff genommen werden könnten, anstatt sich permanent künstlich über Fehler der Bundesregierung aufzuregen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Strache gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Schutz der Frauen vor Gewalt ist ein ganz wichtiges und ernstes Thema. Es wurden heute unterschiedliche Ansätze hier dargelegt. Die Interventionsstellen haben aber zumindest das gleiche Budget wie in der Vergangenheit erhalten. (GRin Martina LUDWIG: Nein!) Ich bin auch der Meinung, dass man bei einem Gewaltanstieg gegen Frauen – und da bin ich ein Verbündeter von Ihnen –, einem Gewaltanstieg, der messbar und auch in den Zahlen erkennbar ist, natürlich auch mehr investieren muss in diesem Bereich. (Beifall bei der FPÖ.)
Keine Frage, da unterstütze ich Sie, da könnten wir vielleicht auch über einen gemeinsamen Antrag nachdenken. Ich würde da vielleicht gemeinsam auch in dieser Frage eine Forderung erheben, aber ich denke, wir sollten es nicht nur an dem Bereich der Interventionsstellen festmachen, sondern ich glaube, wir sollten, wie das gerade auch die Experten seit Jahren feststellen, das Augenmerk auf den Bereich der Prävention legen. (GRin Martina LUDWIG: Genau!) Da ist bis heute in dieser Stadt sehr, sehr wenig passiert. Wie die Experten seit Jahren einfordern: Machen wir unsere Kinder in den Schulen schon stark! Setzen wir in diesem Bereich den Schwerpunkt. (GRin Martina LUDWIG: Genau!) Da ist zu wenig passiert in dieser Stadt. (GRin Martina LUDWIG: Es gibt Vereine, die das machen!) Das machen die Vereine, aber ich muss sagen, schauen wir hinein in die Schulen, gehen wir hinein in die Schulklassen und schauen wir uns einmal an, wie dort die Präsenz der so genannten Vereine auch wirklich sichergestellt ist. (GRin Martina LUDWIG: Die werden gefördert!) Die gibt es nicht. 

Und das ist genau der Ansatz. Man kann nicht nur kosmetisch agieren, man muss auch wirklich hineingehen in den Apparat, man muss das auch stützen und sicherstellen, damit eben in diesen Bereichen die Prävention auch greifen kann. Das wird kein Erfolgsmodell von heute auf morgen sein, aber das wird unsere Kinder so stärken, dass wir in diesem Bereich auch eine positive Wirkung für die Zukunft erreichen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Ich möchte schon auch festhalten: Sie haben die absolute Mehrheit in dieser Stadt. Wenn Dinge von Seiten der Bundesregierung nicht so laufen, wie sie laufen sollten, dann haben Sie mit Ihrer absoluten Mehrheit die Möglichkeit, von Seiten des Landes bei Themen, die Ihnen wichtig sind, auch tätig zu werden. (GRin Martina LUDWIG: Da wären wir schon bankrott!) Sie können – das wurde angesprochen – auch selbst mit finanziellen Mitteln eingreifen. Sie können aber vor allen Dingen in den Bereichen, wo Sie die Verantwortlichkeit haben in der Stadt, tätig werden. Und ich sage Ihnen jetzt, wo es landesgesetzlich Möglichkeiten gäbe, wo Sie die Frauen im Stich lassen. (GR Godwin Schuster: Wir können nicht alles ausgleichen, was der Bund nicht macht!)

Wir haben Belästigungen in dieser Stadt, Gewalt gegen Frauen in dieser Stadt, vor allen Dingen auch in Bereichen, wo der Herr Bürgermeister zu Recht sagt, es gibt Plätze in dieser Stadt, die man am liebsten quasi geheim halten würde. Es gibt wahrscheinlich den Bereich der äußeren Mariahilfer Straße, den er geheim halten möchte, aber auch andere Bereiche (GR Godwin Schuster: Wann waren Sie das letzte Mal dort?), wo die Prostitution in dieser Stadt ungeahnte Ausmaße erreicht, wo die Gewalt gegen Frauen tagtäglich, auch am helllichten Tag, stattfindet, vor allen Dingen gegen Hausfrauen, wo auch Mütter mit Kindern am Arm von Freiern belästigt werden, wo es zu Bürgerdemonstrationen gekommen ist in diesem Bereich, dass die Stadtregierung in ihrer Verantwortlichkeit das abstellen soll, wo es zu Anträgen gekommen ist in der Bezirksvertretung Wien 15 und die Genossen leider Gottes keine Verbotszonen mit beschlossen haben, sondern sie abgelehnt haben. Das ist Ihre Verantwortlichkeit, und davon sind Sie nicht freizusprechen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Sie sind nicht auf dem Laufenden! – GR Christian Oxonitsch: Aber Sie wissen genau, wer dafür zuständig ist?) 

Das Prostitutionsgesetz ist halt eine landesgesetzliche Regelung. (GR Godwin Schuster: Wider besseren Wissens sagen Sie das hier!) Es geht darum, Verbotszonen möglich zu machen – genauso wie im Bettelbereich so auch im Prostitutionsbereich –, um die Bewohner in dieser Bezirksregion zu schützen, damit sie nicht tagtäglich zu allen Zeiten belästigt werden. Das ist auch etwas, was Frauen in dieser Stadt schwer beschäftigt, dass sie dieser Problematik ausgesetzt sind. 

Ich möchte auch einen Umstand festhalten, der für mich nicht nur skurril, sondern einfach unfassbar ist: Dass es heute in Wien möglich ist, dass Asylantinnen von der Magistratsabteilung – wir haben das schon einmal thematisiert – die grünen Karte bekommen, um dann der Prostitution nachzugehen (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) und es dort in diesen Bereichen auch wieder zu Gewalt kommt. Wir wissen das, das ist amtlich, und es kommt auch tagtäglich zu Anzeigen in diesem Bereich. Es sind Damen des Gewerbes feststellbar, die mit Pflastersteinen, Holzprügeln und anderen Dingen malträtiert werden. Da denke ich, auch das ist ein Bereich, den Sie abstellen können, wenn Sie wollen.

Deshalb sollte man schon auch festhalten: Es gibt viele, viele Möglichkeiten in Ihrem Verantwortungsbereich, und wir haben viele Möglichkeiten aufgezeigt. Mit einer absoluten Mehrheit kann man über das Landes-Sicherheitsgesetz eine Wiener Sicherheitswacht schaffen – womit ein positives Modell aus Bayern übernommen würde –, um die Sicherheit, die Prävention auf der Straße zu erhöhen. Man kann über die MA 15 sicherlich festmachen, keinen "grünen Deckel" für Asylantinnen für den Straßenstrich möglich zu machen. Man kann in den Schulen die Präventionsmaßnahmen erhöhen. Da gibt es so vieles. Handeln Sie endlich und schieben Sie nicht immer alles auf irgendwelche anderen Bereiche ab! Werden Sie selbst initiativ! Wofür haben Sie denn die absolute Mehrheit in dieser Stadt? Wenn Sie kein politisches Gewicht auf die Waage bringen, wenn Sie nichts daraus machen, dann dürfen Sie sich auch nicht wundern, wenn in dieser Stadt das Chaos herrscht. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Dr Vana gemeldet.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist schon unerträglich genug, wenn ich mir dieses Schönreden von Kolleginnen und Kollegen von ÖVP und FPÖ hier anhören muss, die sich dem Problem überhaupt nicht stellen und von Phantasiezahlen reden, die einfach eine glatte Lüge sind. Es ist aber fast noch unerträglicher, wenn der Herr Strache hier dieses wichtige Thema “Schutz von Frauen vor Gewalt“ dazu benützt, in diesem Gemeinderat wieder einmal Hetze gegen Asylwerberinnen, in dem Fall gegen Sexarbeiterinnen und Prostituierte, zu machen. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Heinz-Christan Strache: Ich werfe der Stadt vor, dass sie selbst nicht tut, dass sie keine demokratische Kultur hat!) Ich rede mit Ihnen nicht, Herr Strache. 

Tatsache ist, dass die Mittel für die Interventionsstellen gegen Gewalt österreichweit heuer um 5 Prozent gekürzt wurden, dass der Verein “Autonome Österreichische Frauenhäuser“ heuer um 40 000 EUR weniger bekommt, was dazu führt, dass in beiden Stellen Kündigungen vorgenommen werden mussten und wahrscheinlich leider weiter Arbeitsplatzabbau betrieben werden muss beziehungsweise die Arbeitsbedingungen auch immer schlechter werden. Das hat dazu geführt, dass zum Beispiel die 24°Stunden-Hotline, die Schutz für Frauen vor Gewalt 24 Stunden rund um die Uhr bereitstellen soll, keine so genannten Doppelbesetzungen mehr machen kann, weshalb die Telefonleitungen ständig besetzt sind. Was das für Auswirkungen hat, brauche ich Ihnen hoffentlich nicht zu erzählen. Das führt dazu, dass eben ganze Bezirke – die Bezirke 1 bis 15 – nicht mehr betreut werden können. Da haben die Frauen keinen Schutz vor Gewalt. Das wird leider dazu führen – wir fürchten es –, dass vielleicht die Zahl der Wegweisungen durch die Polizei zurückgehen wird, dass der Schutz hier nicht mehr gewährleistet ist, weil man ja weiß, dass die Betreuungseinrichtungen nicht mehr so funktionieren, wie sie gerne funktionieren würden und funktionieren sollten.

Sie haben ein Ziel, werte Kolleginnen und Kollegen – es fällt mir manchmal schwer, das zu sagen – von den Bundesregierungsparteien, Sie haben ein Ziel, nämlich die autonomen Vereine, die aufmüpfigen Vereine und die Vereine, die gut funktionieren, aber nicht unter Ihrer Kuratel stehen, die nicht so funktionieren, wie Sie es gerne hätten, auszuhungern, ganz einfach auszuhungern. Gleichzeitig bauen Sie auf Bundesebene Parallelstrukturen auf, wofür Sie nicht einmal den Bedarf erheben, wo Sie die Wiener Vereine nicht einmal kontaktieren, sodass die dann wirklich den Bach hinuntergehen, so wie die so genannte Hotline, die noch Justizminister Böhmdorfer eingerichtet hat, wo wirklich kein effektiver Schutz für Frauen vor Gewalt gegeben ist. 

Aber ich möchte die Aktuelle Stunde hier auch dazu nützen, um auf ein Thema zu kommen, wo Wien Handlungsspielräume hat, wo es um Schutz von Frauen vor Gewalt in Wien geht, und das ist der Psychoterror, der sich – mittlerweile seit Jahren, muss man sagen – vor den Abtreibungskliniken abspielt, ein Psychoterror, den man auch so benennen kann. Es hat hier schon eine Reihe von Klagen gegeben, ob das Psychoterror ist oder nicht. Ja, es ist Psychoterror. Frauen werden systematisch von radikalen Abtreibungsgegnern und leider auch ‑gegnerinnen vor Abtreibungskliniken angehalten, sie werden bedroht, sie werden zum Teil sogar physisch bedroht. Zum Teil hat es schon entführungsähnliche Fälle gegeben, wo man die Frauen aufgefordert hat, in so genannte Beratungseinrichtungen zu kommen und eben nicht den Schwangerschaftsabbruch vorzunehmen, weil angeblich vorher eine Beratung nötig wäre. Diese Frauen wurden dann drangsaliert, indoktriniert, hatten auch schwere psychische Schäden. 

Seit Jahren passiert hier leider sehr wenig. Es stimmt schon, dass die Hauptverantwortung oder die Hauptmöglichkeiten in diesem Bereich wieder einmal beim Bund liegen würden, zum Beispiel mit einer Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes oder auch des Strafgesetzes, aber auch Wien hat hier Handlungsmöglichkeiten. In anderen Ländern und Städten zum Beispiel wird so etwas schon gemacht. Frankreich und Kanada haben Möglichkeiten ergriffen, weil ja diese Abtreibungsgegner und ‑gegnerinnen weltweit sehr, sehr gut vernetzt sind und auch finanziell relativ potent sind, weil sie international finanziell starke Geldgeber haben. Das heißt, es ist nicht sehr leicht, mit herkömmlichen Mitteln gegen die Abtreibungsgegner und ‑gegnerinnen vorzugehen. Andere Länder machen das. Sie haben eine so genannte Schutzzone, besser bekannt vielleicht unter dem Namen "Bannmeile", vor Abtreibungskliniken eingerichtet. 

Wir denken – und wir sehen das auch am Beispiel in anderen Ländern –, dass so eine Schutzzone dringend notwendig wäre, um den freien Zugang für Frauen zu medizinischen Leistungen und auch den Schutz für Frauen in Krisensituationen zu gewährleisten. (GR Heinz-Christian Strache: Bei Prostitution wollen Sie das nicht!) Ich denke, dass Wien hier Handlungsspielräume hat. Ich freue mich, dass StRin Wehsely auch medial schon grundsätzlich Unterstützung für diesen Vorschlag geäußert hat. Der Verein österreichischer Juristinnen hat bereits einen Textvorschlag vorgelegt. Wir finden, dass es im Handlungsspielraum der Gemeinde Wien liegt. 

Wir haben heute auch einen entsprechenden schriftlichen Antrag gestellt, der dem Ausschuss zugewiesen wird, und wir hoffen, dass auch in diesem Bereich der Schutz von Frauen vor Gewalt in Wien in nächster Zeit verstärkt wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Lakatha gemeldet.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau GRin Vana, auch wenn ich nichts schönreden oder alles gutreden werde, hoffe ich, dass Sie mir trotzdem zuhören, wenn Sie es auch nicht sehr gerne tun. Ich bewundere an und für sich den Mut der SPÖ, dass sie immer die Bundesregierung angreift und dass sie auch den Mut hat, dieses Thema für diese Aktuelle Stunde zu nehmen. Haben Sie bitte vergessen, dass jahrzehntelang sozialdemokratische Finanzminister für das Budget zuständig waren und das Geld mit vollen Händen ausgegeben wurde, ob es jetzt da war oder nicht? (Beifall bei der ÖVP.) Es ist bitte so. Hätte die derzeitige Bundesregierung nicht einen derartigen Schuldenberg übernommen, hätte sie sicher mehr Geld für Frauen und auch mehr Geld für Frauen, die von Gewalt betroffen sind, zur Verfügung. Also es ist nicht die Schuld der derzeitigen Bundesregierung! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Wir haben jetzt den höchsten Schuldenberg, den es je gab!)
Die derzeitige Bundesregierung ermöglicht es jedenfalls Frauen, dass sie ein Kindergeld bekommen und dass sie durch Steuerermäßigung auch mehr Lohn bekommen. Und das sollten Sie bitte endlich auch einmal anerkennen. (GR Godwin Schuster: Wir reden jetzt über Gewalt gegen Frauen! Was soll das jetzt?)

Die Frau GRin Ludwig hat gesagt, Wien gibt doppelt so viel aus für Frauen, und das finde ich ausgezeichnet. Wir waren uns an und für sich immer im Klaren darüber, dass es zu wenig ist, aber wenn Sie sagen, Wien gibt aus, so klingt das immer nach SPÖ. (GRin Martina LUDWIG: Nein! Die Wienerinnen und Wiener mit ihren Steuergeldern!) Ich möchte wirklich darauf Wert legen, dass die ÖVP bei allen Projekten, vor allem auch, was Prävention betrifft, immer zugestimmt hat, auch bei Lefö, wo das nicht überall der Fall ist, und dass wir selbstverständlich Frauenhäuser unterstützen. Also das ist eine gemeinsame Sache und darf nie so herauskommen, dass es nur die SPÖ tut. (GRin Martina LUDWIG: Das habe ich nicht gesagt!) Gut! Das wollte ich nur richtig stellen und richtig formulieren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich gehe jetzt noch kurz auf die Interventionsstellen ein, und da heißt es, es gibt nur Kürzungen. Bitte, insgesamt gibt es keine Kürzungen in diesem Bereich. Jede Regierung wird ihre Schwerpunkte setzen und auch Projekte evaluieren. Es gibt zum Beispiel einen Opferschutzfonds. Der kommt auch Frauen, denen Gewalt angetan wird, zugute. Es gibt also insofern immer Umschichtungen. 

Für 2004 – das haben Sie bereits erwähnt – gibt es eine Nachzahlung, und ich kann noch einmal darauf hinweisen, dass für 2005 und 2006 wesentlich mehr Geld für die Interventionsstellen zur Verfügung stehen werden. (GRin Martina LUDWIG: Das ist noch nicht sicher!) Ja, das ist ganz sicher. Es werden weit über 300 Millionen sein. Daher wird sich das Problem in Wien hoffentlich auch leichter lösen lassen. Es gibt ja auch jetzt schon immer wieder Gespräche. (GRin Martina LUDWIG: Nichts Genaues weiß man nicht!) Ich kann es Ihnen sagen, es wird sie geben. Also nehmen Sie das beruhigt hin. Auch die Bundesregierung macht etwas. (GRin Martina LUDWIG: Wir werden darauf zurückkommen! – GR Godwin Schuster: Wer übernimmt die Ausfallhaftung, wenn es nicht so ist!)
In Wien ist das Problem sicher nicht durch die Kürzung an und für sich entstanden, sondern auch durch die Erhöhung der Fallzahlen. (GRin Martina LUDWIG: Beides!) Es ist letztlich beides, aber die Fallzahlen sind dementsprechend größer. Die Frau Kollegin Vana hat sich da geirrt. Es sind nicht die Bezirke 1 bis 15, die nicht behandelt werden, sondern die werden behandelt. (GRin Martina LUDWIG: Sieben andere große Bezirke!) Es sind andere Bezirke. 

Es wird durch mehr Geld im nächsten Jahr wesentlich leichter werden, aber Wien ist nicht ganz schuldlos an diesen Sachen. Ich will nicht sagen ausschließlich, aber in Wien gibt es, seitdem der Herr Bürgermeister hier arbeitet, um 35 000 Arbeitsplätze weniger. Österreichweit gibt es 130 000 Arbeitsplätze mehr. Ich will jetzt nicht sagen, dass er absolut schuld ist an den Mehrfällen, aber Arbeitslosigkeit ist an und für sich die Wurzel für Gewalt in der Familie. Ich fordere Sie daher auf, mehr Geld für Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen und mehr für die arbeitslose Bevölkerung zu tun. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und wenn Sie sagen, Sie hätten das Geld nicht: Bitte es wurde bereits die Pensionsreform, die eigentlich keine Reform ist, erwähnt. Da hätte es entsprechende Mittel gegeben. Das Ronacher wurde erwähnt, und es gibt auch immer wieder Grundstücksspekulationen, wo die Gemeinde Wien sehr viel Geld unnütz ausgibt. 

Unser Aufruf an Sie: Geben Sie bitte die Steuermittel richtig aus und machen Sie keine Verschwendung! Überlegen Sie sich die Ausgaben, machen Sie das zum Wohl der Wienerinnen und Wiener und verschwenden Sie nichts. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Schmalenberg.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

In der letzten Aktuellen Stunde des Wiener Gemeinderates haben wir Freiheitlichen die Sicherheitsproblematik in Wien thematisiert, und wenn Sie sich erinnern, habe ich mein Hauptaugenmerk auf die Sorgen und auf die Probleme der Frauen gerichtet, die von Kriminalität und Gewalt besonders betroffen sind. Ich freue mich deshalb ganz besonders, dass Sie das vielleicht auch als Anregung genommen haben und dass Sie heute als Thema für die Aktuelle Stunde speziell die Gewalt gegen Frauen genommen haben. (Beifall bei der FPÖ.)
Selbstverständlich ist es falsch, wenn es im Bereich der Bekämpfung der Kriminalität und der Gewalt gegen Frauen auf welcher Ebene auch immer zu Kürzungen kommt, und selbstverständlich sprechen wir Freiheitlichen uns auch gegen solche Kürzungen aus, wobei ich sagen muss, dass es ja doch zu Nachdotierungen gekommen ist und dadurch das Budget eigentlich gleichgeblieben ist. Aber trotzdem: Grundsätzlich – da haben Sie in uns einen Partner – wollen wir nicht, dass es bei der Bekämpfung von Gewalt zu Kürzungen kommt. Ich denke auch, dass man das hier festhalten kann, dass der Innenminister in diesen Fragen leider sehr unsensibel ist, auch was die Zahl der Exekutivbeamten anbelangt oder etwa die Asylproblematik. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Aber ihr stimmt überall zu! Ihr seid ja dort Koalitionspartner, und ihr stimmt überall zu, ob ihr das wollt oder nicht!) 
Leider muss ich das Innenministerium von dieser Stelle aus kritisieren, denn wir sind hier für die Wienerinnen und Wiener da und speziell für die Frauen in Wien. Und deshalb wollen wir, dass mehr Geld für diese Problematik ausgegeben wird. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Ja, dort seid ihr mitverantwortlich! Ihr seid für mehr Sicherheit in Wien, aber dort stimmt ihr zu!)
Ich stehe aber auch hier für die Wienerinnen und Wiener, und kann Ihnen sagen, dass wir dieses Gejammer von der SPÖ genauso wenig verstehen, dieses Lamentieren und Jammern, das ständige Von-sich-Weisen von jeder Zuständigkeit und jeder Verantwortung. Denn es ist nun einmal so, dass die Stadt Wien auch eine Kompetenz hat, die Frauenhäuser zu finanzieren, auch eine Kompetenz hat, die Interventionsstellen zu finanzieren (GRin Martina LUDWIG: Wir tun das als einziges Bundesland!) und zu schauen, dass diese Einrichtungen im ausreichenden Maß vorhanden sind und dass sie auch funktionieren. (Beifall bei der FPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Das tun wir ja!)
Es geht einfach nicht an, dass man tatenlos zusieht, wie die Hälfte der Interventionsstellen in Wien einfach ihre Arbeit aufgibt. (GR Godwin Schuster: Ja, genau!) Ja, aber Sie sind zuständig, Sie sind in der Verantwortung (GRin Martina LUDWIG: Nein, der Bund! Das ist ein Bundesgesetz!), Sie sind in der Stadtregierung und Sie haben auch Mittel und die können Sie auch für diese Dinge einsetzen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich werde Ihnen etwas sagen, sehr geehrte Damen und Herren, Frau GRin Ludwig! Der Bürgermeister steht immer da mit den Händen in der Hosentasche und veranstaltet ein Fest nach dem anderen. Beim letzten Fest waren 3 000 Personen eingeladen. Die Leute fragen sich, wer das zahlt (GRin Martina LUDWIG: Nicht der Steuerzahler!), die Leute fragen sich, was das kostet. Für die Frauenhäuser ist am Ende kein Geld mehr da, und so kann es einfach nicht gehen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Wir haben überhaupt kein Problem! Wir haben ein Problem dort, wo ihr mitstimmt auf Bundesebene!) 

In Wien, Herr Gemeinderat, wird das Geld für Feste und Feten beim Fenster rausgeschmissen, und für die Gewalt gegen Frauen ist dann am Ende kein Geld mehr da. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Sie haben doch die geistige Aufnahmefähigkeit, das zu durchschauen!) 

Glauben Sie mir, es reicht den Leuten. Es reicht den Leuten, dass zu wenig Polizisten in Wien sind. Es reicht den Leuten, dass die Gefängnisse überfüllt sind. (GR Christian Oxonitsch: Ja, es reicht den Leuten! Da haben Sie Recht! Es reicht sogar auch Ihren Bezirksräten schön langsam! – Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Es reicht den Leuten auch, dass ständig die Statistiken gefälscht werden. (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Und ich sage Ihnen noch etwas: Sie können hier nicht Ihre Verantwortung von sich schieben. Nehmen Sie sie endlich ernst und tun Sie etwas gegen die Probleme in Wien! Sie werden in uns einen Partner haben. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: So blauäugig kann man doch nicht sein!) 

Mein Kollege Strache hat doch einen wunderbaren Vorschlag gemacht. (GR Godwin Schuster: Was hat er gemacht?) Bringen Sie mit uns gemeinsam einen Antrag ein, dass es vielleicht zu Dreijahresverträgen kommt, damit die Finanzierung für die Gewalteinrichtungen auf eine längere Zeit gesichert wird. Nehmen Sie das Angebot an! Tun Sie etwas gegen die Probleme! Wir werden mitmachen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Godwin Schuster: Er soll der FPÖ auf Bundesebene, für die er stellvertretender Vorsitzender ist, sagen, was wir brauchen!) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Kato zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 

GRin Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Eigentlich soll man sich ja in meinem Zustand nicht mehr aufregen, aber leider ist es mir nicht gelungen, das zu vermeiden. Also ich muss gestehen, ich habe sonst auch durchaus Verständnis für pointiert geführte, vielleicht auch parteipolitisch akzentuierte Debatten, wo mir das Verständnis fehlt, ist, wenn es um ein Thema geht, das uns alle betrifft und das uns vor allem alle betroffen machen sollte. 

Ich möchte etwas aus der Wortmeldung des Herrn Strache zitieren und es auch schon dabei belassen. Er hat die Worte "skurril" und "unfassbar" hier erwähnt. Diese Auffassung kann ich nur teilen, denn das, was ich vor allem von Seiten der ÖVP, aber jetzt auch von Seiten der FPÖ gehört habe, ist wirklich skurril und unfassbar. (GR Heinz-Christian Strache: Es ist wirklich unfassbar, wenn Mütter angepöbelt werden in dieser Stadt und von der SPÖ nichts erwarten können!) Sie haben wirklich völlig Recht, Herr Strache, Sie können ruhig mit mir reden, ich gebe Ihnen völlig Recht, es ist skurril und unfassbar, was Sie hier in diesem Haus behaupten. Es ist wirklich skurril und unfassbar! (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Warum tun Sie nichts dagegen?) 

Es geht darum, dass in dieser Stadt und dass in diesem Land Frauen und Kinder, die von Gewalt betroffen sind (GR Heinz-Christian Strache: Die bleiben schutzlos zurück bei Ihnen!) – ich weiß nicht, ob das in Ihrem Weltbild etwas ist, was vorstellbar ist –, nicht mehr betreut werden können, weil Ihre Regierung, Ihre Kollegen in der Regierung Mittel kürzen. (GR Heinz-Christian Strache: Weil Sie in der Stadtregierung versagen! Das ist das Problem!) Und das ist tatsächlich entsetzlich und skurril und unfassbar, dass man sich hier herstellt und behauptet, dass es hier eine andere Zuständigkeit gibt. 

Wir bieten auch gerne die Verfassungs- und auch Föderalismusexperten unseres Landes an, Ihnen in einem Crash-Kurs vielleicht noch einmal die Unterschiede zwischen Bund und Land zu erklären. Das ist offensichtlich auch nicht klar. Es ist für Sie offensichtlich auch nicht möglich, hier zu einem Gesamtkonsens des Hauses zu kommen, was einfach die Zuständigkeiten und auch die fehlenden Förderungen des Bundes angeht. 

Und ich sage Ihnen noch etwas: Nachzahlungen, von denen wir jetzt nur hier hören und die wir gerne als wahr annehmen – schriftlich haben wir natürlich nichts –, sind das eine, und das andere ist natürlich, dass, wenn sie Ende Oktober ausgesprochen werden, Vereine, die das ganze Jahr über eine seriöse Buchhaltung führen und auch eine seriöse Arbeit leisten wollen – und diese Kriterien erfüllen professionell geführte Vereine –, das nicht mehr so umsetzen können und die Arbeit nicht wirklich durchführen können, die sie den Rest des Jahres auf Grund der ausstehenden Förderungen nicht tun konnten. Und das ist skurril, unfassbar und zynisch. Da gebe ich Ihnen völlig Recht. (Beifall bei der SPÖ. – GR Heinz-Christian Strache: Das werden wir in Wien umlegen! Das ist für Wien auch wichtig, wo viele Vereine erst im Oktober das Geld kriegen!)
In Wien gibt es das, Herr Strache, da gebe ich Ihnen völlig Recht. (GR Heinz-Christian Strache: Das gibt es in Wien! Da gibt es viele Vereine, die bekommen erst im Oktober das Geld! Die müssen das ganze Jahr ohne Geld auskommen!) In Wien gibt es professionell geführte Vereine, die von Seiten der Stadt Wien auch professionell behandelt werden, indem sie Dreijahresverträge bekommen, mit denen sie seriös und auch zukunftsorientiert planen und arbeiten können. Diese Dreijahresverträge gab es schon im Bund, die wurden von Frauenministerin Prammer 1997 eingeführt. Nun, wir hatten 2000 einen Regierungswechsel, wie Sie sich vielleicht noch erinnern können, und seither gibt es diese Dreijahresverträge leider nicht mehr. 

In Wien werden die Subventionen für die Vereine valorisiert. Das entspricht einer jährlichen Grundanhebung von zunächst einmal 2 Prozent. Ich sage nur, in dem Zeitraum, seit Sie die Verantwortung auf Bundesebene tragen, ist es so, dass wir im Durchschnitt von 15 Prozent Kürzungen ausgehen können. 

Besonders dramatisch – Frau GRin Ludwig hat einzelne Vereine schon erwähnt – finde ich trotzdem den Verein Ninlil, wo es um Betreuung von behinderten Frauen geht, die Opfer von Gewalt wurden. Da haben Sie gleich einmal ein Drittel gekürzt. Das ist ein besonderer Skandal, ein Skandal, wo ich vor allem – und ich würde da jetzt noch einmal an die Kolleginnen der ÖVP appellieren – persönlich enttäuscht bin, dass sich die Kolleginnen Lakatha und Feldmann, die ich bislang als konstruktiv in der Arbeit in Wien erlebt habe, hier so vor den Karren der Lopatka’schen und auch andere Männerpropagandamaschinen spannen haben lassen. Wider besseren Wissens, wie ich Ihnen noch immer attestiere. Wir wissen – das sage ich vor allem in Ihre Richtung –, dass es vor allem bei der Ministerin Rauch-Kallat aus persönlicher Betroffenheit heraus bislang immer eine Sensibilität für die Anliegen behinderter Menschen oder auch behinderter Frauen gegeben hat. Seit sie in der Bundesregierung irgendeine Form von Zuständigkeit hat, ist das anscheinend weggeblasen. 

Meine Zeit neigt sich dem Ende zu. Ich möchte trotzdem positiv insofern enden, indem ich noch einmal einen Appell an Sie – und auch hier besonders an die ÖVP gerichtet – richte: Es gibt seit gestern 17 Uhr eine Aktion der Menschlichkeit, 72 Stunden für die Menschlichkeit. Junge Menschen im ganzen Lande stellen sich unentgeltlich zur Verfügung, hier zu helfen. Eine Aktion, die vor allem von der Caritas und der Katholischen Jugend ausgeht. Nehmen Sie sich ein Beispiel an den jungen Menschen! Schließen Sie sich hier an! Werden Sie menschlich! Finden Sie zurück zu einer menschlichen Politik, die bedeutet, Frauen und Kinder, die Opfer von Gewalt sind, nicht alleine zu lassen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern 215 des Grünen Klubs im Rathaus, 9 des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien, 2 des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern an Anträgen 3 des Grünen Klubs im Rathaus, 7 des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien und 3 des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt.

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 5, 10, 12, 14 bis 17, 21 und 22, 31 bis 39, 42 bis 44, 46 sowie 51 und 52 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 9 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 9, 13, 18, 19, 20, 23, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 40, 41, 57, 45, 47 bis 50, 53, 54, 55, 2 bis 4, 6, 7, 8 und 56. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl eines Schriftführers. 

Bevor wir über den vorliegenden Wahlvorschlag abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit etwas anderes beschließt.

Ich schlage vor, die auf der Tagesordnung unter Postnummer 1 vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so erfolgt. Wir können daher so vorgehen.

Herr GR Günter Kenesei legt mit Wirkung vom 22. November 2004 seine Funktion als Schriftführer zurück. Der Grüne Klub im Rathaus schlägt für diese Funktion Herrn GR Mag Christoph Chorherr vor.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 9 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine sachliche Genehmigung bezüglich der Neueinführung von zusätzlichen Kostenersätzen für Leistungen des Referates Tuberkulosebekämpfung der Magistratsabteilung 15 an das Bundesministerium für Inneres. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Kommen Wahlen, kommt auch der Heizkostenzuschuss. Das sind offensichtlich Geschwister. Das Traurige an der Sache ist, dass der Heizkostenzuschuss in den Jahren, in denen nicht gewählt wird, auch wieder in der Versenkung verschwindet. Wir sind allerdings diesmal mit einer ganz besonderen Situation konfrontiert, weil es ja tatsächlich so ist, dass eine Teuerung eingetreten ist, das heißt, dass gerade für Menschen, die einkommensschwach sind, Mehrkosten entstanden sind oder in der Zukunft entstehen, die diese sicher nicht aus der eigenen Tasche bezahlen werden können.

Ich glaube, da wir nachher ja auch darüber reden werden, wie hoch dieser Heizkostenzuschuss sein soll, um diese Teuerung abzufangen, ist es wichtig, sich zuerst einmal die Frage zu stellen: Um wie viel teurer werden denn die Heizkosten, und wie hoch werden denn die Mehrkosten sein?

Wir hatten bei Heizöl im September 2003 einen Preis in der Höhe von 0,383 EUR je Liter, im September 2004 waren dies 0,512 EUR je Liter. Man kann daher sehr genau berechnen, dass bei einem Verbrauch von 2 000 Liter Heizöl – das ist, wenn ich es richtig einschätze, ein kleines Einfamilienhaus – Mehrkosten von 258 EUR entstehen werden. Also in dieser Preisklasse sind die höchsten Mehrkosten, die Menschen zu leisten haben werden. Und wenn wir uns die Preisentwicklung bei Koks zum Beispiel anschauen, dann sind die höchsten Mehrkosten in etwa bei 165 EUR.

Das muss man wissen, um beurteilen zu können, ob 50 EUR, um die es jetzt geht – andere haben 70 EUR gefordert –, viel sind oder wenig, ob das die Mehrkosten abdeckt, ja oder nein. 

Ich möchte gleich sagen, es deckt die Mehrkosten natürlich nicht zur Gänze ab, leider nicht ab, und darunter werden in erster Linie jene leiden, die über größere Wohnungen verfügen, werden jene leiden, die Kinder haben. Gerade das sind aber jene Menschen, denen wir helfen wollen.

Ich möchte noch einmal mit dem Anfang irgendwie beginnen, nämlich dort, wo diese Forderung erstmals aufgetreten ist, aufgetaucht ist, auch in den Medien aufgetaucht ist. Das war eine Forderung von Seiten des Präsidenten der Caritas, Küberl, der einen Heizkostenzuschuss für alle Österreicherinnen und Österreicher gefordert hat, die unter einer bestimmten Einkommensgrenze liegen, und das sollte bundesweit einheitlich ausgezahlt werden. 

Also stellt sich natürlich die Frage: Wer soll das bezahlen? Und das ist meiner Meinung nach eine Kernfrage in dieser ganzen Angelegenheit, die man dann gut beantworten kann, wenn man sich auch die Frage stellt: Wer profitiert denn von diesen höheren Kosten bei Öl und anderen Heizmitteln?

Und wenn man sich das ein bisschen genauer anschaut – und deswegen habe ich, muss ich ehrlich sagen, die ÖVP und die Freiheitlichen in ihrer Argumentation so wenig verstanden –, dann sieht man nämlich, dass über den Bereich der Mineralölsteuer Mehreinnahmen von rund 270 Millionen EUR beim Finanzminister hereinkommen – nicht bei der Stadt, sondern beim Finanzminister – und dass die weiteren Energieabgaben noch einmal 135 Millionen EUR Mehreinnahmen ausmachen und wiederum beim Bund und zum größten Teil auch dem Bund zugute kommend angesiedelt sind.

Jetzt frage ich Sie, meine Damen und Herren von der ÖVP und von der FPÖ: Wie lautet denn nun Ihre Argumentation, dass nicht ein Teil dieser Mehreinnahmen auch wieder zurückfließen soll an die Einkommensschwachen und an die Armen? Vielleicht haben Sie es schon einmal wo erklärt, ich habe es jedenfalls nicht gehört, und ich denke mir, das muss man dazusagen. Denn, natürlich, es stimmt schon, die Stadt Wien ist für die Sozialhilfeempfängerinnen und ‑empfänger zuständig, nur, da kann man der Stadt Wien nicht den Vorwurf machen, sich über das hinwegzusetzen, denn eine Heizbeihilfe, die sechsmal im Jahr beziehungsweise auch übers Jahr verteilt bei den FernwärmekonsumentInnen ausgezahlt wird, die gibt es ja. 

Der Vorwurf an dieser Stelle kann ja nur lauten: Die Sozialhilfe ist zu niedrig und auch die Heizbeihilfe ist zu niedrig. Da kann man darüber reden, dass das angehoben werden muss, und die SPÖ leidet darunter – ich weiß es, ich sage es aber trotzdem immer –, dass ja eben auch der eigene Volksanwalt, Kostelka, es nie unerwähnt lässt, dass diese Sozialhilfe nicht mehr existenzsichernd ist und angehoben werden muss, und auch der Herr Bürgermeister hat ja heute gesagt, es hängt ein bisschen auch vom Finanzausgleich ab, aber man muss darüber nachdenken. 

Das heißt, ich kann heute eigentlich meine Kritik nicht so sehr an die SPÖ richten und auch die Forderungen nicht so sehr in diese Richtung richten, sondern in die Richtung der Bundesregierung und in die Richtung von ÖVP und FPÖ auch in diesem Haus. Erklären Sie uns, warum die Mehreinnahmen in der Höhe von rund 400 Millionen EUR ... (GR Günther Barnet: Wie kommen Sie auf 400 Millionen?) Ich kann es Ihnen noch einmal erklären. Sie haben nur den ersten Teil gehört. Ich habe Ihnen gesagt, aus der Mineralölsteuer 270 Millionen EUR und weitere 135 Millionen EUR Mehreinnahmen aus Energieabgaben, Kohleabgabe, Erdgasabgabe und so weiter. Das sind, wenn man es zusammenrechnet, 405 Millionen EUR. 

Jetzt könnte man ja sagen: Nehmen Sie das Geld in die Hand und geben Sie es jenen, die durch die höheren Kosten belastet wurden, also den Einkommensschwachen. Da wünsche ich mir von Ihrer Seite eine Erklärung. 

Zweiter Teil von dem, was ich gerne sagen möchte: Im Grunde genommen hat mir von allen Vorschlägen, die da kamen, jener Vorschlag der Bundes-SPÖ am besten gefallen, und ich möchte Ihnen auch sagen, warum. Die Bundes-SPÖ macht den Vorschlag, dass ein monatlicher Heizkostenzuschuss in der Höhe von 40 EUR ausgezahlt werden soll. Mit diesem Betrag, 40 EUR mal sechs gerechnet, kommt man dann tatsächlich dorthin, wo der Bedarf der Leute gegeben ist, denn in etwa so viel werden sie mehr bezahlen müssen. 

Meine Damen und Herren – da richte ich mich jetzt an alle, die hier sitzen –, ich denke, das, was wirklich mit allen Mitteln zu verhindern ist und was wir alle nicht wollen, ist dass Menschen nur Teile ihrer Wohnung beheizen können, weil sie sich das Beheizen der ganzen Wohnung nicht leisten können, dass Familien mit Kindern sozusagen nur noch einen Raum bewohnen, in dem dann alles stattfindet, weil das Heizen aller Räume zu teuer wäre, oder dass Familien im Winter mit Mantel, Handschuhen und Schal in ihrer eigenen Wohnung sitzen, weil sie es sich nicht leisten können, diese Beträge zu finanzieren. In dem Punkt müssen wir einer Meinung sein und dafür sorgen, dass diese Menschen so viel Geld fürs Heizen bekommen, dass sie auch tatsächlich heizen können. Jene von Ihnen, die in der Sozialpolitik tätig sind, erhalten Jahr für Jahr entsprechende Schreiben. Wir haben auch voriges Jahr Mails erhalten, Briefe erhalten, in denen uns die Leute berichtet haben, sie können in ihrer Wohnung gerade einmal so 17, 18 Grad haben, es ist ihnen kalt und sie können nicht alles heizen. Das gilt es eindeutig zu vermeiden.

Die Bundes-SPÖ geht diesmal einen Schritt weiter, den im Übrigen die Grünen ja auch gegangen sind, und deswegen ist unser Antrag ja am ehesten mit jenem der Bundes- SPÖ zu vergleichen, und ich bitte Sie, mir vielleicht auch ein bisschen bei Zahlenspielereien zu folgen. Der Antrag der Bundes-SPÖ wünscht sich, dass alle Menschen, die weniger haben als 875 EUR im Monat diesen Heizkostenzuschuss erhalten. Jetzt weiß ich nicht genau, wie die Bundes-SPÖ zu diesen 875 EUR kommt, woran sich das festhält, es ist aber zu sagen, dass das eine sehr realistische Vorstellung ist, wenn man sagt, die Menschen, die weniger als 875 EUR Einkommen, Familien-, Haushaltseinkommen haben, sollen das erhalten, denn das werden auch die Menschen sein, die das tatsächlich brauchen. 

Jetzt wird im Antrag, der uns heute von der Wiener SPÖ vorliegt, ein ganz anderer Vorschlag gemacht. Sie setzen nämlich die Grenze woanders fest, nämlich beim Sozialhilferichtsatz. Das ist durchaus legitim. Nur habe ich jetzt eine Frage, die für mich sehr, sehr wichtig ist, denn sie entscheidet darüber, ob wir diesem Antrag dann auch zustimmen können, was wir eigentlich tun wollen. Es wäre nämlich bei Ihrem Antrag so, dass ein Alleinunterstützter, der die volle Mietbeihilfe erhält, nicht mehr unter diese Grenze fällt. Ist das Absicht, ist das passiert oder bitte was soll ich mir dazu denken? Das müsste man noch aufklären, bevor hier abgestimmt wird. Denn erhält der Alleinunterstützte 401 EUR, dann bekommt er vielleicht eine Mietbeihilfe von 249,36 EUR, und damit liegt er bereits über der Grenze, die Sie angegeben haben. 

Ich möchte Sie daher auffordern und bitten, das klarzustellen, bis wir zur Abstimmung schreiten, denn wenn Sie sogar die Sozialhilfeempfänger, die den höchsten Satz erhalten, ausschließen von diesem Heizkostenzuschuss, dann halte ich das für falsch. Dann müsste ich Sie missverstanden haben in Ihrer guten Absicht, einen Heizkostenzuschuss zu gewährleisten, oder man muss diese Zahlen vielleicht noch rasch korrigieren.

Meine Damen und Herren! Ohne es jetzt unnötig in die Länge ziehen zu wollen, möchte ich Ihnen den Antrag der Grünen zur Kenntnis bringen, denn die Grünen sind eindeutig der Meinung, dass das Geld, das der Finanzminister einnimmt, weil die Schwachen belastet werden oder überhaupt alle, die da eben diese Kosten zu finanzieren haben, auch zurückgegeben werden soll an die Einkommensschwachen. 

Frau Abg Korosec, ich habe Sie ja kennen gelernt als eine an der Sache orientierte und denkende Abgeordnete, die durchaus auch sozialpolitisch engagiert ist, sicher auch aus Ihrer Erfahrung als Volksanwältin, und ich würde mich schon sehr freuen, wenn Sie dazu nachher auch noch etwas sagen könnten. 

Der Beschlussantrag der Grünen lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, für die Monate Oktober 2004 bis April 2005 einen Heizkostenzuschuss in der Höhe von 40 EUR monatlich für alle Menschen zur Verfügung zu stellen, die ein Haushaltseinkommen von unter 875 EUR netto haben beziehungsweise bei im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten bis zum Familienausgleichszulagenrichtsatz von 1 015 EUR, immer gewichtet nach der Zahl der Kinder.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Ich hoffe und gehe davon aus, dass die Wiener SPÖ dem auch zustimmen kann und wird, und möchte abschließend vielleicht noch sagen, dass die Grünen heute erneut ihren Antrag auf Anhebung des Sozialhilferichtsatzes eingebracht haben und dass wir definitiv der Meinung sind – und mit uns viele NGOs, die Armutskonferenz, viele Institutionen und Organisationen –, dass eine Grundsicherung von 780 EUR monatlich das Gebot der Stunde ist, um tatsächlich dafür zu sorgen, dass dieses Geld existenzsichernd ist. 

Ich hoffe, dass es nach dieser Auseinandersetzung und diesem Dialog über den Heizkostenzuschuss in diesem Haus auch endlich einmal zu einer Debatte und zu Überlegungen kommt, diese Grundsicherung in der Höhe von 780 EUR festzuschreiben und zu beschließen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir werden dem vorliegenden Geschäftsstück selbstverständlich zustimmen, aber wir nehmen diesen Tagesordnungspunkt auch zum Anlass, um über ein Problem zu sprechen, was meine Kollegin Jerusalem jetzt ja sehr breit angelegt gemacht hat. Ich kann Sie, Frau Kollegin Jerusalem, bei Ihrem letzten Teil nur unterstützen, und Sie werden auch die Unterstützung der Österreichischen Volkspartei haben, denn gerade in Wien muss man für Sozialhilfeempfänger endlich was tun. Sie sind mit Abstand Schlusslicht. Und eines ist sicher auch festzustellen: Für sozial schwache Menschen macht die Stadt das Leben ja noch teurer. Am Land gibt es noch manche Möglichkeiten, von der Nachbarschaftshilfe angefangen, sogar das Heizmaterial kann man sich günstiger und billiger organisieren. Die Stadt ist hier besonders teuer und ist daher auch besonders gefordert, Frau Stadträtin. (Beifall bei der ÖVP.) 
Frau Kollegin Jerusalem, Sie haben mich direkt angesprochen, und ich bin es gewohnt, auch zu antworten. Ich werde dann in meinem Redebeitrag noch genauer darauf eingehen, aber ich sage Ihnen vorweg ein Beispiel: Bis zum Jahr 2003 hat ein Pensionist mit 900 EUR Pension 40 EUR monatlich Steuer bezahlt. Ab 1.1.2005 wird dieser Pensionist keine Steuern mehr bezahlen, das heißt, er hat 500 EUR im Jahr mehr in der Geldtasche. Und das ist die Antwort der Regierung Schüssel, das ist die Antwort dieser Bundesregierung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der nächste Winter kommt bestimmt, und das Heizen – auch das haben Sie völlig richtig gesagt; ich unterstreiche auch die 400 Millionen – wird teurer. Da ist natürlich die Politik gefordert, das ist überhaupt keine Frage, vor allem, wenn es um sozial schwache Bürger geht. Ich glaube, ich bin ausgeschildert, dass mir sozial Schwache und Hilfeleistung für diese ein besonderes Anliegen ist.

Die Verantwortlichen der Österreichischen Volkspartei haben rasch reagiert und waren sich auch ihrer Verantwortung bewusst, nämlich die Landeshauptleute der Österreichischen Volkspartei und auch der Landeshauptmann von Kärnten. Die haben rasch gehandelt und gezeigt, wie man mit den Schwächsten der Gesellschaft umgeht. Die sozialistisch regierten Bundesländer haben sich sehr geziert. Es hat dann das Burgenland mit 40 EUR nachgezogen, Salzburg hat jetzt 100 EUR beschlossen. Ich kann mich noch erinnern, Frau Stadträtin, dass wir in der Vorwoche im Gesundheitsausschuss darüber diskutiert haben und dort ein striktes Nein von Ihnen gekommen ist, was mich an sich sehr gewundert hat, und ich kann mich auch noch erinnern, dass der Kollege Hundstorfer ganz stolz gemeint hat, Wien zahlt als einziges Bundesland Heizkosten für Sozialhilfeempfänger. 

Ich habe geschwiegen, weil der Kollege Hundstorfer für mich als – unter Anführungszeichen – alter und erfahrener Kommunalpolitiker natürlich eine Autorität bedeutet. Ich war zwar irritiert, habe mich aber dann schlau gemacht. Und da muss ich schon sagen, dass die Sozialhilfewelt in Österreich anders aussieht. Denn selbstverständlich zahlen alle Bundesländer Heizkostenzuschüsse, so zahlt zum Beispiel Niederösterreich von November bis April 100 EUR monatlich. Nur damit wir das auch ins richtige Lot bringen. Und eines habe ich dabei gelernt: Auch erfahrenen Kommunalpolitikern soll man nicht alles glauben, was sie einem sagen. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau StRin Brauner, Sie haben gestern zugesagt, 50 EUR für die Wintersaison zu bezahlen. Daraus ist eine gewisse Sensibilität zu erkennen, das ist immerhin ein erster Schritt. Wir haben es gefordert, wir haben natürlich mehr gefordert, wir glauben auch, dass das zu wenig ist, aber es ist immerhin ein erster Schritt in die richtige Richtung. 50 EUR für einen langen Winter, noch dazu – ich sage es noch einmal –, wo die Sozialhilfeempfänger in Wien 391 EUR bekommen werden. 

Herr Bgm Häupl hat heute zum Beispiel gemeint, Niederösterreich zahlt auch nur 50 EUR. Ja, das stimmt, da hat er Recht, aber er hat vergessen dazuzusagen, dass Niederösterreich bei der Sozialhilfe um 20 Prozent mehr zahlt, nämlich um 85 EUR im Monat bei der Sozialhilfe mehr zahlt. Also da ist ein Qualitätsunterschied der Sonderklasse. (Beifall bei der ÖVP.)
Das kleine Vorarlberg zum Beispiel zahlt 150 EUR, das große, das reiche Wien zahlt 50 EUR. Ich sage das nur, damit Sie hier auch die Unterschiede sehen, und dass es richtig ist, wenn ich sage, die Landeshauptleute der Österreichischen Volkspartei haben gehandelt und auch der Landeshauptmann von Kärnten. 

Frau Kollegin Kato, Sie haben heute gesagt, man solle menschliche Politik machen. Ja, das ist genau das, was wir seit langem einfordern. Aber, bitte sich da selbst bei der Nase zu nehmen und nicht die anderen dazu auffordern, denn Sie sind in dieser Stadt in der Alleinregierung, Sie sind verantwortlich und Sie sind zuständig für die Maßnahmen, die hier gesetzt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wenn man die 50 EUR anschaut, dann ist das ein ganz kleiner Betrag, und ich sehe ihn deshalb an, weil man es nicht oft genug sagen kann, dass die Wiener Alleinregierung das Geld in vielen Bereichen sprichwörtlich beim Fenster hinauswirft. Ich habe heute in der Fragestunde schon die IHS-Studie erwähnt, in der festgestellt wird, dass in den städtischen Krankenhäusern 190 Millionen EUR – bitte lassen Sie sich das auf der Zunge zergehen: 190 Millionen – jährlich durch aufgeblähte Verwaltung und durch Ineffizienz verschwendet werden. 190 Millionen! Ich sage, 50 EUR für 100 000 Menschen, die in etwa davon betroffen sind, sind 5 Millionen. 5 Millionen zu 190 Millionen! 

Und da gibt es noch so viele andere Beispiele. Es sind heute schon auch die Pensionen erwähnt worden, gerade in Wien. Bitte, das ist auch ein Einsparungspotential von 60 Millionen EUR. 60 Millionen EUR für Privilegierte und 5 Millionen EUR für sozial Schwache. 
Ronacher Theater – auch das ein SPÖ-Millionen-grab. 

Oder die Wiener Bäder. Die Wiener Bäder sind auch so ein Beispiel. Ist Ihnen bekannt, dass jeder Wiener, jede Wienerin den Bäderbetrieb jährlich mit 127 EUR finanziert, egal, ob er das Bad besucht oder nicht? 127 EUR! 

Also es gäbe hier unglaublich viel Möglichkeiten, Geld einzusparen und es für jene auszugeben, die es wirklich brauchen, nämlich die sozial Schwachen. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Stadträtin und auch Frau Kollegin Jerusalem, weil Sie nach dem Bund gerufen haben: Da gibt es eine vorgegebene Aufgabenteilung. Das hat durchaus Sinn, und ich bekenne mich dazu. Ich würde mich auch nicht scheuen – ich glaube, dafür bin ich auch schon bekannt –, etwas zu sagen, was für den Bund nicht angenehm ist, wenn ich davon wirklich überzeugt wäre. Aber in diesem Fall ist es tatsächlich so, dass eine Arbeitsteilung notwendig ist. Die Aufgabe der Länder ist es, vor Ort den Menschen Hilfe zu leisten, wo es notwendig ist. Der Bund hat andere Aufgaben. Aufgabe des Bundes ist es, die Rahmenbedingungen zu schaffen, nämlich die richtige Einkommens- und Entlastungspolitik. Und das macht diese Regierung Schüssel, und zwar eindrucksvoll. (Beifall bei der ÖVP.)
Damit komme ich zur Steuersenkung, die immerhin die größte Steuersenkung in der Zweiten Republik ist. Wenn ich das erste und zweite Konjunkturprogramm und das Wachstumspaket dazurechne, so werden immerhin 4 Milliarden EUR – in Schilling ausgedrückt: 55 Milli-arden ATS – bewegt. Herr Kollege Oxonitsch! 4 Milliar-den EUR und 55 Milliarden ATS. (GR Christian Oxonitsch: Für wen? Wer kriegt das? – GR Johann Driemer: Wohin werden sie bewegt, Frau Kollegin? Von wem zu wem?) Wohin? Das kann ich Ihnen schon sagen: Von 4,9 Millionen Erwerbstätigen zahlen mehr als 2,5 Milli-onen, das heißt 40 Prozent, ab dem Jahr 2005 keine Lohn- und Einkommenssteuer mehr. Und da fragen Sie: Zu wem? Da muss ich schon sagen, gerade von Ihnen, Herr Kollege Driemer, den ich auch als Fachmann schätze, ist das eine sehr polemische Frage. (Beifall bei der ÖVP.) 

Allerdings muss ich Ihnen schon sagen, Herr Kollege, die SPÖ hat im Parlament auch gegen diese 4 Mil-liarden EUR Entlastung gestimmt. Das ist ja das Eigenartige. (GR Johann Driemer: Das stimmt so nicht!) Aber das ist nicht mein Problem, das werden Sie Ihren Wählern erklären müssen. (GR Johann Driemer: Wenn ich zuerst aus der Brieftasche 200 EUR herausnehme und sie dann an andere verteile – was ist das?) 4 Milli-arden EUR ist in den Taschen der Österreicher und Österreicherinnen, aber die SPÖ stimmt dagegen. (Beifall bei der ÖVP. – Ruf bei der FPÖ: Die FPÖ hat nicht dagegen gestimmt!) SPÖ! Das habe ich ja gesagt. (GR Johann Driemer: Aber 28 Milliarden sind weggenommen worden!)
Es gibt viele andere Maßnahmen wie das Kinderbetreuungsgeld, erhöhte Familienbeihilfe und auch der Ausgleichszulagenrichtsatz, Frau Kollegin Jerusalem, ist für Alleinstehende um 10,6 Prozent erhöht worden, für Ehepaare um 20,6 Prozent. Das sind Maßnahmen der Regierung Schüssel, und das sind richtige und auch notwendige Maßnahmen. Das sind eben die Rahmenbedingungen, die zu schaffen sind, damit den Menschen einfach mehr Geld zur Verfügung steht. Alles andere, die direkte Hilfe, haben dann die Länder vorzunehmen, weil sie viel mehr Einblick haben. Denn eines ist sicher falsch: Dass man nach dem Gießkannenprinzip verteilt. Man soll wirklich den Einzelnen helfen, denn die Treffsicherheit ist ja auch etwas ganz Wesentliches.

Meine Damen und Herren! Das ist die aktive Sozialpolitik dieser Bundesregierung, und daher sage ich, Aufschwung kommt auch durch Entlastung. Entlastungen sind teilweise schon eingetreten und es werden gerade mit 1.1.2005 noch eine Reihe eintreten. Damit wird die Wirtschaft angekurbelt, damit werden die Familien gestärkt, damit werden niedrige Einkommen bedeutend entlastet, und das ist gut so. Und das ist die Regierung Schüssel.

Was kommt denn von der SPÖ? Ich meine, ich weiß schon, dass Sie das nicht hören wollen, aber Ihr Budgetsprecher Matznetter will die Grundsteuer erhöhen, er will die Sparbuchsteuer erhöhen, er will die Erbschaftssteuer erhöhen, er will die Krankenversicherungsbeiträge erhöhen et cetera et cetera. Damit stellt sich die SPÖ gegen Steuersenkungen, gegen Verbesserungen für Familien und Alleinverdiener und AlleinerzieherInnen und auch gegen – das ist ganz wichtig, das ist vor allem für Sie, Herr Kollege Driemer, sehr wichtig – die Sicherung des Wirtschaftsstandortes Österreich und im Besonderen auch Wien. (Beifall bei der ÖVP.)
Selbst der Gusenbauer-Experte, der frühere Ex-Minister Androsch, hat auch in einem "Format"-Interview gesagt, das, was hier von der SPÖ vorgeschlagen wird, ist politisches Dynamit. Aber das ist Ihr Problem, das ist Politik à la Gusenbauer. 

Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung hat sehr früh gesagt, dass Veränderungen kommen müssen, dass man auch Bereitschaft zu Veränderungen haben muss und dass es sonst keine Zukunft gibt.

Mir hat besonders gefallen, dass jemand Unverdächtiger, nämlich Richard Weizsäcker, gesagt hat: Die wichtigste Aufgabe politischer Führung ist es, das langfristig Notwenige kurzfristig mehrheitsfähig zu machen. Die Regierung Schüssel hat diesen Mut. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich bringe, gemeinsam mit meiner Kollegin Ingrid Lakatha, einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein.

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen, um einen am ASVG-Ausgleichszulagen-richtsatz orientierten Heizkostenzuschuss in Höhe von mindestens" – bitte, wir haben es nieder angesetzt – „70 EUR für sozial bedürftige und einkommensschwache Wienerinnen und Wiener bereitzustellen. (GR Christian Oxonitsch: Dann stimmen Sie unserem Antrag zu! Dann ist das gewährleistet! Stimmen Sie heute unserem Antrag zu!)

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass wir die Heizkosten so konsequent in der Kompetenz der Länder lassen wollen, hängt mit dem Subsidiaritätsprinzip zusammen. Ich wiederhole das noch einmal. (GR Christian Oxonitsch: Wieso war das im Jahr 2000 anders?) Wenn Sie das jetzt anführen, das war ja eine Pleite, bitte. In Wien haben nur 50 Prozent jener, die es brauchen, überhaupt den Heizkostenzuschuss erhalten. Also ein sehr schlechtes Beispiel. (GR Christian Oxonitsch: Die Konsequenz ist: Darum machen wir es gar nicht!) Die Konsequenz ist – Herr Oxonitsch, vielleicht müssen wir einmal ein Privatissimum machen, oder Sie haben nicht zugehört –, die Konsequenz ist, dass die Bundesregierung die Mittel zur Verfügung stellt in Form von Steuerentlastungen (GR Heinz Hufnagl: Wie kommen Sie auf diese Idee?) und auf der anderen Seite die kleine Einheit sich darum kümmert, wer Mittel braucht. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ich sage noch einmal: Das hängt mit dem Subsidiaritätsprinzip zusammen, und das ist ein gutes Prinzip. Diesem Prinzip folgend ist es völlig richtig, die Kompetenz bei den Ländern zu lassen und hier zu guten, aber auch zu individuellen Regelungen zu kommen.

Meine Damen und Herren! Wien ist gefordert. Handeln Sie im Interesse der sozial Schwachen in dieser Stadt! Handeln Sie, denn Sie haben die Mehrheit in dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Barnet. Ich erteile es ihm.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Der heutige Tagesordnungspunkt über die Anhebung der Kostenersätze, die der Bund an Wien abzuführen hat im Bereich der Untersuchungsleistungen für die Tuberkulosebekämpfung, ist so wichtig, dass er uns offensichtlich – das Einverständnis der Frau Vorsitzenden und des Herrn Berichterstatters annehmend – die Möglichkeit gibt, über eine andere Aufgabe zu sprechen, die sich Bund und Länder teilen, nämlich über den Heizkostenzuschuss. Meine Vorrednerinnen haben das getan, und ich erlaube mir daher, dieses Recht auch für mich in Anspruch zu nehmen. 

Der Herr Bürgermeister hat heute zu Beginn in der Fragestunde gesagt, dass man das Thema in Ruhe und Sachlichkeit unter den Fraktionen diskutieren sollte, weil das Anliegen ja offensichtlich – und das erkennt man auch aus der Debatte – für alle gleich ist. Es geht darum, bedürftigen, armen Menschen in dieser Stadt vor dem kommenden Winter, der offensichtlich besonders kalt werden wird – das wissen wir ja schon –, einen höheren Heizkostenzuschuss zukommen zu lassen, oder denen, die noch gar keinen haben, einen zu gewähren. 

Wenn wir versuchen, diese Debatte in Ruhe und Sachlichkeit zu führen, dann müssen wir das aber auch tun, und zwar die ganze Zeit, nicht nur hier, sondern auch sonst. Und dann geht es nicht an, uns gegenseitig vorzuwerfen, wessen Kompetenz es denn sei und warum denn der eine nichts tue oder der andere noch mehr tun solle. 

Damit bin ich bei meinem Nachredner, dem Kollegen Oxonitsch, der sich da hinten so köstlich unterhält. Ich glaube, es ist mit der Frau StRin Brauner, die ich leider nicht sehe, aber ich gehe davon aus, dass Sie sich beide wie immer über den Heizkostenzuschuss unterhalten. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner stellt sich hinter die letzte Bankreihe, GR Christian Oxonitsch kehrt auf seinen Platz zurück.) Frau Stadträtin, das ist jetzt wieder eine besondere Freude, und auch der Herr Klubobmann Oxonitsch. Ich werde auch sagen, warum: weil Sie im Ausschuss versucht haben, uns das eine oder andere so trefflich zu erklären. 

Kollege Oxonitsch! Ich habe Ihre Pressedienste durchgelesen – ich habe das einmal gemacht, das war nicht einfach und ich habe mir schon etwas zugemutet, aber ich habe es getan – und habe versucht zu verstehen, wie eigentlich Ihre Argumentation ist. Am Anfang, so um den 11. Oktober herum oder so irgendwann, hat Ihre Argumentation gelautet: Wien macht gar nichts zusätzlich, denn es ist Aufgabe des Bundes, und das, was wir machen können, machen wir eh schon. 

Das habe ich zu verstehen versucht und habe ein bisschen in der Bundesverfassung nachgeblättert. Da bin ich draufgekommen, das ist gar keine Bundeskompetenz. Artikel 12 Grundsatzgesetzgebung, Ausführungsgesetzgebung Land, Armenwesen. Da brauche ich nicht darüber nachzudenken, das ist keine Bundeskompetenz, das ist Landeskompetenz. 

Gestern hat sich aber Ihre Argumentation ein bisschen verschoben und Sie haben gesagt: Nein, jetzt machen wir doch was, denn jetzt machen die anderen Bundesländer mehr, jetzt kommt die Opposition und bringt Anträge ein, jetzt machen wir doch auch noch etwas. Die Frau Stadträtin hat uns zwar erklärt, Wien hat eh schon einen Heizkostenzuschuss, aber wir machen jetzt trotzdem einen. Ich bin ja nicht böse darüber. Ich freue mich ja darüber, dass Sie einsichtig sind. Ich freue mich, dass Sie erkennen, dass die Bundesverfassung Ihnen die Aufgabe zuordnet. (Beifall bei der FPÖ.) 
Hätten Sie zehn Tage früher die Bundesverfassung selber gelesen oder die Verfassungsexperten dieser Stadt gefragt, hätten Sie sich, mir und dem Rest der virtuellen Öffentlichkeit einen Pressedienst erspart und Sie hätten gleich sagen können, wo es hingeht. (GR Mag Hilmar Kabas: Der Gusenbauer hat das verlangt!) Aber vielleicht – danke für den Zwischenruf – wollten Sie Ihrem Bundesvorsitzenden folgen, der das alles gerne an den Bund delegieren möchte. Doch ich bleibe dabei: Es ist Landessache. Es ist Landesache, weil es die Bundesverfassung so vorsieht, und es ist Landessache, weil es in unsrem eigenen Sozialhilfegesetz so drinnen steht. 

Der § 8 – wenn ihn einer hören will, lese ich ihn vor; nein, es will ihn keiner hören, danke, Sie können ihn selbst lesen. (Zwischenruf des GR Heinz Hufnagl.) Da kommt einer, der es so gerne hat, wenn ich aus Gesetzen zitiere. (GR Heinz Hufnagl: Nein!) Auch nicht. Gut. Also § 8, Anspruch auf Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfes. (GR Heinz Hufnagl: Lesen ist im Anforderungsprofil eines Abgeordneten zwingend vorgesehen!) Ist das vorgesehen? Danke schön. Was lesen Sie? Die "Kronen Zeitung"? Na, da tät ich mich vielleicht mit etwas anderem bilden, aber bleiben wir bei der "Kronen Zeitung". Wir könnten ja auch höher hinaufgehen.

Es ist aber auch – und damit ich beim Punkt der Diskussion – natürlich eine geteilte Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern, und zwar im Hinblick auf die Frage, wer denn Bedürftiger ist. Da gibt es eine breite Palette über die Ausgleichszulagenbezieher, die Sozialhilfeempfänger, Arbeitslosengeldbezieher, Bezieher von Kinderbetreuungsgeld oder Notstandshilfe, Bezieher eines geringfügigen Einkommens und so weiter. Alles Menschen, von denen ich sagen kann – ich kann das ein bisschen nachvollziehen, was da von den Grünen kommt –, für sie ist der Lebensunterhalt mit dem, was sie so bekommen, sicher nicht einfach und manchmal gar nicht zu bestreiten. 

Da kann man über vieles diskutieren, da kann man etwa über das diskutieren, was in Deutschland zurzeit Gegenstand der Debatte ist und was uns nicht besonders gefällt, nämlich die Frage, ob man es zumindest einmal zusammenlegen könnte, ob man all diese unterschiedlichen Zuständigkeiten verschiebt und sagt, da machen wir nur noch einen zuständig. Hartz IV hat nämlich nicht nur negative, sondern manchmal auch positive Seiten. Es gelingt Rot-Grün zum Glück, das gar nicht gut zu verkaufen – macht ja nichts –, aber Faktum ist, sie bemühen sich wenigstens, die unterschiedlichen Kompetenzen zu bereinigen. 

Und da bin ich wieder beim Herrn Bürgermeister und dem, was er heute in der Früh gesagt hat. Das kann man in Österreich auch diskutieren. Man könnte im Konvent diskutieren – dorthin hat er es ja verschoben –, dass diese Fragen einheitlich geregelt werden, damit klar ist, wer wie viel kriegt und was wirklich eine Art Grundsicherung bedeutet. Also ich brauche sie nicht, aber wer sie braucht, soll sie bekommen. Dafür ist dieser Staat sicher gut. Nur die gegenseitigen Schuldzuweisungen, weil die jetzige Verfassungslage kompliziert und schwierig ist und man sie manchmal nicht versteht oder sie einem auch nicht gefällt, die hilft uns da nicht weiter. Da hilft uns nur weiter, darüber nachzudenken.

Kollege Oxonitsch! Ich habe versucht, weitere Teile Ihrer Argumentation zu verstehen. Sie haben in einer Aussendung gesagt, es gäbe in Wien – jetzt im Hinblick auf Ihren eigenen neuen Vorschlag – 113 000 Bezieher. Ich habe jetzt nur nicht gewusst, was sie damit meinen. Sind das Sozialhilfeempfänger, die alleine nur die Sozialhilfe beziehen, oder sind das auch solche, die nach dem Wiener Sozialhilfegesetz einen Heizkostenzuschuss bekommen können, weil sie sonst andere Mittel haben – jene von mir genannte große Gruppe von Minderbeschäftigten über Kinderbetreuungsgeldbezieherinnen oder wer auch immer –, mit denen alleine jemand nicht das Auslangen findet und somit unter § 8 Wiener Sozialhilfegesetz subsumiert werden kann. (GR Christian Oxonitsch: Kann!) Sie kommen eh nach mir dran, und Sie brauchen auch nicht aufzuzeigen, aber ich horch' zu. Also: Fallen die drunter? (GR Christian Oxonitsch: Ich rede dann dazu!) Sie reden eh nachher. Gut. 

Also wenn die unter diese 113 000 fallen, für die 6,2 Millionen EUR benötigt werden, dann geben Sie uns ja Recht, denn dann sagen auch Sie, das ist vom § 8 Wiener Sozialhilfegesetz umfasst. Selbst wenn der sonst Geld vom Bund bekommt – Kinderbetreuungsgeld etwa –, ist es unsere Kompetenz, sonst dürfte es § 8 Wiener Sozialhilfegesetz gar nicht geben. Der wäre ja verfassungswidrig, den müsste der Verfassungsgerichtshof aufheben und sagen, das ist keine Landeskompetenz, das dürft ihr ja gar nicht, da ist ja jemand anderer zuständig. Und solange er das nicht tut, muss ich davon ausgehen, dass er gilt. 

Ich gehe davon aus, dass der § 8 Wiener Sozialhilfegesetz gilt, und auch das noch zu Recht, und deswegen sind wir zuständig und deswegen geben wir auch nicht nur denen Geld, die nur die Sozialhilfe allein beziehen, sondern auch denen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, die niedrige Einkommen oder sonst irgendwas haben, das unter dem Ausgleichszulagenrichtsatz liegt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dann darf ich natürlich nicht sagen, der Bund ist zuständig, dann muss ich zugeben, ich bin selber zuständig, und dann bin ich bei dem Punkt, dass ich frage: Wie regle ich es denn? 

Dann hat es noch ein Argument gegeben von Ihnen, das hat mir besonders gut gefallen. Das war das Argument: Zuerst waren wir zwar nicht zuständig, jetzt sind wir gemeinsam übereinkommen, dass wir zuständig sind, aber wir haben ja gar kein Geld. Wer ein Geld hat, ist der Grasser. Der hat die Einnahmen aus der Mineralölsteuer. Aber da sind Sie wieder unterschiedlich. Einmal sagen Sie 220 Millionen, das andere Mal sagen Sie 270 Millionen EUR. Innerhalb von 10°Tagen hat sich der Betrag um 50 Millionen verändert. Ich gebe zu, 50 Millionen EUR ist wirklich nicht viel Geld, das sind ja nur 700 Millionen ATS. Was ist denn das? Das ist ja nichts. Für sozialdemokratische Finanzminister war das überhaupt nichts. 700 Millionen haben wir nicht gehabt, die haben wir ausgegeben wie nichts. (GR Christian Oxonitsch: Sie sind so daneben!) Nein, ich nicht, ich sage es Ihnen nur. Sie selber haben innerhalb von 10°Tagen 50 Millionen EUR Unterschied. Lassen Sie sich die Pressedienste vorlesen. Einmal sagen Sie 220 Millionen EUR, einmal sagen Sie 270 Millionen. Das sind 50 Millionen EUR Unterschied. (GR Christian Oxonitsch: Der Herr Grasser sucht eine Milliarde Euro und weiß nicht, wo sie sind!) Mir ist es wurscht. (GR Christian Oxonitsch: Ihr Exkollege sucht eine Milliarde Euro!) Sie haben 220 gesagt und 10°Tage später 270. (GR Christian Oxonitsch: Das sind Ihre Zahlen!) Nein, Ihre Zahlen sind das. Aber, Kollege Oxonitsch, es macht mir ja nichts. Je mehr es ist, umso mehr bekommt die Stadt. 
Und da bin ich nämlich bei dem Punkt, den Sie die ganze Zeit verschweigen. Sie tun so, als wären diese 220 oder 270 Millionen EUR mehr Mineralölsteuer – Ihr weiser Vorsitzender sagt 400, Ihre Generalsekretärin oder wie immer das bei euch heißt, Ihre Bundesgeschäftsführerin sagt 370; ist ja auch wurscht, 30 Millionen hin oder her, 420 Millionen ATS, das ist ja nichts, das haben wir in jeder Hosentasche stecken (GR Christian Oxonitsch: Eben nicht!); egal, mir ist es egal, Kollege Oxonitsch, je größer der Betrag ist, ich sage es Ihnen noch einmal, umso mehr bekommt die Stadt –, jedenfalls Sie tun so, als wäre das Geld, das sich der Grasser alleine einstreift, vielleicht auch noch in seine private Tasche, das kommt nicht einmal ins Bundesbudget hinein, das kommt in die Privatschatulle des Karl-Heinz Grasser irgendwo in Kärnten oder sonst irgendwo. 

Dabei übersehen Sie – oder sagen es nicht; ich glaube, Sie sagen es nicht, denn Sie sind ein gescheiter Mensch, ich glaube, Sie wissen es oder man hat es Ihnen gesagt, Sie sagen es absichtlich nicht –, dass nach dem geltenden Finanzausgleichgesetz 2001 – die Finanzausgleichsverhandlungen wurden auch von Ihrem noch immer tätigen Stadtrat mit abgeschlossen – die Mineralölsteuer ja keine alleinige Einnahme des Bundes ist, sondern – soll ich es Ihnen vorlesen; ich lese es Ihnen vor, denn Sie wollen es sonst nicht glauben – sie fällt unter § 9 Finanzausgleichsgesetz, zwischen Bund und Ländern geteilte Abgaben. (GR Christian Oxonitsch: Und die Verdoppelung der Energieabgabe? Wie schaut es da aus?) Sie kriegen sogar noch etwas von dem Geld. Je mehr Mineralölsteuer eingenommen wird, umso mehr bekommt Wien. (GR Heinz-Christian Strache: Da wäre es im Interesse Wiens, dass die Mineralölsteuer erhöht wird!) Soll ich Ihnen sagen, wie viel Sie bekommen? 15 Prozent der Mehreinnahmen. 15 Prozent der Mehreinnahmen aus den Mineralölsteuern gehen allein an Stadt und Land Wien.

Damit bin ich bei der Beantwortung der Frage, Frau Kollegin Jerusalem: Was soll mit dem Geld passieren, das der Grasser einnimmt? Was passiert mit den 15 Prozent, die Wien mehr bekommt? Sie fließen hoffentlich in den erhöhten Heizkostenzuschuss hinein. 15 Prozent. 

Oder die nächste von Ihnen genannte Abgabe, die Energieabgabe. Das ist überhaupt herrlich, die zu nehmen und zu sagen, da nimmt er ja auch noch mehr Geld ein. § 20 Finanzausgleichsgesetz behandelt die gesamten Energieabgaben. Wer kriegt die? Wieder nicht der Bund allein, sondern das wird verteilt auf Städte und Gemeinden. Wie viel bekommt Wien als Gemeinde allein von 16 Millionen EUR Mehreinnahmen? Was schätzen wir? 64 Prozent. Wieder Geld, das dem Wiener Landesbudget zugute kommt oder eigentlich dem Gemeindebudget und das wir wieder für den Heizkostenzuschuss verwenden, Herr Kollege Oxonitsch. 

Sie brauchen doch nicht zu glauben, dass irgendjemand außer Ihnen in dieser Republik nicht weiß, dass es einen Finanzausgleich gibt und dass Mehreinnahmen des Bundes aus Steuermitteln und Abgaben nicht dem Bund alleine gehören, sondern auf Länder und Gemeinden verteilt werden. Trotzdem versuchen Sie, den Leuten weiszumachen, die 270 Millionen wären die Privateinnahme des Karl-Heinz Grasser. (GR Christian Oxonitsch: Nein, der Finz ist auch dabei! Keine Sorge!) Das glaubt halt keiner, das glaubt keiner, der ein Gesetz lesen kann. Und das ist das Problem der Sozialdemokratie. (Beifall bei der FPÖ.) 

Schauen wir uns noch ein paar Zahlen an. Schauen wir uns die Frage an, wie denn die Sozialhilfe in Wien wirklich genau geregelt ist. Ich gebe zu – da hat die Kollegin Korosec Recht gehabt –, ich war am Anfang im letzten Gemeinderatsausschuss von den Ausführungen der Frau Stadträtin und des Gemeinderatsvorsitzenden Hundstorfer auch unglaublich beeindruckt. Ich habe mich auch beeindrucken lassen von den Zahlen und habe mir gedacht, 7 mal 67 ist vermutlich wirklich mehr als 50. Also der Kollege Hundstorfer hat es gar nicht vorzurechnen brauchen. Es war gleich in der ersten Schätzung klar, das ist vermutlich mehr als 50, da bin ich stad, da sage ich nichts. 

Aber dann stellt sich heraus, das stimmt ja gar nicht. Die 67 EUR gibt es zwar, aber ... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: 67,24!) 67,24. Frau Stadträtin, ich gebe Ihnen natürlich Recht, wir wollen die 24 Cent nicht unter den Tisch fallen lassen, wirklich nicht. Dieses Geld fließt – die Kollegin Korosec hat es schon ausgeführt – bei einem allein unterstützten Sozialhilfeempfänger automatisch in seine Sozialhilfe hinein. Das heißt, rechne ich die 7°Monate hoch, verteile das auf die 12, dann komme ich dazu, dass diese Summe nicht deutlich über jener liegt, die ein Ausgleichszulagenbezieher bekommt, während aber dieser und andere – das ist die Problemstellung des Gesetzes – sehr wohl nach § 8 in Verbindung mit § 13 Wiener Sozialhilfegesetz einen Heizkostenzuschuss bekommen kann. Kollege Oxonitsch, der, aus welchen Gründen auch immer, den Raum verlassen hat, hat ja zuerst zugegeben, dass auch andere Bezieher darunter fallen können als jene, die nur die Sozialhilfe beziehen. Und das ist das Problem. Der allein unterstützte Sozialhilfebezieher bekommt, weil der Heizkostenzuschuss – (GR Christian Oxonitsch kehrt an seinen Platz zurück.) ah, da ist er, danke – sofort in seine Sozialhilfe hineinkommt, weniger als der, der Ausgleichszulagenbezieher oder sonst irgendetwas ist und der darüber hinaus gemäß §§ 8 und 13 Wiener Sozialhilfegesetz auch in den Genuss eines Heizkostenzuschusses kommen kann – kann, nicht muss – und damit deutlich über dem anderen liegt. 

Das ist eine Differenzierung, die sachlich vermutlich nicht gerechtfertigt ist und die man eigentlich verändern sollte. Das ist daher auch Teil eines Antrages, den wir heute in der Früh eingebracht haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Nun zu der Frage, wie der Heizkostenzuschuss, nicht nur der Höhe nach, gestaltet werden soll. Soll es einen Rechtsanspruch für alle Normunterworfenen geben und nicht nur eine Kann-Bestimmung, die, wie auch immer sie ausgelegt werden mag – ich kann das in der Vollziehung gar nicht überprüfen –, zu Differenzierungen führt, die unsachlich sind? 

Lassen Sie mir noch ein bisschen etwas sagen unter diesem Aspekt. Zum Beispiel: Inflationsbereinigung oder Anhebung? Weil das dem Bund immer vorgeworfen wird. Der Bund hat in den letzten vier Jahren bei den Ausgleichszulagenbeziehern angehoben, und zwar für Alleinstehende 10,8 Prozent, für Ehepaare 20 Prozent. Gleichzeitig gibt es einen Rückgang der Bezieher der Ausgleichszulage – also Bundeskompetenz – von 7 000 Menschen. Das ist die Sozialleistung des Bundes. 

Schauen wir uns Wien an und die Sozialhilfe von Ende 2001 bis Mitte 2004, also 2,5 Jahre; ein etwas kürzerer, aber trotzdem Vergleichszeitraum. Wie viel Prozent Steigerung im Gegensatz zu 10,8 oder 20,6? Was raten wir? 3! In Worten: eins, zwei, drei. 3 Prozent in Wien. Das ist deutlich unter der Inflationsrate dieser Jahre. Denn selbst wenn man es nur summieren würde, was man nicht darf bei einer Indexverrechnung – das muss man ja anders rechnen –, aber selbst wenn ich es nur summiere, komme ich auf 8 Prozent Inflation, indexgerechnet komme ich sogar noch auf mehr als auf 8 Prozent in diesem Zeitraum. Sie gelten 3 Prozent ab. – Das ist das soziale Wien! 

Kollege Oxonitsch, noch ein paar Zahlen. Laut Ihrer Aussage gibt es 113 000 Bezieher bei knapp mehr als 1,5 Millionen Einwohnern. Die Frau Landeshauptfrau von Salzburg hat gesagt – ich glaube, die muss sich geirrt haben –, sie hat nur 1 000 Sozialhilfebezieher. Ich glaube, das stimmt nicht, aber selbst wenn, würde es mich nicht wundern, denn sie ist ja noch nicht lange Landeshauptfrau. Da waren früher andere Landeshauptleute, und da wäre es vielleicht kein Wunder, dass Salzburg nur 1 000 hätte bei 515 000 Einwohnern. Oder das Burgenland: 15 000 Bezieher bei 278 000 Einwohnern. Also in Wien das 7,5-Fache an Sozialhilfebeziehern, das 5,3-Fache nur an Einwohnern im Vergleich zum Burgenland. 

Da kann was nicht stimmen. Das hat nichts mit dem Bund zu tun, das sind einfach unterschiedliche Parameter, die in den Ländern verschieden sind. Jetzt weise ich noch gar niemandem die Schuld zu und sage, Wien ist daran schuld, aber es ist nicht eine Frage der Bundeszuständigkeit, es ist nicht eine Frage der Wirtschaftslage von Gesamtösterreich oder sonst irgendetwas, sondern das sind andere Problemstellungen, mit denen, zugegebenermaßen, diese Stadt fertig werden muss. Und dafür sind Sie verantwortlich und nicht die Bundesregierung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Andere Zahlen. Die Energiekosten in Wien sind gestiegen. Der Gaspreis seit 2002 um 11,5 Prozent – wieder nur summiert, nicht einmal indexgerechnet, da wäre es noch mehr –, der Strompreis um 8 Prozent. Und dann bekommt der Gasbezieher so einen netten Brief. Ich habe mir den aufgehoben. WIEN ENERGIE schreibt an Herrn Günther Barnet, Allißengasse 43, 1210 Wien. Ein kleines Häuschen am Stadtrand, mehr kann ich mir nicht leisten. Da schreibt mir der Herr Wolfgang Altmann, WIEN ENERGIE, wie der Gaspreis steigt. Da gibt es einen schönen Satz, der hat mir so gut gefallen: „Wir hoffen, dass Sie für diese Preisanpassungen" – über 11,5 Prozent –, „die wir ihnen somit zur Kenntnis bringen, auf Grund der gegebenen Umstände Verständnis haben und damit einverstanden sind." 

Na, was hätte ich sonst machen sollen? Hätte ich die Gasleitung abschließen und sagen sollen: So, jetzt wird nichts mehr gekocht zu Hause, und geheizt wird auch nicht mehr. Jetzt kehren wir wieder zurück und ziehen das Kanonenöferl irgendwo heraus und fangen damit an. Was soll ich denn machen? Was soll denn der Normunterworfene, der die Gasleitung und die Gasheizung bei sich daheim hat, machen? Soll er sagen: Nein, ich bin mit diesem Gaspreis nicht einverstanden, Herr Altmann. Kommen Sie und schließen Sie mir das Gas wieder ab. Oder was? Das kann doch wohl nicht ihr Ernst sein. 

Das ist das soziale Gewissen der Stadt Wien: Um 11,5 Prozent wird angehoben, und dem Normunterworfenen wird gesagt: Wir gehen davon aus, dass Sie eh damit einverstanden sind. Na, was soll ich machen? Soll ich einen Überfall machen aufs Gaswerk? Soll ich übers Feld laufen und sagen, nein, ich bekomme ab jetzt das Deputat gratis? Oder was soll ich denn machen? Natürlich muss ich mich damit einverstanden erklären. Aber 11,5 Prozent Steigerung beim Gaspreis und gleichzeitig, im selben Zeitraum nur 3 Prozent Anhebung der Sozialhilfe, das ist einmal ein deutlicher Unterschied, nämlich 8,5 Prozent. Und das fehlt den Sozialhilfeempfängern. Mir fehlt es nicht. Ich gebe es zu. Ich zahle die 11,5 Prozent, es bleibt mir eh nichts anderes übrig. Mir fehlt das Geld auch nicht, aber denen fehlt es deutlich, und dafür sind Sie verantwortlich und nicht der Bund. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und es ist ja auch nicht so, dass man sagen kann, das ist alles nur auf Grund der gesteigerten Preise des Auslandes und was weiß ich was. Der Stromverkauf wurde in Wien im Vergleichszeitraum um 1,5 Prozent gesteigert, der Gasverkauf um 4,5 Prozent, die Fernwärme um 7,7 Prozent. Das ist der tatsächliche Mehrverbrauch. Was ist die Umsatzsteigerung im selben Zeitraum? 470 Millionen EUR oder – alles Zahlen aus dem Wirtschaftsbericht von WIEN ENERGIE, nicht von mir, das habe ich gestern aus dem Internet herausgelesen – 38,1 Prozent. Das ist die Umsatzsteigerung im Vergleich zu den tatsächlichen Mehrverkäufen im Bereich zwischen 1,5 und 7,7 Prozent. 

Und es ist auch kein Wunder, denn rechnet man alleine beim Tagpreis die Steigerung von über 10 Prozent aus - das sind 0,2 Cent pro Kilowattstunde oder 2 Cent pro Kubikmeter -, dann sind das bei abgelieferten 21 147 Gigawatt 42,3 Millionen EUR Mehreinnahmen im Vergleichszeitraum eines Jahres, die sich WIEN ENERGIE und damit die Stadt Wien auf ihrer Seite positiv verbuchen können. 

Jetzt ziehe ich tatsächlich noch die Preiserhöhung und ich weiß nicht was noch alles ab und sage, das sind schlechte Kaufleute, das sind keine guten Kaufleute, das sind vermutlich auch noch schlechte Kaufleute, dann bleibt euch alleine vom Gas so viel mehr übrig, dass die 6,2 Millionen EUR, die Sie jetzt mehr ausgeben wollen, einschließlich dessen, was Sie vom Grasser an Mineralölsteuer, an Energieabgabeanteilen und so weiter mehr bekommen, so locker bedeckt sind, dass ich nicht einmal eine Sekunde darüber nachdenken würde, das zu diskutieren oder mich in der Öffentlichkeit überhaupt trauen würde zu sagen, dass ich da eine positive Maßnahme gesetzt habe! Das habt ihr durch die geschilderten Maßnahmen doppelt und vermutlich dreifach eingenommen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Jetzt zu Ihrem Antrag. Die Kollegin Jerusalem hat auf die Undifferenzierung zwischen den bereits Alleinunterstützten, wo der Heizkostenzuschuss dazu gerechnet wird, und den anderen hingewiesen. Ich freue mich, wenn Sie das wirklich aufklären. Mir wäre das auch ein Anliegen. (GR Christian Oxonitsch: Dann stimmen Sie zu?) Sie werden es gar nicht glauben: Wir stimmen zu. Das ist das richtige Stichwort.

Kollege Oxonitsch, wir stimmen zu, obwohl bei allen drei Anträgen der anderen Fraktionen irgendetwas ist, wo ich mir denke: Ist es wirklich schlau oder ist es nicht so schlau? Vermutlich wird es Ihnen mit unserem Antrag genauso gehen. Daher wäre es mir persönlich sogar lieber gewesen, wir oder die anderen drei Fraktionen - wir machen es eh nicht, wir weisen es dem Ausschuss zu, weil wir sagen, lasst uns über eine sachliche Lösung diskutieren, das kann auch relativ schnell gehen und wenn die Leute im Nachhinein das Geld kriegen, dann haben sie es wenigstens für die Heizkosten verwendet und nicht für etwas anderes - würden heute nicht auf die sofortige Abstimmung bestehen. Aber diskutieren wir jetzt einmal darüber, denn es geht nicht nur um die Frage der Höhe des Heizkostenzuschusses, sondern es geht auch um die Frage Nummer zwei - ich habe sie angesprochen -, den Rechtsanspruch für diejenigen, die heute unter die Kann-Bestimmung fallen und es geht um die Differenzierung zwischen denen, bei denen es in die Sozialhilfe eingerechnet wird und bei denen, die es als zusätzliche Leistung bekommen, weil sie sonst kein Einkommen haben.

Ich sage, Kollege Oxonitsch - und da unterscheide ich mich vielleicht von Ihnen -, ich bin gar nicht sicher, dass wir da mit unserem Antrag die Wahrheit und Weisheit bis zum letzten Schluss erfasst haben. Es geht allen vier um dieselbe Sache: Erhöhen, weil es notwendig ist. Mir wäre es lieber, und ich habe das gesagt, dass alle ihre Anträge auf sofortige Abstimmung zurückziehen und sagen: Weisen wir es dem Ausschuss zu und diskutieren wir über die Frage sachlich, nämlich hinsichtlich dieser genannten Differenzierungen einschließlich der Frage des Rechtsanspruchs. (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher werden wir allen Anträgen von allen drei Fraktionen zustimmen, selbst wenn sie unterschiedliche Regelungen vorschlagen, selbst wenn in dem einen oder anderen Fall Schuldzuweisungen an die Bundesregierung oder sonst jemanden drinnen sind. Das ist mir, das ist uns egal. Uns geht es nämlich darum, dass die bedürftigen Leute mehr Geld bekommen. Wie auch immer sie es bekommen, es soll uns recht sein. Mehr soll es sein. Was nicht stattfinden soll, ist dass Sie so tun, als wären Sie die einzigen, die in dieser Stadt oder auch in diesem Land ein soziales Gewissen gepachtet hätten, weder als Sozialdemokratie noch als SPÖ-Wien, beides stimmt nicht. Und wer die nächste Gasrechnung nach Hause zugestellt bekommt, der weiß es genau. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Klubobmann Oxonitsch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Wir hatten in der letzten Zeit ja einige Male die Gelegenheit, den Sozialbereich hier im Wiener Gemeinderat zu diskutieren und wir hatten einige Prognosen, die hier in erster Linie von ÖVP und FPÖ zum Besten gegeben wurden. Wenn man nachliest, so war vom Sozialcrash die Rede. Es war vom sozialen Kahlschlag in Wien die Rede. Es war von den Mitteln die Rede, die in der Sozialhilfe gekürzt werden. All diese Prognosen haben sich ja schon in der Vergangenheit als unrichtig herausgestellt. Wien hat in den letzten 11 Monaten allein für den Sozialbereich zusätzliche 110 Millionen EUR zur Verfügung gestellt und wir werden heute für die Gewährung des Heizkostenzuschusses die Weichen stellen, sodass für diesen Bereich weitere rund 6,5 Millionen EUR den Wienerinnen und Wienern zugute kommen. 

Wir tun dies, weil wir es tun müssen. Wir tun dies, weil wir auf die Schwächsten in unserer Gesellschaft einfach Rücksicht nehmen wollen und wir müssen es tun, weil - und das belegen ja alle Zahlen, nicht zuletzt auch der Sozialbericht dieser Bundesregierung - die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen österreichweit stark im Ansteigen ist und die Zahl jener Personen, die armutsgefährdet sind, in Österreich im Steigen begriffen ist. Es zeigt sich allein an dieser Zahl, meine Damen und Herren von ÖVP und FPÖ: Sie haben versagt in dieser Bundesregierung! (Beifall bei der SPÖ.) 

Alleine in Wien, und wir haben das schon mehrmals erörtert, ist die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen seit dem Amtsantritt dieser blau-schwarzen Bundesregierung um rund 76 Prozent gestiegen. Immer mehr Menschen werden aus den diversesten Versicherungsleistungen hinausgedrängt, immer mehr Menschen rutschen unter die Armutsgrenze, immer mehr Menschen müssen von den Ländern - und da ist Wien gar nicht alleine - in ihrem Lebensunterhalt unterstützt werden. Wir in Wien tun das, meine Damen und Herren, und wir sind stolz darauf!

Angesichts dieser steigenden Zahlen ist doch wohl trotzdem einmal mehr die Frage legitim: Was hat eigentlich zu dieser dramatischen Verschlechterung der Lebenssituation der Menschen in Österreich geführt? Und noch einmal: Wien ist hier stark betroffen, Wien ist hier durchaus stärker betroffen. 

In diesem Kreis hier haben wir die Ursachen auch schon mehrmals erörtert, aber es sind auch viele, viele Bundesländer davon betroffen. Die Ursachen liegen einfach in einer verfehlten Wirtschaftspolitik, einmal mehr in einer verfehlten Wirtschaftspolitik, wo die Investitionen auf einem Tiefstpunkt angelangt sind und wo letztendlich Österreich beim Wirtschaftswachstum unter den europäischen Durchschnitt gefallen ist. Die Ursachen liegen einfach in einer verfehlten Arbeitsmarktpolitik, wo in den letzten Jahren die Arbeitslosenzahlen über den europäischen Durchschnitt und schneller als im europäischen Durchschnitt gestiegen sind. Die Ursachen dafür liegen einmal mehr in einer verfehlten Finanz-, in einer verfehlten Sozial- und in einer verfehlten Bildungs- und Forschungspolitik in Österreich! Einmal mehr erleben wir... (Beifall bei der SPÖ. – Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.) 

In all diesen Politikfeldern, wie bei der verfehlten Finanzpolitik, haben wir erleben können: Die Menschen haben mit zusätzlichen Belastungen zu leben gelernt und nur einige wenige Großunternehmen haben profitiert!

Die Frau Korosec hat heute schon die größte Steuerreform aller Zeiten angesprochen. Ich werde darauf noch zurückkommen. Die nackten Zahlen sehen anders aus: Noch nie waren die Steuereinnahmen des Bundes so hoch. Zusätzliche rund hundert Milliarden werden hier im Budget, das der Herr Finanzminister vorgelegt hat, ausgewiesen. Ob da jetzt noch die eine Milliarde dabei ist, die er derzeit gerade sucht, weiß ich nicht ganz genau. Da dann fünf Milliarden den Österreicherinnen und Österreichern zurückzugeben, ist ja wirklich lächerlich und eigentlich nicht würdig, hier auch erwähnt zu werden! (Beifall bei der SPÖ.) 

Tatsache ist, dass diese falsche Politik dieser Bundesregierung einfach die Situation der Menschen in Österreich verschlechtert und die Sozialausgaben der Länder und Gemeinden in die Höhe schnellen lässt. Wien hat daher seine Sozialausgaben in den letzten Jahren um 50 Prozent erhöht, während die Quote der Sozialausgaben – auch in den offiziellen Zahlen des Finanzministeriums nachzulesen und in diversesten Berichten gerade der Bundesregierung selbst - gemessen am Bruttoinlandsprodukt in den letzten Jahren kontinuierlich gesunken ist. Die Opfer der Politik dieser Bundesregierung werden den Ländern überantwortet und die Täter lehnen sich zurück, schweigen oder sagen: „Das geht uns nichts an.“ Das ist die Politik dieser Bundesregierung, meine Damen und Herren! 

Die heutige Diskussion um den Heizkostenzuschuss hier ist ja durchaus bezeichnend. Jetzt will ich wirklich nicht noch einmal auf jede falsche Zahl eingehen, die der Herr Barnet da genannt hat, wenn er zum Beispiel erwähnt, dass von den Mehreinnahmen der Mineralölsteuer die Länder 15 Prozent kriegen. Das ist bestenfalls ein kleiner Teil, der Wien da zugute kommt, denn weit über 90 Prozent dieser Steuererhöhung kommt dem Bund alleine zugute! Die überwiegende Zahl der Mehreinnahmen in diesem Bereich bekommt der Herr Finanzminister und nicht alleine er, da gebe ich Ihnen schon Recht. Der Herr Finz schneidet da auch noch ganz schön mit und auch alle anderen Kollegen von ÖVP und FPÖ in dieser Bundesregierung schneiden an diesen Mehreinnahmen da noch mit. Das hat er nicht alleine! Aber die überwiegende Mehrzahl der Einnahmen in diesem Bereich kommt selbstverständlich dem Bund zugute. 

Es geht einfach darum, dass in den letzten Jahren diese Bundesregierung tatsächlich alles, womit die Österreicherinnen und Österreicher ihre vier Wände wärmen können, verteuert hat: Die Mineralölsteuer ist erhöht worden, das ist unbestritten, sie ist einfach erhöht worden. Der überwiegende Teil bleibt in der Bundeskassa. Die Energieabgabe ist verdoppelt worden. Ja, auch sogar bei den Kohlen hat man darüber nachgedacht, was man machen könnte, denn die dürfen nicht ungeschoren davonkommen und da hat man dann auch noch eine Kohlenabgabe erfunden. Und es ist dann nebensächlich, ob 250 oder 270, und es gibt sogar einige, die sagen, im Rechnungsabschluss des heurigen Jahres wird der Bund über 450 Millionen in dem ausweisen. Wir werden es uns einfach anschauen. Da können wir ja locker bei den Zahlen nachschauen. 

Das hilft dem Herrn Finanzminister aber auch nichts: Er haut einmal mehr bei seinen Budgetschätzungen völlig daneben. Das sind wir ja auch schon gewöhnt. Es hat in dieser Zweiten Republik noch keinen Finanzminister gegeben, der mit seinem Budget jedes Mal so weit wie der Herr Finanzminister Grasser abgewichen ist. Wir werden sehen, wie es stimmt. Wir werden sehen, welche Zahl es ist. 

Nur jede Zahl, egal ob 250, 270 oder 450 Millionen, ist hoch genug, um daraus auch den Anspruch abzuleiten: Geben Sie einen Teil dieses Betrags den Schwächsten der Gesellschaft in Form eines Heizkostenzuschusses zurück, Herr Finanzminister, liebe schwarz-blaue Bundesregierung! Das wäre soziale Verantwortung, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Sie hatten die Chance. Es gab Anträge im österreichischen Parlament. Tatsache ist, dass man diese kalt abgelehnt hat! Und da stellen sich dann Vertreterinnen und Vertreter her und reden in diversen Presseaussendungen oder versuchen hier scheinbar - ich weiß es ja nicht genau - irgendwie etwas von sozialer Kälte zu symbolisieren. Es ist ganz deutlich geworden, wo die soziale Kälte liegt! In den letzten Jahren ist es immer deutlicher geworden, dass für viele Menschen das tägliche Leben tatsächlich tagtäglich schwerer geworden ist und nicht zuletzt auf Grund unzähliger Belastungen, die diese Bundesregierung über die Menschen hereinbrechen hat lassen. 

Für jene Menschen aber, die Mittel aus der Arbeitslosenversicherung oder auch der Pensionsversicherung erhalten, zumindest für jene fordern wir in unserem Antrag, dass diese Bundesregierung jetzt doch ihre Verantwortung wahrnehmen soll. Wir erklären uns bereit, wir übernehmen sie für den Bereich der Sozialhilfeempfänger. Insofern kann ich der FPÖ die Zustimmung leicht machen und die GRÜNEN auch noch einmal explizit darauf hinweisen: Es werden in Wien alle Sozialhilfeempfänger, auch in den geringen Fällen, die einen vollen Mietzuschuss bekommen, diesen Heizkostenzuschuss, den wir heute hoffentlich gemeinsam hier beschließen können, in Höhe von 50 EUR automatisch überwiesen bekommen. Es werden alle Vollsozialhilfebezieher der Stadt automatisch auch diesen Betrag bekommen. Da haben wir ja die entsprechenden Daten und Unterlagen. Für die anderen geht es nicht so einfach, das wissen wir. Daher ja auch genau unsere Forderung, dass hier ein gemeinsames, österreichweites Modell erarbeitet werden soll, weil es dann auch unbürokratisch abgewickelt werden könnte. 

Wir haben, ich erinnere daran, im Jahr 2003 einen entsprechenden Antrag auch beschlossen. Scheinbar haben sich einmal mehr die Vertreterinnen und Vertreter der Wiener ÖVP oder der Wiener FPÖ in ihren Parteien da nicht durchsetzen können. Das sind wir ja schon gewöhnt, das gibt es ja immer wieder. Wir haben den ... (Aufregung bei GR Kurth-Bodo Blind.)

Wir haben den Versuch unternommen. Es hätte diese Möglichkeit gegeben, das sagt auch eindeutig der Bericht der Volksanwaltschaft. Einmal mehr: Sie setzen sich nicht durch in Ihren Parteien! Das ist die Realität! Darum gibt es keinen Heizkostenzuschuss für die Wienerinnen und Wiener und darum gibt es keinen Heizkostenzuschuss mit der Unterstützung des Bundes für die Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der SPÖ.)

Es gibt uns aber die heutige Debatte einfach auch die Gelegenheit, darauf hinzuweisen - und das belegen ja auch die diversesten Untersuchungen -, dass die Wienerinnen und Wiener die Sozial- und Gesundheitspolitik der Stadt sehr schätzen, während die Politik der Bundesregierung in erster Linie bei den Menschen nachweislich Angst produziert hat. Vor wenigen Tagen ist eine Studie veröffentlicht worden: 80 Prozent der Österreicherinnen und Österreicher fürchten den Zusammenbruch unseres Gesundheitssystems, 75 Prozent fürchten den Abbau von sozialen Errungenschaften, 75 Prozent fürchten den Abbau von Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerrechten. Und das sind nicht Ängste, die einfach auftauchen, das sind Ängste, die sich entsprechend der Politik dieser Bundesregierung in den letzten viereinhalb Jahren manifestiert haben. Es ging um einen Sozialabbau, es ging um ein Aushungern der Gesundheitspolitik, es ging letztendlich auch um einen Abbau von Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerrechten! Einmal mehr werden in vielen dieser Bereiche die Qualitätsunterschiede zwischen der Politik der Bundesregierung und Wien immer deutlicher. Ich möchte das an ein paar konkreten Beispielen darstellen.

Vielleicht gleich konkret genannt der Bereich der Steuern, Abgaben und Gebühren, wo die Frau Korosec versucht hat, uns hier die Segnungen dieser, sie hat es genannt "größten Steuersenkung der Geschichte und aller Zeiten" - das klingt eigentlich noch schlimmer - zu erklären. Tatsache ist, dass im kommenden Jahr, so sagte der Herr Finanzminister in seiner Budgetrede, - und das ist interessant angesichts einer Steuerreform - die Steuereinnahmen um 7,6 Milliarden EUR höher sein werden als im vergangenen Jahr! Also ich verstehe unter einer Steuersenkung jetzt einmal grundsätzlich etwas anderes als dass ich 7,6 Milliarden EUR zusätzliche Steuereinnahmen habe! 

Die Bundesregierung hat es aber auch geschafft - man kann sich das ja durchaus auch im longterm-Vergleich ein wenig anschauen -, die Steuern innerhalb von 5 Jahren um umgerechnet 100 Milliarden ATS tatsächlich auf ein Rekordniveau zu schrauben und das - und das ist ja immer noch das ganz Interessante - bei einem tatsächlichen Rekordschuldenstand, da heute wieder so gesagt worden ist: Ach, wir arbeiten ja da irgendwo an einer Budgetkonsolidierung, wir haben uns da so angestrengt. Tatsache ist, dass wir in Österreich einen Rekordschuldenstand haben, weil keine Schulden abgebaut wurden und wir tatsächlich wieder, wie wir auch seit wenigen Tagen wissen, ein Rekorddefizit zu verzeichnen haben werden! Das sagt zumindest der Herr Finanzminister. Also das Budgetdefizit ist keinesfalls geringer als in den vergangenen Jahren! 100 Milliarden höhere Steuern, in Schilling gerechnet, das ist so viel - das muss man sich einmal ausrechnen - wie das gesamte Wiener Jahresbudget! Das haben Sie in 5 Jahren locker eingenommen und sich dann da herzustellen und zu sagen: Wir geben 5 Milliarden EUR in Form einer Steuerreform hier zurück – also einmal mehr: Es ist einfach lächerlich. 

Wenn Sie da immer wieder von Belastungen sprechen, unter denen die Wienerinnen und Wiener angeblich leiden, dann sollten Sie einmal mehr wissen - und es ist ja fast immer ein Recht des Kollegen Ekkamp, hier all die Belastungen und Abgaben, die Sie über die Österreicherinnen und Österreicher hereinbrechen haben lassen, aufzuzählen: Die Steuererhöhungen, die Pensionskürzungen, die Kürzungen der Gesundheits- und Sozialversicherungsleistungen, die mehrfachen Steuererhöhungen der Energie, die Verschlechterungen beim Arbeitsrecht und vieles andere mehr. 

Sie haben den Österreicherinnen und Österreichern das Geld aus der Tasche gezogen und Sie sind nicht bereit, es zurückzugeben! Das ist die nackte Wahrheit, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Aber wir können durchaus auch andere Bereiche hernehmen. Bereiche, die heute vielleicht noch nicht so zur Sprache gekommen sind, die vor 14 Tagen ein wenig aktuell waren. Nehmen wir den Bereich der Kinderbetreuungseinrichtungen, den Bereich der Familienförderung. Während die Bundesregierung durch statistische Tricks hier versucht nachzuweisen, dass es plötzlich von den 80 000, die einen Kindergartenplatz suchen, nur mehr 8 000 gibt, dass es also de facto keine Nachfrage mehr gibt, gibt Wien von allen Bundesländern in diesem Bereich das meiste Geld für gute Kinderbetreuungsangebote aus, denn wir wissen einfach, dass eine gute Kinderbetreuung eine wichtige Voraussetzung dafür ist, vielen Frauen eine Berufstätigkeit und somit ein eigenes Einkommen und letztendlich auch die Selbstständigkeit zu ermöglichen. Und wir wissen natürlich auch, dass nach wie vor eine entsprechende Nachfrage besteht. Daher bauen wir diesen Bereich auch weiter aus. Aber der Bund gibt im Gegensatz zu früheren Jahren dafür überhaupt kein Geld mehr her. Er behauptet einfach, es gibt keine Nachfrage mehr. Auch das ist ein Weg, den man einschlagen kann. Es ist nur der unehrliche Weg! Sie wollen offenbar tatsächlich, dass die Frauen wieder daheim bei Kind und am Herd bleiben. Wir wollen das nicht! Wir unterstützen die Familien, wir unterstützen die Frauen durch flächendeckende, qualitätsvolle Kinderbetreuung in Wien, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist heute auch ein weiterer Bereich der sozialen Unterstützung bereits ausführlich diskutiert worden, der Bereich der Frauenförderung. 

Man könnte den Bereich der Pensionen anführen, wo in den letzten Jahren ein eiskalter Pensionsraub stattgefunden hat und mehr Menschen deshalb letztendlich auch die Unterstützungen der Stadt in Anspruch nehmen müssen und weniger Geld in der Tasche haben.

Wir haben den Bereich der Pflege, wo Wien jenes Bundesland ist, das bei den qualitätsvollen Pflegeleistungen der Stadt die meisten Mittel einsetzt. Wien ist jenes Bundesland, das das höchste medizinische und pflegerische Niveau hat. 

Wien ist jenes Bundesland, das in diesem Bereich die meisten Personen in legalen Beschäftigungsverhältnissen hat. Es sind nämlich über 15 000 Menschen hier beschäftigt. Wir sind stolz darauf und wir arbeiten kontinuierlich an den entsprechenden Verbesserungen. Gemeinsam haben wir hier nicht zuletzt dank der Arbeit in der Geriatriekommission, glaube ich, wichtige Weichen gestellt. Mit einem Maßnahmenpaket, das auf diesen Vorbereitungsarbeiten der Geriatriekommission basiert, werden wir weiterhin die Leistungen in diesem Bereich und letztendlich die Qualität in der Pflege in Wien weiter verbessern.

Meine Damen und Herren, es ist nicht die SPÖ und es ist schon gar nicht die Wiener SPÖ die Partei, die den Menschen die Belastungen aufbürdet. Das sind die ÖVP und FPÖ, die der Bevölkerung diese Belastungen einseitig aufgebürdet haben!

Daneben sehe ich als einzige große Profiteure - und daran soll man durchaus auch erinnern - die Großunternehmen, die von dieser hervorragenden Steuerreform in erster Linie profitiert haben! Da kann man sich durchaus auch eine Homepagezahlung leisten! Eine Milliarde von diesen 5°Milliarden geht ganz allein an eine Handvoll Großunternehmen, da sie für ihre Gewinne künftig tatsächlich einfach weniger Körperschaftssteuer zahlen müssen! Das ist die Realität! 

Und ich nenne auch als eines der Geschenke, das diese Bundesregierung auch so schön auflistet, die Agrarförderungen, die höher sind als je zuvor. Wo bleibt da eigentlich der immer wieder zitierte Grundsatz von “Mehr Privat und weniger Staat“? Wo wird da tatsächlich gespart, meine Damen und Herren? 

Oder ich nehme auch die Ausgaben für die Kampfflugzeuge. Geld scheint ja immer genügend da zu sein, wenn man in dieser Bundesregierung seine Klientel bedienen will! Es ist nur dann nicht da, wenn es um die Schwächsten in der Gesellschaft geht! Es ist nur dann da, wenn es um die eigene Wählerklientel geht! Das belegen einzig und allein, glaube ich, auch die Zahlen dieses Budgets. 

Daher kann man nur zu dem Schluss kommen, dass diese Bundesregierung einfach die falschen Prioritäten setzt. Sie nimmt jenen Geld weg, die ohnehin wenig haben. Sie nimmt jene nicht in die Pflicht, Beiträge zum Allgemeinwohl zu leisten, denen es gut geht und die reich sind. Sie kürzt bei den Kranken, sie kürzt bei den Arbeitslosen, sie kürzt bei den Pensionisten, sie kürzt und spart bei der Bildung unserer Kinder und vor allem gestern haben wir es ja auch eindrucksvoll erlebt, in welcher Dramatik sich die Situation für die Studierenden in diesem Land, zum Beispiel auf den Wiener Universitäten, darstellt! 

Wien ist einfach anders und wir sind stolz darauf, meine Damen und Herren! Und es ist Wien anders und das, meine Damen und Herren, vielleicht nur zum Abschluss, ist einfach einer der Gründe, warum die Sozialdemokratie in Wien tatsächlich ein großes Vertrauen genießt und warum Bürgermeister Häupl und sein Team ein großes Vertrauen und hohen Zuspruch bei der Wiener Bevölkerung haben. Wien ist anders, Wien ist menschlicher, Wien ist sozialer und Wien ist das nicht zuletzt deshalb, weil wir heute auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag auf die Gewährung eines einmaligen Heizkostenzuschusses in Höhe von 50 EUR für alle in Wien gemeldeten Arbeitslosengeld-, Notstandshilfe-, Pensions- und SozialhilfebezieherInnen und KinderbetreuungsgeldbezieherInnen einbringen. Der Antrag ist den Fraktionen ja auch rechtzeitig übermittelt worden. Ich kann mir daher auch ersparen, ihn vorzulesen. 

Wenn hier von der Kollegin Korosec gesagt wird: „Aber es sollten 70 EUR sein.“, so ist die Lösung ganz einfach: Ich interpretiere das so, dass die ÖVP unserem Antrag beitreten wird und die ÖVP und die FPÖ sich einsetzen werden, dass Wien dieses Geld tatsächlich für all jene, die von Bundesseite hier die entsprechenden Mittel zur Leistung ihres Lebensunterhalts erhalten, zurückerstattet bekommt und dann wird jede Wienerin und jeder Wiener der anspruchsberechtigten Gruppen zusätzlich noch einmal zwischen 30 und 50 EUR bekommen. Also ich freue mich über die Zustimmung der Österreichischen Volkspartei! Sie könnten sich dann eigentlich den eigenen Antrag sparen. Stimmen Sie unserem zu! Setzen Sie sich ein! Wir werden sehen, ob es vielleicht wenigstens einmal gelingt, sich bei den Kollegen ein wenig durchzusetzen!

Ein wesentliches Element, warum Wien einfach anders ist – und darauf möchte ich zum Abschluss noch hinweisen -, weist sogar der Sozialbericht der Bundesregierung aus. Er sagt, dass in Wien die Zahl armer oder armutsgefährdeter Menschen deutlich unter dem Bundesdurchschnitt liegt. Noch einmal: Es ist der Sozialbericht der österreichischen Bundesregierung! - und führt drei wesentliche Gründe an oder als wesentlichste Gründe an: 

Erstens: Die höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen dank eines gut ausgebauten Kinderbetreuungsangebots. 

Zweitens: Er weist es mit der Begründung aus, dass in Wien die Wohnungskosten deutlich unter dem österreichischen Durchschnitt liegen und dank der Gemeindewohnungen die Menschen in Wien bessere Möglichkeiten als in anderen Bundesländern vorfinden, eine günstige Wohnung zu finden. 

Und drittens: Der Sozialbericht der Bundesregierung führt als wesentlichen Grund an, dass wir ein flexibleres Sozialhilfesystem als andere Bundesländer haben, das in Notsituationen einfach gezielter als andere Systeme hilft. 

All das sind Worte des Sozialberichts der Bundesregierung. 

Ich ersuche die Kolleginnen und Kollegen von FPÖ und ÖVP, das nachzulesen, bevor sie sich wieder aufs politische Glatteis begeben und Wien soziale Kälte vorwerfen! - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Gerstl gemeldet.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vor einem Monat war in der SPÖ noch alles in Ordnung. (Heiterkeit bei GR Günther Barnet: Das glaube ich auch!) Die Feiern haben begonnen: Geburtstagsfeier des Herrn Bürgermeisters, 10-Jahres-Feiern für den Herrn Bürgermeister, wie es so schön im “Kurier“ heißt: „In Wirklichkeit ziehen sich die Feierlichkeiten über zwei Monate“. Tausende Gäste aus der sozialdemokratischen Hierarchie waren eingeladen. (GR Christian Oxonitsch: Genau, Walter Nettig zum Beispiel!) Die Feiern wurden genossen. Am Landesparteitag der SPÖ war es vielen noch nicht möglich, das Wort zu ergreifen, weil die Feiern des Vortags noch so intensiv in den Knochen der einzelnen waren. (GR Christian Oxonitsch: Ja ja, Walter Nettig!) 

In zwei Tagen wird im Rathaus wieder gefeiert, während es für die Ärmsten der Armen in dieser Stadt kalt wird, immer kälter und immer kälter (Heiterkeit bei der SPÖ.), denn die Ärmsten der Armen werden weiterhin mit Handschuhen in ihren Wohnungen sitzen und Hauben auf haben müssen, während der Bürgermeister feiert! Das ist das, was die Sozialdemokratie in dieser Stadt den Bürgerinnen und Bürgern an Wärme geben wird! Wenn Sie den Heizkostenzuschuss für (Beifall bei der ÖVP.) einmalig belassen, Herr Kollege Schuster, dann werden Sie noch den Schal um den Hals legen müssen (GR Christian Oxonitsch: Ein Schal ist da!), weil sie es sonst nicht mehr schaffen. Sie werden die Jacken von oben bis unten zumachen müssen. (GR Mag Hilmar Kabas: Das geht nicht mit den Fäustlingen!) Sie werden mit verschränkten Armen sitzen müssen. Es wird unmöglich sein, in dieser Stadt noch Wärme zu genießen, denn sie findet nur mehr bei den Feierlichkeiten der SPÖ rund um Bgm Häupl statt und nicht in den armen Stuben und in den armen Wohnungen dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)  

Der Kollege Oxonitsch hat hier über die Zeit der österreichischen Bundesregierung gesprochen. Da glaube ich, ist es wirklich an der Zeit, dass man einmal darüber spricht, wie die österreichische Bundesregierung, nämlich die von der ÖVP geführte, im Jahr 2000 diese Bundesregierung übernommen hat, denn im Jahr 2000 unmittelbar nach dem Ende der Amtszeit der SPÖ in der Bundesregierung fand die österreichische Bundesregierung unter Bundeskanzler Schüssel große Probleme im Sozialsystem wie keine Mindestsicherungselemente, Armut trotz Arbeit, mangelhafte Integrationspolitik auf dem Arbeitsmarkt und junge, teilweise alleinerziehende Frauen ohne Existenzsicherung für sich und ihre Kinder vor. (GR Harry Kopietz: Weil sie in der Zwischenzeit von dieser Regierung so wenig kriegen!) Ein Pensionssystem fand man vor, das den Herausforderungen der Zukunft nicht gewachsen war. Aber das Problem wurde erkannt im Unterschied zu dem, wie wir es in Wien haben. Es wurde ein neues Pensionssystem geschaffen. Es wurde eine Steuerreform für kleine und mittlere Einkommen durchgeführt (GR Harry Kopietz: Seit der ÖVP-geführten Regierung gibt es doppelt so viele Sozialhilfeempfänger!), es fand eine aktive Arbeitsmarktpolitik statt, eine Absicherung der Pensionssysteme durch Reform und Verbreiterung der zweiten und dritten Säulen, die Einführung einer Hospizkarenz - was Sie jahrzehntelang nicht zusammengebracht haben – zur Absicherung pflegender Angehöriger, Kinderbetreuungsgeld auch für nicht berufstätige Mütter, Erhöhung und Ausdehnung der Familienbeihilfe und eine außerordentliche Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze. (GR Harry Kopietz: Ja, und seit Amtsantritt dieser Bundesregierung hat sich die Zahl der Sozialhilfeempfänger verdoppelt!) All das sind Maßnahmen der österreichischen Bundesregierung seit ihrem Amtsantritt.

Nun konkret zur Steuerreform. Die in zwei Etappen angelegte große Tarifreform garantiert, dass alle Steuerpflichtigen im Verhältnis 2003 zu 2005 zwischen 679 EUR und 144 EUR pro Jahr entlastet werden. Der Schwerpunkt der Entlastung wurde bei kleineren und mittleren Einkommen angesetzt. Mit der Erhöhung 
der Steuerfreigrenze für Jahresbruttoeinkommen bis 14 500 EUR bereits ab 1.1.2004 zahlen rund 2,4 Milli-onen Steuerpflichtige keine Einkommenssteuer mehr. Insgesamt profitieren davon 1,65 Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 730 000 Pensionisten und 60 000 Selbstständige. Das ist ein Ausmaß, wie es das in dieser Republik vorher noch nie gegeben hat. Rund 200 000 Steuerpflichtige werden durch diese Maßnahmen bereits heuer zusätzlich von der Steuer freigestellt. Das sind mehr als 40 Prozent der unselbstständig Erwerbstätigen inklusive Pensionisten, die nun nicht mehr steuerpflichtig sind. (GR Harry Kopietz: Weil sie so wenig verdienen! Das ist doch klar!) Im kommenden Jahr werden noch einmal zusätzlich 150 000 Personen von der Steuer freigestellt. Alle Einkommen bis 10 000 EUR sind steuerfrei! (Aufregung bei GR Harry Kopietz!) Das ist der Punkt, Herr Kollege Kopietz, wo Sie wahrscheinlich nicht mitreden können, weil Ihr Einkommen und auch meines ein Vielfaches von dem ist, was hier arme Personen haben. Sie kennen das nicht, das ist der Punkt. (Beifall bei der ÖVP.)
Das heißt, 2,5 Millionen Steuerpflichtige zahlen keine Einkommenssteuer beziehungsweise Lohnsteuer mehr. Sagen Sie mir eine Regierung, Herr Kollege Kopietz, die von der SPÖ geführt wurde, wo so viele Personen einkommenssteuerfrei und lohnsteuerfrei gestellt worden sind! Sie werden sie mir nicht zeigen können, weil sie immer von Sozialdemokraten geführt worden ist. Das ist der Punkt. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Das ist der Punkt der ÖVP-FPÖ geführten Bundesregierung.- Aufregung bei der SPÖ!)
Und was noch dazu kommt: Nicht nur einkommenssteuerfrei und lohnsteuerfrei, sondern wir zahlen auch Negativsteuer! Auch dieses Wort haben Sie in Ihrer Regierung nicht gekannt oder wollten es nicht hören: 35 Millionen EUR an Negativsteuer, die bezahlt werden. (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Ja, und eine Verdoppelung der Sozialhilfeempfänger seit der ÖVP-Regierung! Sie provozieren! – Weitere Aufregung bei der SPÖ.) 

Wenn es um die Ärmsten der Armen geht, dann geht es hier auch um die Familien, um eine echte Familienpolitik, Herr Kollege Kopietz, denn diejenigen mit vielen Kindern sind diejenigen, die am meisten belastet sind: 2,3 Millionen Familien und die werden von uns unterstützt, 900 000 Alleinverdiener, 100 000 Alleinerzieher. All diejenigen werden besser gestellt und zwar rückwirkend ab 1.1.2004, Herr Kollege Kopietz. (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Sie produzieren Armut und geben dann Almosen her! Das ist Ihre Politik! – Große Aufregung bei der SPÖ.)
Wir geben Geld und Sie machen mit einem 50°EUR-Einzelzuschlag Almosengaben, während die Bürgerinnen und Bürger es in dieser Stadt noch immer kalt haben! Das ist der Punkt, Herr Kollege Kopietz! (GR Christian Oxonitsch: Und dann wundern wir uns, wenn die Politik lächerlich gemacht wird!)
Wir heben die Pendlerpauschale an: 15 Prozent profitieren davon, 690 000 Pendler. Das alles ist rückwirkend mit 1.1.2004. Wann haben Sie solche Reformen gemacht? Sie haben in den vergangenen Jahren Ihre Gebühren nur erhöht: Sie haben die Bäderpreise erhöht, Sie haben die Energiepreise erhöht, Sie haben die Gebühren für die öffentlichen Verkehrsmittel erhöht. Was haben Sie in den letzten drei Jahren Ihrer Alleinregierung nicht erhöht? Alles haben Sie erhöht! Es gibt keinen einzigen Bereich, wo Sie nicht eine Erhöhung durchgeführt haben. (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: 7,6 Millionen allein in einem Jahr mehr an Steuern! – Aufregung bei GR Harry Kopietz.)
Es ist einfach wichtig, auch einmal konkret zu zeigen, was die Maßnahmen der Bundesregierung, die durchgeführt worden sind, den Ärmsten der Armen auch bringen. Ein Pensionist mit einer monatlichen Pension von 900 EUR zahlte bisher 40 EUR Lohnsteuer. Er bezahlt heuer auf Grund der ersten Etappe der Steuerreform nur noch 4 EUR Lohnsteuer und ab 2005 gar keine Lohnsteuer mehr. Das ist eine Ersparnis von 482 EUR pro Jahr. Das hat die ÖVP-Regierung heute durchgeführt, das hat sie in diesem Jahr gemacht, während Sie mit 50 EUR die Ärmsten der Armen abspeisen wollen, Herr Kollege Oxonitsch! Das steht in keinem Verhältnis! (Beifall bei der ÖVP. – GR Harry Kopietz: Die höchste Abgabenquote aller Zeiten! – GR Christian Oxonitsch: 7,6 Millionen mehr Steuern!)
Das ist nicht einmal ein Zehntel, was Sie geben zu dem, was die österreichische Bundesregierung den Ärmsten der Armen gibt. (Aufregung bei der SPÖ.) Das ist der Unterschied in der Regierungspolitik zwischen ÖVP und FPÖ und einer SPÖ‑Alleinregierung in dieser Stadt! Das ist der Unterschied! (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Ja, 7,6 Millionen mehr Steuerabgaben! – GR Harry Kopietz: Das glaubt Ihnen kein Mensch! Die höchste Abgabenquote aller Zeiten durch die ÖVP-Regierung!)

Wenn Sie es nicht glauben, so wundert mich das ja nicht, weil Sie hier einfach immer über alles schlecht reden wollen. Aber vielleicht glauben Sie der OECD, denn die OECD hat festgestellt, dass die Maßnahmen, die die österreichische Bundesregierung zur Sicherung unserer Familien durchgeführt hat, 21 Prozent dazu beigetragen haben, dass das Existenzminimum auch bei Familien mit vielen Kindern angehoben wird. Das ist ein essenzieller Punkt und das sagen nicht Sie und das sagen auch nicht wir, sondern das sagt die OECD, die OECD! Das ist der Punkt, wo wir wirklich Verbesserungen haben. (GR Harry Kopietz: Sie sind neo-liberal und nicht christlich-sozial! Das ist die Linie der ÖVP!)

Familienbeihilfen wurden erhöht, der Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen wurde um fast 5 Millionen EUR jährlich erhöht, kinderreiche Familien bekommen mehr, Mehrkinderzuschlag. Das sind alles Punkte, die die österreichische Bundesregierung mit einer ÖVP-FPÖ-Regierung durchgeführt hat. Und Sie stellen sich noch immer her und sagen: Heizkostenzuschuss gehört in die Zuständigkeit des Bundes. Das finde ich wirklich traurig, wenn Mandatare hier heraußen stehen und sagen, das ist Angelegenheit des Bundes und damit keine Kenntnis von der österreichischen Bundesverfassung haben, in der ganz klar festgelegt ist, dass Heizkostenzuschüsse in die Kompetenz der Länder fallen und zu niemand anderem sonst. (Beifall bei der ÖVP.)
Denn wie können Sie es sich denn erklären, dass Heizkostenzuschüsse in allen anderen Bundesländern gemacht werden (GR Harry Kopietz: Das ist ja die Unwahrheit! Das stimmt ja nicht! Das stimmt ja nicht!), nur bis vorgestern nicht in den SPÖ-regierten, nicht in Salzburg, nicht im Burgenland, nicht in Wien? (GR Harry Kopietz: Aber das stimmt ja nicht! Das ist ja die Unwahrheit! Wider besseren Wissens!) Jetzt erkennen Sie es! Wir sind ja sehr froh, dass Sie nun erkennen, dass Sie auch in Wien dafür zuständig sind und dass Sie nun auch in Wien Heizkostenzuschüsse zahlen wollen, aber, wie schon gesagt, es ist eindeutig zu wenig, eindeutig zu wenig! (GR Harry Kopietz: Sie sind neo-liberal, nicht christlich-sozial! Lassen Sie sich das plakatieren!) Herr Kollege Kopietz! Neo-liberal würde ich Ihrem Kollegen Matznetter einmal ins Stammbuch schreiben. Er hat eine Erhöhung der Grundsteuer gefordert, er hat eine Erhöhung der Krankenkassenbeiträge gefordert, er ist derjenige, der den Leuten monatlich mehr Geld wegnehmen möchte. Aber das ist der Punkt, wo wir sagen, wo wir die Änderungen durchführen, nicht im SPÖ-Parteiprogramm. (Beifall bei der ÖVP.)

Um Ihre 50 EUR auch noch einmal in Vergleich zu stellen, was Sie, seit Sie hier in der Alleinregierung sind, mit Ihrer absoluten Mehrheit in Wien gemacht haben, was im Winter erforderlich ist: Sie haben mit 1. Novem-ber 2001 die Strompreise in Wien um durchschnittlich 31 EUR erhöht. Sie haben im Frühjahr 2003 den Grundpreis für Gas noch einmal um 95 Prozent erhöht. In wenigen Tagen, heute ist der 22. Oktober, in 9 Tagen am 1. November dieses Jahres werden die Kunden in Wien wieder mehr zahlen müssen, weil Sie mit Ihrer alleinigen Mehrheit durchgesetzt haben, dass in Wien mit 1. No-vember 2004 die nächste Erhöhung in Kraft treten wird. 

Das ist der Punkt: Sie stellen sich hin und sagen, Sie werden den anderen etwas zurückgeben und erhöhen für Privatkunden nun um 30 Prozent von 7,76 EUR auf 10,16 EUR im Jahr. Das ist ein Drittel. Das heißt, für Kleinverbraucher wird es dann notwendig sein, 122 EUR im Jahr mehr auszugeben, für einen durchschnittlichen Haushalt sogar 550 EUR, zehnmal so viel als Sie Heizkostenzuschuss geben. Sie geben mit Ihren 50 EUR nur ein Zehntel von dem zurück, was Ihre Gas- und Strompreiserhöhung in diesem Jahr ausmacht! Ein Zehntel! (GR Dr Matthias Tschirf: Ein Skandal! Das ist ein Skandal! – Beifall bei der ÖVP.) Und immerhin haben Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, WIENGAS, WIENSTROM und Fernwärme alleine in Ihrer Hand. Es wäre sozusagen ein Zeichen der Zeit, wenn Sie dort einmal wirklich Preise durchsetzen würden, die für die Kundinnen und Kunden in Wien auch leistbar wären. (GR Harry Kopietz: Wer hat denn diese Rede geschrieben, Herr Kollege Gerstl?)

So ein Schweinsbratl mit Kren, Herr Kollege Kopietz (Aufregung bei der SPÖ.) - das ist die Aussage des Herrn Bürgermeisters -, das wird es sozusagen auch weiterhin noch geben, während es alle anderen weiter kalt haben werden, weil Sie ihnen 9°Zehntel wegnehmen und ein Zehntel zurückgeben! Das ist die Politik wie wir sie ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Klicka gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ja, Herr Kollege Gerstl, man kann Ihre Wortmeldung ja von zwei Seiten betrachten: Einerseits eine Beurteilung nach der schauspielerischen Leistung, andererseits nach dem Wahrheitsgehalt. Aber da muss ich sagen, da hat die schauspielerische Leistung (GR Johannes Prochaska: Beides optimal!) den Wahrheitsgehalt bei weitem übertroffen! (GR Johannes Prochaska: Beides optimal! – Heiterkeit bei der ÖVP.) Wenn Sie ... (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn Sie aber hier mit Ihrer Verkleidung die klimatischen Verhältnisse in Österreich darstellen wollten, dann ist Ihnen das bei weitem nicht gelungen, denn so viel wie jetzt die Menschen in Österreich brauchen, um in dieser klimatischen Eiszeit, die die Bundesregierung geschaffen hat, zu leben, hätten Sie sich gar nicht anziehen können! (Beifall bei der SPÖ.)
7,6 Milliarden Mehreinnahmen an Gebühren und Steuern in zwei Jahren, ja wo sind sie denn hergekommen? Doch nicht von den Großbetrieben, von den Industriellen? Nein, die haben Sie sich sehr wohl bei den kleinen Leuten geholt! Und das ist diese Kälte, die Sie in unserem Land und in unserer Stadt erzeugen!

Ich möchte aber zum Heizkostenzuschuss zurückkommen. Da fällt es mir auch ganz besonders auf, dass gerade die Sozialsprecherin der Wiener Volkspartei sich hier herstellt und vom Land einen Heizkostenzuschuss für die sozial Schwächsten fordert (GR Dr Matthias Tschirf: Weil das Ihre Zuständigkeit ist!), obwohl sie auch ganz genau weiß, dass der Bund mit den Belas-tungsmaßnahmen der Verursacher dafür ist, dass 
die Menschen armutsgefährdet sind und das sind in Österreich jetzt mindestens schon 300 000 Menschen! 253 000 Menschen sind bereits arbeitslos. Auch das sind 35,8 Prozent. (GR Dr Matthias Tschirf. Ja in Wien! Das ist die Verantwortung der Wiener SPÖ!) Das sind nicht nur die Wiener Arbeitsplätze (GR Dr Matthias Tschirf: Na klar! – GR Harrys Kopietz: Das kann nicht einmal der Kollege Tschirf glauben!), sondern das ist die verfehlte Arbeitsmarktpolitik und Wirtschaftspolitik dieser Bundesregierung! (GR Dr Matthias Tschirf: Über 90 000 Ar-beitslose in Wien!) Aber Herr Kollege, immerhin hat der Bund 18 000 Bundesarbeitsplätze abgebaut und nicht wieder ersetzt! Also können Sie uns doch nicht vorwerfen, dass allein die Wiener schuld an der Arbeitslosigkeit sind! (GR Dr Matthias Tschirf: Und warum gibt es so wenige Arbeitsplätze in Wien?) 

Unter dieser schwarz-blauen Belastungspolitik sind die realen Nettoeinkommen auf den Stand von 1996 zurückgefallen und das ist nur auf die hartherzige Bundesregierung zurückzuführen! (GR Dr Matthias Tschirf: Da hat es sogar in Wien mehr Arbeitsplätze gegeben als heute! Warum gibt es jetzt so wenige Arbeitsplätze in Wien?) 

Die Energieabgaben sind auf Grund der Beschlüsse der Bundesregierung gestiegen und dort werden die Erlöse erzielt. Eine Kohlenabgabe wurde geschaffen und eingeführt und auch die gestiegenen Erdöl- und Benzinpreise dienen nur dazu, dem Finanzminister ohne sein Zutun 270 Millionen EUR zusätzlich zu verschaffen. (GR Dr Matthias Tschirf. Und wem gehört das Gaswerk?)

Ich fordere daher den Herrn Finanzminister auf, dass er genauso wie die Stadt Wien sein Scherflein dazu beiträgt und aus diesen Mehreinnahmen einen Teil für einen Heizkostenzuschuss an alle Österreicherinnen und Österreicher, die es dringend notwendig haben, übermittelt. 

Trotz all dieses Wissens hat die Regierung im Parlament den Dringlichen Antrag der Sozialdemokratischen Partei auf einen österreichweiten Heizkostenzuschuss für die gesamte Winterperiode von 40 EUR pro Monat für Einkommen unter 875 EUR, das macht 150 Million-en EUR aus, mit großer Eiseskälte abgelehnt. Österreich kann sich auf der einen Seite den sündteuren Luxus von Abfangjägern leisten, der Bund gibt aber auf der anderen Seite keinen Cent für jene her, die unter den schwierigsten Verhältnissen leben und sich nicht einmal ein Fahrrad leisten können!

In Summe haben die Menschen unter Schwarz-Blau mehr als 40 Belastungen - von der Verdopplung der motorbezogenen Versicherungssteuer angefangen bis hin zur Erhöhung der Mineralölsteuer - hinnehmen müssen und die Bundesregierung putzt sich dann einfach ab und sagt, die Länder sollen diese Verantwortung übernehmen und den Heizkostenzuschuss auszahlen! Aber das ist in den letzten Jahren die Methode dieser Regierung bei sehr, sehr vielen Dingen gewesen! 

Die Wiener sozialdemokratische Stadtregierung hat in den letzten Jahren ihre soziale Verantwortung wahrgenommen und hat die Sozialhilferichtsätze erhöht. Das wissen Sie ganz genau. Wir haben in den letzten 10 Monaten im Sozialbereich auch 110 Millionen nachdotiert. 

Vergleiche zwischen den Bundesländern im Bereich des Heizkostenzuschusses zu ziehen ist immer schwierig, weil natürlich auch die Grundvoraussetzungen im Bereich der Sozialhilfe noch immer nicht einheitlich sind. Auch das ist eine Forderung, die wir schon seit mehreren Jahren an die Bundesregierung stellen. Die Wiener Stadtregierung wird sich aber in diesem Winter wieder für all jene, denen die Bundesregierung die Unterstützung verweigert, einsetzen und ihnen den zusätzlichen Zuschuss gewähren, damit diese die wohlige Wärme, die wir ausstrahlen, auch in ihren eigenen vier Wänden spüren können. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das glauben Sie ja selber nicht! – Heiterkeit bei der ÖVP und FPÖ.) 

Der zusätzliche einmalige Heizkostenzuschuss von 50 EUR wird all den 130 000 Anspruchsberechtigten gewährt und es werden dafür 6,2 Millionen EUR an Mittel aufgewendet werden. Und weil Sie, Frau GRin Korosec, gesagt haben, es ist ja so wenig, 50 EUR sind ja so ein kleiner Betrag, wie Sie mir gerade wieder gesagt haben - ja dann müssen aber auch die 50 EUR für den Herrn Finanzminister ein kleiner Betrag sein, den er sicherlich beisteuern kann und wir können dann allen Menschen das Doppelte an Heizkostenrückvergütung ermöglichen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Wiener Stadtregierung handelt mit hohem sozialen Gewissen. (GR Dr Matthias Tschirf: So wie bei den Arbeitsplätzen!) Wien bleibt eine soziale Stadt mit einem hochwertigen Sozialsystem und wir werden es weiterhin aufrecht erhalten! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf sein Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung von drei Resolutionsanträgen, die alle eine Heizkostenerhöhung zum Inhalt haben. 

Ich stimme zuerst den Antrag der GRÜNEN ab. 

Es ist hier eine sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dem Antrag der GRÜNEN zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist ohne die ÖVP mehrheitlich angenommen. (GR Johann Driemer: Das ist das soziale Gewissen! – GR Dr Matthias Tschirf. Genau deshalb! – Aufregung bei der SPÖ.) 

Als zweiten lasse ich den ÖVP-Antrag abstimmen. 

Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dem Antrag der ÖVP zustimmen will, möge die Hand erheben. – Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen, da die SPÖ nicht zugestimmt hat. (GR Harry Kopietz: Kauft euch ein Pelzkapperl!)
Und der dritte Antrag kommt von den Sozialdemokraten. 

Auch hier ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dem Antrag der SPÖ zustimmen kann, möge die Hand erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der ÖVP mehrheitlich angenommen. (GR Johann Driemer: Schutz der Regierung!)

Es gelangt nunmehr die Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7625 im 2. Bezirk, Leopoldstadt. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum einreferierten Aktenstück. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Berichterstatter! Frau Vorsitzende! 

Weg von den Kosten fürs Heizen, hin zu den Niederungen der Flächenwidmungen. Das ist nicht minder spannend, aber natürlich mit den persönlichen Bedürfnissen jedes einzelnen in Wien, vor allem beim Heizen Geld zu sparen, wenn man sich die derzeitigen Energiepreise ansieht, nicht zu vergleichen, wiewohl aber oft 
bei Flächenwidmungen und deren Beschlussfassungen schon auch weitreichende Beschlüsse gefasst werden, was das Allgemeinwohl oder das Interesse einzelner Bevölkerungsgruppen durchaus massiv betreffen kann. Unter anderem bei dem heute zu beschließenden Geschäftsstück, wo ja in den letzten Tagen und Wochen bereits eine heftige Diskussion über Sinn und Unsinn so mancher Flächenwidmungen und über Sein und Nichtsein so mancher Dinge, die sich in der Stadtplanung abspielen, durchgeführt wurde. 

Nur kurz eine Rückblende: Im letzten Gemeinderat hat es einen Vertragsabschluss gegeben, wo Grundstücke der Stadt Wien im Bereich Ernst-Happel-Stadion – Olympia-Parkplatz bis hin zur Messe neu an die LSE Liegenschaftsstrukturentwicklungs GmbH, damals noch in Gründung, nun mittlerweile bereits existent, verkauft wurden. Sinn und Zweck dieses Grundstücksverkaufs von der Stadt Wien an die zur Wien-Holding gehörende Gesellschaft war und ist es, unter anderem im Bereich des Ernst-Happel-Stadions ein Einkaufszentrum von einer Gesellschaft, die zu diesem Zwecke gegründet wurde, errichten zu lassen, an der die Wien-Holding wiederum mit 20 Prozent beteiligt ist und jeweils 40 Prozent private andere Eigentümer, einmal die IG-Immobilien und einmal die Seeberg Privatstiftung, halten. 

Jetzt hätte man eigentlich annehmen können, dass sich die Stadt Wien durchaus ihrer Situation, jetzt 
nämlich ihrer relativ schlechten Situation, bewusst ist, denn diese ganzen Bauvorhaben in diesem Bereich Ernst-Happel-Stadion haben ein markantes Datum vor sich, nämlich den Beginn der Fußball-Europameister-schaft 2008, wo auch im Wiener Ernst-Happel-Stadion Spiele stattfinden werden und diese Bauwerke, die am Olympia-Parkplatz und in der Nähe des Stadions errichtet werden, eigentlich fertig sein sollten, außer man hat vor, den Fußballfans aus aller Herren Länder auch eine stadtplanerische Wüste zu präsentieren, Baustellenbesichtigungen inklusive Matchticket anzubieten und vieles mehr. Das wäre vielleicht einmal eine neue Variante. Ich weiß aber nicht, ob das wirklich so gut ankommen würde. Also der Verkauf dieser Tickets würde sich wahrscheinlich in Grenzen halten. Das heißt, sowohl die Investoren, die für dieses Grundstück schlussendlich jetzt verantwortlich sind, als auch die Stadt Wien sollten ein massives Interesse daran haben, dass sowohl das Einkaufszentrum als auch alle anderen Bauten rechtzeitig fertig werden.

Man hätte davon ausgehen können, dass die Stadtplanung jetzt mit den Bauwerbern und den Investoren in intensive Gespräche eintritt, um hier entgegen dem guten Rat vieler Experten, der GRÜNEN, der Wirtschaftskammer, vieler Anrainer, der Geschäftsleute in der Taborstraße und in der Praterstraße und eines Großteils der Wienerinnen und Wiener, die hier die Probleme sehen, die auf sie zukommen werden, also wider diese guten Argumente zu einer Planungskultur zu kommen und um in einem gemeinsamen Gespräch vielleicht eine Lösung zu finden, um sowohl einen zeitgerechten Bautermin als auch eine Baufertigstellung zu gewährleisten.

Jetzt weiß ich schon, inoffiziell gibt es die Gespräche schon. Die heißen dann Planungsgespräche. Da gibt es einen Blaudruck, dann gibt es den Gründruck, dann gibt es den Rotdruck. Sobald der Gründruck heraußen ist, ist die Geschichte abgefahren, da gibt es kein Diskutieren mehr. Man hat aus den Vorgängen beim Flächenwidmungsskandal gelernt. Man hat noch ein Planungsverfahren dazwischen eingeschoben, wo man ungestört zwischen dem Investor und den planenden Dienststellen - und ich sage es jetzt provokant - mauscheln kann, wo über Kubatur, Kubikmeter, Quadratmeter und schlussendlich über den Gewinn des Investors verhandelt wird, wo nicht mehr stadtplanerische Leitlinien ausschlaggebend sind, wie eine neue Widmung aussehen wird, sondern ausschließlich die Investoreninteressen ausschlaggebend sind, um hier zu einer dementsprechenden Widmung zu kommen. All das findet statt, davon bin ich überzeugt und ich weiß auch davon. 

Nichtsdestotrotz sind wir heute in die Lage versetzt, genau für diesen besagten Bereich ein Plandokument mit einer ganz anderen Widmung zu beschließen, mit ganz etwas anderem, was tatsächlich und eigentlich dort hinkommen soll, denn heute beschließen wir für diesen Bereich Ernst-Happel-Stadion, Prater-Stadion, Olympia-Parkplatz ein zweigeschoßiges Parkdeck! Interessant, interessant! Mich würde nur interessieren, was die ursprüngliche Ausgangslage dafür gewesen ist, weil man das leider aus dem Akt nicht mehr nachvollziehen kann. Das ist offensichtlich wohlweislich nicht mehr als Beilage im Akt. Da gibt es viele Argumente, warum man für dieses Plangebiet - unter anderem Hakoah und so weiter - eine Flächenwidmungsänderung durchführen soll. Ein Grund für die Parkdeckwidmung ist zumindest seit einem Monat obsolet und es wäre der Planungsabteilung und den planenden Dienststellen gut angestanden, zumindest diesen Teilbereich aus der Widmung herauszunehmen, um sich nicht den berechtigten Vorwurf gefallen lassen zu müssen, dass jetzt einfach irgendwas gewidmet wird, wissend, dass ja eigentlich schon der Investor an der Tür steht und sagt: „He Leute, aber ich hätte ganz gern 27 500 Quadratmeter Verkaufsfläche ...“ Ja, Herr Hora, Sie lächeln immer so zufrieden. Sie lächeln, Sie wackeln mit dem Kopf, Sie zucken mit den Schultern. (Aufregung bei GR Karlheinz Hora.) Sie sollten sich vielleicht einmal mit Stadtplanung auseinander setzen, statt da herinnen irgendwie Körpergymnastik oder sonstige isometrische Übungen zu machen oder sonst was! (GR Karlheinz Hora: Das sind ja Phantasiezahlen!) Nein, nicht Phantasiezahlen.

Der Betreiber geht davon aus, dass er dort 35 000 Quadratmeter Verkaufsfläche bauen kann. (GR Karlheinz Hora: Wo haben Sie das her?) Wo haben Sie das her? Vom Betreiber selbst. Reden Sie einmal mit denen! Tun Sie nicht immer alles nachplappern, was Ihnen vorgesagt wird! Bilden Sie sich einmal eine eigene Meinung, auch wenn es für Sie schwierig sein sollte! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Karlheinz Hora: Das ist nicht schwierig für mich!) 

Es ist unglaublich, Sie sitzen da, zucken mit den Schultern, wackeln mit dem Kopf und glauben, deswegen passiert alles. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass es außer Ihnen auch andere Menschen in dieser Stadt gibt, die sich mit Stadtplanung beschäftigen! Und vielleicht haben die anderen ein bisschen mehr Ahnung als Sie! (GR Karlheinz Hora: Aber Sie sind gescheiter!) Auch so etwas kann passieren. Schauen Sie nicht immer nur auf Ihre Interessen und Ihre Parteiräson! Setzen Sie nicht immer nur den Helm auf, sondern seien Sie einmal Argumenten zugänglich! 

Sie sagen immer, mit der Praterstraße wurde geredet, mit der Taborstraße wurde geredet. Mit einem Bruchteil davon wurde geredet. Wie schaut denn die Praterstraße, die Sie zu verantworten haben, jetzt aus? Wie schaut denn die Taborstraße, die Sie zu verantworten haben, jetzt aus? Es darbt dahin, ein Geschäft nach dem anderen sperrt zu. Schauen Sie sich die Praterstraße an! Wir haben eine Spielhalle neben der anderen, ein Callcenter neben dem anderen, zwei DM, einen Zielpunkt und einen BIPA. Das ist die Vielfalt der Praterstraße. Na, gute Nacht! Das haben Sie mit Ihrer Konstruktion, die Sie gewählt haben, geschafft! Ihre Kompetenz in Stadtplanung in Ehren, aber die hält sich in Grenzen! Ich sage Ihnen, wie es ist! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Dafür bekommt er wohl Applaus! Kein Applaus?)

Zurückkommend auf den Stadion-Parkplatz und auf diese Widmung: Wer sich was bei dieser Widmung gedacht hat, ich weiß es nicht. Wenn man jetzt ein Parkdeck widmet, soll es mir recht sein, vielleicht braucht man mehr Parkplätze für das Ernst-Happel-Stadion während der Europameisterschaft. Man hätte es aber auch belassen können, wie es ist, und genau daran mache ich meine Kritik fest. 

In Wien wird derzeit "wir wünschen, die Stadtplanung widmet" gespielt. Die Wünschenden sind die Investoren, die erst durch Beschlüsse wie im letzten Gemeinderat in diese Lage versetzt werden, nämlich in eine sehr gute und positive. Da können Sie mir hundertmal erklären, das ist die Wien Holding und so weiter. Ich weiß, es gibt auch eine neue Geschäftsführerin bei der Wien Holding, die durchaus gute Kontakte zur Wiener Stadtplanung hat und gehabt hat. Ich gehe davon aus, dass sie weiterhin diese guten Kontakte und die guten Gespräche weiterführen wird. Ob es eine richtige Entscheidung war, weiß ich nicht. Das werden die Damen und Herren zu entscheiden haben, die mit ihr zusammenarbeiten müssen. Ich kann mir nur ein Bild über das machen, was Sie als Abteilungsleiterin einer Planungsabteilung hier im Haus geleistet hat und ihre Auftritte vor der Untersuchungskommission während des Flächenwidmungsskandals bewerten, die durchaus durchwachsen waren, würde man sagen, wenn man in der Fußballersprache bleiben will. (GR Dr Herbert Madejski: Mager!) Durchwachsen, ich gebe zu, sie waren durchwachsen. Sie wollte sich wahrscheinlich auch ihre Karriereplanung, wie es ein anderer gesagt hat, dadurch nicht kaputt machen.

Nichtsdestotrotz ist die Stadt Wien jetzt in der schwierigen und komplizierten Lage, ihre Interessen bei diesem Grundstück durchzusetzen und auf der anderen Seite in der Zwickmühle, dass sie einem Investor mit privaten Interessensgeldern gegenübersteht, IG Immobilien und Seeberg-Privatstiftung, die durchaus unter Ausreizung des Zeithorizonts und unter Ausreizung der Geduld aller Beteiligten lizitieren und pokern wird, wie man in Pressemeldungen - diese Gesellschaft ist schon in die Öffentlichkeit gegangen - mitgeteilt hat, was man sich dort eigentlich vorstellt und was dort hinkommen soll. Da sind wir mittlerweile, auch wenn Sie es nicht gern hören, meilenweit von dem entfernt, was wir vor einem Monat in diesem Vertrag festgeschrieben haben. Wir sind bei einer ganz anderen Kubatur und bei einer ganz anderen Quadratmeterzahl verbauter Fläche. Wir sind von ganz anderen Interessen geleitet, die der Investor jetzt der Stadtplanung auf den Tisch legt. Ich bin jetzt schon darauf gespannt, ob man sich an Hand des Vertrags, der mit der LSE abgeschlossen wurde, orientieren wird oder ob man dann gute Argumente wird finden müssen, um hier zu argumentieren, warum man genau den Wünschen des Investors nachgegeben hat, wie positiv das alles ist, wie toll das alles wird und was nicht alles an diesem Standort gesichert wird.

Der Inhalt dieses Einkaufszentrums ist nicht meine Sorge. Das ist die Sorge des Investors. Aber tun Sie nicht so, dass Sie auf der einen Seite der Bevölkerung sagen, das ist zur Verbesserung der Infrastruktur und der Nahversorgung, auf der anderen Seite denen aber mitteilen, sportaffine und sportbezogene Geschäftseinrichtungen sollen dort hinkommen, ein großer Gastronomiebereich mit Blick über die Donau. Ich weiß nicht, reißen wir das Dusika-Stadion weg? Dann würden wir das schaffen. (GR Dr Herbert Madejski: Ein Hochhaus!) Wenn das nicht weggerissen wird, werden wir mit dem ganzen Ding ein Problem haben, außer wir bauen irgendwo einen sehr schlanken, aber doch hohen Turm, worin oben die Gastronomie ist, damit man eben auf die Donau sieht, oder man bedient sich technischer Hilfsmittel, wie Videowall oder anderes. Also ich habe damit kein Problem. (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Wenn der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan noch einmal geändert werden muss, ist das auch kein Problem!)
Wir wissen, Frau Kollegin Rothauer, dass alles in dieser Stadt kein Problem ist, dass auch die Rechte, die Sorgen und Ängste von Klein- und Mittelbetrieben, egal wo, kein Problem mehr in dieser Stadt sind, weil die Nahversorgung dort gesichert wird. Ich freue mich schon darauf, wenn man den Leuten in der Engerthstraße erklärt, dass sie sowohl beim Hervis, beim Sport Experts, beim XXL, was weiß ich was, Intersport und so weiter, einkaufen gehen können und wenn sie auf die Donau schauen wollen, sollen sie dort hingehen, weil dort können sie dann im Gastrobetrieb den Blick auf die Donau genießen. Ob das die Nahversorgung ist, die sich die Leute dort unter dem Schlagwort "Nahversorgung" vorstellen? Ob das das ist, was die dort haben wollen? Jetzt haben sie alle 14°Tage, drei Wochen, vier Wochen den Autoverkehr, dann haben sie ihn täglich von Montag bis Samstag, einige Tausende Zu- und Abfahrten. Und erklären Sie mir nicht, es kommen alle mit der U-Bahn, weil jetzt die U-Bahn-Station dort ist! Weil dann würde ich empfehlen, sofort den Leuten vom Donauzentrum zu sagen, sie sollen die ganzen Parkplätze wegreißen, weil die haben dort auch eine U-Bahn-Station. Also seien Sie nicht so blauäugig, der Bevölkerung zu sagen, auch das wird im Bezirk erzählt, vornehmlich von der sozialdemokratischen Fraktion, dass ohnedies alle mit der U-Bahn kommen, dass dort die Nahversorgung verbessert und gesichert wird, aber in Wirklichkeit an einem ganz anderen Ding gearbeitet und die Realität dort anders ausschauen wird!

Aus diesem Grund werden wir heute dieser Flächenwidmung nicht zustimmen, weil für so ein Kasperltheater sind wir nicht zu haben! (Beifall bei GRÜNEN und GR Dkfm Dr Fritz Aichinger.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Neuhuber gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Als Allererstes, um einmal Legendenbildungen entgegenzuwirken, weil der Herr Kollege Hora sonst versucht wäre, es vielleicht zu versuchen: Alles, was mit der Hakoah im Zusammenhang steht, mit der Wiedererrichtung des Sportplatzes, dem wir heute mit diesem Geschäftsstück die Grundlage geben, steht außer Zweifel. Auch bei allen anderen Betroffenen, die auf diese Flächenwidmung in diesem Gebiet warten, gar keine Frage, wären wir voll dafür, wäre es um diese Flächen allein gegangen. Also Sie brauchen mit diesem Argument, wir sind jetzt gegen die Hakoah, gar nicht kommen, es stimmt schlicht und einfach nicht. Da sind wir 100-prozentig alle auf einer Linie, Herr Kollege Hora!

Es geht um etwas ganz anderes. Kenesei hat es schon ausgeführt, meine Damen und Herren. In Wirklichkeit ist das, zumindest wie ich mich zurückerinnere, heute wieder eine Premiere in der Flächenwidmung. Wir haben hier ein Geschäftsstück, das in zweierlei Hinsicht überholt ist, obwohl wir es in ein paar Minuten mit Ihren Stimmen hier beschließen werden. Es ist nämlich erstens dem städtebaulichen Leitbild diametral entgegengesetzt. Wir haben das ohnedies schon im Ausschuss und auch hier besprochen, aber weil es wirklich so ein Filetstück ist, so ein Husarenstück, möchte ich es noch einmal sagen. 

Wir haben im städtebaulichen Leitbild vor gerade mal einem Jahr mit den Stimmen der SPÖ für diesen Parkplatz zwischen Dusika- und Prater-Stadion eine Bruttogeschoßfläche von 20 000 Quadratmetern beschlossen, aufgeteilt in 50 Prozent Büro, wie damals drinnen stand, und 50 Prozent Shopping- oder Dienstleistungsflächen, Abweichung - auch das stand drinnen - plus/minus 2,5 Prozent. Das war nach oben und unten die Veränderungsbreite, die die Stadtplanung damals angegeben hat.

Was ist es jetzt? 27 000 Quadratmeter Nettogeschoßfläche. Auf die Phantasiezahl, die Sie vorhin gesagt haben, Herr Kollege Hora, komme ich noch zu sprechen. Ich bleibe einmal dabei. 27 000 Quadratmeter sind ungefähr das Dreieinhalbfache, meine Damen und Herren, von dem, was wir vor einem Jahr hier als Leitbild beschlossen haben. Bitte, wie geht das? 

Jetzt kam im Ausschuss das Argument, das man sich auf der Zunge zergehen lassen muss, Stadtplanung ist ein dynamischer Prozess. Ja natürlich, das wissen wir alle. Aber wenn es so dynamisch ist, dass um 350 Pro-zent innerhalb eines Jahres nicht unmaßgeblich verändert wird, dann brauchen wir uns hier mit Flächenwidmung und Leitbildern und Strategieplänen und sonst etwas in dem Ressort gar nicht mehr zu beschäftigen, weil dann sagen wir alle, es ist eh alles im Fluss, panta rhei, es ist alles neu und alles anders und eigentlich brauchen wir nur jedes Mal zu widmen, wenn es einen Anlass gibt. (Beifall bei der ÖVP.)

Das ist offensichtlich Ihre Anschauung von Flächenwidmungspolitik. Wozu planen? Es ist sowieso ein dynamischer Prozess. 

Sie haben vorhin, Herr Kollege Hora, in einem Zwischenruf zu Kenesei, wenn ich das richtig gehört habe - Sie können mich korrigieren, wenn es nicht so ist - gesagt, die 27 000 Quadratmeter, die wir immer so süffisant auswälzen, wären eine Phantasiezahl. (GR Karlheinz Hora: Woher haben Sie sie?) Woher ich sie habe? Das lese ich Ihnen gern einmal vor. Haben Sie sich jemals den Akt durchgelesen, den Sie vor drei Wochen beschlossen haben? (GR Karlheinz Hora: Ja!) Dann zitiere ich Seite°4 des Vertrags mit großem Vergnügen: „Unter Zugrundelegung der vereinbarten ausgewiesenen Nutzfläche dieser Liegenschaft von 27 000 Quadratmeter gemäß Beilage 3 ergibt sich ein Kaufpreis ..." - Das sind die 27 000 Quadratmeter, die Sie nirgendwo finden. Die stehen in dem Akt, den Sie vor drei Wochen beschlossen haben. (GR Karlheinz Hora: Aber nicht in der Flächenwidmung! Dort steht nichts drinnen!) In der Flächenwidmung? Bitte, Herr Kollege Hora! Wollen Sie uns jetzt auch noch erklären, dass das zwei verschiedene Paar Schuhe sind? Vor drei Wochen reden wir dort im Detail über das, was auf das Grundstück kommen soll, heute reden wir über die Flächenwidmung dazu und Sie sagen: „Woher haben Sie die 27 000 Quadratmeter?" 

Aber es stimmt ja fast. Warum? Weil Sie sich an das Leitbild auch nicht gehalten haben. Das haben wir gerade festgestellt. Nicht einmal in der heutigen Widmung halten Sie sich an das Leitbild vom letzten September, weil wir beschließen heute für dieses Einkaufszentrum, das kommen soll, in Wirklichkeit eine ganz andere Widmung. Ein zweigeschoßiges Parkhaus, das ist der heutige Akt. Welcher Version sollen wir jetzt eigentlich glauben? Dem zweigeschoßigen Parkhaus, dem Leitbild oder dem, was wir vor drei Wochen im Akt beschlossen haben, meine Damen und Herren? Ich bin neugierig, Herr Kollege Hora. Sie werden uns aufklären, welche der drei Versionen die gültige ist. Wir haben einstweilen bekanntlich mehrere auf dem Tisch. 

Bleiben wir noch bei der Phantasiezahl, bei den 27 000 Quadratmetern. Wie Kenesei gesagt hat, dort sollen sportaffine Flächen hinkommen. Das würde von der Idee her zu Stadion und Sportaktivitäten in dem Gebiet passen. Auch da wäre ich, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie, neugierig, von Ihnen zu erfahren, wie das rechtlich geht, dass man ein Einkaufszentrum auf eine gewisse Nutzungsart festlegt. Geht das in der Flächenwidmung? Geht das in der Bauordnung? Geht das über einen privatwirtschaftlichen oder sonstigen Vertrag? Bitte, erklären Sie mir einmal, wie das geht. Damit würden wir nämlich eine ganz neue Kategorie generell für die Raumordnung in Österreich erschließen, wenn man tatsächlich die Developer auf gewisse Nutzungskategorien festlegen könnte. Das mit den Sportflächen, von denen Sie reden, ist nichts anderes als ein frommer Wunsch. Vielleicht, wenn der Developer gutmütig ist, wird er sich daran halten, weil es ihm in sein Konzept passt, aber wenn nicht, dann kann ihm das völlig egal sein. Er wird dort, wenn er eine Shoppingwidmung hat, bauen, was er will und wir werden das auch nicht verhindern können.

Warum heute dieses Parkhaus und nicht bereits das Einkaufszentrum gewidmet wird, ist auch klar. Natürlich hat das einen Hintergrund. Das hat auch schon der Kenesei angesprochen. Es wird eine Maßwidmung für das Projekt werden. Es wird eine Maßwidmung und ich glaube auch nicht, dass wir mit den 27 000 Quadratmetern, die man dort legt, auskommen werden. Wie wir von vielen anderen Projekten wissen, haben, ähnlich wie schwarze Löcher, auch Einkaufszentren die sozusagen physikalische Tendenz, sich immer wieder von selbst auszubreiten und zu vergrößern. Das wird dort nicht anders sein. Auch dieses wird größer werden, meine Damen und Herren. Ich nehme darauf sogar Wetten gegen Mittagessen im Gemeinderatsbuffet an, wenn Sie glauben, dass das kleiner als 27 000 Quadratmeter wird, weil das haben Sie uns nämlich letztes Mal im Ausschuss verkauft, Herr Hora. Sie haben uns beim letzten Mal gesagt, es ist erst das Verkehrsgutachten zu machen und man weiß noch gar nicht, wie groß es ist. Ich nehme Wetten an. Wir können auf ein gutes Wiener Schnitzel drüben gehen und der Sieger zahlt es. Ich wette mit Ihnen, die 27 000 Quadratmeter, die dort hinkommen, sind das Mindestmaß. Das wird nicht kleiner. 

Ein gutes Argument, falls Sie den Vertrag tatsächlich vor drei Wochen gelesen haben sollten: Das ist ein Fixpreis. Für dieses Baulos gibt es einen Fixpreis. Bei den anderen ist es variabel, aber für diese 27 000 Quadrat-meter war es ein Fixpreis. 

Apropos Fixpreis: Das haben Sie meinen Presseaussendungen und meiner Pressekonferenz entnommen. Ich hätte gern einmal eine Aussage von Ihnen, meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion, was Sie dort wirklich zu dem Argument sagen, dass der Kaufpreis erst zwischen 2009 und 2013 fließt. Das ist nicht einmal budgetwirksam. Die Verschleuderung dieser Grundstücksflächen dort ist jetzt nicht einmal budgetwirksam. Das kommt irgendwann zwischen 2009 und 2013. Ich glaube, Sie haben es nicht gelesen und verstanden. Zwischen 2009 und 2013. Jetzt wieder zum Argument, das im Planungsausschuss kam, das ist ein normaler Vorgang: Seien Sie mir nicht böse, in der privatwirtschaftlichen Immobilienwirtschaft wäre kein Verkäufer so blöd, jemandem ein Grundstück zu verkaufen und zu sagen: „Irgendwann zwischen 2009 und 2013 zahlst du." Eine derartige Unbestimmtheit des Kaufpreises, was den Zeitplan und die Flächen betrifft, die auch nicht feststehen, wäre in der Privatwirtschaft völlig undenkbar. Es ist wahrscheinlich sogar juristisch zu hinterfragen, ob das überhaupt geht, dass der Kaufpreis in einem Vertrag derartig unbestimmt ist wie in diesem.

Zur Praterstraße haben Sie vorhin gesagt, dass die Geschäftsleute einstweilen fast glücklich sind und es Zeitungsmeldungen dazu gab. Dazu gibt es Gerüchte, dass einer der Developer einstweilen sehr schlau versucht hat, den Praterstraßeneinkaufsverein in Aktivitäten einzubinden. Das geht dann bei manchen Gesellschaften sehr schnell, dass die ein bisschen nachhelfen, damit auf einmal eine Meinungsänderung der Einzelnen vor sich geht, meine Damen und Herren. Also lügen wir uns da nicht gegenseitig an. Auch diese Pressemeldungen haben ihren Grund und wir wissen, warum das alles so ist. 

Das, was mich aber zusätzlich bei diesem Geschäftsstück geschreckt hat, meine Damen und Herren, ist dass offensichtlich der Gemeinderat vor drei Wochen wissentlich von Ihnen über die wahre Natur dieses Geschäfts getäuscht wurde. Das Hauptargument vom VBgm Rieder vor drei Wochen, warum diese Übertragung von der Gemeinde an die LSE durchaus rechtens und in Ordnung sei, war, das ist nichts anderes als ein interner Vorgang. Das können Sie übrigens auch in Presseaussendungen der MA 69 und von StR Feymann oder seinem Pressedienst nachlesen. Das Argument war, dort ist ein ganz normaler interner Übertragungsvorgang, weil die Wien Holding eh zu 100 Prozent an der LSE beteiligt ist. Das war Ihre Argumentation. 

Jetzt lesen Sie und ich im “Kurier“ vom 19.10. Folgendes: „Der 27 000°Quadratmeterbau" - jetzt haben wir wieder die ominöse Zahl – „wird von der Immobiliengesellschaft der Nationalbank errichtet. Direktor Hermann Klein bestätigt, der angenommene Baustart Sommer 2005 ist realistisch. Zwei Jahre später will das Shoppingcenter fertig sein." Weiter heißt es im Text: „Zurzeit läuft zum Projekt ein Architektenwettbewerb. Anfang November ist Jurysitzung. Am 8.11. wissen wir, wie das Fitnesscenter im Prater aussehen wird."

Meine Damen und Herren, wenn wir uns das hernehmen, muss man sagen, wir wurden vor drei Wochen nicht richtig informiert. Das ist kein interner Vorgang, keine interne Verschiebung von der Gemeinde Wien zur Wiener Holding, zur LSE, sondern hier tritt bereits ein Developer, zukünftiger Eigentümer, auf und sagt, es gibt einen laufenden Architektenwettbewerb. Den gibt es nicht von heute auf morgen, der hat eine Vorbereitung gebraucht. Das heißt, wesentliche Kräfte in diesem Hause wussten vor drei Wochen sehr wohl über die wahre Natur dieses Geschäfts Bescheid und haben uns absichtlich falsch informiert! Das ist ein Skandal, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich verstehe nicht einmal ansatzweise, Herr Kollege Hora, wie Sie da noch ruhigen Gewissens alle zuschauen können! 

Eine Frage, die ich von Anfang an in diesem Zusammenhang mit dieser Widmung und mit diesem ominösen Liegenschaftsdeal gestellt habe, wurde bis heute nicht einmal versucht zu beantworten. Ich fordere Sie auf, Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, beantworten Sie es bitte heute! Vielleicht gebe ich dann, wenn die Antwort ausführlich ist, eine Ruhe damit. Warum wurde diese Transaktion, bei der es in Summe um mindestens 107 000 Quadratmeter Nettonutzflächen geht, nicht aus-geschrieben? Warum ist das freihändig vom Finanzressort vergeben worden? Bitte klären Sie uns darüber auf!

Solange Sie darauf keine ausführliche und vernünftige Antwort geben, müssen Sie mit dem Vorwurf leben, dass andere Motivationen dahinter gesteckt sind. Deshalb werden wir diesem Geschäftsstück auf keinen Fall zustimmen! (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Madejski gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe, wie der Kollege Kenesei und andere in diesem Hause, auch die Ehre gehabt, damals bei diesem Flächenwidmungsuntersuchungsausschuss anwesend zu sein und wir haben dort auch sehr viel erlebt. Mich erinnert die Vorgangsweise bei diesen, aber auch bei vielen anderen Aktenstücken danach immer wieder an die damals von der Opposition durchaus festgestellte Vorgangsweisen bei Flächenwidmungen: "Sie wünschen, wir widmen". 

Mich erinnert das insbesondere ein bisschen, obwohl man es nicht ganz vergleichen kann, an das Riesenprojekt "Atzgersdorfer Friedhof". Dort war das Gleiche. Dort hat man jemandem ein Grundstück verkauft, da war überhaupt noch keine Widmung, Grünland, Friedhof und so weiter. Natürlich hat der schon einen Architektenwettbewerb ausgeschrieben gehabt. Der hat schon gewusst, wie viele Leute dort wohnen und so weiter. Das Gleiche erinnert mich hier. Hier gibt es ebenfalls betreffend Einkaufszentrum, wir haben ja heute das zweigeschoßige Parkhaus, angeblich von der Mehrheitsfraktion noch überhaupt keine Richtlinien, aber es gibt natürlich schon einen Investor, es gibt schon Architektenwettbewerbe und so weiter. 

Im Übrigen ist ganz interessant, vielleicht sehe ich das nicht, weil ich die Brille nicht aufhabe, dass der zuständige Herr StR Schicker bei dieser Debatte gar nicht anwesend ist. Ich nehme an, dieser Akt wird ihm sehr peinlich sein und er wird dann nur schauen, wie die Abstimmung ausgeht. (GR Mag Andreas Schieder: Achtung!) Wo ist er? (Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker, hinter den Sitzreihen stehend: Da!) Oh, dahinten! Na gut! Aber du hast dich versteckt und du hast Recht, dass du dich bei dem Akt versteckst! 
Gehen wir zum Leitbild und zur Genesis: Es ist heute schon ein paar Mal gesagt worden, trotzdem noch einmal. Beim Leitbild Wehlistraße, dem wir selbstverständlich damals zugestimmt haben, waren ursprünglich 10 000 Quadratmeter Geschäft und 10 000 Quadratme-ter Büro, sprich netto 8 000 und 8 000. Mit dem hätte man sich unter Umständen anfreunden können, was wir auch getan haben. Es ist uns, ich glaube, es war im letzten Ausschuss, gesagt worden, wir sollen das alle nicht so eng sehen, Planung ist ein dynamischer Effekt. Meine Damen und Herren, dynamisch ist da überhaupt niemand, vor allem die Stadtplanung nicht. Dynamisch ist der Investor, dynamisch sind jene Leute, die dort ihre Geschäfte machen werden und die um billigstes Geld dieses sicherlich wertvolle Grundstück gekauft haben, aber erst wesentlich später zahlen werden.

Es tritt die Firma IG Realitätenverwertung der Nationalbank auf, die in den Medien und in diesem Hause schon einmal sehr unangenehm aufgefallen ist. Sie erinnern sich an das Projekt "Hohe Warte". Da war der gleiche Betreiber dabei. Wir haben nichts daraus gelernt, er tritt wieder auf. Beim Projekt "Hohe Warte" hat der Rechnungshof, wenn Sie sich erinnern, festgestellt, dass der Kaufpreis um mindestens das Fünffache zu niedrig war und der Stadt Wien ein Schaden von damals zirka 55 Millionen ATS entstanden ist. Der Rechnungshof hat der Stadt Wien empfohlen, das Grundstück rückzuwidmen. Das habe ich überhaupt noch nie gelesen. Also dort muss wirklich etwas krachen, wenn der Rechnungshof - das können Sie nachlesen - der Stadt Wien empfiehlt, das Grundstück wieder in den ursprünglichen Zustand umzuwidmen.

Die gleiche Firma tritt jetzt wieder auf, das gleiche Unternehmen. Wenn ich das hochrechne, da haben Sie sich schon einmal um das Fünffache geirrt oder hat die Stadt viel zu günstig hergegeben - ich gebe zu, dass ich immer ganz gern hochrechne, damit man einen ungefähren Eindruck des Schadens hat, den die Stadt Wien erleiden wird -, dann sind das 160 Millionen EUR, sprich 2,2 Milliarden ATS. Das klingt wahnsinnig viel. Der Herr Hora wird mir gleich erklären, dass das alles ein Blödsinn ist, aber ich sage Ihnen, der tatsächliche Schaden wird in dieser Dimension liegen. 

Was Sie sich gewünscht haben, habe ich sogar noch vorgestern in der Zeitung, in der "Presse" oder im “Kurier“, gelesen. Ich habe mich gewundert, dass das noch darin steht, weil die Sozialdemokraten jetzt schon davon ausgehen, dass das nicht haltbar sein wird, dass nur 75 bis 80 Prozent im Sportsektor sein werden. Es wird ja schon überall kolportiert. Daher kratzt man jetzt die Kurve und sagt, es wird Nahversorgung sein, von der Trafik über die Apotheke, Fleischhauer, Installateur oder Sonstiges. Ich lasse mich hineinstechen, dass es dort einen Installateur oder einen Fleischer geben wird. Nur, meine Damen und Herren, dann zu sagen, das muss so sein, weil es im Vertrag steht, ist ein Wunsch. Wir können das rechtlich nicht durchsetzen. Ich sage Ihnen, es wird ein Einkaufszentrum und die Investoren werden sich aussuchen, was dort hineinkommt, wann es hineinkommt und wer hineinkommt. Das einzige, was wir machen können, ist, zu billig zu verkaufen. 

Meine Damen und Herren, das Argument der U‑Bahn höre ich immer wieder. Man hört immer, die U-Bahn kommt dort hin und das ist gut, weil dann kommen sehr viele Konsumenten. Das schlagende Negativbeispiel ist der Gasometer, so Leid es mir für alle tut, weil er architektonisch wunderschön gelungen ist, nur die Geschäftswelt lebt dort leider nicht. Dort ist bereits die dritte Besatzung. Wenn Sie dort heute spazieren gehen, verirren Sie sich am Abend, weil Sie nicht wissen, wo der Ein- und der Ausgang ist, da kein Mensch mehr dort herumgeht. Die U‑Bahn allein ist kein Garant für ein Einkaufszentrum. 

Ich verstehe selbstverständlich die Stadt Wien. Rund um Wien wachsen riesige Einkaufszentren und die Stadt Wien - das macht durchaus Sinn - will natürlich auch im innerstädtischen Bereich größere Einkaufszentren schaffen. Überhaupt kein Problem, da bin ich bei Ihnen, nur muss man den Standort auswählen. Ein richtiger Standort ist, das kann ich immer wieder sagen, zum Beispiel dort, wo schon Zentren sind, um einen Synergieeffekt zu haben, wie in der Meidlinger Hauptstraße, Fußgängerzone mit der Arkade. Das ist eine sinnvolle Ergänzung. Dort nimmt niemand dem anderen etwas weg. Der Branchenmix stimmt. Dort können die Leute von der Fußgängerzone, Arkade, und vice versa gehen. Dort hat man U-Bahn und so weiter. Das macht Sinn. Aber am Stadion-Parkplatz, meine Damen und Herren, nur weil die U-Bahn dort eine Station hat, die man wegen der EM machen muss, ein Einkaufszentrum zu planen, das halte ich wirklich für sehr kühn. Ich gebe dem an sich wahrscheinlich auch keine große Zukunft, es sei denn, man macht einen anderen Mix als im Vertrag steht, weil mit 80 Prozent Sport als Leitbild scheitern Sie. Das ist ein Fachmarkt. Und einen Fachmarkt, das wissen Sie 
genau, mit 27 000 Quadratmetern gibt es nicht. Das 
ist wesentlich unterdimensioniert, da gehören ca 10 000 Quadratmeter, wenn eine spezifische Handelsgruppe etwas machen will. Da ist es zu groß. Es wird dann funktionieren, wenn ein Einkaufszentrum, genau wie in der Shoppingcity, Donaucity, oder wie es sonst heißt, hinkommt. Und es wird hinkommen. Eingehen werden jene Kaufleute, die jetzt gerade noch den Übergang in der Praterstraße und Taborstraße geschafft haben. Sie, von der Sozialdemokratie, können mir nicht erzählen, dass der Herr Bezirksvorsteher Kubik mit seinen Genossen, ein unheimliches Freudengetaumel bei den Unternehmen der Praterstraße und der Taborstraße ausgelöst hat, dass sie nun diese herrliche Konkurrenz bekommen. 

Zufahrt: Wissen Sie, wie die Leute, die nicht aus dem 2. Bezirk sind, im Großen und Ganzen, dort hinkommen werden? Über die Südosttangente. Es wird die einzige Zufahrt über den Handelskai, Südosttangente geben, die jetzt schon aus allen Nähten platzt. Ich schaue mir das an, wenn die über den Handelskai kommen und Sie ihnen dann die Zufahrt geben. Schauen Sie sich den Plan an! Es ist die einzige wirkliche Zufahrt vom Handelskai oder der Südosttangente. Das halte ich verkehrstechnisch für einen Wahnsinn! Sie werden mir jetzt erklären, wir haben schon darüber geredet, es gibt noch kein verkehrstechnisches Gutachten. Ich bin nicht der Meinung, dass man wie in Barcelona ganze Häuserblocks wegreißen kann, um eine neue Zufahrt zu schaffen. Sie werden keinen anderen Weg finden, außer durch den 2. Bezirk bei der Messe, aber das halte ich absolut nicht für sinnvoll.

Meine Damen und Herren, jetzt zu den 27 000 Qua-dratmetern: Wir wissen, dass das nie der Fall war. Sie haben uns gesagt, dynamisch, die 10 000 haben Sie nicht so genau genommen. Dann schreibe ich bitte bei einem Leitbild nicht so genaue Zahlen, sogar noch mit 2,5 Prozent Abweichung hinein, sondern dann schreibe ich nur den Willen hinein, dass man ein Einkaufszentrum will. Dann kann ich es noch verstehen. Ich glaube nur, Sie haben das damals so minimal eingesetzt, damit auch andere Parteien in diesem Hause dem Leitbild Wehlistraße zustimmen können. Das ist Ihnen gelungen. Das war ein guter Schachzug. Jetzt kommen Sie im Nachhinein daher und sagen, es werden eh wesentlich mehr.

Ich darf Ihnen noch etwas sagen. Wir haben heute noch einen Akt. Ich werde mich noch kurz dazu melden, aber es passt so wunderschön hinein. Wir haben heute noch die Millenniumscity. Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt schon darauf eingehen, weil es genau auf die 27 000 Quadratmeter passt. Ich darf Ihnen sagen, dann brauche ich mich nachher nicht mehr so lange zu melden. Das können wir, glaube ich, ruhig machen, die 5°Minuten. 

Der Herr Stumpf hat dort angesucht, damals in der Millenniumscity, 15 000 Quadratmeter Verkaufsfläche mit Gastronomie. Die Wirtschaftskammer Wien hat einen Einspruch erhoben. Dann hat es Gespräche gegeben und man hat auf 10 000 Quadratmeter reduziert. Das hat der Herr Stumpf geschluckt, weil er sich gedacht hat: „Rutscht mir den Buckel runter, ich unterschreibe, das ist mir eh wurscht." In Wirklichkeit sind es 14 800, glaube ich, oder doch wieder rund 15 000 Quadratmeter geworden. Heute sanieren wir im Nachhinein diesen 
Geschäftsfall, diesen wirklich illegalen Bau von zusätzlichen Einkaufsflächen. Da lasse ich mich hineinstechen (Der Redner zeigt auf seinen Hals.), was der Neuhuber und der Kenesei auch gesagt haben, wenn man die 27 000 Quadratmeter als Basis nimmt, und ich weiß, was in Wien normalerweise überschritten wird und dass 
sich die Leute nichts pfeifen, die gute Kontakte zu der Sozialdemokratie, zu Banken und zu Investoren haben, dann werden es 35 000 Quadratmeter, wahrscheinlich 40 000 Quadratmeter, insgesamt werden. Wir werden 2008 einen Akt haben, wie heute bei der Millenniumscity, wo man nachträglich diese Erhöhung der Einkaufsflächen gutheißen oder mit Ihrer Mehrheit wieder abstimmen wird.

Meine Damen und Herren, welcher Stadtrat wirklich zuständig und schuld an dem Dilemma ist, ist mir unklar. Ich habe in einer Presseaussendung nicht den Herrn Finanzstadtrat Rieder bezichtigt, das ist übertrieben, aber ich habe angemerkt, dass er wahrscheinlich seine Kollegen Laska, Schicker und auch Faymann ein bisschen überrumpelt hat, indem er Investoren aufgerissen hat, und die anderen haben sich nicht sehr darüber gefreut. So ungefähr habe ich das formuliert. Bis heute gibt es zu diesem Pressedienst, wo man erwartet, dass der Herr Stadtrat furchtbar wild wird und sagt: „Ein furchtbarer Skandal! Der Madejski trumpft hier unheimlich auf und verbreitet Unwahrheiten!", keine Reaktion. Daher nehme ich bis heute, 13.30 Uhr, an, dass der Herr Stadtrat derjenige war, der die anderen drei Stadträte überfahren hat. Wenn er es nicht war, dann soll er es sagen. Dann wird der Schuldige für dieses Dilemma unter den anderen Stadträten zu finden sein, wahrscheinlich Laska weniger, die nur im Bereich Sport ist, aber Faymann oder Schicker. Das würde mich schon sehr interessieren, wer der maßgebliche Treiber war, dass heute dieses Aktenstück beschlossen wird und in Zukunft das Einkaufszentrum kommt. 

Dieses unappetitliche Spiel der SPÖ im 2. Bezirk und in Wien machen wir nicht mit und werden diesen Akt ablehnen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Es hätte mich gewundert, wenn die Vorredner über den Akt gesprochen hätten. Ich habe kein Problem, das Hölzel aufzunehmen und auch über das zu sprechen, was dort erst für die Zukunft geplant ist.

Es ist ganz interessant zu hören, dass die Opposition sich bereits massivste Gedanken darüber macht, dass sie uns immer wieder vorwirft, Flächenwidmungen einfach aus dem Bauch heraus zu machen. In diesem Fall wird bewiesen, dass jetzt eine Widmung stattfindet, die dieses Einkaufszentrum noch nicht vorsieht. Es stimmt, dass wir ein Leitbild beschlossen haben. Es ist weiters richtig, dass wir dort massivstes Interesse haben, ein dementsprechendes Einkaufszentrum zu bekommen, faktisch eine dritte Einkaufsstraße für die Leopoldstadt. Es stimmt auch, dass wir uns damit sehr auseinander setzen. Was ich bei der vereinigten Opposition vermisse, ist ganz einfach die aktive Mitarbeit, um dort etwas umzusetzen, um der dortigen Bevölkerung dementsprechend Rückhalt zu geben. Ich werde mit ein paar Zahlen kommen. 

Kollege Neuhuber, Sie waren der Einzige, der ohne Schal herausgegangen ist. Darum interessiert mich etwas ganz Spezielles. Ich anerkenne Sie als Fachmann. (GR Dr Matthias Tschirf: Aber den Namen kennen Sie nicht! Sie können nicht sagen, dass die Presseaussendung falsch ist!) Okay! Ich akzeptiere Sie als Fachmann. Erklären Sie mir bitte, das ist bis heute keinem Vertreter der Österreichischen Volkspartei geglückt, warum es passiert, wenn ein Geschäftslokal in der Taborstraße oder in der Praterstraße frei wird, weil ein Betreiber in den Ruhestand geht, dass der Nachmieter eine höhere Miete hat, aber nicht eine höhere Miete um das Doppelte, um das Dreifache, um das Fünffache, um das Zehnfache, sondern um das Zwanzigfache! Das müssen Sie mir einmal erklären! (GR Mag Alexander Neuhuber: Kommen Sie mit Beispielen!) Ich zeige Ihnen die Lokale in der Praterstraße. Dann können wir uns das anschauen. (GR Mag Alexander Neuhuber: Sagen Sie Beispiele!) 
Weil ich dort in der Gegend wohne, gebe ich nicht auf. Gerade die Praterstraße hat in letzter Zeit, das haben Sie überhaupt nicht berücksichtigt, etliches an Geschäften dazu gewonnen. Es gibt jetzt wieder ein Herrenbekleidungsgeschäft, das es jahrelang nicht gab. Es gibt dort noch andere Geschäfte. Es ist interessant, wenn Sie mit dem Vorsitzenden des Praterstraßenkomitees reden, hat er überhaupt kein Problem, über diese dritte Einkaufsstraße nachzudenken, weil er sagt, er ist jetzt schon in direkter Konkurrenz mit dem Donauzentrum. Er hat es geschafft, dort auch etwas auf die Füße zu stellen.

Ich könnte natürlich jetzt ein bisschen die Frechheit besitzen, etwas abzulenken und zu sagen, die ÖVP und die FPÖ gehen immer auf die Lohnnebenkosten los. Aber ich will nur erwähnen, die Mieten sind auch Kosten, die Gewerbetreibende zu tragen haben und da ist komischerweise in den Einkaufsstraßen der Spekulation Tür und Tor geöffnet. Das wird von Ihnen scheinbar noch massiv unterstützt. (GR Mag Alexander Neuhuber: Wo habe ich das gesagt?) - Sie stellen sich hier hin und sagen, die Einkaufsstraßen gehen dort ein. Warum? (GR Mag Alexander Neuhuber: Was habe ich über die Mieten der Praterstraße gesagt?) Sie haben nichts über die Mieten gesagt, weil das ist Ihr Thema. Sie sagen, dort gibt es keine Geschäfte et cetera. Sie begründen aber nicht, warum es dort keine Geschäfte gibt. (GR Mag Alexander Neuhuber: Ich habe nicht darüber gesprochen!) Denken Sie einmal nach, warum Geschäfte sehr schwer wieder an den Mann zu bringen sind! Weil dort der Spekulation Tür und Tor geöffnet wird! (GR Mag Alexander Neuhuber: Welche Spekulation? Beispiele!) Ganz einfach, die Lokalmieten dort nach einem Mieter. (GR Mag Alexander Neuhuber: Wo ist das?) Ich zeige Ihnen die Lokale, wir können gerne einmal durchgehen. Treffen wir uns mit dem Kollegen Bauer und schauen wir uns das an! 

Bleiben wir beim vorliegenden Flächenwidmungsplan: Wie wir aus diesem ersehen können, führen wir bereits jetzt eine Diskussion über das Thema einer zukünftigen Widmung, obwohl es in diesem konkreten Flächenwidmungsplan nicht steht. Wir haben natürlich dort die Problematik der dritten Leopoldstädter Einkaufsstraße, also Einkaufszentrum. Wir brauchen das dort. Wir haben dort in einer Fußgängerumgebung von nicht einmal einer Viertelstunde bereits jetzt mehr als 13 000 Bezirksbewohner, die, wenn sie einkaufen müssen, dort keine Möglichkeiten haben, einkaufen zu gehen. Wenn die dort einen Drogeriemarkt brauchen, dann haben sie weite Wege mit dem KFZ zurückzulegen und können das nicht fußläufig machen.

Nicht ist bei dieser ganzen Geschichte dabei, was man nicht unerwähnt lassen sollte, dass wir gerade in diesem Bereich heute einen Teil mit dem Kleingartenverein Grünland widmen. Dort gibt es nicht nur Grünland, sondern denken Sie daran, 900 Parzellen Wasserwiese, Heustadlwasser, Achtziger. Die haben dort alle keine Einkaufsmöglichkeiten, sondern müssen alle mit dem KFZ auspendeln. (GR Günter Kenesei: Wer hat denn Eklw dort gewidmet? Wer ist auf diese aberwitzige Idee gekommen? Ohne Infrastruktur!) - Ganz ehrlich, Herr Kenesei, Sie machen es sich relativ einfach. Auf der einen Seite sind Sie immer für Grün, aber wenn sich dann Menschen irgendwo ansiedeln und dort auch eine dementsprechende Lebensqualität genießen wollen, sagen Sie sofort, da widmen Sie nicht mit, weil das nicht Ihr Klientel ist, das nur Kleingärtner sind. Das heißt, Sie sprechen sich definitiv gegen Kleingärtner aus! (GR Günter Kenesei: Gegen Eklw!) Gegen Eklw! Das heißt aber auch, Sie sprechen sich gegen Kleingärtner aus!

Nur eine Zwischenbemerkung zum Grünland: Ich glaube, darin sind sich alle Parteien einig, dass die Pächter dort endlich die Widmung bekommen, dort dementsprechend eine Entwicklung für ganzjähriges Wohnen nehmen können. Es wird viele geben, die dann natürlich ihr Hauptdomizil dorthin verlegen wollen, weil sie ganzjährig in ihrer grünen Landschaft leben, was auch eine Bedeutung für die Wiener Wirtschaft hat, weil es natürlich auch notwendig ist, dass diese Flächen verbaut werden. Ich glaube, das ist für die Wirtschaft der Stadt, auch wenn es nicht viel ist, doch ein kleiner Beitrag. Wir haben heute schon sehr viel über die Eiskälte der Bundesregierung und über die Unbereitschaft zu investieren gehört. In diesem Fall ist es zwar nur ein kleiner Schritt, aber die Wirtschaft kann so wenigstens dort belebt werden.

Kommen wir noch einmal zu den Bewohnern des Plangebiets: Wir haben 13 000 Menschen, die dort leben. Wenn diese einkaufen wollen, wenn sie Lebensmittel haben wollen, haben sie derzeit die Möglichkeit von zwei Kleinmärkten. Sie können dort nicht ganz einfach einen Großeinkauf tätigen, was bedeutet, sie müssen sich ins Auto setzen. Eigentlich ein Argument, das Sie nicht gern haben. (GR Günter Kenesei: Sie glauben ja nicht im Ernst, dass die zu Fuß dort hingehen!) - Wenn der Konsument dort das Stück mit dem Auto fährt, machen wir uns nichts vor, hat er nur eine kurze Wegstrecke zurückgelegt und er braucht nicht über die A23 in die Shoppingcity oder in den 11. Bezirk oder in den 22. Bezirk zu fahren. Also die Wegstrecken werden wesentlich kürzer. Aber er hat auch die Möglichkeit, zu Fuß hinzugehen oder, wie Sie es wollen, die Raderschließung ist im Prater nicht so schlecht (GRin Waltraud Cécile Cordon: Großeinkauf!), er kann auch mit dem Fahrrad einkaufen fahren, was ihm jetzt nicht gelingt. (GR Kurth-Bodo Blind: Die Achtzigjährigen fahren mit dem Rad einkaufen?) 
Was Sie bei der ganzen Geschichte Einkaufszentrum überhaupt nicht interessiert, ist dass wir dort eine Entwicklungsachse haben, wo in den nächsten Jahren noch einige Wohnungen entstehen werden. Weit über tausend Wohnungen, weit über tausend Arbeitsplätze werden dort entstehen und natürlich auch eine Infrastruktur suchen. Reden wir heute mit Bediensteten der MA 67, welche Möglichkeiten sie haben, Mittagessen zu gehen. Sie haben, wenn es gut geht, die Alternative, sich zwischen zwei Würstelständen zu entscheiden, was nicht schlecht, aber auf die Dauer sicher keine adäquate Versorgung für eine Großstadt wie Wien ist. 

Wie schaut das mit dem Investor wirklich aus? Da kommt ein Investor, hat eine gute Idee, die in dem Bezirk nicht unangenehm ist, weil wir dort eben jenes Manko haben, dass keine Nahversorgung stattfindet. Wir hätten es uns einfach machen und sagen können, wir machen dort irgendetwas in der Flächenwidmung, große Diskussion und dann ist es vorbei. Sehen Sie, genau das ist jenes, was Sie uns immer vorwerfen, dass es Flächenwidmungen auf Zuruf gibt! Das passiert eben nicht! Da wird es einen schnellen Entscheidungsprozess geben, aber es gibt einen Diskussionsprozess und Sie haben den Diskussionsprozess mit allen Debattenbeiträgen nicht begonnen, sondern bereits fortgeführt. Ich glaube, genau dieser Weg ist der richtige. 

Das einzige, was Sie vermutlich bei uns, in dieser Stadt, nicht vertragen, und da ist das Beispiel der Wiener Messe schlagend, ist, wie schnell man Projekte umsetzen kann. Denken wir an die Wiener Messe. 2001 beschlossen, 2004 waren alle bei der Eröffnung dabei. Ein Superprojekt in unmittelbarer Umgebung. Das heißt, es ist der Beweis geliefert, wenn man sich etwas für diese Stadt vornimmt, wird es auch schnell umgesetzt. Aber die Lernfähigkeit der Opposition ist in dieser Stadt immer sehr mühsam und ich will jetzt nur eines zitieren: Denken Sie nach, was ist in diesem Hause gesprochen worden ist, als es um die Donauinsel gegangen ist. Jeder war dagegen. Damals hat die Sozialistische Partei, wie sie damals noch geheißen hat, diesen Weg beschritten und bei der Eröffnung waren sämtliche Parteien anwesend. Ich bin davon überzeugt, wenn dann dieses Einkaufszentrum entsteht und die Infrastruktur in diesem Gebiet vorhanden ist, werde ich von sämtlichen Fraktionen bei der Eröffnung die Zuschauer in der ersten Reihe sehen.

Ich gehe jetzt wieder zurück zum Akt. In diesem Akt steht es nicht, aber wir sind eben dynamisch. Es wird schnell gehen, dort die dementsprechende Infrastruktur aufzubauen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der Kollege Neuhuber hat sich zu einer zweiten Wortmeldung gemeldet. Er hat noch 6°Minuten.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Hora, darf ich mich vorstellen, mein Name ist Alexander Neuhuber, Gemeinderat seit 8°Jahren. (GR Christian Oxonitsch: Schauen sie nach! Die Korrektur ist schon draußen! Nur, dass Sie es nicht verschlafen!) Ich muss es noch dazu sagen. Man weiß ja nicht, ob es bei Ihnen Absicht ist oder nicht Absicht ist. Das ist nicht wirklich elegant. Also Neuhuber, wollen wir das einmal klarstellen. 

Sie haben auf keine der von mir aufgeworfenen Fragen geantwortet. Das war eine ganze Reihe: Warum zum Beispiel zu dem tollen Investor, der sich gemeldet hat, wie Sie vorhin gerade erwähnt haben, keine Ausschreibung gekommen ist? Warum das nur einer ist? Warum hier nicht in den Wettbewerb gegangen wird? Darauf kamen keine Antworten. 

Deshalb habe ich mich gemeldet, weil ich auf Ihre Frage sehr wohl Stellung nehmen möchte, Herr Kollege Hora. Sie haben mich interessanterweise mit den Geschäftsmieten in der Taborstraße in Zusammenhang gebracht. Es tut mir Leid, der Zusammenhang ist mir zwar nicht ganz klar, aber ich sage es Ihnen gern. Sie haben gefragt, warum die Mieten dort steigen. Sie konnten mir zwar kein Beispiel für das von Ihnen genannte Exempel liefern, aber Sie haben gesagt, dort steigen die Mieten um das Zwanzigfache. Ich habe gesagt, bitte liefern Sie mir ein Beispiel, dann können wir konkret darüber reden. Das konnten Sie nicht. Vielleicht tun Sie es noch, dann setze ich mich mit Ihnen auch privat zusammen. Also ich tue mir schwer, in der Theorie zu reden, aber ich versuche es trotzdem. 

Erstens: Warum steigen Mieten oder sinken sie? 

Das ist auf der Basis des Mietrechtsgesetzes. Sie steigen und sinken immer in dem Ausmaß, das das Mietrechtsgesetz zulässt. 

Zweitens: Sie haben in Ihrer Aussendung an mich die konkrete Frage gerichtet, warum es mir, Neuhuber, nicht gelänge, dass Lokalmieten erschwinglich und für die Betreiber von Geschäften wirtschaftlich vertretbar blieben.

I am not Bruce Allmighty, I am not Axel Allmighty. Ich bin nicht allmächtig. Deshalb schaffe ich es genauso wenig, dass die Geschäftsmieten in Wien nicht steigen, wie es die Wiener SPÖ nicht schafft, dass die Wohnungsmieten in Wien nicht steigen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 13 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, mit den Stimmen der Sozialdemokraten, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 18 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vertragsgenehmigung bezüglich den Ausbau der Prager Straße von der Nordbrücke bis zur Koloniestraße, Herstellung Verbindungsspange Prager Straße - Brünner Straße, Errichtung von begleitenden Gemeindeanlagen entlang der A22. 

Es ist hier keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer für dieses Poststück ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 19 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7610 im 17. und 18. Bezirk. 

Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen.

Wir können gleich abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für dieses Poststück ist, bitte ein Zeichen. - Ebenfalls mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 20 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7531 im 17. Bezirk, KatG Hernals.

Der Berichterstatter, Herr GR Univ°Prof Dipl Ing Dr Pfleger wird einleiten. - Bitte.

Berichterstatter GR Univ°Prof Dr Ernst Pfleger: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Hoher Gemeinderat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Genehmigung des vorliegenden Geschäftsstücks. Es geht hier um den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan für das Gebiet Vorortelinie, Lidlgasse, Kreuzgasse und Rosensteingasse, Richthausenstraße und anderes. 

Ich bitte, die Wortmeldungen einzuleiten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. – Bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, es gibt nicht viele Tagesordnungspunkte, wo man so schön vorführen kann, wie es die sozialdemokratische Fraktion hier im Hause mit der Bezirksdemokratie hält und inwieweit ihr Beschlüsse von Bezirksparlamenten wichtig erscheinen, vor allem dann, wenn sie gegen die Mehrheitsfraktion hier im Hause ausgegangen sind. 

Faktum ist, dass wir vor zirka einem Jahr in der Bezirksvertretung im 17. Bezirk den "Naturraum", ein Projekt der MA 22, beschlossen haben. Damals hat es einen einstimmigen Beschluss im Bezirk gegeben, wo unter anderem die Freihaltung von wichtigen Grünraumzonen und Grünraumflächen und deren Verbindungskeilen be-schlossen wurde, unter anderem auch das Gebiet beim Postsportplatz, Pezzlgasse, Rosensteingasse. Dann hat es die Absicht gegeben, dieses Grundstück zu verwerten. Ursprünglich war ein Erweiterungsbau für die Chemische HTL vorgesehen. Diese ÖZ-Widmung ist abgelaufen. Jetzt hätte halt der Grundeigentümer ein bisschen etwas hineingebaut. In Erinnerung dieses Beschlusses hat es im Bezirk eine Diskussion gegeben und die Mehrheit im Bezirk, ohne SPÖ, hat diesen Flächenwidmungsplan unter Hinweis auf die vorgelegten Arbeiten der MA 22 und auf den einstimmigen Beschluss in der Bezirksvertretung abgelehnt. Mit dieser Stellungnahme ist dieser Entwurf jetzt wieder in die Planungsabteilung zurückgekehrt. Der Entwurf wird vorgelegt, ist im Ausschuss mit den Stimmen der SPÖ beschlossen worden und wird auch hier offensichtlich nur mit den Stimmen der SPÖ so umgesetzt. 

Meine Frage an den Nachredner, vor allem der SPÖ: Wie viel ist Ihnen Bezirksdemokratie wert? Oder ist Sie Ihnen überhaupt noch irgendetwas wert? Inwieweit sollen Bezirke bei Flächenwidmungsprojekten noch gefragt werden, ein Mitspracherecht, eine Mitwirkungsmöglichkeit haben? Oder sollte man nicht besser die Geschäftsordnung der Bezirke und des Gemeinderats dahin gehend abändern, dass Mitwirkung nur dann relevant ist, wenn sie von der Mehrheitsfraktion hier im Hause mitgetragen wird und in allen anderen Fällen die Bezirksdemokratie und alle anderen Parteien dort bleiben sollen, wo der Pfeffer wächst? Offensichtlich ist das Ihre Maxime, Ihre Strategie. Unsere ist es nicht. 

Aus diesem Grunde werden wir hier konsequenterweise, wie bereits im Bezirk, unter Hinweis auf anders lautende Beschlüsse in der Bezirksvertretung dieses Plandokument ablehnen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Prochaska hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wurde uns mit diesem Aktenstück ein Geheimrezept vorgelegt. Wir haben ein Geheimrezept bekommen, wie ein bisher noch begrüntes Wohnviertel am Rande von dichtest verbautem Gebiet in Hernals durch - ich zitiere die Bezirksvorsteherin - "Maßnahmen im Sinne von Lebensqualität" aufgewertet werden soll. Es handelt sich bei diesem Rezept um ein Elixier besonderer Mischung, made in Hernals bei Dr Ilse Pfeffer, ihres Zeichens Bezirksvorsteherin ebendort. Sie glaubt nämlich seltsamerweise daran, mehr Lebensqualität zu erzeugen, wenn man an Stelle einer beachtlichen Grünfläche mitten im schönen alten Baumbestand zwischen eine schon vorhandene Randbebauung noch ein 72 Meter langes, bis zu 32 Meter breites und maximal 19 Meter hohes Gebäude hineinklotzen kann. Ich kann Ihnen das auch zeigen. (Der Redner zeigt einen Plan her.) So hübsch wird das Ganze ausschauen. Das Rote ist das Geplante, das Orangene ist das Vorhandene. Sie hat damit im Bezirk schon gehörig Schiffbruch erlitten und nun hofft Sie, dass sie die im Rathaus absolut regierende und herrschende Genossenschaft in aller Demut vor Bezirksmehrheiten, versteht sich sowieso - Kollege Kenesei, das haben Sie sehr gut dargelegt -, schon herausmanövrieren wird. 

Schuldig dabei bleibt man uns aber allemal noch die Erklärung, wieso durch Vernichtung von allseits angenommenen Grünflächen ein Viertel aufgewertet werden kann und wieso die Bewohner der umliegenden Häuser, wie sie eifrig behauptet, von der ermöglichten Verdichtung profitieren könnten. - Aussendung der Frau Dr Pfeffer vom 15.10. Gut, die Antwort bleibt man uns schuldig. Ich nehme an, auch der Kollege Schieder, der die Ehre hat, diesen Bezirk zu vertreten, weil sich offensichtlich der Herr Kollege Stürzenbecher bei der Gusenbauer'schen Begleitung durch die Schule im 17. Bezirk verausgabt hat, wird uns das schuldig bleiben müssen, denn es ist zugegebenermaßen nicht wirklich leicht, wo doch allerorts die gegenteiligen Maßnahmen, etwa Entkernung, Baumpflanzungen, freie Sicht, Licht, Luft und Sonne zur Attraktivierung eines Wohngebiets beitragen. Da drängen sich schon Fragen auf, was wohl hinter einer solchen politischen Geisterfahrt der Hernalser Genossen stecken mag, meine Damen und Herren!

Auch wenn Sie es nicht glauben wollen, ich bin kein wirklicher Freund bösartiger politischer Spekulationen, aber der Begriff "Spekulation" im Zusammenhang mit dem gesamten Postarealgebiet könnte sich hier schon aufdrängen, überhaupt angesichts der diversen Zwischenstopps bei dieser Geisterfahrt der Frau Bezirksvorsteherin. Das beginnt mit dem strikten Ableugnen jedweder Bebauungsvorhaben am 27.9. in einer Aussendung, wo sie unter dem Titel "Panikmache der Opposition" wörtlich meint: „Es gibt sicher keine vorhandenen Bebauungspläne, da am unteren Ende ohnehin bereits Wohnbauten bestünden." Allerdings ist seit der Bauausschusssitzung vom 7. Juli bereits bekannt, dass zumindest ein Vorgespräch zwischen einem Bauträger und der Bezirksvorsteherin stattgefunden hat. 

Aber es kommt noch dicker. Bloß drei Wochen nach diesem entschiedenen Dementi der Frau Dr Pfeffer bezüglich Bebauungsplänen erklärt dieselbe Bezirksvorsteherin, dass es stadtplanerisch vernünftig wäre, die Errichtung von Wohnungen dort zu ermöglichen und zeiht Andersdenkende der stadtplanerischen Blindheit. Da drängt sich geradezu das vor Zynismus triefende Zitat eines deutschen Politikers auf, der meinte: „Was kümmert mich mein Geschwätz von gestern." (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Adenauer!) Aber da gibt es wirklich keinen Vergleich zwischen der Frau Dr Pfeffer und dem Konrad Adenauer. Ums Gestern scheint sich die Hernalser SPÖ auf ihren verschlungenen Wegen ohnehin nicht zu kümmern, da dieses ominöse Gestern ja einen ganz anders orientierten Bezirksentwicklungsplan kennt, wie auch einen Allparteienantrag vom 24.3. dieses Jahres, der die Erhaltung des gesamten Grüngebiets auf dem Areal der Postsportgründe zum Inhalt hat. 

Doch die nächste Kehrtwendung folgt ohnehin auf dem Fuß. Unter dem Eindruck der massiven Ablehnung in der Bezirksvertretung beschwichtigt die Bezirksvorsteherin in der letzten Ausgabe der Bezirkszeitung, indem sie ihre Wunschbauten beschönigend bloß wieder "Vorsorgeflächen" nennt und sie in solche zurückverwandelt. 

Ich frage Sie erneut: Was kann es wohl sein, dass eine Partei einen derartigen Schleiertanz aufführen lässt? Vielleicht etwa doch der Verdacht, dass es sich mit dem Anknabbern der Grünflächen um einen Versuchsballon, ein Pilotprojekt für die Vermarktung des gesamten Postareals dort handelt? 

Was die so genannten "Vorsorgeflächen" betrifft, meine Damen und Herren, sind die solcherart von der SPÖ Bevorsorgten zu Recht eher Besorgte, was nämlich der enorme Erfolg der Unterschriftenaktion der ÖVP im Bezirk beweist. Mehr als tausend Unterschriften. Damit Sie mich nicht der Propaganda zeihen, habe ich sie mit. Mehr als tausend Unterschriften, bisher direkt geleistet, innerhalb weniger Tage und Hunderte weitere per EDV und SMS beweisen, dass kein Bedarf am Pfeffer'schen Geheimrezept der Attraktivierung durch Bebauung besteht. Auch das blitzartige Entfernen der VP‑Plakate in der Hernalser Hauptstraße durch die MA 48, bei gleichzeitigem Liegenlassen von Unrat, hat sich für die SPÖ eher kontraproduktiv ausgewirkt. Die Protestanrufe haben sich gehäuft und neue Unterschriftenlisten wurden aufgefordert. 

Aber ich verstehe schon die Befürchtungen der Bevölkerung. Weil was die Hernalser SPÖ unter Attraktivierung versteht, kann man sich auf dem wunderhübschen Dornerplatz anschauen. Dieser braucht jetzt eine nachgeschossene Behübschung, ich sage, es ist überhaupt eine Betretungsmöglichkeit, um weitere 700 000 EUR. Das lässt wohl die Abwehrhaltung der Bürgerinnen und Bürger in Hernals voll verstehen. 

Meine Damen und Herren, nein, wir werden diesem wirren Zickzackkurs Ihrer Bezirksvorsteherin und Ihrer Hernalser Genossen nicht folgen! Wir werden auch nicht dem dahinter verborgenen Kurs der Verschlechterung der Wohnumwelt und der Lebensqualität unsere Zustimmung geben! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Dr Madejski hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Es ist an sich schon sehr viel zu diesem Aktenstück gesagt worden. Uns im Ausschuss ist damals gesagt worden, wenn ich mich richtig erinnern kann: „Jetzt werden wir einmal abwarten, es passiert eh nichts bis 2008, und dann schauen wir, ob die ÖZ-Widmung in Anspruch genommen wird oder ob sie nicht in Anspruch genommen wird. Das kann man ja noch immer verlängern." 

Es ist eigentlich, glaube ich, zu wenig, was wir hier gehört haben, denn es ist ein Freibrief für alle Widmungen, die da möglich sind. 

Man muss auch sehen, wie diese Grünfläche in Hernals, im ganzen Bereich, liegt. Sie liegt als lokaler Naturschutz zwischen Wienerwald und Gürtel. Sie ist in diesem Sinne einfach zu erhalten und einer Umwidmung, wie es die Sozialdemokraten in Hernals oder Sie hier wollen, nicht zuzuführen. 

Die Dezentralisierung, ist ebenfalls schon gesagt worden, ist mit diesem Aktenstück ad absurdum geführt.

Weil diese Hunderten Punkte, an denen der Bezirksvorsteher, die Ausschussmitglieder, die Bezirksvertretung und so weiter, die Möglichkeit hätten, mittelbar oder unmittelbar mitzuwirken, hier ad absurdum geführt werden. Und wenn man die Stellungnahme und die Meinung eines Bezirkes, der zu einem Aktenstück - in dem Fall zu einer Flächenwidmung - eine sehr eindeutige Stellungnahme abgibt, und die Mehrheit hat, dann, glaube ich, gebietet es eigentlich die Demokratie, dass man das auch zur Kenntnis nimmt. 

Es kommt ja nicht jeden Tag vor, meine Damen und Herren. Dass es dieses Mal Sie getroffen hat, weil Sie dort eben nicht die absolute Mehrheit haben, ist ein Pech, aber in der Demokratie hat man halt öfter Pech, wie manche leidvoll wissen, sei es bei Wahlen, oder sonst wo.

Daher sage ich jetzt, die Dezentralisierung hat sich an diesem Beispiel in Hernals ad absurdum geführt. Und interessant bei der ganzen Sache ist, dass man das ganze Areal wahrscheinlich irgendwann einmal wirklich verkaufen will. Die Stellungnahme zum Einspruch der Post- und Telekom Immobilien GesmbH – die haben nämlich statt der Widmung "Wohngebiet" die Widmung "gemischtes Baugebiet" gewünscht, um hier ein Schulungszentrum zu errichten und ihre Räumlichkeiten auszubauen – ist interessant. Das ist ihnen mit der Begründung verwehrt und versagt worden, das wird schon kompatibel sein, auch wenn es als "Bauland - Wohngebiet" hier im Flächenwidmungsplan eingetragen wird. Und das deutet genau dorthin, was Kollege Prochaska gesagt hat, nämlich: Wenn man es jetzt der Post, die ja immerhin nicht ein kleines Unternehmen ist, verwehrt, ihren Wünschen entsprechend die Widmung neu zu gestalten, dann schaut das ein bisschen eigenartig aus und ich verstehe nicht, dass man der Post, die an sich ja dort etwas machen will und man eigentlich nur so sagt, es wird schon kompatibel sein, aber nicht richtig ausweist, ob es kompatibel ist oder nicht, dann wird man halt einmal sagen, ihr dürft das nicht mehr bauen. So sehe ich das kommen. Im Jahre 2008 wird die Frist "ÖZ" abgelaufen sein und dann wird man halt versuchen, das gesamte Gebiet zu verkaufen, um dort Wohnungen zu bauen.

Ich glaube, das hat Hernals nicht verdient, lokaler Naturschutz ist immerhin sehr wichtig, auch in diesem Gebiet. Und ich kann nur appellieren an Sie, nehmen Sie die Meinung der Bezirksvertretung, der Mehrheit der Bezirksvertretung, ernst, wir leben hier in einer Demokratie, wir haben eine Geschäftsordnung, wir haben eine Verfassung und an die sollten Sie sich auch halten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Mag Schieder. Ich erteile es ihm.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Lassen Sie mich vielleicht zu Beginn auf diese Frage um die Bezirksdemokratie kurz eingehen. Und da möchte ich schon auf die Rechtsgrundlage für all dieses Handeln verweisen. Das ist die Bauordnung für Wien, wo im § 2 Abs 9, um es ganz präzise zu sagen, festgelegt ist, wenn 75 Prozent des Bezirkes einer Stellungnahme zustimmen und der Gemeinderatsausschuss dieser Stellungnahme nicht Folge leisten will, es dann zurückgehen muss in den Bezirk und dann wieder in den Gemeinderat kommt. Aber nicht einmal diese Mehrheit ist vorhanden bei diesem Beschluss und damit ist der Lauf eindeutig festgelegt, nämlich dass die Flächenwidmung der Gemeinderat beschließt.

Gleichzeitig lade ich Sie einmal zu dem Gedankenexperiment ein, ob wir in Zukunft von Herrn Kenesei, von Herrn Madejski, von Kollegen Prochaska und seinen Freunden in der ÖVP erwarten können, dass wenn immer ein Flächenwidmungsplan in einem Bezirk mehrheitlich angenommen wurde gegen die Stimmen zum Beispiel der ÖVP im Bezirk, dass diese dann hier im Gemeinderat auch zustimmen. Denn wenn Ihre Auffassung von Bezirksdemokratie diese ist, dann heißt das, dass man immer der Mehrheitsmeinung im Bezirk folgen muss und dann müssten Sie ja bei vergangenen und zukünftigen Akten ja auch immer zustimmen. Wir freuen uns schon auf diese Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ. – GR Harry Kopietz: Aber der Kollege Tschirf hat bereits die eindeutige Bemerkung gemacht zu den Äußerungen des Kollegen! - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist nicht nachvollziehbar! – GR Harry Kopietz: Wir werden darauf zurückkommen!) Damit ist es bestätigt.

In Wahrheit handelt es sich bei all diesen Beiträgen bis jetzt um die Fortsetzung von billigsten Scharmützeln, die im Bezirk vollzogen wurden und auch um Falschinformationen, die vor allem ja auch Ihre Bezirksfraktion dort tut – das ist halt der Trend, seit dem Wechsel in der Obmannschaft in der Hernalser ÖVP, dass halt die Seriosität dort auch leider Gottes verloren gegangen ist, seitdem Fritz König nicht mehr der Bezirksvorsitzende ist. Sie haben da auch die Bevölkerung bewusst falsch informiert und uns hier auch, denn seit 35 Jahren ist auf dieser Fläche diese Widmung drauf mit "ÖZ", seit 35 Jahren. Diese, ach so wichtige Grünfläche ist eingesperrt, die ist eingesperrt und steht auf einem Privatgrundstück. “Betreten der Rasenfläche strengstens verboten – die Hausverwaltung“ kann man dort lesen. 

Dieses Naherholungsgebiet, das hier von Ihnen als solches bezeichnet wurde, ist nicht einmal zugänglich, es ist zugesperrt, es ist eingesperrt, es ist verboten, es ist verriegelt. (GR Johannes Prochaska: Nein, zugesperrt ist es nicht, ich bin erst gestern durchgegangen!) Es ist vergittert. (GR Harry Kopietz: Der Kollege Prochaska hat einen Schlüssel zu diesem Gebiet!) 

Gleichzeitig muss man auch noch sagen, das Postsportgelände, über das ja auch von Ihrer Fraktion im Bezirk falsch informiert wurde, bleibt den Hernalserinnen und Hernalsern erhalten, der Grün- und Freizeitraum, der dort im Postsportzentrum vorhanden ist, wird nicht angetastet und dieses Grundstück, von dem Sie auch reden, Pezzlgasse 76-80 gehört ja nicht einmal der Stadt Wien. Das heißt, was mit dem Grundstück geschieht, entscheidet der Eigentümer und das ist die Post, die Österreichische Post AG und nicht die Stadt Wien. Was wir machen, ist hier eine Flächenwidmung, die dem entspricht, was auch in der vorigen Flächenwidmung ist, nämlich eine Vorsorgefläche für die prinzipiell gewünschte Sporthalle der angrenzenden Schule, der Rosensteingasse, (GR Gerhard Pfeiffer: Und nicht W3!) und der Unterschied zu früher ist, wo immer "ÖZ" einfach drauf war, dass es halt auf Grund einer rechtlichen Änderung jetzt befristet ist und dass es auch natürlich eine Flächenwidmung beinhalten muss, denn was ist, wenn dieser "ÖZ"-Zweck wegfällt, was kommt dann dort hin.

Wir wissen aber auch - und Sie sind ja auch so lokale Experten dort vor Ort - dass die beiden Wohnhäuser, die jetzt schon dort stehen, schwerst sanierungsbedürftig sind, vor allem wärmetechnisch und energietechnisch dringend saniert gehören und es also auch hier durchaus sinnvoll wäre, wenn der Eigentümer dieses ganze Gelände und diese zwei W3-Baublöcke einmal auch mit ein bisschen Liebe betrachtet und endlich saniert.

Es ist sogar eines gemacht worden im Gegensatz zur alten Widmung: Früher war die ja bis vorne hin drauf, jetzt wird sie nach hinten gerückt, damit die Bäume, die dort vorhanden sind, flächenwidmungsmäßig vollkommen in Ruhe gelassen werden. 

Ich möchte aber auch noch einmal zur Sicherheit anmerken, dass es so gesehen ein Flächenwidmungsplan ist, der relativ uninteressant ist, denn das Postsportgelände, das große Postsportgelände bleibt so wie es ist. Das einzige, was sich dort ändert, ist ein öffentlicher Durchgang beim Sportplatz, der hinzukommt, also eine Verbesserung in Bezug der Erreichbarkeit. Der Eigentümer ist jetzt die Post, was sonst für ein Eigentümer kommt, ist egal, denn die Widmung gilt für jeden Eigentümer. Die bleibt eben gleich und in diesem Sinne, glaube ich, ist es durchaus ein guter Akt und auch im Sinne der Hernalserinnen und Hernalser, aber vor allem auch im Sinne einer konsistenten Wiener Flächenwidmungspolitik. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen und der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort? (Der Berichterstatter erhebt sich, um zu sprechen.) Er hält das Schlusswort.

Berichterstatter GR Univ°Prof Dr Ernst Pfleger: Meine Damen und Herren!

Nicht nur diese Diskussion ist vielschichtig, auch die Widmung von diesem gesamten Gebiet ist vielschichtig, Sie haben das ja gehört. Es werden also mit dieser Flächenwidmung die verschiedenartigen Ziele abgedeckt, also Vorsorge für die Flächen für den vorliegenden Wohnraum, etwa durch Ausweisung von Bauland, genauso wie auch die vorliegenden Flächen für Arbeits- und Produktionsstätten, auch durch angemessene Vielfalt der Ausgewogenheit der Nutzungen und vieles mehr.

Ich ersuche daher, meine sehr verehrten Damen und Herren, da diese Flächenwidmung genau die genannten Ziele berücksichtigt, nochmals um die Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Wir können zur Abstimmung kommen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 20 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich mit den Stimmen der Sozialdemokraten angenommen.

Es gelangt die Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7516 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. 

Herr GR Hora wird einleiten. Bitte schön.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorgelegten Poststück. Danke. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet und Herr GR Prochaska hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit auf eines jener Plätzchen lenken, die der Herr Bürgermeister so plakativ geheim halten will, dieses allerdings nicht aus Gründen der Schönheit. Es handelt sich dabei um ein 17 Kilo-meter langes Fließgewässer, welches mit der Uferlandschaft beinahe die Größe des 7. und 8. Bezirks gemeinsam, ausmacht. Es handelt sich um unseren Donaukanal. 

Die weitgehende Unansehnlichkeit dieses Geländes war schon vor fünfzehneinhalb Jahren Gegenstand gestalterischer Überlegungen anlässlich der Errichtung des rechten Hauptsammelkanals. Im September 1989 war die Rede - und ich zitiere aus der damaligen Presse - von starren, monotonen Formen, die das Wasser prägen und teils schon aus dem vergangenen Jahrhundert stammen, wie auch Steinwürfe, die von der Wasserstraßendirektion durchgeführt worden seien, und dieser Anblick mache der Stadt keine Ehre. 

Nun, meine Damen und Herren, ausgerückt waren damals, um die Wiener mit einem neuen Erholungsraum zu beglücken, die Stadträte Dr Michael Häupl und Hannes Swoboda, die auch dem Donaukanal ein neues Outfit und vor allem einen neuen Namen geben wollten. Bis zum EXPO-Termin sollte so manches fertig sein. 

Nun ja, weder die EXPO noch irgend etwas von den angekündigten Halbinseln, wechselnden Böschungsneigungen, Durchstichen, aktivem Schiffsverkehr und einem neuen Altarm zum Lusthaus wurde je in Angriff genommen oder durchgesetzt. Ja, selbst der Namenswechsel missglückte deutlich und so heißt dieser Donauarm wie er aussieht, nämlich Kanal. Der Wiener verbindet damit weniger den Begriff wie Canale Grande in Venedig, sondern eher Abwasser, Geruchsbelästigung, Unrat, Ratten und ähnlich Sympathisches mehr. 

Die Volkspartei hat daher einen neuen Anlauf unternommen und mit dem Projekt Earthen Waters, neue Wasser, neue Stadt, Ideen und Entwürfe für dieses Gewässer, das immerhin 255 Hektar umfasst, und für die Ufergestaltung vorgestellt. In sehr eindrucksvoller Weise wurde dargestellt, wie sich der Stadtraum durch Renaturierung und Reaktivierung des Donaukanals zum Positiven verändern kann und neue Freizeit-, Lebens- und Wohnmöglichkeiten zu schaffen sind.

Und da landläufig Namen auch Identitäten prägen, meine Damen und Herren, wollen wir einen Startpunkt setzen. Die Mandatare und Betreuungsmandatare der Anrainerbezirke, Tschirf, Neuhuber, Strobl, Ulm, Fuchs, Pfeiffer und Prochaska stellen daher den Antrag: 

„Die zuständigen Stellen der Stadt Wien mögen in Absprache mit den zuständigen Stellen des Bundes und den betroffenen Bezirken dafür Sorge tragen, dass der Donaukanal in Kleine Donau umbenannt wird.“ (Beifall bei der ÖVP) 
Meine Damen und Herren, viele andere Großstädte nutzen solche Chancen der Aufwertung des Stadtraumes bei einer schlechteren Ausgangslage als bei uns in sehr guter Weise. Geben wir daher dem Donaukanal mit einem neuen Namen auch eine neue Chance. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist somit geschlossen und der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Meine Damen und Herren!

Ich will es ganz kurz machen. Ich glaube, dass genau dieses Plandokument auch die Innovation im Wiener Hafen dementsprechend manifestiert. Ganz offen zur EXPO möchte ich sagen, es hat eine Volksabstimmung darüber gegeben, und damit ist die EXPO von den Wienern aus eben nicht gemacht worden. Und ob eine Umbenennung das bringt, was Sie glauben, damit erreichen zu wollen, und ob sie nicht so wie bei anderen Dingen nur Etikettenschwindel versuchen, darüber können wir uns gerne im Ausschuss unterhalten. Danke. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. 

Wir können somit zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 23 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Grünen angenommen.

Und wir kommen gleich zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Umbenennung des Donaukanals in Kleine Donau. 

In formeller Hinsicht wird, wie gesagt, die Zuweisung an die Ausschüsse Kultur und Wissenschaft, Stadtentwicklung, Verkehr und Umwelt verlangt.

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist, wenn ich das richtig sehe, einstimmig so angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7577, im 6. Bezirk, KatG Mariahilf. 

Es gibt keine Wortmeldung. 

Wir können gleich zur Abstimmung kommen.

Wer für dieses Plandokument ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt die Postnummer 25 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7637 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. 

Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen.

Wer für dieses Plandokument ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Grünen angenommen.

Es gelangt die Postnummer 26 zur Verhandlung, sie betrifft das Plandokument 7499 im 20. Bezirk. Und Herr GR Hora wird einleiten. 

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung für das Geschäftsstück. Danke. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet und Herr Dr Madejski hat das Wort.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich habe ja heute schon im Zuge eines anderen Tagesordnungspunktes, nämlich des Stadions, auf dieses Aktenstück aufmerksam gemacht. Ich wollte das nur einmal kurz wiederholen, was hier passiert. Es ist wirklich nicht nur skandalös, sondern es ist unverständlich, dass eine Stadt sich so auf den Kopf machen lässt und im Nachhinein noch Danke sagt und alles akzeptiert und widmet. 

Die Situation war die - das habe ich zuerst schon gesagt - Herr Stumpf hat eingereicht 15 000 Quadratme-tern, geworden sind es 10 000 bewilligte, gebaut hat er 15 500. Er hat sich überhaupt nichts gepfiffen, er hat dieses Grundstück und das Haus alles in allem sehr günstig verkauft - natürlich, hätte ich auch - mit 15 500 Quadratmeter Einkaufs- und Gastronomiefläche. Und jetzt haben wir ein Aktenstück im Zuge einer größeren Flächenwidmung, wo nichts anderes passiert, als dass hier der erweiterte Bau- und Nutzungsstand von der Stadt Wien sanktioniert wird. 

Und ich darf Ihnen sagen, das ist nicht von mir, sondern das sagt der Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung, und zwar am 6. Mai 2003, und dieser Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung ist auch jener, auf den ja Sie sich sehr gerne bei Stellungnahmen, wenn er Ihnen in den Kram passt, berufen. Zu diesem Aktenstück sagt er, der Fachbeirat hat das am 6. Mai behandelt: „Der Fachbeirat hält fest, dass dieser Planentwurf eine nachträgliche Sanktionierung des erweiterten Bau- und Nutzungsbestandes darstellt.“ 

Es ist sehr freundlich und sehr höflich ausgedrückt, was der Fachbeirat sagt, aber es ist so. Das heißt, da hat jemand die Gesetze vollkommen missachtet, hat gebaut, was er wollte, hat noch lukrativ verscherbelt, auf unsere Kosten, und jetzt sanieren wir das, damit das hier auch rechtlich seine Abdeckung findet. Also, das finde ich wirklich unglaublich, meine Damen und Herren, was hier passiert ist. 

Aber noch unglaublicher finde ich das Zubrot, das dazu kommt, abgesehen vom Bauteil II mit 7 000 und mit 4 000 Quadratmeter, das soll so sein, aber ich widme hier für diese 15 500 Quadratmeter illegal errichtete Einkaufsfläche gleich 17 000. Das heißt, ich saniere nicht nur die illegal um 5 500 Quadratmeter zu groß erbaute Einkaufsfläche, sondern schenke ihm gleich noch einmal 10 Prozent dazu, dann komme ich nämlich genau auf die 17 000 Quadratmeter.

Meine Damen und Herren, wer das verbrochen hat, wirklich verbrochen hat, in welchem Büro, in welcher Planungswerkstatt, wo auch immer, also der Mann muss gute Kontakte zu Herrn Stumpf haben, denn es ist einem normalen Menschen nicht zu erklären, der heute auf seinem Grundstück ein Häusl baut, einem Gewerbetreibenden, der eine Halle baut, eine Garage. Da kommt sofort die Baupolizei, da kommen sofort die Beamten der Stadt Wien, wenn etwas nicht passt und im schlechtesten Fall müssen sie die Hütte wieder niederreißen, das Dach hinuntersenken, die Garage zuschütten und womöglich noch den Grund verkaufen, weil sie sich das alles nicht leisten können. 

Wo ist denn hier die Baupolizei gewesen, wo war denn hier die Baupolizei mit der Benutzungsbewilligung! Hier hat man illegal die Nutzungsbewilligung ausgestellt. 

Ich weiß schon, dass die Baupolizei nicht dem StR Schicker gehört, sondern halt wieder einmal dem StR Faymann, der es aber versteht, unheimlich elegant immer nur in der Früh bei den Anfragen da zu sein und sehr eloquent seine Auskünfte gibt. Aber es ist halt auch wieder sein Ressort, genauso wie der Flächenverkauf im Stadion. Er versteht es aber, das immer von sich vollkommen abzuwimmeln und die anderen Stadträte im Regen stehen zu lassen. Aber ich kann es nur hier anbringen.

Meine Damen und Herren, es ist skandalös, diese Flächenwidmung, diese nachträgliche Sanktionierung. Schließen Sie sich dem Fachbeirat der Stadtplanung und Stadtgestaltung an und widmen Sie das bitte nicht, weil das ist wirklich gesetzeswidrig. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! 

Ich glaube, wir haben heute bei der Debatte der Geschäftsgruppe offensichtlich den Tag der etwas raueren Wortmeldungen und der vielleicht etwas lockeren Wortwahl. Ich denke mir grundsätzlich, die Frage einer ungesetzlichen Flächenwidmung, wenn sie in den Raum gestellt wird, so ist das mit maximaler Entrüstung und auch mit einer gehörigen Portion von Verwunderung und Befremdung zu replizieren, Kollege Madejski. 

Ich weiß, und ich habe Ihnen mit viel Interesse zugehört, wir haben ja oftmals auch über dieses Projekt und über diesen Flächenwidmungsplan auch privatim schon viel diskutiert, zuletzt vorige Woche. Also, ich denke mir, die Frage der Skandalisierung in der Wortmeldung muss ich aufs Schärfste zurückweisen, weil es in der Tat nicht so ist. In diesem Hause wird nichts Gesetzwidriges beschlossen und ich denke, wir sollten auch in der Wortwahl dabei bleiben. 

Wenn wir uns konkret die Situation ansehen und die Frage, wozu wir uns bekennen, dann muss man sich die Gesamtgenesis auch dieses Projektes und der Flächenwidmung ansehen. Und wenn man sich die Gesamtgenesis des Projektes ansieht, dann wissen wir, wie dieses Projekt auch öffentlich immer wieder bewertet worden ist und wie unterschiedlich die Sichtweise von heute zu der von gestern ist.

Wir wissen, dass dieses Projekt nicht viel der prognostizierten, aber auch im Verkehrsgutachten jetzt prognostizierten Verkehrswerte bringt. Ganz im Gegenteil, wir stellen fest, dass dieses Projekt in dieser Lage keine verkehrspolitische Belastung darstellt, wir stellen fest, dass über die Schätzungen hinaus sogar Menschen mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zu diesem Projekt kommen und es ist auch die Verkehrssituation und viele, viele andere Punkte, die man, ... (GR Dr Herbert Madejski: Es geht um die Fläche!) Was heißt, Sie akzeptieren diese Satzung. Das ist ein erfreulicher Schritt vorwärts, Kollege Madejski, den ich auch historisch als durchaus positiv bewerte.

Tatsache ist, dass ein Projekt wie dieses offensichtlich wegen der Größe, wegen der Kubatur, aber auch in den ersten Diskussionen in diesem Haus auch wegen der Höhe des Turmes offensichtlich als sichtbares Zeichen in der Landschaft auch gerne als Diskussionsbeitrag der Opposition verwendet wird. Ich verstehe das, ich kann das nachvollziehen. Dass die Flächenwidmung, die uns heute vorliegt, eine Flächenwidmung ist, die diesen Bestand im Großen und Ganzen im Auge hat und bestandsorientiert widmet, ist auch auf Grund der Erfahrungen und der veränderten Sichtweisen in den letzten Jahren wenigstens, darauf zurückzuführen, dass eben vieles an dem, was zudem zu der Auffassung vor Jahren geführt hat, wie dieses Projekt wirken wird, auch wie es wirken wird im Umfeld, beispielsweise bei der Frage des Einzelhandels, der rund um das Projekt situiert ist, nun auf Grund der Erfahrungen anders gesehen wird. Es ist festzuhalten - und das auch mit der Rückendeckung der Expertise der Wiener Wirtschaftskammer und ganz im Gegensatz zu den Prognosen, dass das Projekt den Einzelhandel in der Region nicht kaputt gemacht hat, sondern ganz im Gegenteil -, dass eine massive Belebung erfolgt ist, dass mehr Geschäfte denn je aufgesperrt haben, dass der Allerheiligenplatz, der in dieser Region bereits von Vielen abgeschrieben worden war, seitdem die Millennium-City auch in dieser Region wirkt, einen Zuzug von Einzelhandelsgeschäften aufweist und was besonders erfreulich ist, sich über 100 Geschäfts-treibende in diesem Bereich zu einem Vermarktungsverein zusammengeschlossen haben, und die jetzt auch gemeinsam auftreten und sich der neuen Chancen durchaus bewusst sind.

Wir widmen heute in Wirklichkeit ein Projekt und stellen der Widmung sicher ein Projekt, das in Wahrheit dem Anspruch einer Stadt der kurzen Wege gerecht wird, das gerecht wird einer Maxime, die wir aufgestellt haben, dass Großprojekte über ausreichende öffentliche Verkehrsanschlüsse verfügen müssen - es sind dies drei Autobuslinien, vier S-Bahn-Linien und eine U-Bahn-Linie - und gerade dieser Mix, diese sinnvolle Anschlussmöglichkeit zeigt, dass wir auch in der generellen Raumplanung, was Großprojekte betrifft, in Wien richtig liegen. 

Es sind nämlich jene Richtlinien verwirklicht, die wir unter anderem auch beim Hochhäuserkonzept der Stadt aufgestellt haben. Alles in allem, es ist eine Widmung, eine bestandsorientierte Widmung, die ein von der Bevölkerung gut angenommenes, von der regionalen Wirtschaft jetzt sehr begrüßtes Projekt nachhaltig im Flächenwidmungsplan sichert und ich ersuche Sie um die Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Herr GR Hora hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir können gleich zur Abstimmung kommen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 26 ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Grünen angenommen. 

Es kommt die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7425 im 22. Bezirk. 

Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wer für die Postnummer 27 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Gleiches Abstimmungsverhalten, mehrheitlich angenommen, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Grünen.

Postnummer 28 der Tagesordnung kommt zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7629 im 22. Bezirk. 

Auch hier gibt es keine Wortmeldung. 

Wer von den Damen und Herren für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen. - Mehrheitlich gegen die Stimmen der Grünen angenommen.

Es gelangt die Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 6920K im 22. Bezirk. Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 29 ist, bitte um ein Zeichen. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Grünen angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 30 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine mehrjährige Vertragsgenehmigung bezüglich der Vereinbarung über die Behandlung von Abfällen im Umweltzentrum Simmering. Die Frau Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, wird einleiten. 

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr Mag Maresch hat sich zum Wort gemeldet. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die amtsführende Stadträtin ist noch nicht da, aber das wird sich sicherlich noch ändern. Es geht darum, dass die MA 48 einen Vertrag mit der WKU, die sozusagen dafür zuständig ist, dass dieser Müllofen in Simmering gebaut wird, abschließt. Da braucht es einen Vertrag, und der liegt jetzt eben vor. Also, abgesehen davon, dass es ja schon ein Geniestreich war, das ganze Ding in Simmering Pfaffenau zu nennen, weil jeder Österreicher und jeder Wiener oder Wienerin glaubt, es ist irgendwo in Niederösterreich, klingt so nach Pfaffen, und das ist immer woanders, nur nicht in Wien, aber immerhin, das ist schon einmal ein Geniestreich gewesen. 

Die zweite für uns sehr unklare Geschichte ist, wer wird die Betreiberin letztendlich sein. Ich glaube, es geht darum, ob jetzt die Fernwärme den Zuschlag bekommt, oder die sogenannte WKU. 

Da liegt laut Herrn Kramhöller ein Gutachten vor, und das wird schon gut sein, obwohl natürlich die Ausschreibebedingungen in der EU nicht mehr so sind, wie sie früher waren. 

Was uns als Zweites noch besonders stört, ist dass eigentlich das Verfahren noch nicht abgeschlossen ist. Bürgerinitiativen haben dagegen Einspruch erhoben, sind in die Berufung gegangen und das Verfahren ist noch nicht fertig und schon müssen wir hurtig einen Vertrag abschließen. 

Also, und jetzt zum Müllofen selbst, denn so oft wird es möglicherweise nicht mehr Gelegenheit geben, das hier zu diskutieren. Die Sache ist nämlich die, wir glauben nach wie vor, dass das ganze Projekt viel zu überdimensioniert ist. Die Stadt Wien braucht laut eigenen Aussagen 100 000 Tonnen mehr Verbrennungskapazität, alles andere wird irgendwie als Reserve bezeichnet und deswegen glauben wir, hätte es auch ein Wirbelschichtofen getan, aber so weit so gut. 

Zweites Argument der Stadt Wien ist, die Vorgängerin unserer jetzigen Umweltstadträtin, Frau Kossina, hat immer behauptet, die Müllmengen steigen. Wir haben uns ein bisschen angeschaut, wie die Müllmengen steigen. Sie steigen nämlich überhaupt nicht, auch wenn die jetzige Frau Stadträtin in den Medien sagt, es gibt einen Konjunkturaufschwung und in diesem Konjunkturaufschwung, da werden dann die Müllmengen steigen.

Was uns irgendwie besonders aufstößt an diesem Projekt, sind eigentlich die Kosten. In einer dringlichen Anfragebeantwortung hat uns die Vorgängerin, eben 
die Frau Stadträtin oder Ex-Stadträtin Kossina mitge-
teilt, dass die Anlage in Dürnrohr eine Kapazität von 300 000 Tonnen habe und die Errichtung 138 000 Milli-onen EUR koste. 

Die Anlage in Arnoldstein mit einer Kapazität von 90 000 Tonnen kostet 65 Millionen EUR und die Anlage in der Pfaffenau mit 250 000 Tonnen, die kostet 222 Milli-onen EUR plus 15 Prozent. Der Herr Kramhöller meinte, 235 Millionen EUR werde sie schon kosten, aber wenn man sich die 222 Millionen EUR plus die 15 Prozent sozusagen Zerquetschten dazurechnet, kommen wir auf eine Summe von 255 Millionen EUR. Das heißt, das Projekt ist von gesagten ursprünglich 175 Millionen EUR – das habe ich nicht erfunden, das ist aus einer Presseaussendung des Vorsitzenden des Umweltausschusses, Herrn Hufnagl, der sagt, die Projektkosten liegen bei 175 Millionen EUR. Das war, genau gesagt, am 24. Ok-tober 2003. Also vom 24. Oktober 2003, ja ziemlich genau ein Jahr später, haben wir 1°Milliar-de ATS Zuwachs an Kosten. Und genau weil das 1°Mil-liarde ATS an Zuwachs von Kosten ausmacht, werde ich heute hier einen Antrag auf Vertagung der Verhandlung stellen:

„Hiermit stelle ich den Antrag auf Vertagung dieses Geschäftsstückes.“ 

Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Klucsarits. Ich erteile es ihm. (GR Rudolf Klucsarits tritt an das Rednerpult. - GR Mag Rüdiger Maresch: Nun, Vertagung heißt § 3 der Geschäftsordnung!) 

Über die Vertagung wird nach Schlusswort des Berichterstatters abgestimmt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, das steht aber da!) Bitte, lesen Sie die Geschäftsordnung. (GR Mag Rüdiger Maresch auf ein Buch in seiner Hand zeigend: Ich habe sie da!) Nach Schlusswort des Berichterstatters wird der Antrag abgestimmt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Bitte, das ist falsch, lesen Sie die Geschäftsordnung!) Bitte lesen Sie den § 17 Abs 6 der Geschäftsordnung. (GR Christian Oxonitsch: Nun, klären wir eben. Das wird ja kein Problem sein, unterbrechen wir!) 

Bitte schön, Herr GR Klucsarits.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

(GR Christian Oxonitsch: Damit stelle ich den Antrag auf Unterbrechung der Sitzung! – Anhaltende Unruhe im Saal.)
Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Bitte, ich habe Herrn GR Klucsarits das Wort erteilt.

GR Rudolf Klucsarits (fortsetzend): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

(GRin Mag Maria Vassilakou: Zur Geschäftsordnung! – GR Christian Oxonitsch: Nun ja, lasst es klären! – GR Mag Rüdiger Maresch: Wir haben eine Vertagung verlangt!)
Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): § 17 Abs 6, für alle die, die das nicht gelesen haben: § 17 Abs 6: „Hat ein Mitglied die Absetzung der Tagesordnung beantragt, hat die Abstimmung nach der Wortmeldung der vorgemerkten Redner und nach Schlusswort des Berichterstatters zu erfolgen.“ (Weiterhin große Unruhe im Saal.)

GR Rudolf Klucsarits (fortsetzend): Herr Vorsitzender, Sie klären das und ich melde mich dann nachher.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Gut, dann muss ich die Sitzung bis zur Klärung unterbrechen. (GRin Mag Maria Vassilakou: Ja, bitte!) 

Wir nehmen uns vielleicht einmal 5 bis 10 Minuten vor. (Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: Warum brauchen wir 10 Minuten, Entschuldigung, § 22b, Vertagung der Verhandlung, Anträge auf Vertagung der Verhandlung über ein Geschäftsstück sind sofort, jedoch nach Anhörung des Berichterstatters, ohne Debatte zur Abstimmung zu bringen. Also, Sie können gleich weitermachen! - GR Mag Rüdiger Maresch: Seid Ihr nicht imstande, die Geschäftsordnung zu lesen? – GR Christian Oxonitsch in einer Ausgabe der Geschäftsordnung blätternd zu den GRÜNEN: Wo seht Ihr das!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (Die Verhandlung wieder aufnehmend): Meine Damen und Herren! 

Ich melde mich noch einmal zum Wort. Es gibt zwei, etwas widersprüchliche Möglichkeiten. Die erste ... (Große Unruhe im Sitzungssaal.) Vielleicht ist es möglich, dass man mir, dem Vorsitzenden, zuhört. Es gibt zwei Überlegungen. Die eine, die ich angestellt habe, war der § 17 Abs 6, der wäre bei Absetzung so gewesen, wie ich es vorgelesen habe. Ich habe mich jetzt noch einmal kurzgeschlossen, es ist hier der § 22b auf Vertagung der Verhandlung gemeint. Es ist das Problem gewesen, dass man es hier vom Vorsitz nicht so genau hört. Dieser § 22b bedeutet, Anträge auf Vertagung der Verhandlung über ein Geschäftsstück sind sofort, jedoch nach Anhören des Berichterstatters ohne Debatte zur Abstimmung zu bringen. Das war hier gemeint, also werden wir auch so verfahren. Wir sparen die restlichen 7 Minuten.

Die Frau Berichterstatterin hat das Wort. (GR Mag Rüdiger Maresch: Momentan ist ja die Sitzung unterbrochen!)

Die Sitzung ist aufgenommen und am Wort ist die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Sie wissen, dass dieser Akt ein sehr wichtiger ist. Es geht um die Vereinbarung über die Behandlung von Ab-fällen im Umweltzentrum Simmering. Sie kennen die Grundlagen, die Strategische Umweltprüfung, den Wiener Abfallwirtschaftsplan, Sie kennen die Projektbeschreibung, denn die Projektbeschreibung der Müllverbrennungsanlage Pfaffenau ist im Akt genau angeführt, Sie kennen auch die Projektbeschreibung Biogas Wien.

Ich möchte Ihnen auch in Erinnerung rufen den bisherigen Projektablauf: 25. April 2002 Genehmigung der Gründung der Wiener Kommunal-Umweltschutzprojekt-gesellschaft mbH, 12. Juni Gründung der Wiener Kommunal-Umweltschutzprojektgesellschaft mbH, 5. Mai Antrag der Wiener Kommunal-Umweltschutzprojektge-sellschaft mbH auf Erteilung einer abfallwirtschaftsrechtlichen Genehmigung zum Betrieb einer Biogasanlage. (GR Dr Herbert Madejski: Sie können schon aufhören, es sind schon alle da!) Also, da Sie sich genau so auskennen und auch die Kostenschätzung im Akt ganz genau angegeben wurde, ersuche ich um Zustimmung zur Vereinbarung über die Behandlung von Abfällen im 
Umweltzentrum Simmering zwischen der MA 48 und 
der Wiener Kommunal-Umweltschutzprojektgesellschaft mbH. Danke. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! 

Das ist wirklich hier oben vom Vorsitz das Problem, dass die einzelnen Wortmeldungen nicht exakt verstanden werden. Das ist jetzt kein taktisches Fintenspiel, es ist so. (Heiterkeit bei der FPÖ und den GRÜNEN.) 
Dieser Antrag jetzt auf Vertagung ohne Debatte ist zur Abstimmung zu bringen.

Wer für diesen Antrag ist, meine Damen und Herren, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist abgelehnt mit den Stimmen der Sozialdemokraten. 

Ich kann somit in der Tagesordnung fortfahren. (GRin Mag Maria Vassilakou: Zur Geschäftsordnung, ich glaube das einfach nicht!) 
Am Wort ist jetzt nach Reihung Herr GR Klucsarits. (GR Rudolf Hundstorfer: Sie hat sich zur Geschäftsordnung gemeldet!) Bitte, Frau Klubvorsitzende, zur Geschäftsordnung. (Anhaltende Unruhe im Saal.)

Die Frau Klubvorsitzende hat sich zur Geschäftsordnung gemeldet.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr GR Klucsarits. Glauben Sie mir, das hat nichts mit Ihnen und Ihrem Beitrag zu tun. 

Ich habe mich während der Debatte vorhin mehrfach laut und deutlich zur Geschäftsordnung gemeldet. Nach meiner ... (GR Godwin Schuster: Gerufen oder gemeldet!) Ich habe gerufen, ich habe mich sogar gemeldet, ich habe mich sogar vorgewagt bis ans Ohr des Vorsitzenden und habe auch dort laut und deutlich “Zur Geschäftsordnung“ gesagt. Nach meiner Auffassung ist so eine Wortmeldung auch vorzulassen. Ich wünsche bitte eine Sitzungsunterbrechung und eine kurze Präsidiale zur Klärung der Verhandlungsführung. (GR Christian Oxonitsch: Nachdem Kollege Maresch ein falsches Procedere vorschlägt, war das relativ einfach!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Gut, also 5°Minuten Unterbrechung für eine Präsidiale. Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung: 14.41 Uhr)

(Wiederaufnahme der Sitzung: 14.46 Uhr)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf. Ich möchte mitteilen, dass wir nach einem wirklich sehr amikalen Gespräch in der Präsidiale vereinbart haben, dass in Zukunft der zuständige Paragraph wenn möglich definitiv genannt wird, nämlich ob nach 17°Abs 6 oder nach 22b vorgegangen werden soll. Das ist das eine. 

Und das andere ist, dass ich mich bei der Frau Klubvorsitzenden auch entschuldigt habe. Ich wollte sie wirklich nicht ignorieren, sie weiß auch die persönlichen Details, warum es so gelaufen ist. Ich wollte sie in keiner Weise ignorieren, das ist überhaupt keine Frage. Ich habe sie einfach nicht gehört.

Ich darf jetzt in der Tagesordnung fortfahren und jetzt wirklich und endgültig Herrn GR Klucsarits das Wort erteilen. Bitte schön. 

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Zum Dritten.

Ich bin schon auf das Protokoll gespannt, wenn steht, dreimal hintereinander geredet. 

Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Frau Stadträtin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren!

Wie gesagt, zum dritten Mal. Aller guten Dinge sind drei, daher bin ich sicher, dass diese Rede überzeugen wird. Denn eines möchte ich gleich vorwegnehmen, was sonst immer uns von der Sozialistischen Fraktion trennt, ist ja nicht die Tatsache, dass wir gegen eine dritte Müllverbrennungsanlage wären, das sind wir überhaupt nicht, wir sind dafür und wir stehen dazu. Sondern, wo wir nicht dafür sind, das ist die Art und Weise, wie dieses für Wiens Umweltzukunft so bedeutende Projekt realisiert wird. Und die lässt sich ja ganz einfach bezeichnen, nämlich als eine fortlaufende Geschichte der Pannen. 

Die Panne Nummer eins, mit der diese Misere angefangen hat, war eine SUP, also eine Strategische Umweltprüfung der Wiener Abfallwirtschaft, die zunächst einmal recht vernünftige Ergebnisse erbracht hat. 

Das betraute Expertenteam - und ich bin überzeugt, es war ein Expertenteam - schlug ja in diesem Zusammenhang die Errichtung der dritten Müllverbrennungsanlage mit einer Jahresleistung von 450 000 Tonnen vor. Ferner wurde die Errichtung einer Biogasanlage und vor allem wurde auch eines vorgeschlagen, nämlich die Schließung der nicht mehr am letzten technischen Stand stehenden MVA am Flötzersteig. 

Aber anstatt dieses wirklich gute Ergebnis umzusetzen, begann nun ein interner Machtkampf in der SPÖ wegen des zu erwartenden Standortes. Und nachdem der Obmann einer sehr starken SPÖ-Gruppe dieses Standortbezirkes - und eines muss ich auch sagen, ein wirklich angesehener Politiker dieses Hauses - Einspruch erhoben hat, haben ja schon alle gewusst, wie dieser Machtkampf ausgehen wird. So mussten ja 
die Planungen auf Grund dieser Interventionen auf 250 000 Tonnen Jahreskapazität heruntergesetzt werden. Das wäre ja auch noch gegangen, da könnten wir auch noch mitgehen. Aber dass der Flötzersteig in Betrieb bleiben muss, das sehen wir nicht ein und da gehen wir nicht mit. (Beifall bei der ÖVP.)
Und damit haben Sie, meine Damen und Herren von der SPÖ, das erst so stolz in Wien erstmals eingeführte, erstmals durchgeführte SUP-Verfahren für alle Zeiten desavouiert. Und Ihre damalige Stadträtin ganz fest noch dazu, denn die - und das muss man ja immer wieder sagen - die war die Vorsitzende dieser Expertengruppe, die damals die Empfehlung abgegeben hat. Und eine ihrer ersten Arbeiten als Umweltstadträtin war, ihre eigene Expertenrunde zurückzunehmen. Und das zeugt natürlich nicht von einer guten Sache. 

Aber man sieht, wie weit bei Ihnen der politische Druck von einer starken SPÖ-Organisation sein kann, dass man eigene Entschlüsse als Experte dann als Politiker wieder zurücknimmt. Aber noch aus einem anderen Grund wird die Anfangspanne rund um die dritte MVA Folgen zeigen, denn wir sind da ein bisschen anderer Meinung. Wir glauben, der Müll steigt in Wien - und das lässt sich auch beweisen -, der Müll steigt ca um 2,4 Prozent im Jahr, sodass eine zusätzliche Müllmenge von etwa 200 000 Tonnen nämlich genau jene Menge ist, die in 6°Jahren erreicht sein wird und die die MVA Kleinlast, die jetzt geplant ist, in ihrem Betrieb aufnehmen wird. 

Die Schlussfolgerung ist daher klar. Im Jahre 2014, also erst 6°Jahre, nachdem die MVA in Simmering in Betrieb geht, werden wir wieder eine zusätzliche MVA brauchen, und die wird wiederum ca 200 Millionen EUR kosten. Ich bin kein Prophet, aber ich kann schon heute sagen, die wird wiederum in Simmering stehen, weil nach allen Kriterien das der idealste Standort ist. 

Denn auch die Entscheidung, die 3. MVA in der Pfaffenau zu errichten, ist ja auf Grund eines Expertenverbandes zustande gekommen. Und da sieht man schon, welche Standortexperten die frühgewarnten Simmeringer Sozialisten sind, die ja mit ihrem Mengenveto die Standortentscheidung eigentlich schon vorweggenommen haben. Aber, sehr viel Schuld hat auch die vorhergehende Umweltstadträtin, denn ihr ist es gelungen, mit einer Diskussion, die über ganz Wien gegangen ist, alle Bezirke zu verunsichern und alle Bezirke haben gesagt: „Nur nicht bei mir, überall woanders.“ 

Und wenn ich mir so das heutige Geschäftsstück anschaue und die jetzt, Sie entschuldigen, frischgebackene Umweltstadträtin, dann befürchte ich, wir stehen kurz vor so einem ähnlichen Ergebnis. Aber ich will den Entwicklungen nicht vorgreifen und hoffe für Sie kein Kossina-Schicksal. 

Ich möchte bei der Standortfrage auch daran erinnern, dass zunächst bei der gesamten Standortdiskussion diejenigen, die direkt betroffenen waren, überhaupt nicht gefragt waren, total übergangen wurden, und das sind die Simmeringer Gärtner, die in der Umgebung dieser MVA sind. Und erst auf unsere Initiative hinauf konnte zumindest ein wenig die ungerechte Situation gegenüber den Wiener Gärtnern bereinigt werden und die Gärtner haben dann doch noch ein bisschen Gehör bei der Frau Stadträtin gefunden. 

Und kommen wir nun eigentlich zum einzigen pannenfreien Abschnitt der gesamten Geschichte und zwar zum UVP-Verfahren, das erstaunlich friktionsfrei abgelaufen ist. Wir haben ja damals echte Hoffnungen geschöpft, dass nach der UVP und nach der Gründung der WKU - beiden haben wir ja zugestimmt - die Pannenserie bei der Errichtung der 3. MVA ein Ende hat und jetzt eigentlich an die Realisierung diesen wichtigen Projektes gegangen werden kann. 

Doch die Hoffnung war verfrüht, denn was eine richtige SPÖ Alleinregierung, Stadtregierung, ist, die macht auch weiter bei der UVP Fehler und Pannen. 

Und, meine Damen und Herren, Sie schaffen es mit dem vorliegenden Vertrag, die Pannenserie fortzusetzen. Und seit wir diesen Vertrag kennen, müssen wir uns leider wieder um das Projekt Sorge machen. Und zwar speisen sich unsere Befürchtungen aus zwei Quellen. Das eine ist die Kostenaufstellung, die dem Vertrag beiliegt, die in dieser Form nämlich einen Kosten-
plan darstellen sollte für ein Projekt, das 222 Million-
en EUR kostet, und wir sprechen hier immerhin von 
über 3 Milliarden österreichischen Schilling, ja 3 Milliar-den ATS. Sieht man einmal von den 13 Millionen EUR ab, die für die Biogasanlage aufgewendet werden müssten, scheint uns das nicht entsprechend ausführlich im Vertrag verankert zu sein. Und dazu kommt noch, dass die jetzt vorliegende Summe wesentlich, nämlich um 37 Millionen EUR - und das sind immerhin eine halbe Milliarde Schilling - über den ursprünglich genannten Projektkosten von 185 Millionen EUR liegt. Und 500 Milli-onen ATS sind sicher keine Kleinigkeit, über die man so hinweggehen kann. 

Und jetzt kommt von Ihrer Seite eine Vorgangsweise, die ich auch bedenklich finde. Es ist vielleicht ein Rechenfehler. Sie behaupten nämlich, die früher kolportierten 185 Millionen EUR waren immer ohne Planungskosten zu verstehen, aber das ist ja nicht einmal in sich selbst schlüssig, denn bei der Kostenaufstellung haben Sie bauliche Investitionen für eine Fernwärmeterrasse als Planungskosten ausgewiesen. Eine solche Rechenweise ist bei Großprojekten absolut unüblich. 

Umso mehr, als wir angesichts der bisherigen Abwicklung der jetzt 3. MVA annehmen müssen, dass es bei der Kostenhöhe leider nicht bei jenen 222 Millionen EUR bleiben wird, die derzeit von Ihnen genannt werden, sondern dass im Endeffekt 250 Millionen EUR, wenn nicht noch mehr, herauskommen werden. Und dabei haben wir ... (Zwischenruf aus der SPÖ-Fraktion.) Reden wir nachher darüber, ja. Ich halte auch die Wette wie Kollege Neuhuber auf ein Essen. 

Und dabei haben wir die Betriebskostenseite noch nicht angesprochen und hier glaube ich, sind wir ja bei der nächsten Panne. Der nun zur Beschlussfassung vorliegende Vertrag weist unserer Meinung nach eine ähnliche Qualität auf wie die vorliegende Kostenaufstellung. Denn lassen sie mich kurz einmal die Kritikpunkte zum vorliegenden Vertrag aufzählen: Entgegen allen Beteuerungen, eine Biogasanlage zeitgleich mit der MVA zu errichten, gibt es in diesem Vertrag keine Terminisierungsfestlegung hierfür. Wegen des Verschweigens des Biogasprojektes kritisieren wir in diesem Vertrag noch zwei weitere Fehler. Es wird festgelegt, dass die Energieerzeugung der 3. MVA nur an die städtischen Energieversorger abgegeben werden kann. Meine Damen und Herren, das ist Energiepolitik SPÖ-alt. 

Sie haben anscheinend die Liberalisierung des Strommarktes verschlafen und ich glaube nicht, dass dieser Passus EU-konform ist, ich kann mir das nicht vorstellen. 

Und hier fehlt mir ein bisschen ein Aufseher von den GRÜNEN. Im Vertragsteil die Obliegenheiten betreffend steht ja alles Mögliche, aber eines steht nicht drinnen, dass diese Anlage umweltgerecht sein muss. Das fehlt mir. Wir übernehmen aber gerne diese Aufgabe, mit aller gebotenen Dringlichkeit darauf hinzuweisen, dass im Vertrag, auch wenn es natürlich eine Selbstverständlichkeit sein sollte, die Obliegenheit zur Einhaltung der Umweltstandards ausdrücklich erwähnt wird. Das fordern wir ganz einfach. 

Und eine der Hauptpannen des Vertrages rankt sich um die Tarifgestaltung, die ganz einfach auf einen späteren Zeitpunkt hinausgeschoben wird. Und uns fällt in diesem Zusammenhang im Finanzplan eine Post auf, in der von 14,5 Millionen EUR Planungskosten die Rede ist für eine Fernwärmeleitung zur MVA und der Fernwärmeleitung Steinsporn. Eine etwaige Kostenteilung mit der Fernwärme Wien wird noch besprochen, heißt es dazu im Vertrag. Und diese Ergänzung spiegelt wirklich die Qualität dieses Vertrages wider und sie führt uns zu den nächsten entscheidenden Kritikpunkten an dem vorliegenden Vertrag. 

Die Fernwärme Wien wird ja der Betreiber, so liest man ein bisschen verschämt an einer Stelle aus dem Vertrag heraus und das ergibt so ein bisschen ein komisches Dreieck zwischen WKU, MA 48 und Fernwärme Wien, das hoffentlich nicht zu einem finanziellen Bermudadreieck wird. Das hoffe ich ganz fest. 

Aber auf jeden Fall stört uns die Tatsache, dass nicht wirklich geklärt wird, ob die Fernwärme als dreifacher Hauptnutzer des Vertrages hervorgeht, wie es derzeit den Anschein hat, denn Nutzen Nummer eins wäre nämlich, ca 30 Millionen EUR pro Jahr aus der angelieferten Müllmenge zu lukrieren, und das wäre durchaus eine realistische Kalkulation, zumindest kennen wir aufgrund dieses Vertrages keine andere. Und jetzt kommen noch durch den Verkauf der aus dem Hausmüll gewonnen Wärme 14 Millionen EUR dazu, also insgesamt wären das theoretische Einnahmen von 44 Millionen EUR.

Auch wenn wir die genaue Kalkulation der WKU nicht kennen, wundern wir uns angesichts dieser Summe schon darüber, dass nicht mit der Fernwärme diskutiert wird, ob sie ihre Rohrtrasse wenigstens teilweise selbst bezahlt. Es geht schlussendlich um die Müllentsorgung dieser Stadt und nicht um eine Subventionierung der Fernwärme Wien. 

Wir wollen daher einen klaren, auch den Tarif klärenden Abnahmevertrag, und wir wollen kein Zahlungswirrwarr mit Doppelkassierereien, wie sie in der Abfallwirtschaft in Wien leider sehr oft vorkommen. Ich darf nur daran erinnern, dass die MA 48 mittlerweile ihre Einnahmen nicht nur aus den Müllgebühren der Haushalte lukriert, sondern zu einem wachsenden Teil auch aus 
der getrennten Müllsammlung. Insgesamt 44,16 Milliar-den EUR kommen so in die Kassen der MA 48. Man sieht daher, die Wiener Abfallwirtschaft wird immer mehr zum großen Geschäft für das Wiener Budget. Ich meine nun einmal, kalkulatorische Gewinne sind durchaus akzeptabel, aber es muss auch entsprechende Rahmenbedingungen hiefür geben. Damit diese endlich einmal geschaffen werden, muss auch einer der wichtigsten Verträge der Abfallwirtschaft in der Stadt Wien, nämlich der vorliegende Vertrag, in einer entsprechenden Form abgefasst sein.

Meine Damen und Herren! Die aufgezählte Pannenserie der letzten Zeit im Zusammenhang mit der Errichtung der dritten Müllverbrennungsanlage liegt eindeutig in der Verantwortung Ihrer sozialistischen Stadtregierung, die es in den letzten Jahren nicht geschafft hat, mit den wesentlichen Umweltproblemen - und dazu gehört auch die Müllentsorgung - fertig zu werden, weil ihr die Konzeptivität und Nachhaltigkeit in der Umweltpolitik ganz einfach abhanden gekommen ist.

Frau StRin Sima! Ihnen hat man aufgrund des Ihnen vorauseilenden guten Rufs durchaus zugetraut, einen Kurswechsel zu ermöglichen. Doch angesichts dieses Geschäftsstückes verflüchtigt sich diese Hoffnung wieder ein Stückchen mehr. Um aber die Hoffnung nicht ganz aufgeben zu müssen - und ich bitte Sie, dies als Aufforderung anzusehen, die Sache endlich in die Hand zu nehmen -, stimmen wir bei allem Bekenntnis zur dritten Müllverbrennungsanlage gegen diesen Vertrag. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Blind. Ich erteile es ihm.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich melde mich laut § 19 Abs 1 und Abs 2 zu Wort; ich sage das entsprechend dem Wunsch unseres Vorsitzenden. Es geht um die Müllverbrennungsanlage Pfaffenau-Simmering. Die hat man ja deswegen nicht nur Simmering genannt, damit die Leute den Gemüsegarten Simmering ein bisschen positiv sehen, und Pfaffenau, das ist - pfui, pfui! - ebendiese Müllverbrennungsanlage.

Jetzt kommt dieses Aktenstück in den Wiener Gemeinderat. Ich sage dazu immer, es ist eine geheime Kommandosache. Um satte 180 Millionen EUR - das sollen die Baukosten sein - soll die WKU, die Wiener Kommunal-Umweltschutzprojektgesellschaft mit beschränkter Haftung, die vierte Wiener Müllverbrennungsanlage in Wien errichten und sodann betreiben. Dies soll ein Vertrag, den wir heute abstimmen sollen, zwischen WKU und MA 48 regeln. Das ist die vierte Müllverbrennungsanlage, und wenn jemand behaupten möchte, dass es die dritte ist, werde ich ihm gerne sagen, wo die dritte heute schon steht.

Diese WKU ist eine Hülse. Ich bezeichne es deswegen als eine leere Hülse, weil dieser so genannten privaten Gesellschaft - Frau StRin Kossina hat immer gesagt, dass dies eine private Gesellschaft ist - jegliche Voraussetzung fehlt. Sie ist daher nur gebaut, um eine effektive Kontrolle seitens des Wiener Gemeinderates zu verhindern. 

Die WKU wurde als Umweltschutzprojektgesellschaft am 25. April 2002 gegründet. Uns Freiheitlichen hält man heute vor, dass wir da zugestimmt hätten. Warum hätten wir denn einer Umweltschutzgesellschaft nicht zustimmen sollen? Es steht auf Seite 2 der Grundlagen drin - und darum haben wir ja zugestimmt: „Mit Beschluss des Gemeinderatsausschusses für Umwelt wurde die WKU mit dem Unternehmensgegenstand der Planung, Projektierung und Errichtung von Anlagen zum Zweck des Umweltschutzes in Form der Behandlung und Verwertung von Abfällen jeder Art gegründet." So weit, so umständlich formuliert - aber bitte, wo steht da drin, dass hier eine Müllverbrennungsanlage, und die wieder haargenau in Simmering, gemacht werden soll? Wir haben wirklich dem Umweltschutzprojekt zugestimmt, keinesfalls aber dieser Müllverbrennungsanlage, die zu teuer, am falschen Ort und unnötig ist! Uns das heute vorzuhalten, ist also pure Polemik.

Auf alle Fragen bezüglich einer Umweltverträglichkeitsprüfung, die die WKU eingereicht hatte - mein Gott, eine private Gesellschaft, wie Frau StRin Kossina sagt! -, haben wir aber nachgefragt: Bitte, was ist denn mit der WKU? Es gibt ja in Floridsdorf auch ein Projekt, und die WKU reicht ein Projekt ein. Da hat uns Frau StRin Kossina gesagt, dass niemand einer privaten Gesellschaft verbieten kann, ein UVP-Projekt einzureichen. 

Aber bitte, so privat ist diese WKU auch wieder nicht! Der Eigentümer ist die MA 48, Wien°Kanal und EBS, und ich hätte mir von Frau StRin Kossina erwartet, dass sie als Eigentümervertreterin uns zumindest im Umweltausschuss fachliche Informationen gibt. Aber sie hat ja auch in Bezug auf den Wirbelschichtofen 4, als wir eine schriftliche Anfrage nur über die Tonnage gestellt haben - was kann man dort verbrennen? -, uns zurückgeschrieben: Das geht uns im Umweltausschuss nichts an, da sollen wir doch den Finanzstadtrat fragen. Sie war da also schon ein bisschen spröde, und das als Eigentümervertreterin. Das empfinden wir als sehr undemokratisch.

Kossina - und das liest man jetzt aus dem Antrag - hat dem Ausschuss auch verschwiegen, dass sie der WKU den Auftrag erteilt hat, diese Umweltverträglichkeitsprüfung zu initiieren, und dass sie die WKU, also eine private Gesellschaft, damit beauftragt hat, eine dritte - wie sie sagt, ich sage: eine vierte - Müllverbrennungsanlage zu planen. Es gibt bis heute, und das ist schon sehr verwunderlich, keine Diskussion im Gemeinderat darüber, ob wir in Wien überhaupt so ein Ding brauchen. Es gibt keine bindende Erklärung durch den Gemeinderat, dass wir eine Müllverbrennungsanlage oder auch eine Müllbehandlungsanlage brauchen. Wir haben so etwas im Gemeinderat auch nicht beschlossen, sondern die Sozialdemokratie hat sich einer privaten Gesellschaft bedient, dort ist alles gemauschelt und gemacht worden. Wir haben, wenn wir nachgefragt haben, nichts gehört, und so wurde diese vierte Müllverbrennungsanlage durch einen privaten Betreiber ins Leben gerufen. 

Es wird das Märchenbuch SUP als Begründung nicht herhalten können. Denn in diesem Märchenbuch SUP steht drin: Der Flötzersteig wird geschlossen, wir werden eine Abfallvermeidung machen. Das ist natürlich alles nicht wahr. Der Flötzersteig wird nicht geschlossen, und wenn wir in Wien wirklich Abfallvermeidung machen, dann gibt es keinen Brennstoff für die vierte Müllverbrennungsanlage.

Ich behaupte, die Abfallvermeidung in Wien ist gestorben und alle Beteuerungen von Seiten der alten und der neuen Umweltstadträtin sind einfach unwahr. 
Derzeit hat Wien folgende Müllverbrennungskapazitä-
ten: 200 000 Jahrestonnen Flötzersteig, 240 000 bis 270 000 Jahrestonnen Spittelau und 70 000 Jahrestonnen im WSO 4. Das heißt, wir haben drei Müllverbrennungsanlagen in Wien, und wir haben eine Kapazität von 510 000 bis 540 000 Jahrestonnen, die wir verbrennen können. Wenn dann noch eine Müllvermeidung in Wien stattfindet, dann steht für den Müllofen in Simmering nichts mehr an Brennstoff zur Verfügung. 

Immer wieder behauptet die alte Stadträtin - und die neue plaudert es gerne nach; vielleicht macht sie es auch absichtlich, das wäre aber sehr bedenklich -, dass das Gesamtmüllaufkommen angeblich steigt. Ich habe hier das Statistische Handbuch der Stadt Wien, und nur das ist für mich die Wahrheit, die Presseaussendungen zählen da wirklich nichts: Das Gesamtmüllaufkommen 2001 war 568 000 Tonnen, 2002  561 000 Tonnen, 2003  554 000 Tonnen.

Liebe Frau Stadträtin! Kommen Sie heraus, lesen wir dann vielleicht gemeinsam Ihr Werk von der MA 66, die Statistik Wien in Zahlen, und erklären Sie mir, wer von uns beiden nicht lesen kann oder warum Sie bewusst in der Öffentlichkeit weiterhin die Unwahrheit verbreiten. Sie können auch in dieses statistische Werk hineinschauen: 1993 waren es 569 000 Tonnen, heute sind es 554 000 Tonnen. Die Müllmengen in Wien sinken, wir brauchen keinen weiteren Müllofen, und schon gar nicht in Simmering. Wenn Sie irgendwelche Erklärungen haben, wenn Sie Zahlen neben diesem Statistischen Handbuch der Stadt Wien haben, dann zeigen Sie mir Ihre Wahrheiten! Ich glaube nur das, was die MA 66 hier schwarz auf weiß druckt. Bitte hören Sie endlich auf, Nebelgranaten zu schießen, um diesen Müllofen in Simmering zu argumentieren. 

Die WKU ist, wie gesagt, eine Scheingesellschaft. Die Kapazitäten, die hineinkommen, bestimmt die MA 48, die Kapazitäten, die herauskommen - Flugasche, Schlacke, die Energien -, alles bestimmt die MA 48. Wofür brauchen wir diese WKU? Nicht einmal den Betrieb schafft sie, der wird ja der Fernwärme Wien übergeben. Ich könnte Ihnen das jetzt im Detail vorlesen, aber das ist nicht notwendig. Den Akt werden Sie genauest studiert haben und werden trotzdem die Unwahrheit verbreiten. 

Es sind auch Fremdlieferungen zu erwarten, das heißt, es ist Mülltransport zu erwarten. Da steht hier - damit wir ein bisschen an Details haben: „die auf das Entgelt entfallende Umsatzsteuer sowie der Altlastenbeitrag für das Verbrennen von Abfällen" - und jetzt kommt es, das steht im Akt drin -, „soweit von der MA 48 angeliefert". Das ist ja klar: Was nicht von der MA 48 angeliefert wird, wird die MA 48 nicht zahlen; aber da gibt es eben Fremdlieferungen, die sind nicht ausgeschlossen. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima schüttelt den Kopf.)

Na, dann können Sie eben keine Verträge lesen, oder Sie wollen sie nicht lesen. Ich weiß schon, Sie können ja nicht einmal das Statistische Handbuch lesen: Was mehr oder weniger ist, was steigend oder fallend ist. Wer das nicht kann, soll sich doch auch in Vertragswerken lieber auf die Opposition verlassen, das ist sicher hilfreicher. 

In vielen Presseaussendungen beklagt Bgm Häupl, dass Wien vom Bund zu wenig aus dem Finanzausgleich erhält. Immer hören wir von Häupl: Der böse Bund, es ist schrecklich mit dem Bund, immer ist der Bund schuld! Wieso lässt dann der Herr Bürgermeister zu, dass ein Projekt in der Größe - jetzt können wir streiten: Sind es 180 Millionen, sind es 222 Millionen EUR? -, wieso lässt dann dieser Bürgermeister zu, wenn Wien so sparen muss und der Bund uns so fürchterlich aushungert, dass ein Projekt in dieser Größe ohne EU-weite Ausschreibung vergeben wird? Bitte sagen Sie den Wienern: Ist Ihnen das wirklich nicht EU-weit eine Ausschreibung wert? Das kann doch durch eine EU-weite Ausschreibung nicht teurer werden! Das kann mir niemand einreden, dass es der Sinn und Zweck der EU ist, wenn wir gesamteuropäisch ausschreiben, dass dann so ein Werk plötzlich teurer wird. Das heißt, Wien muss offensichtlich im Geld schwimmen, dass wir uns diese Ausschreibung ersparen können! Wenn das Projekt technisch wie auch wirtschaftlich erstklassig wäre, dann brauchte Wien sich vor so einer Ausschreibung nicht zu fürchten und brauchte sich auch sonst nicht vor so einer Ausschreibung zu drücken. 

Eines ist heute schon klar: Wien braucht mehr Mist, sonst ist diese Anlage total sinnlos. Ich habe Ihnen gesagt, wir haben drei Müllverbrennungsanlagen, Sie bauen jetzt die vierte. Wir haben keinen Gemeinderatsbeschluss, das war eine geheime Kommandosache, wobei man mit einer privaten Gesellschaft die Opposition niedergedrückt hat und uns nichts erklärt hat. Wenn wir nachgefragt haben - und die gesamte Opposition wollte im Umweltausschuss nachfragen -, war die Frau Stadträtin nicht bereit, uns eine anständige, ehrliche Antwort zu geben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich sage Ihnen, man kann über den Inhalt dieses Aktenstückes geteilter Meinung sein, nicht aber über diese Vorgangsweise, einfach alles - und das wird jetzt System - in private Gesellschaften zu verpacken, obwohl in Wirklichkeit über Wien°Kanal, EBS und MA 48 natürlich die Stadt Wien - und das ist eine Tatsache, die ist identisch mit der SPÖ -, obwohl also die Stadt Wien und die SPÖ das Sagen hat. Ich empfinde dies als demokratiepolitische Sauerei, nämlich die Methode, die jetzt in dieser Stadt immer mehr Platz greift: Die Methode, so genannte private Gesellschaften zu gründen, diesen durch amtsführende Stadträte ohne Information im Ausschuss Aufträge zu erteilen und die Opposition - und zwar die gesamte Opposition - blöd sterben zu lassen. Es ist dies vielleicht gut für kurzfristige Erfolge für Sie, aber schlecht fürs politische Klima. 

Ich sage Ihnen: Treten Sie die demokratischen Spielregeln nicht so mit Füßen! Und ich sage Ihnen, so einen Antrag müssen wir ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nächster Redner: Herr GR Hufnagl. - Bitte.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren des Wiener Gemeinderates!

Der Bogen der hier von der Opposition dargebotenen Meinungen und Einschätzungen ist schlicht und einfach so breit, dass er auch von der gutwilligsten Regierungspartei nicht unter einen Hut gebracht werden könnte. Auf der einen Seite steht da die neuerliche Verzögerungs- und Verhinderungstaktik der GRÜNEN mit einem Antrag auf Vertagung des Geschäftsstückes: In Wirklichkeit brauchen wir keine Müllverbrennungsanlage. Die ÖVP wiederum reklamiert die Großanlage, die in der SUP als Denkansatz, als Empfehlung drinsteht. Ich werde auf diese beiden Extrempositionen in meinen Ausführungen noch en détail eingehen können.

Lassen Sie mich, um hier die Verwirrtheit der oppositionellen Debattenbeiträge ein bisschen zu entflechten, einmal ein wenig in die Genesis der Wiener Abfallwirtschaft hineinblicken. Ich glaube, dass dieser bedeutende, heute zu beschließende Vertrag zwischen der MA 48 und der Wiener Kommunal-Umweltschutzprojektgesell-schaft es in der Tat rechtfertigt, sich ein bisschen mit der Zeitleiste der Müllsammlung und Müllentsorgung in Wien zu befassen. 

Die wichtigsten Meilensteine sind dabei relativ rasch aufgezählt. 1839 - und bis dahin hatte die Kommune den Bürger mit seinen Entsorgungsproblemen allein gelassen - wurde der Mülltransport erstmalig mit städtischen Kehrichtwagen vollzogen. 1923 gab es erstmals die Staubfreiheit der Müllentsorgung in Wien, indem das aus Köln stammende Colonia-System statt der bis dahin offenen Pferdewägen eingesetzt wurde. 1934 war ein Jahr nicht nur mit bedeutungsschwerem politischen Inhalt, sondern auch ein Jahr, in dem die Müllentsorgung per Landesgesetz kostenpflichtig gemacht wurde. 

1963 wiederum erfolgte die Inbetriebnahme des Müllfernheizwerks am Flötzersteig. Man kann sagen, dass der Urgroßvater dieses Projekts bereits ein Jahrhundert vorher in England das Licht der Welt erblickt hatte. In Leeds beispielsweise wurde bereits 1875 die Müllentsorgung mittels Verbrennungsprozessen vorgenommen. 1971 kam es zur Errichtung des Müllfernheizkraftwerks Spittelau, das bekanntlich 1987 infolge eines Vollbrands zwei Jahre außer Betrieb genommen werden musste. 

Im Jahr 1976 war ein weiterer Schritt in Richtung eines modernen Bewusstseins beim Umgang mit Abfällen die erstmalige getrennte Altpapier- und Altglassammlung in Wien. Diese hat 1990 ihre Vervollkommnung gefunden, indem flächendeckend in Wien für 6°Abfallfrak-tionen - nämlich Altpapier, zwei Glasfraktionen, des Weiteren Kunststoffe, Metalle und die Biotonne - auf dem gesamten Wiener Stadtgebiet die Vollversorgung eingerichtet wurde. Das Kompostwerk Lobau erblickte 1990 das Licht der Welt. 1998 startete der Ökobusinessplan, wobei bis heute immerhin 423 Betriebe unter anderem im Abfallmanagement beraten werden. Ein besonderer Schwerpunkt wird bei diesem Ökobusinessplan auf die Reduktion des Gewerbe- und Industriemülls gelegt.

Schlussendlich gibt es seit 2001 den auch in den Reden der Oppositionsparteien von sehr problem- und sachorientiert bis hin zu "Können wir überhaupt nicht brauchen, weil es ein Märchenbuch ist!" beschriebenen strategischen Abfallwirtschaftsplan, die Strategische Umweltprüfung Wiener Abfallwirtschaft, die eigentlich, nachdem sie von einer großen Anzahl von internen und externen Experten - auch unter bewusster Einbeziehung der NGOs - vorgenommen wurde, ein Leitfaden, ein Leitpapier ist, an dem sich seitdem jede moderne Abfallwirtschaftspolitik der Bundeshauptstadt konsequent orientiert. Ich möchte betonen, diese Strategische Umweltprüfung Wiener Abfallwirtschaft als breiter demokratischer Prozess hat in einem einzigen Punkt die Einhelligkeit nicht erreicht, und das war die Stimmenthaltung des Ökobüros in der Frage der thermischen Restmüllverwertung. Im Übrigen wurden sämtliche Kapitel einvernehmlich in Schlussfolgerungen und in klaren Forderungen zu Ende gebracht. 

Was waren nun diese einhelligen Ergebnisse bei der SUP? - Erstens steht es, glaube ich, über alle Fraktionen hinweg außer Streit, dass die Vermeidung nach wie vor die Causa prima ist und höchste Priorität hat. Es ist dies ein permanenter Prozess, der sowohl von kritischen und mündigen Konsumenten als auch in erster Linie immer wieder von der herstellenden und vertreibenden Wirtschaft wahrzunehmen ist. Dass die Stadt Wien neben dem schon erwähnten Ökobusinessplan seit damals, also seit 2001, in alten Schillingbeträgen 70 Millionen und seitdem 5 Millionen jährlich für Vermeidungsprojekte, in fairen Wettbewerben ausgelobt, ausgibt, dass die Stadt Wien das Reparaturnetzwerk Wien für Kleingeräte unterstützt, dass das Reparatur- und Servicecenter als nachhaltige Nutzung für Großgeräte und deren Verlängerung der Lebenserwartung dient - übrigens ein ökosoziales Projekt, wodurch Langzeitarbeitslose wieder erfolgreich in den Arbeitsmarkt integriert werden können -, dass die jüngsten Bürger unserer Stadt von der Stadt Wien mit Mehrwegwindeln versorgt werden, dass Geschirrmobile verborgt werden, dass abfallarme Veranstaltungen sowohl von der Stadt Wien und ihren Betrieben selbst organisiert als auch private Bürger in dem Zusammenhang beraten werden, dass zahlreiche Internet-Projekte wie die Altwarenbörse, der Wiener Reparatur-, Verleih- und Gebrauchtwarenführer sowie eine Recyclingbörse für Altbaustoffe offeriert werden, dass das Umweltmanagement für sämtliche Amtshäuser der Stadt Wien, sprich Projekt PUMA, installiert wurde und dass schlussendlich der Ökokauf als vorbildliche Abfallvermeidung im eigenen Haus, im Magistrat und allen stadtnahen Betrieben umgesetzt wird, soll hier nicht verschwiegen und unerwähnt sein. 

Meine Damen und Herren! Sie sehen also, diese stereotypen, stegreif-rhetorischen Haltungen der GRÜNEN und der Blauen - Vermeidung, Vermeidung, Vermeidung! - werden in Wahrheit von den in der Stadt gelebten Fakten widerlegt. So einfach, meine Damen und Herren von Blau und Grün, lässt sich Abfallproblematik in einer wachsenden Millionenstadt allein sicher nicht lösen! (Beifall bei der SPÖ.)
Der zweiten SUP-Forderung, nämlich der Wiederverwertung vulgo neudeutsch Recycling, wird durch eine Reihe von Maßnahmen, die ich soeben beispielhaft erwähnen durfte, aber vor allem durch die wirklich engagierte Form der Müllvermeidung und des Mülltrennens der Wiener Bevölkerung in bestmöglicher Form entsprochen. Eine der ersten lobenswerten Initiativen unserer neuen Umweltstadträtin war, dass sie drei dieser Entsorgungsschienen verbessert hat. Beim Plastik gibt es eine Verbesserung in der Form, dass Hohlkörper aller Art künftig zentriert gesammelt werden sollen statt undifferenziert Plastikstoffe aller Art, das Altglas wird in lärmarmen Containern gesammelt, und schlussendlich bekommt jeder Kleingärtner und jede Gartenanlage künftighin auf ihrer Parzelle eine eigene Biotonne. Hier sind also wirklich neue Akzente der Verbesserung und der Qualitätssteigerung in kürzester Zeit implementiert worden.

Zwei weitere SUP-Fixpunkte, nämlich das Biomassekraftwerk zur Verwertung von Abfällen aus der Holzindustrie und der Forstwirtschaft sowie eine Vergärungsanlage für feucht-biogene Abfälle, decken sich mit wesentlichen Forderungen aus dem Klimaschutzprogramm und haben nunmehr konkreten Projektcharakter bekommen. Die Verwirklichung des Biomassekraftwerks entspringt einer symbiotischen Zusammenarbeit zwischen WIEN ENERGIE und WIENSTROM im Besonderen, aber auch einem Goodwill der Österreichischen Bundesforste, die hier bereit waren, eine vernünftige Partnerschaft zum beiderseitigen Vorteil zu gründen - in Zeiten von zahlreichen vom Bund gegen Wien gerichteten Maßnahmen beileibe kein selbstverständliches Unterfangen! Auch aus ökologischer Sicht stehe ich hier nicht an zu sagen, dass die Verhandler der Stadt Wien, die das zu einem erfolgreichen Ende gebracht haben, nämlich VBgm Dr Sepp Rieder und die Manager von WIEN ENERGIE, tatsächlich, wie ich doch hoffe, den fraktionsübergreifenden Dank des Wiener Gemeinderates für dieses sensationelle, herzeigbare Biomassekraftwerk verdienen. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Biogasanlage wiederum, eines der durchaus vernünftigen rot-grünen Projekte, steht hier und heute mit dem zur Abstimmung anstehenden Vertrag auf der Agenda. Es wird dies vor allem für die GRÜNEN und für die Freiheitlichen ein Prüfstein sein, inwieweit sie es mit dem Klimaschutzprogramm en détail ernst nehmen und wie weit ihnen die Umsetzung dieser Strategischen Umweltprüfung Wiener Abfallwirtschaft tatsächlich auch ein Anliegen ist, das nicht nur da oder dort, wenn man vor grün-bewegten Menschen ein Referat halten muss, in Sonntagsreden seinen Niederschlag findet. Die laufende Evaluierung der Gesamtentwicklung der Wiener Abfallwirtschaft - auch eine berechtigte Forderung aus der SUP - funktioniert grosso modo klaglos und wird von der MA 22 in sachkundiger Form vorgenommen.

Übrig bleibt als letzter offener Punkt aus dem Beschlusskatalog der SUP Abfallwirtschaft die thermische Restmüllverwertung. Meine Damen und Herren! Geschätzter Kollege Blind! Alle Prognoseszenarien, sowohl jene, die als Grundlage für die Schlussfolgerungen der SUP dienten, bis hin zu einer taufrischen Booz-Allen-Hamilton-Studie, präsentiert bei einer Veranstaltung "Wiener Expertenforum 2004", 22. September 2004, am Standort der Fernwärme Wien - ich hatte die Ehre, dort mit Herrn Blind im selben Saal verweilen zu dürfen -, signalisieren uns, dass es weiterhin eine moderate Steigerung der Wiener Bevölkerung geben wird. Denken wir an die Ergebnisse der letzten Volkszählung: Plus 3 Prozent Bevölkerungszuwachs in Wien in einem Dezennium, Tendenz weiterhin leicht ansteigend, des Weiteren simple Dinge wie ein Anwachsen der Single-Haushalte. Allen rezessiven Tendenzen momentan zum Trotz kann man mittelfristig davon ausgehen, dass nach wie vor ein Steigen des Güterverbrauchs in Wien stattfinden wird. 

Wir tragen alles dazu bei, dass der Lebensstandard der Menschen nicht eingefroren wird und allen bundespolitischen Torpedos zum Trotz die Menschen weiterhin Perspektiven für eine bessere Zukunft haben. Das bedeutet, ob wir es wollen oder nicht - ob wir predigen: Vermeiden, Recyclieren, so viel wir wollen; und es geschieht verdammt viel auf dem Gebiet -, es wird weiterhin ein leichtes, kontinuierliches Anwachsen der Restmüllmengen geben. Glauben Sie mir, das kann von einer seriösen Stadtverwaltung nicht leichtfertig mit einer Absetzung eines Tagesordnungspunktes oder mit einem Verweis auf ein statistisches Handbuch abgeschmettert werden. Ich gebe gerne zu, die Wiener Stadtregierung hat unter Federführung von Bgm Häupl in diesem einen Punkt die Empfehlungen des SUP-Teams korrigiert - nicht ignoriert, sondern modifiziert -, indem wir ge-
sagt haben: Wir bauen keine große Anlage mit 450 000 Jahrestonnen Restmüllbewältigung, sondern wir errichten eine kleinere Anlage mit 250 000 Tonnen und werden den Flötzersteig in Betrieb lassen. 

Ich möchte - und das auch an die Adresse des Kollegen Klucsarits - sehr gerne begründen, warum es dazu gekommen ist. Erstens wurde der Flötzersteig in den 
90-er Jahren mit einem Investitionsvolumen von 750 000 ATS nicht nur von der Bausubstanz, vom Kessel und von den Brenneinrichtungen her, sondern vor allem hinsichtlich der Filtertechnologie auf einen bestmöglichen Stand gebracht. Zweitens hat der Flötzersteig in den westlichen Bezirken Wiens nicht nur von der Produktion her, sondern auch bei der Verteilung eine enorm wichtige Steuerungsfunktion in der Fernwärmeversorgung der Bezirke 14 bis 19. Last not least, meine Damen und Herren, würde ein Schließen des Flötzersteigs, noch dazu kurzfristiger Art, nicht nur die Vernichtung von Anlagevermögen bedeuten, was wiederum allen Steuerzahlern auf den Kopf fallen würde, sondern es wäre schlicht und einfach eine Gefährdung der leitungsgebundenen, vernünftigen und ökologisch wertvollen Energieversorgung mit Fernwärme. Das ist eine Vabanquepolitik, die vielleicht eine Oppositionspartei aus einer tagespolitischen Leichtfertigkeit heraus verlangen kann, die aber nicht die langfristige Sicherung der Energieversorgung der Bundeshauptstadt herstellt. Die SPÖ ist für eine Vabanquepolitik Marke Klucsarits von heute nicht zu haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Noch einen Vorteil haben drei Hausmüllverbrennungsanlagen. Erstens ist die Entsorgung im Fall von Revisionen, Reparaturen oder unvorhergesehenen Betriebsunterbrechungen bei drei Standorten wesentlich besser gesichert als bei zwei. Die Logistik wird ertüchtigt, indem die rund 300 Müllsammelfahrzeuge Wiens nicht sehr viele Leerkilometer zurücklegen, sondern dort eine wesentlich bessere Wegstatistik erzielt werden kann. Schlussendlich - ich habe es schon erwähnt - ist damit auch die leitungsgebundene und daher umwelt- und klimafreundliche Ausstattung der Wiener Haushalte mit Fernwärme und mit Warmwasser in qualifiziertester Form gegeben.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich last not least noch ganz kurz zur Genesis des jetzigen Antrags kommen. Der Beschluss des Gemeinderatsausschusses für Umwelt am 25.4.2002 zur Gründung der WKU ist von Kollegen Blind bereits sachrichtig dargestellt worden. Ebenfalls 2002 erfolgte die Standortfindung für die neue MVA von einer hochkarätigen Expertengruppe unter Federführung des Herrn Univ Prof Dipl Ing Dr Alfred Schmidt von der Technischen Universität Wien. Der Endbericht der vertieften Standortprüfung - hier waren dann noch drei Abwägungen vorzunehmen - erfolgte am 28. August 2002, und bereits im September 2002 wurde - allen derzeitigen Unkenntnissen der FPÖ im Allgemeinen und des Kollegen Blind im Besonderen zum Trotz - die Simmeringer Bezirksvertretung informiert. In einer großen Bürgerversammlung, in der ebenfalls wir beide sogar hintereinander gesessen sind, sind Hunderte Simmeringer Bürger, Bezirkspolitiker und Landespolitiker von der WKU tatsachengerecht informiert worden. Schließlich hat der Gemeinderat - und das ist wohl hier dieses Gremium, dem wir beide seit geraumer Zeit angehören - am 23.5.2003 den Flächenwidmungsplan für dieses Simmeringer Gebiet zwischen Alberner Hafenzufahrtsstraße und Simmeringer Lände neu beschlossen. Das Grundstück, auf dem sich die MVA Pfaffenau und die Biogasanlage befinden werden, trägt den eindeutigen und unmissverständlichen Titel "Sondergebiet Abfallbehandlung". 

Von alldem will die FPÖ nichts mitbekommen haben, kennt keine diesbezüglichen Beschlüsse und fühlt sich angeblich ach so getäuscht, wie Kollege Blind zuletzt im Umweltausschuss, vorgestern in einer Pressekonferenz und vorweg in seinem Redebeitrag zum Ausdruck gebracht hat: Eine "geheime Kommandosache" in der Wahrnehmung meines lieben Kollegen Blind! Kleine Gedächtnisauffrischungen gefällig? - In gewohnt zurückhaltender Diktion gab es folgende FPÖ-Presseaussen-dungen:

6.8.2001: Riesen-MVA liegt als Damoklesschwert über Liesing.

18.12.2001: Freiheitliche lehnen Monster-MVA ab.

19.12.2001: FP-Reinberger kritisiert weitere Verzögerung der Entscheidung über Monster-MVA.

18.1.2002: Bezirksvorsteher-Stellvertreter Stadler von der FPÖ: „Simmering darf nicht die Krot schlucken.“

Am 5.2.2002, als noch nicht einmal die tatsächliche Standortentscheidung gefallen war, spekulierte Kollegin Reinberger in einer Aussendung mit einer Monster-MVA neben dem Obst- und Gemüsegrünmarkt. Offensichtlich hat also die Freiheitliche Partei die Müllvermeidungskampagne mit dem Müllmonster derart verinnerlicht, dass sie dies zwar nicht authentisch wiedergibt, aber dafür umso herzlicher damit argumentiert.

Am 17.6.2003 einmal etwas ganz Neues bei den Freiheitlichen: Mehr Müllvermeidung statt Müllverbrennung.

Am 6.11.2003: FP-Reinberger fordert die Simmeringer auf, eine entsprechende Stellungnahme zur Umweltverträglichkeitsprüfung Pfaffenau abzugeben und eine freiheitliche Bürgerinitiative zu unterstützen. Meine Damen und Herren, die hat wohl das Schicksal der Freien Gewerkschaft Österreichs genommen: Mit Pomp und Trara angekündigt, danach hat niemand mehr irgendwas davon gehört!

Schlussendlich eine Aussendung der Kollegin Reinberger, die sonst nicht zum Stil der freiheitlichen Umweltsprecherin gehört, weil sie vom Titel her wirklich problematisch und in aller Deutlichkeit zurückzuweisen ist. In Anlehnung an den Wechsel in der Besetzung der Umweltstadträtin gab es am 15.7. des heurigen Jahres eine Presseaussendung mit dem Titel: Kossinas Erbe - Futter für die dritte MVA.

All das ist am Kollegen Blind anscheinend spurlos vorbeigegangen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe wirklich Verständnis für eine politische Partei, die von einem Wahldesaster nahtlos ins nächste taumelt und in deren Reihen bloße Existenzangst herrscht. Aber das gibt dieser Partei noch lange nicht das Recht, die Wiener Abfallwirtschaft so zu behandeln, als ob man sie hier mit politischer Amnesie gleichsam strafen könnte.

Unklar ist im Übrigen auch die Haltung der Wiener ÖVP. Wir haben das heute erlebt, es war das typische "Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass": Ich bin zwar für die Müllverbrennung, und wir waren es eigentlich eh immer, aber in dem Vertrag gibt es dieses und jenes, das sind natürlich Ungereimtheiten, und deswegen können wir nicht zustimmen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Ich gebe Ihnen einen Tipp des Herrn Dr Görg, der in einem bemerkenswert offenen Interview in der Tageszeitung "Die Presse" vom 3. Au-gust gesagt hat: „Die ÖVP in Wien kann halt einfach keine kraftvolle Opposition sein." Wenn das schon stimmt, dann bleiben Sie bitte bei jenen richtigen Positionen, die Sie noch vor einiger Zeit als Regierungspartei hier heraußen mit vertreten haben, und machen Sie keine geistige Kindesweglegung! Das Thema Müllverbrennung und -entsorgung in Wien ist zu wichtig, um solche taktischen Mätzchen durchzuziehen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Matthias Tschirf: Ein gescheiter Vertrag wäre auch wichtig!)
Das Triumvirat schließt sich; ich schaue den Kollegen Maresch an, gar keine Frage. Die GRÜNEN wiederum erlebten mit ihrem stereotypen Engagement gegen die Müllverbrennung Ernüchterung und schlussendlich so etwas wie einen politischen Katzenjammer. Bei der öffentlichen Anhörung der Strategischen Umweltprüfung, sprich der Umweltverträglichkeitsprüfung, hier in diesem Haus im Festsaal, 21./22. Jänner, waren gerade einmal 20 bis 30 Aktivisten und grün-bewegte Freunde anwesend. Die Fragen der Fachbeamten, der Ärzte, der Techniker, der Verkehrsplaner wurden derart schlüssig beantwortet, dass hier wirklich keine Skepsis mehr offen blieb. Statt zum Skarabäus der grünen Fraktion für die nächste Gemeinderatswahl ist der grüne Mistkäfer eigentlich zu einer Art Marienkäferl geworden, das in der Stille des Festsaals des Rathauses unter Ausschluss der Öffentlichkeit sein politisches Ende gefunden hat. Ins Stammbuch unserer grünen Freunde ...

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Herr GR Hufnagl, darf ich Sie ersuchen.

GR Heinz Hufnagl (fortsetzend): Der letzte Satz, Herr Vorsitzender: Die thermische Restmüllverwertung ist hochmodern, steht völlig außer Streit, schont die Böden und die Luft und ist daher im Sinne des Antrags, den die MA 48 im Zusammenwirken mit der WKU heute eingebracht hat, voll zu unterstützen. Die Sozialdemokratie wird niemals zulassen, dass die Abfallentsorgung eine Baustelle wird, über die die GRÜNEN und die Blauen dann womöglich noch eine Bausperre verhängen. 

Ich bitte Sie, diesem berechtigten und notwendigen Vertragswerk Ihre Zustimmung zu geben, und danke herzlich für Ihre Geduld und Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Diese Debatte ist noch nicht zu Ende. Herr GR Mag Maresch hat sich zu Wort gemeldet, er hat noch 15 Minuten.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Gleich vorweg, es wird keinen Vertagungsantrag geben. Sie können jetzt ruhig essen gehen, trinken gehen oder sonst etwas machen. Das ist ganz sicher versprochen. - Das ist einmal das Erste.

Aber gleich zu den Ausführungen meines Vorredners über den grünen Mistkäfer, der zum Marienkäferl wird (GR Günther Barnet: Skarabäus!): Als Punkt eins möchte ich sagen, wir haben doch einige Unterschriften in Simmering zusammengebracht und haben sie nicht verloren wie die FPÖ, sondern wir haben sie behalten und deswegen auch eingebracht.

Das Zweite ist, wir haben auch angefochten. Wenn man sich anschaut, was da bis jetzt passiert ist, so sind einige der Projektunterlagen vom Bundesministerium als unvollständig bezeichnet worden und mussten nachgebessert werden. Die Einsprüche der Bürgerinitiative sind noch nicht abgearbeitet, und man wird sehen, was da herauskommt. (GR Heinz Hufnagl: Das berücksichtigt auch der Antrag! Wird im Antrag berücksichtigt!) Das war ohnehin klar, denke ich mir. Es wäre ja irgendwie eigenartig gewesen, wenn man das von vornherein nicht entsprechend der Rechtslage formuliert hätte. 

Was uns ein bisschen stutzig macht, sind einmal die Kosten dieser Anlage. Ich habe das vorhin schon gesagt. Da haben wir dankenswerterweise beim Antrag auf Seite 6 Kostenschätzungen betreffend die Biogasanlage und dann noch die geplanten Investitionskosten für die MVA. Da steht jetzt: Investitionskosten, da gibt es alle möglichen Zahlen für Bau, Feuerung und Kessel, Rauchgasreinigung, Wasserdampfsystem - Sie bekommen das nachher ohnehin von mir, daher brauchen Sie nicht alles aufzuschreiben -, in Summe 185 Million-en EUR. Dazu kommen dann Planungsaufsicht, Projektmanagement, UVP-Verfahren und einige andere Kosten, in Summe 222,1 Millionen EUR. 

Dann kommt auch eine bedeutungsschwangere Zeile. Wie gesagt: "zuzüglich 15 Prozent Unvorhergesehenes", in Klammer - geschätzt -, steht da. 15 Prozent Unvorhergesehenes, das sind insgesamt 33 Million-en EUR - das ist nicht so wenig! -, und es macht in Summe 255,1 Millionen und etwas aus. Es sind also 255 Millionen EUR, und Herr Kramhöller, ein sehr geschätzter Mitarbeiter im Rathaus, spricht von möglichen 235 Millionen EUR.

Ich finde das deswegen interessant, weil andere MVA offensichtlich doch um ein Eckhaus billiger sind. Ich habe das vorhin schon kurz gesagt, die Anlage in Dürnrohr kommt bei einer größeren Tonnage mit 138 Milli-onen aus - ich weiß nicht, wie die Niederösterreicher das machen -, die MVA Pfaffenau ist um ein Eckhaus teurer. Ich sage einmal, die Sozialdemokratie wird uns wahrscheinlich sagen: Die ist besser. Warum, wissen wir nicht, aber sie scheint besser zu sein; zumindest kostet sie mehr. - Das ist einmal das eine.

Das Zweite ist, ich habe im Jahre 2003 in einer Presseaussendung gesagt, die Pfaffenau wird 300 Million-en EUR kosten. Daraufhin hat mich Herr Kollege Hufnagl folgendermaßen gescholten - ich lese das jetzt im Original vor: „Wie er auf die Zahl kommt, ist einfach nicht nachvollziehbar." Das ist okay, ich kann aber gerne sagen, warum. „Die Projektkosten" - und dann kommt es – „liegen bei 175 Millionen EUR." Jetzt gibt es also zwei Möglichkeiten. Entweder haben Sie die Summe gemeint, die heute 185 Millionen EUR ausmacht. Dann haben Sie sich um 10 Millionen EUR geirrt, plus 15 Prozent Unvorhergesehenes. Oder Sie meinen gar die Gesamtkosten, aber dann haben Sie sich nicht um 10 Millionen EUR plus 15 Prozent geirrt, sondern dann haben Sie sich, je nachdem, zwischen 60 und 80 Milli-onen EUR geirrt. Das heißt, Sie haben sich schlicht und einfach um 1 Milliarde ATS geirrt!

Dann zu sagen: „Das ist uns langfristig die Entsorgungssicherheit für die Wiener Bevölkerung wert.", ist ein bedeutungsschwangerer Satz. Ich glaube auch, dass uns das wichtig ist. Aber man muss schon überlegen, ob das jetzt 1 Milliarde mehr kostet oder nicht! Oder zumindest 15 Millionen EUR oder 10 Millionen EUR mehr - das ist ja auch keine Summe, die man einfach so im Hosensack eingesteckt hat. Ich glaube schon, Kollege Hufnagl, dass das ein Ding ist, das man sich anschauen muss.

Zu guter Letzt: Wir haben hier einen Antrag gestellt, da ist es um das UVP-Verfahren gegangen, um die Kosten für die UVP-Erklärung und für das UVP-Verfahren. Da war eine breite Palette von Universitätsprofessoren dabei, es hat, glaube ich, kaum jemanden in Wien gegeben, der da nicht mit dabei war. 5 Millionen EUR waren sozusagen in der Kriegskasse - um es militärisch zu formulieren - der WKU. Dagegen waren bei der Bürgerinitiative, von der Sie als Mistkäfer beziehungsweise Marienkäferl gesprochen haben, 5 000 EUR in der so genannten Kriegskasse, und das ist immerhin schon sehr viel Ehre, wenn man sich überlegt, dass die Wiener Sozialdemokratie 5 Millionen EUR gebraucht hat, um eine kleine Bürgerinitiative, die ja ein Marienkäferl ist, mit 5 Millionen EUR gegen 5 000 EUR auszupowern. (GR Heinz Hufnagl: Da war der ganze grüne Klub dahinter, hinter dem Marienkäferl! Die gesamte grüne Power!)
Lieber Herr Kollege! Sie haben damals gegen unseren Antrag gestimmt, Gerechtigkeit gegenüber den Bürgern herzustellen und einen Teil eines Fonds für etwaige Bürgerinitiativen zu verwenden. Da haben Sie hurtig dagegen gestimmt, weil Sie meinen: Wir sind wir, wir brauchen das nicht! - 5 Millionen EUR gegen 5 000 EUR, und der Sieger steht noch nicht fest. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 30 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich so angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 40 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Bauplätzen der Liegenschaft EZ 691, KatG Speising, an die Appartementbau Rosenhügel GesmbH sowie den Ankauf eines Grundstücks in Speising von der gleichen Firma. 

Ich ersuche Herrn GR Mag Schieder als Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Beim vorliegenden Geschäftsstück handelt es sich um Wohnungsbau und um die dazugehörige Verlegung eines Kinderspielplatzes. An sich sollte das nichts Ungewöhnliches sein, aber in diesem Fall glaube ich, es lohnt sich, das kurz noch einmal anzuschauen und diese Entscheidung vielleicht auch zu überdenken.

Es handelt sich hierbei um einen Kinderspielplatz, der sich in der Nähe einer größeren Gemeindebausiedlung befindet und über einen längeren Zeitraum versperrt war beziehungsweise sehr selten genutzt wurde. Es haben aber viele AnrainerInnen und insbesondere die BewohnerInnen des nahe gelegenen Gemeindebaus sogar mit Unterschriftenaktion ganz klar den Wunsch geäußert, dass dieser Kinderspielplatz geöffnet wird, dass er öffentlich zugänglich wird und dass er auch von ihren Kindern benutzt werden kann. 

Die Unterschriften wurden übrigens bereits im vergangenen April im Büro von Frau StRin Kossina deponiert, und passiert ist gar nichts. Man möchte meinen, dass es in so einem Fall nichts Einfacheres als das gibt: Man macht den Kinderspielplatz zugänglich, und alle sind dann mehr oder weniger, unter Anführungszeichen - glücklich. Passiert ist aber nichts dergleichen, stattdessen hat man sich dazu entschlossen, diesen Kinderspielplatz samt dem angrenzenden Grundstück sozusagen zu verkaufen - dort sollen jetzt neue Wohnungen gebaut werden - und im Tausch dafür seitens der Stadt Wien ein anderes Grundstück zu erwerben, das nun als Kinderspielplatz benutzt werden soll.

Das klingt gut, ist es aber nicht, weil einiges dagegen spricht. Das Grundstück, das nun gekauft werden soll und künftig als Kinderspielplatz benutzt werden soll, hat mehrere Nachteile. Erstens befindet es sich direkt an einer sehr stark befahrenen Straße, das heißt, die Gefahr für Kinder liegt hier, glaube ich, auf der Hand. Es ist durchaus auch mit Lärmbelästigung zu rechnen. Der Kinderspielplatz befindet sich unmittelbar hinter einer größeren Lärmschutzwand, die aber nur bis zu einem gewissen Grad schützt, wie wir alle wissen. Man kann dort jedenfalls nicht von optimalen Rahmenbedingungen für einen Kinderspielplatz sprechen. 

Darüber hinaus befindet sich der Kinderspielplatz in einer größeren Distanz zu der Gemeindebausiedlung, von der hier die Rede war und woher auch die meisten Unterschriften der Eltern kommen, die, wie gesagt, seinerzeit wünschten, dass der bereits in unmittelbarer Nähe vorhandene Spielplatz benutzt werden soll. Dazu kommt auch noch das Problem, dass sich auf diesem Grundstück, das künftig zu einem Spielplatz umgewandelt werden soll, eine Reihe von Bäumen befinden und dass dort Rodungen vorgenommen werden müssten. 

Ehrlich gesagt, uns erscheint diese Vorgangsweise mäßig sinnvoll. Wir haben daher einen Antrag vorbereitet und regen hier an, doch eine Abänderung vorzunehmen. Wir schlagen vor, dass der Kinderspielplatz nicht verlegt wird, dass er auch weiterhin als Kinderspielplatz erhalten bleibt und dass der unmittelbar angrenzende Baugrund - wir sprechen ja mit diesem Geschäftsstück immerhin von zwei Baugründen - sehr wohl für Wohnungsbauzwecke benutzt wird, also verkauft wird und auch bebaut werden soll. 

Wir schlagen daher vor, es soll eine kleinere Anlage auf dem zweiten Baugrund entstehen. Der Kinderspielplatz soll dort bleiben, wo er ist, und er soll öffentlich zugänglich gemacht werden, damit er auch benutzt werden kann, sowohl von den AnrainerInnen als auch von den Kindern des angrenzenden Gemeindebaus als auch von den Kindern, die in die neue Siedlung, die dort gebaut werden soll, einziehen werden. Und das andere Grundstück soll nicht gekauft werden. 

In diesem Sinne bringe ich jetzt den Antrag ein. (Die Rednerin überreicht den Antrag der Vorsitzführung.) Ich ersuche Sie, diese Entscheidung zu überdenken und dem Antrag der GRÜNEN Ihre Unterstützung zu geben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Fuchs hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren!

Man muss das ein bisschen ins richtige Licht rücken. Natürlich brauchen Kinder eine Lobby, und wir müssen für den Kinderspielplatz eintreten, das ist überhaupt keine Frage. Aber bei diesem Geschäftsstück ist es so, dass erstens der Kinderspielplatz - wir haben es schon gehört - ein nichtöffentlicher Spielplatz ist und nicht zugänglich gewesen ist. Von Seiten des 13. Bezirks hat man sich bemüht, dass dort endlich ein Spielplatz gefunden wird, der für die Allgemeinheit da ist, der auch vor Lärm geschützt ist und auf dem man alle diese Spielgeräte und so weiter unterbringen kann. Es nützt überhaupt nichts, wenn ich sage, ich habe einen kleinen Spielplatz, der nur von einem Exklusivzirkel verwendet werden kann, und keiner hat etwas davon. In Wirklichkeit müsste ich dann noch einen Spielplatz machen. Daher muss das schon ins rechte Licht gerückt werden. 

Dieses Grundstück ist außerdem Bauland gewesen, und es ist dies ein Provisorium gewesen. Die Verwertung dieses Baulandes ist natürlich nicht verwunderlich, insbesondere weil einerseits für die Errichtung eines Kinderspielplatzes dieses Grundstück gar nicht als geeignet angesehen wurde, von der MA 11 und von verschiedenen Leuten. Es wurde dann sogar überprüft, ob man dieses Bauland vielleicht verwenden kann, um einen Mehrzweckbau für Kinder zu errichten. Auch das war nicht in Ordnung, das geht dort nicht, eben weil verschiedene Belastungen - Lärm und so weiter - vorhanden sind. Daher hat man dann dieses andere Grundstück gefunden, und der Bauträger, der jetzt auf diesem alten, kleinen, nicht zugänglichen Kinderspielplatz baut, errichtet auf seine Kosten die Zäune, die Spielgeräte, die Toranlagen und alles, was dort ist, auf diesem Platz und gestaltet das aus.

Ich habe mich dort bei den Bewohnern erkundigt. Sie wollen, dass dort ein großer, schöner Kinderspielplatz hinkommt und dass dieser endlich öffentlich zugänglich wird. Daher haben wir uns entschlossen, entsprechend eine Lobby für Kinder zu machen und diesem Antrag, dieser Transaktion zuzustimmen, weil es dort einen großen, guten und schönen Spielplatz geben wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Es ist niemand mehr zum Wort gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ergänzend nur ein paar Anmerkungen zu dem Geschäftsstück: Es besteht dort in dem Bereich jetzt schon eine Lärmschutzwand. Mit Abschluss des Vertrages wird die Vertragspartnerin verpflichtet, diese Lärmschutzwand weiter zu verlängern, und zwar bis zur Fred-Liewehr-Gasse, und entlang des Fußweges der Fred-Liewehr-Gasse hinter die Beleuchtungskörper zurückgesetzt eine abgestufte Lärmschutzwand zu errichten. - Dies zum Thema Lärmschutz bei dem Kinderspielplatz.

Außerdem möchte ich aus dem Vertragwerk zitieren, weil hier über Rodung gesprochen wurde: Dem ist mitnichten so, sondern die Vertragspartnerin ist mit diesem Vertrag auch verpflichtet, die Bäume mit einem Stammumfang von mehr als 40 Zentimeter dort auf dem Grundstück zu belassen. Somit ist, glaube ich, auch dieses Bedenken durch den Vertragstext ausgeräumt.

In diesem Sinne halte ich auch die Verlegung des Spielplatzes in den vorderen Bereich für eine durchaus richtige Sache, möchte aber in Kenntnis der Gegend auch noch anmerken, dass dieser Bereich Hietzings mit einigen Spielplätzen wohlwollend gesegnet ist. Es ist ja ein paar Meter weiter nach hinten, wie man so sagt, also ein paar Meter weiter stadtauswärts ein weiterer, sehr üppig ausgestalteter Spielplatz vorhanden, der der Öffentlichkeit zur Verfügung steht. Dort kann man aufgrund der geringen Kinderdichte ausreichend Platz zu seiner Spielentfaltung finden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse als Erstes über den Abänderungsantrag der GRÜNEN abstimmen.

Wer diesen Antrag unterstützt, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag ist nur von den GRÜNEN unterstützt, somit nicht ausreichend, und ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über das Geschäftsstück in der vorliegenden Fassung. 

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, angenommen. 

Ich darf festhalten, dass bei der Abstimmung die erforderliche Anzahl der Mitglieder des Hauses anwesend gewesen ist. (GR Heinz Hufnagl: Locker!) Es müssen mehr als 50 Prozent sein. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 41 zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf von Teilflächen von Grundstücken in der KatG Großjedlersdorf, den Abschluss eines Übereinkommens zwischen der Stadt Wien, der WEVAG Wohnpark Trillergasse Vermietungsgesellschaft mbH und der Republik Österreich sowie den Abschluss eines Übereinkommens zwischen der Stadt Wien, dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und der Republik Österreich. 

Es liegt dazu keine Wortmeldung vor, wir kommen sogleich zur Abstimmung.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der GRÜNEN, so angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 57. Sie betrifft den Verkauf der Liegenschaft EZ 1193, KatG Hetzendorf.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Schieder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte auch hier um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die Debatte ist eröffnet.

Erster Redner ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht bei diesem Geschäftsstück um den Übergang eines Pachtgrundstückes ins Eigentum. So weit, so wenig aufregend. Es beschäftigt allerdings dieses Haus schon seit April; es hat jetzt zu einem guten Ende gefunden, das sage ich gleich vorweg dazu. Bei diesem Geschäftsstück - Hervicusgasse und Jägerhausgasse im 12. Bezirk, beim Friedhof, wer sich dort draußen auskennt - geht es um einen Pachtgrund, der in etwa 2 100 Quadratmeter groß ist. Es geht um vier Pächter und Pächterinnen mit verschiedenen Firmen - Grabsteinland, ein kleines Wirtshaus und zwei Gärtnereien -, und einer von diesen vier Pächtern möchte das Grundstück erwerben. Kein Problem, er hat das auch mit der Stadt fertig ausgemacht, und es war schon abschlussreif. Dann ist es bei einer Landesregierungssitzung im Mai auf Antrag der GRÜNEN abgesetzt worden.

Warum? Wir haben uns die Mühe angetan - das sind die Niederungen der Kommunalpolitik -, mit den Betroffenen zu sprechen. Jetzt könnte man sagen, das ist normal, das machen eh alle; wir waren auf jeden Fall die Einzigen, die mit den Betroffenen vor Ort gesprochen haben. Die anderen drei Pächter und Pächterinnen auf diesem Grundstück haben von diesem Transfer nichts gewusst. Sie wären einfach von einem Tag auf den anderen nicht mehr Pächter der Stadt Wien gewesen, sondern Pächter von Herrn Schuster; das ist einer von den vier, derjenige, der es kaufen wollte. Das war insofern ein Problem, als diese Pachtverträge nicht ewig andauern, sondern jeweils zum Quartalsende kündbar sind, sodass die Verträge gerade einmal drei Monate weiterlaufen.

Die Herrschaften, die jetzt nicht zuhören, können es angesichts dieser großen Unruhe nachher im Protokoll nachlesen. Wir werden dann gerne darauf hinweisen und auch die Pächter auf dem Grundstück darauf aufmerksam machen, dass es leider nicht nur vorher niemanden interessiert hat, sondern auch jetzt nur wenige Leute im Haus interessiert. Verschiedene Leute aus dem Wohnausschuss hören interessiert zu, das freut mich.

Was ist dann passiert? Diese drei Betriebe sind alle vor der Gefahr gestanden, dass sie mit 2010 - das sind 6°Jahre, das klingt nach viel, das ist aber nicht so viel, wenn man einen Betrieb führt - geschlossen werden müssen. Kleine Firmen, mit denen wir nach unserer Meinung sprechen könnten, so wie wir es gemacht haben, und sie fragen könnten, ob sie ihr Grundstück nicht vielleicht selbst kaufen wollen, wenn die Stadt es schon verkauft. Das wäre nicht so schwierig: Man schreibt ein Brieflein hin, es ist beabsichtigt, dass ... und so weiter und sofort.

Jetzt hat man das zum Glück eingesehen und hat den Herrn Schuster gebeten, er möge doch auch mit den anderen sprechen. Es hat einen gemeinsamen Termin mit der zuständigen Magistratsabteilung gebeben, und die vier haben eine Lösung gefunden, nämlich: Es kauft jetzt trotzdem Herr Schuster, aber alle anderen haben ein Vorkaufsrecht. Wenn sie binnen eines Jahres ihr Grundstück kaufen möchten, können sie es kaufen, zum gleichen Preis, mit den Nebengebühren und so weiter. Das ist schön, dass es so funktioniert hat, und seien wir froh, dass wir alle es eingesehen haben und dass es so geht.

Nun kommen wir aber schon zum zweiten Fall. Letzte Landesregierungssitzung, ein ähnliches Problem, wieder wird ein Geschäftsstück abgesetzt - nein, diesmal war es im Wohnausschuss, muss man sagen, dort haben wir darüber geredet, und es wurde abgesetzt. Da ging es interessanterweise wieder um eine Gärtnerei, wieder war dort ein Pächter, der das Grundstück kaufen wollte, und eine zweite Pächterin, die nicht von der Stadt kontaktiert wurde, sondern - und da muss man sagen, das war eh eine Verbesserung - die Stadt hat gesagt: Wer ein Grundstück kaufen möchte, und es gibt eine andere Pächterin, möge auch die andere Pächterin informieren und einen Bescheid, eine Vereinbarung beibringen, dass informiert wurde und dass man damit einverstanden ist.

Das hat diese Dame, 74 Jahre alt, zwischen Tür und Angel unterschrieben, und anschließend ist sie draufgekommen, dass ihr das nicht so gut gefällt. Jetzt erklären wir kurz, warum: Das ist keine Pächterin, die dort ein Geschäft führt, das führt sie nämlich schon lange nicht, sondern dort gibt es ein Wohnhaus. Sie wohnt seit langem in diesem Haus, seit mehr als einem Jahrzehnt, und sie wäre jetzt kündbar, und zwar nicht erst 2010, wie es beim ersten Fall mit den Geschäftsleuten vorgesehen war, sondern sofort, binnen ein paar Monaten, weil dies ein Vertrag ist, der nur kurzfristig läuft. 

Das heißt, der neue Pächter, der immerhin über 100 000 EUR für das Grundstück ausgibt, wird wohl das Grundstück nicht so übernehmen wollen. Er darf nicht einmal eine Miete für das Wohnhaus verlangen, weil dieses nicht dazugehört, er verdient damit nichts. Er wird ja mit dem Grundstück irgendetwas vorhaben, sonst würde er es nicht kaufen. Es macht das keinen Sinn: Ich kaufe das Grundstück neben meinem eigenen Geschäft, ich nutze es nicht, ich lege 100 000 EUR auf den Tisch, bin glücklich und froh und schaue zu, wie andere Leute in einem Haus wohnen, für das ich nicht einmal Miete verlangen darf. 

Jetzt haben wir uns die Mühe gemacht und diese Frau beziehungsweise das Ehepaar gefragt, das schon lange in Pension ist und das in dem Fall natürlich nicht rechtskundig war. Die waren dann ganz verblüfft, und zum Glück konnte man das noch stoppen, weil auch im Wohnausschuss Einverständnis zwischen allen Fraktionen geherrscht hat, dass man da noch einmal nachfragt.

Zum Glück konnte man das noch stoppen, weil auch im Wohnausschuss Einverständnis zwischen allen Fraktionen geherrscht hat, dass man dem noch einmal nachgeht und auf unsere Bitte hin mit dem betroffenen Ehepaar beziehungsweise mit dem Käufer, mit dem Menschen, der kaufen möchte, ein Gespräch sucht.

Die Frage dabei ist: Ist es Aufgabe, und zwar ist es alleinige Aufgabe der GRÜNEN, die Akten so zu studieren und nachher hinzugehen zu jedem Einzelnen in der Stadt, wo ein Grundstück verkauft wird, wo ein Pachtgrund den Besitzer wechselt, was zu großen Konsequenzen führen kann, in einem Fall zum Verlust der Wohnung, im anderen Fall zur Gefährdung eines Betriebes, ist es nur die Aufgabe der GRÜNEN oder meinetwegen der Opposition oder ist es nicht auch Aufgabe der Stadtregierung, darauf zu achten, dass, wenn man schon einen Mieter oder einen Pächter verliert, die Leute auch über die Rechtsfolgen im Vorhinein aufgeklärt werden, eine Konstruktion zu finden, wie das in Zukunft besser gewährleistet ist? Ich würde glauben, dass man bei einem Grundstück, wie in diesem Fall, durchaus die Person einladen kann oder dass sogar jemand hingeht, dass ein Beamter, eine Beamtin zwei, drei Stunden investiert und jemanden darüber aufklärt, was die Rechtsfolgen sind, damit nicht die Erledigung von Geschäftsstücken lange verzögert wird, weil im ersten Fall ist es schlussendlich zu einer Einigung gekommen, es hat sich aber über 7°Monate hingezogen. Auch das wäre nicht notwendig. Es wäre allen Beteiligten geholfen gewesen, wenn es schneller gegangen wäre, glaube ich. 

Wenn sich die Stadt Wien in Zukunft die Mühe machen würde, diese Arbeit nicht den GRÜNEN allein zu überlassen, würden wir uns freuen. Immerhin gehört das nach meiner Meinung klassisch zur sozialen Verantwortung im Kommunalbereich, und das sollte nicht nur die Aufgabe der Opposition sein. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. Bitte.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich möchte in aller Kürze nicht darauf eingehen, was wessen Aufgabe ist und wann immer, wer vielleicht nicht seine Akten gelesen hat, weil auch das dürfte ja dann in das Aufgabenportfolio der grünen Opposition fallen, weil auch das schon des Öfteren vorgekommen ist.

Ich möchte mich daher auf den Akt beschränken und darauf hinweisen, dass dem Akt ja sehr wohl auch ein Schreiben beiliegt, wo mit 1., 2. und 3. den anderen am Grundstück vorhandenen Pächtern die abgeschlossenen Vereinbarungen in schriftlicher Form zur Kenntnis gebracht werden. Daher sollte diese Transaktion jedenfalls heute hier so beschlossen werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. 

Wir kommen zur Abstimmung. Gemäß § 25 der Stadtverfassung sind genügend Mitglieder des Gemeinderates anwesend. Wer für die Postnummer 57 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 45 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein einundzwanzig. Frau GRin Klicka, bitte.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!
Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. 

Zu Wort gemeldet ist als Erster der Herr GR Dr Salcher. Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wir haben diesem ersten Antrag anlässlich der "100 Jahre Floridsdorf" ursprünglich zugestimmt, haben aber in der Zwischenzeit feststellen müssen, dass eigentlich das wesentlichste Ziel eines derartigen Festivals ja nur sein kann, eine historische Aufarbeitung und eine historische Darstellung eines Bezirkes zu zeigen und auch entsprechende Zukunftsperspektiven aufzuzeigen. 

Aber leider haben hier sehr einseitige Veranstaltungen stattgefunden. Ehrengäste, wie zum Beispiel beim Eröffnungsfest in der ÖBB-Werkshalle Floridsdorf, waren fast ausschließlich von den Sozialdemokraten eingeladen. Die anderen Bezirksratsfraktionen waren bei der Vorbereitung des Festivals, obwohl sie das wollten, also zumindest unsere, nicht eingebunden. 

Und das kann man ja noch irgendwie ganz lustig finden, dass halt bei der Talk-Show mit dem Heli Deinböck als einziger Politiker ein Ex-SPÖ-Politiker, nämlich der Herr Edlinger, eingeladen war, wo dann noch drinnen steht im offiziellen Programm, der nach wie vor in der Großfeldsiedlung wohnt, und dann kommt man drauf, dass er dort schon lange nicht mehr wohnt, weil es halt Leute in unserem Bezirk gibt, die sich da auskennen. Das heißt, es hat eigentlich keine Absprache mit den anderen Bezirksratsfraktionen gegeben, und das Ganze hat halt eine sehr starke SPÖ-Lastigkeit bekommen. (GRin Erika Stubenvoll: Das stimmt nicht!) Na ja, Sie können sagen, das stimmt nicht, es ist aber so. Warum steht dann im Programm etwas drinnen, was nicht stimmt? Warum ist als einziger Politiker ein SPÖ-Politiker eingeladen, warum steht drinnen, dass der in Floridsdorf in der Großfeldsiedlung wohnt, was nicht stimmt? Und das steht auf der ersten Seite des Programms!

Das sind nur ein paar Kleinigkeiten, aber in Summe ist es halt nicht das, was wir uns dort vorgestellt haben. Unsere Fraktion in der Bezirksvertretung hat mir gesagt, dass sie in dieses Projekt eben nicht in dem Ausmaß eingebunden worden ist, wie man sich das gewünscht hätte und wie das auch ursprünglich angekündigt wurde. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das ist die Entpolitisierung!) Na ja, lieber Herr Stadtrat, wenn die Entpolitisierung für Sie so ausschaut, dass nur Ihre eigene Partei das Sagen in der Kulturpolitik hat, das kannten wir ja gut vor der Ära Marboe, wo überall in allen Vereinen nur SPÖ-Politiker drinnen waren, dann verstehe ich schon, dass Sie sich nach diesen Zeiten sehnen und die jetzt wieder langsam, von der Bezirksebene beginnend, aufbauen wollen, beginnend mit dem 21. Bezirk. Dort trifft es mich, dort bin ich Betreuungsmandatar. Ich habe nichts dagegen, Politiker auch zu Kulturveranstaltungen einzuladen, aber dann bitte von allen Parteien. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und man muss ja sagen, die Transparenz des Aktes ist durchaus gegeben, wenngleich sich dort auch herausstellt, dass bestimmte Veranstaltungen, die angeführt werden im Programm, nicht stattgefunden haben. Aber es steht hier zum Beispiel, was die Besucherzahl betrifft, stolz 3 366. Da muss ich ehrlich sagen: Der Bezirk hat 130 000 Einwohner, und auch wie mir mein Gemeinderatskollege, der Robert Parzer, gerade gesagt hat, in der angrenzenden Donaustadt wurden große Teile des Bezirkes eingeladen zu den Veranstaltungen, wogegen nichts einzuwenden ist. Aber mit Verlaub: 3 366 Besucher für einen Bezirk mit 130 000 Einwohnern mit einem Budget von einmal 190 000 EUR und jetzt noch einmal 190 000 EUR, das zeigt doch, dass die Vermarktung dieses Festivals bei der Bezirksbevölkerung eben nicht in dem Ausmaß passiert ist, wie man sich das gewünscht hätte. 

Aus all diesen Gründen lehnen wir jetzt die zweite Subvention für diesen Kulturverein ab. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr GR Dr LUDWIG.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Am 8. November 1904 hat der Gemeinderat die Zusammenlegung der Großgemeinde Floridsdorf und Wien beschlossen. Sie wissen vielleicht auch, dass damals im Gespräch war, Floridsdorf zur Hauptstadt von Niederösterreich zu machen. Da wäre vielleicht vieles in der Geschichte anders verlaufen, aber das ist ein anderes Thema, das wollen wir jetzt außer Acht lassen. 

Tatsache ist aber, dass das Festival 21 von Beginn an, wenn man so will, eine andere Intention gehabt hat als die Unterstützung der vielfältigen Kulturszene, die es in Floridsdorf ohnehin gibt. Es war von Beginn an daran gedacht, dass es quasi einen Blick von außen auf den Bezirk und auf die Geschichte des Bezirkes gibt, aber auch auf die derzeitige, gegenwärtige Situationen, vor allem auch auf die künftige Entwicklung des Bezirkes, damit man bei einem derartigen Anlass nicht nur in der Vergangenheit verharrt. Auch wenn dein Hinweis, Andi, dass Einladungen auch an Teile der Donaustadt ergangen sind, aus der Geschichte erklärbar ist. Denn man weiß ja, dass unsere beiden Bezirke Floridsdorf und Donaustadt bis zum Jahre 1954 in einer Bezirksstruktur vereint waren und erst nach dem Jahr 1954/55 getrennt worden sind, wir aber trotzdem, obwohl wir jetzt in zwei verschiedenen Bezirken tätig sind, ein, wie ich meine, sehr gutes und gedeihliches Einvernehmen pflegen und gerade auch unsere beiden Geburtstage, nämlich den 100. Geburtstag von Floridsdorf und den 50. Geburtstag von Donaustadt, sehr gerne bei vielen Kulturveranstaltungen gemeinsam feiern.

Wenn du sagst, Andi, es hat 3 300 Besucherinnen und Besucher gegeben im ersten Teil, dann muss man dazu sagen, im Rahmen von 20 Veranstaltungen. Wenn man das hochrechnet und bedenkt, dass manche Veranstaltungen ja auch in Spielstätten stattgefunden haben, die von der Größe ein sehr spezielles und speziell eingeladenes Publikum vorgesehen haben, dann zeigt sich schon, dass die Veranstaltungen sehr gut besucht waren.

Ich war selbst beispielsweise beim Eröffnungskonzert, das du angesprochen hast, beim Vienna-Art-Orchester anwesend. Ich bin nicht als Ehrengast gesondert eingeladen worden, obwohl ich auch Mitglied des Kulturausschusses bin. Ich bin einfach hingegangen, weil ich dem Programm entnommen habe, dass diese Veranstaltung stattfindet, und habe mir das Recht, die Freiheit herausgenommen, auch bei vielen anderen Kulturveranstaltungen in dieser Reihe anwesend zu sein. Also ich warte nicht, dass ich als Ehrengast eingeladen werde. Das werde ich bei diesem Festival und das werde ich auch bei vielen anderen Kulturveranstaltungen in Floridsdorf nicht machen, ich gehe aber trotzdem sehr gerne hin. 

Es sind von diesen 20 Veranstaltungen 7 Veranstalt-ungen auch mit anderen Kulturinitiativen im Bezirk durchgeführt worden. Es sind 3 Veranstaltungen mit Wirtschaftsbetrieben gemeinsam durchgeführt worden, und ich denke, dass das auch ein gutes und schönes Zeichen ist, dass sich die Kultur im Rahmen des Festivals 21 auch Partner in der Wirtschaft gesucht hat, dass eine ganze Reihe von renommierten Firmen in Floridsdorf dieses Festival unterstützt haben, egal ob das die Firma Bombardier-Rotax, ob das die ÖBB war, ob das die RTA Windkanalgesellschaft war, die Marchfeldkanalgesellschaft und viele andere mehr. Ich denke, das macht Sinn, dass man diese Kooperationen gerade im Kulturleben auch eingeht.

Mit diesem Festival 21 sollten auch spezielle Bereiche im Bezirk, wenn man so will, einer größeren Öffentlichkeit stärker ans Herz gelegt werden. Also ich denke, zum Beispiel der Bisamberg, der jetzt von Floridsdorf gemeinsam mit niederösterreichischen Randgemeinden mit vermarktet werden soll, das war so ein Projekt, wo man sagt, in der abgelaufenen Periode, aber auch im zweiten Teil dieses Festivals 21 steht der Bisamberg im Mittelpunkt. Das ist gut und richtig so, und ich denke, dass das eigentlich unser gemeinsames Interesse sein soll, diese Bezirksteile auch über die Kultur entsprechend zu vermarkten. 

Wie gesagt, ich glaube, es macht Sinn, Kulturveranstaltungen bei diesem Festival, aber auch bei anderen Festivals als Politiker zu besuchen, nicht zu warten, bis man Einladungen bekommt, sondern einfach hinzugehen 

Und für den kommenden Teil, den wir ja jetzt beschließen, kann ich deine Angst zerstreuen, dass zu wenig Geschichte mitverpackt wird. Es wird einen Schwerpunkt geben, der sich mit dem Jahr 1945 in Floridsdorf beschäftigt, unter dem Titel "Die Russen kommen". Aber es gibt zum Beispiel auch eine sehr spannende historische Aufarbeitung des Wunderteams in den 30-er Jahren, des Fußballwunderteams, wo allein in diesem Wunderteam drei Floridsdorfer mitgespielt haben. Einer der bekanntesten war Adolf Vogl, der ja der Erfinder des Doppelpassspieles ist beispielsweise, auch ein Floridsdorfer, wie viele andere Prominente auch aus unserem Bezirk, und ich könnte die Liste endlos fortsetzen. Also ich kann dir deine Angst zerstreuen, es wird auch die historische Entwicklung berücksichtigt werden, aber nicht nur diese, sondern vor allem auch die Gegenwart und die Zukunft unseres Bezirkes, und deshalb ersuche ich um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort, und ich komme nun zur Abstimmung. 

Wer für die Post 45 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die ÖVP, so angenommen.

Post 47. Sie betrifft Bau- und Investitionskostenzuschüsse an verschiedene Vereinigungen. Frau GRin Klicka.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus):Sehr geehrte Damen und Herren!

Den Lokalpatriotismus des Herrn GR LUDWIG finde ich immer wieder aufs Neue erfrischend. 

Beim vorliegenden Akt geht es um Bau- und Investitionskostenzuschüsse im Theaterbereich, und Sie wissen alle, wir verhandeln derzeit die Theaterreform. Die Jury ist in der Endphase der Entscheidungen, und daher ist es uns ein Anliegen festzuhalten, dass es nur dann Sinn macht, in dieser Phase Bau- und Investitionskostenzuschüsse für Theaterräume zu vergeben, wenn diese auch in Zukunft von der Theaterjury gefördert werden.

Daher bringen wir einen Antrag ein, der wie folgt lautet: 

„Bau- und Investitionskostenzuschüsse für den Bereich der darstellenden Kunst sollen ab sofort in Abstimmung mit positiven Entscheidungen der Theaterjury, der Theaterkuratoren beziehungsweise dem nachfolgenden Gremium vergeben werden.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Wir glauben einfach, dass es wichtig ist, dass hier nicht Gelder vergeben werden, die eventuell in Räume fließen könnten, die in Zukunft in anderer Form genutzt werden oder nicht mehr von der Stadt Wien gefördert werden, und daher glauben wir, dass es wichtig ist, das auch einmal schriftlich festzuhalten.

Kurz noch ein paar Worte zur Post 48. Da geht es um einen Rahmenbetrag in der Höhe von 101 000 EUR, um einen Rahmenbetrag im Theaterbereich. Wir können diesem Rahmenbetrag leider nicht zustimmen, weil völlig unklar ist, in welcher Form dieser Rahmenbetrag vergeben wird. Die Theaterkuratoren, die ja eigentlich zuständig sind für die Förderungen, Förderentscheidungen, als beratendes Gremium für den Herrn Stadtrat, wissen nichts von ihrem Glück, dass sie weitere 101 000 EUR vergeben können. Und nachdem wir ja in den letzten Jahren mit Rahmenbeträgen dieser Art nicht so gute Erfahrungen gemacht haben – ich sage nur das Stichwort Rabenhof, das waren auch immer Rahmenbeträge, die wir vergeben haben –, werden wir in diesem Fall ablehnen, was nichts damit zu tun hat, dass wir nicht glauben, dass unter Umständen eine intelligente Entscheidung getroffen wird. Aber wir sind etwas misstrauisch, was mit diesem Geld passiert, und finden es auch bedauerlich, dass hier wieder eine Ausnahme von einer beschlossenen Reform gemacht wird, die für mich, ehrlich gesagt, sehr erstaunlich und bedauerlich ist. Entweder man einigt sich auf Regeln darüber, wie in Zukunft im Theaterbereich Gelder vergeben werden, und wir halten uns alle daran, oder wir machen keine Theaterreformen, und daher kann so eine Ausnahmeregelung von unserer Seite auch keine Zustimmung finden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Der Herr GR Woller ist der Nächste.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum Antrag der GRÜNEN: Bau- und Investitionskostenzuschüsse sind zwar formal im Budgetbereich darstellende Kunst, es handelt sich aber bei diesen Bau- und Investitionskostenzuschüssen eben nicht nur um solche aus dem Theaterbereich, sondern um den gesamten Bereich der Kunst und Kultur in Wien. Ich kann nur einige Beispiele nennen, beispielsweise das Filmmuseum in der Albertina, das Gartenbaukino, die Investitionskosten beim Metrokino, aber auch im Musikbereich die Um- und Zubauten beim Konzerthaus, beim Musikverein, aktuell derzeit das neue Haus des Klangforums Wien, allfällige Investitionskosten bei der Sezession, beim Architekturzentrum und auch Investitionskosten für jene Bereiche, die zwar formal darstellende Kunst sind, aber nicht als Theaterförderung behandelt werden, nämlich beispielsweise Investitionen nach Notsituationen in der Kulisse, im Vindobona oder wo auch immer, aus diesem Topf gezahlt werden. Das heißt, es handelt sich bei diesem Topf um viele Bereiche und nicht nur um den Bereich der darstellenden Kunst. 

Was die darstellende Kunst nun tatsächlich betrifft, ist es durchaus vorstellbar und so ist es auch für die Zukunft geplant, dass die Kuratoren und die Theaterkommission in diese Entscheidungen mit einbezogen werden, dass diese Förderungen abgestimmt werden. Aber in anderen Bereich, wo es sich nicht um darstellende Kunst handelt, sondern um andere Bereiche der Kunst in Wien, ist das nicht möglich, und daher werden wir diesen Antrag auch ablehnen.

Was nun den Rahmenbetrag für die Theaterförderung betrifft, muss ich sagen: Es hat immer Rahmenbeträge gegeben, in vielen Bereichen, nicht nur im Bereich Theater, auch im Bereich Literatur, Musik und in anderen Bereichen, etwa beim Film, und es handelt sich dabei immer um Kleinstförderungen, also Kleinförderungen, die auch unter den Sätzen sind, die im Gemeinderat behandelt werden müssen. Beim Rabenhof waren es immer Akten, die hier behandelt worden sind, weil sonst hätten wir es ja nicht dauernd hier diskutiert. Außerdem, beim Rabenhof wurde ja auch gut investiert. Wenn man sich das jetzt anschaut, ist es eines der wirklich innovativen und gut laufenden Theater und aus unserer Stadt nicht wegzudenken. Also so gesehen ist auch der Vergleich nicht richtig, aber die Rabenhof-Förderung ist nie aus den Rahmenbeträgen gekommen, sondern wir haben das immer in Form von speziellen Anträgen hier behandelt. 

Es handelt sich um Kleinstförderungen, wo es einfach oft notwendig ist, dass die MA 7 rasch und unbürokratisch helfen kann. Oft sind das auch Notsituationen, wo kleinste Initiativen einfach direkte Hilfe brauchen, und daher brauchen wir diese Rahmenbeträge. Es ist erfreulich, dass wir dieses zusätzliche Geld jetzt bekommen und frei bekommen für diesen Bereich. Und es ist ja insofern transparent, als alle Förderungen, die von der MA 7 vergeben werden, beim nächstjährigen Akt immer wieder auch im Akt dargestellt werden und dass diese Beträge auch im Kunst- und Kulturbericht aufscheinen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke.

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Post 47 ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wer den Antrag der GRÜNEN unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den Antragsstellern unterstützt und somit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 48. Sie betrifft einen Rahmenbetrag für die Gewährung von verschiedenen Förderungen im Theaterbereich im Jahr 2004. 

Ich kann gleich zur Abstimmung kommen. Wer für die Post 48 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, nur mit den Stimmen der Sozialdemokratie, angenommen.

Post 49, eine Subvention an die Kunsthalle Wien. Hier ist ebenfalls nur eine Abstimmung durchzuführen. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP und der GRÜNEN, angenommen. 

Postnummer 50. Sie betrifft einen zweiten Teilbetrag der Subvention für das Jahr 2004 an den Wiener Film Fonds. Frau GRin Dr Vitouch, bitte.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Ihre Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die Debatte ist somit eröffnet. Herr Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben ja schon im letzten Gemeinderat einen Antrag gestellt, dass die Filmförderung zumindest auf einmal am Beginn des Jahres ausbezahlt werden soll, weil Film, und da sind wir uns, zumindest die meisten Fraktionen in diesem Haus, einig, etwas ganz Wichtiges für den Standort Wien ist. 

Wir haben auch einen Antrag gestellt, dass im Prinzip die Filmförderung, so wie wir das in anderen Bereichen tun, mehrjährig vergeben wird, zumindest nach Drei-, im Optimalfall nach Vierjahresverträgen. 

Was machen Sie? Ich weiß nicht, ob Sie es uns zu Fleiß machen. Ich glaube eher, weil es leere Kassen gibt, weil man offensichtlich schon für das Ronacher Geld braucht und Geld spart. Was machen Sie? Statt die Filmförderung wie im letzten Jahr zweimal auszuzahlen, in zwei Raten zu zahlen, zahlen Sie es jetzt in drei Raten aus. Na, das Filmgeschäft ist ja nicht irgendwie ein Geschäft, wo plötzlich eine internationale Firmfirma daherkommt und sagt, super, im nächsten Monat würden wir gern einen Film machen, habt ihr noch ein Geld, sondern wo sehr, sehr langfristig geplant werden muss. 

Ich habe gestern ein Gespräch mit dem Chef des Produzentenverbandes gehabt, und er hat mir auch gesagt, dass ich ihn hier durchaus zitieren kann, nämlich dass der Herr StR Mailath-Pokorny den Filmproduzenten versprochen hat, die Filmförderung zu erhöhen, und zwar schon letztes Jahr, dass aber angekündigte derartige Gespräche nie stattgefunden haben, weil hier ja auch schon im Gemeinderat gesagt wurde, dass die Filmproduzenten und der Film Fonds ohnehin so glücklich sind mit dieser Regelung, dass das auf drei Mal ausgezahlt wird. Das ist aber definitiv nicht so, sondern ein wichtiges internationales Filmprojekt wäre fast gescheitert, weil Wien nicht rechtzeitig die Zusage geben konnte. Herr Stadtrat, ich unterstelle Ihnen nicht, dass Sie sich im Filmgeschäft nicht auskennen, ganz im Gegenteil, Sie wissen ganz genau, wie die Finanzierung passiert, wo es ganz notwendig ist, um internationale Co-Finanzierungen zustande zu bringen, nachweisen zu können, dass man sozusagen regional schon Geld aufgestellt hat, und dass das natürlich ein sehr, sehr langwieriger Prozess ist, der nicht in Dritteljahren zu machen ist, sondern der nur langfristig zu tun ist. 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich habe daher null Verständnis dafür, schon dass Sie es nur in zwei Raten ausgezahlt haben, ich habe überhaupt kein Verständnis dafür, warum Sie das in Dreierraten auszahlen. Es kann ja ganz offensichtlich nur das Ende und die Ebbe in den Kassen sein.

Ich stelle daher den Antrag:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass das Kulturamt der Stadt Wien dem Film Fonds die Jahressubvention am Anfang des Jahres als Einmalzahlung zur Verfügung stellt, um so für eine optimale Planungssicherheit zu sorgen und die gewohnte Qualität gewährleisten zu können.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sie reden immer in Presseaussendungen davon, wie wichtig Ihnen der Film ist. Hier hätten Sie wirklich eine Möglichkeit, etwas zu tun. Hier würden Sie jede Unterstützung von uns bekommen, wenn Sie erstens die Dotierung für den Film, eine der wichtigsten kultur- und finanzpolitischen Positionierungen der Stadt, erhöhen und langfristig sicherstellen würden. Sie investieren Ihr Geld lieber ins Ronacher, und da sind Sie sehr stolz drauf. Ich halte das wirklich für eine kulturpolitische Fehlentscheidung. Und ganz offensichtlich kommt ja auch die Finanzmathematik des Kulturressorts durcheinander, weil sonst ist es ja wirklich unvorstellbar, dass Sie hier nicht einmal in der Lage sind, dem Film Fonds langfristig die Sicherheit zu garantieren, die er benötigt. 

Wir als ÖVP Wien bekennen uns klar und deutlich zum Filmstandort Wien, und der benötigt natürlich auch eine entsprechende langfristige finanzielle Absicherung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke.

Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich glaube nicht, dass die Dinge klein beginnen und dann groß werden, sondern dass das Große von vornherein groß ist. 50 Jahre lang hat man uns eingeredet, wartet ab, seid nett, das Fernsehen steckt noch in den Kinderschuhen, seine Zukunft ist großartig. So ist es nicht. Das Fernsehen ist zwar groß geworden, aber es ist dick und fett geworden, vermutlich eine Drüsenstörung. Das Kino hingegen ist schon groß auf die Welt gekommen, und es bleibt auch groß, selbst wenn es tot ist. Das hat vor mehr als 10°Jahren der französische Filmessayist Serge Danay gesagt in seinem Aufsatz "L'amour du cinéma". Und um die Liebe zum Kino geht es hier. Ich glaube dem Herrn Dr Salcher, dass er das Kino liebt, aber meine Fraktion und ich, wir lieben es auch, vor allem der Herr Stadtrat, was uns nicht daran hindert, eine redliche Gebarung in Sachen Film Fonds Wien wie auch bei anderen Subventionen an den Tag zu legen. Ich kann eigentlich nur Erfolgreiches berichten, denn im Jahr 2003 haben 33 heimische Filmproduktionen aufgrund der Förderung durch den Film Fonds Wien über 250 Einladungen zu internationalen Festivals bekommen. Höhepunkt war Cannes, wo die österreichische Produktionsfirma Amour Fou gleich mit vier Filmen vertreten war. 

Die Marke österreichischer Film, die der Film Fonds Wien gemeinsam mit der Austrian Film Commission durch aktives Networking international etabliert hat, kann man heute um die Begriffe Wiener Schule, Filmwunder Wien und young wild viennice women erweitern. Namen wie Barbara Albert oder Ruth Mader, Jessica Hausner, Ulrike Schweiger, Martina Kudlacek, Käthe Kratz oder Ruth Beckermann sind inzwischen nicht nur Cineasten ein Begriff. Dass selbst Experimentalfilme wie "Fast Film" von Virgil Widrich auf breite Aufmerksamkeit stoßen, ist eigentlich eine Sensation. Nach unzähligen Festivalauszeichnungen hat diese 14-minütige Tour de Force durch die Kinogeschichte soeben vor wenigen Tagen den europäischen Trickfilmpreis Cartoon d'Or gewonnen, in Santiago de Compostela, für die, die es ganz genau wissen wollen. 

Ein Silberner Leopard in Locarno für Franz Novotnys "Feuer – Gori Vatra" und Ulrich Seidls "Jesus, Du weißt" als bester Dokumentarfilm beim angesehenen Festival von Karlovy Vary rechtfertigen die Förderung durch den Film Fonds mit 53 Prozent der Teilnahmekosten vollauf.

Aber auch die 2003 in den heimischen Kinos gestarteten Filme, die mit über 5 Millionen EUR vom Film Fonds Wien gefördert wurden, waren trotz des gesamteuropäischen Einbruchs der Besucherzahlen äußerst erfolgreich. Fast 30 000 Kinogänger und Kinogängerinnen besuchten zum Beispiel die österreichisch-chinesi-sche Gemeinschaftsproduktion "Am anderen Ende der Brücke", die Sie, meine Damen und Herren, die Sie diesen Film nicht gesehen haben, am Nationalfeiertag um 20.15 Uhr in FS 2 beurteilen können.

In China wurden übrigens für diesen Film, bei dem Nina Proll, Susi Nicoletti, Julia Stemberger, Karl Merkatz und Erwin Steinhauer mitspielen, lediglich 10 Kopien gezeigt, es wurden aber über 2 Millionen Kinotickets verkauft. Ich sag' immer, Wien sollte vielleicht manchmal mit Peking verglichen werden. Aber seit dem Jahr 2000 wird ja auch die wirtschaftliche Effizienz des Films am so genannten Wiener Filmbrancheneffekt gemessen. Das ist die branchenspezifische Wertschöpfung, die sowohl die technische Infrastruktur sichert wie auch spezifische beschäftigungspolitische Ziele verfolgt. Obwohl der Film Fonds in der Vienna Region nur 100 Prozent Filmbrancheneffekt verlangt, wenn er ein Vorhaben fördern will, wurde 2003 mehr als das Doppelte der Fördergelder, nämlich 234 Prozent, in der Wiener Filmbranche ausgegeben.

Und gehen wir noch weiter. Der gesamtwirtschaft-liche Nutzen, der so genannte Territorialeffekt, ist 
noch beeindruckender. Mit einem Fördervolumen von 10,18 Millionen EUR wurde eine Wertschöpfung von 38,33 Millionen EUR produziert. Rechnen Sie es aus: Das ist ein Multiplikationseffekt von 376 Prozent. Also es scheint mit der Förderung nicht ganz so schlimm zu sein.

Neben den 21 geförderten Spielfilmen war übrigens die im Inland erfolgreichste Produktion die Komödie "MA 2412", der Kinofilm. (Unruhe bei ÖVP und FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Weil Sie sich darüber beschweren, dass die Frau GRin Vitouch ihre Berichterstattung etwas breiter macht: Wenn sie sich zu Wort meldet, die Redezeit bleibt die gleiche. Als Berichterstatterin wird sie sich etwas kürzen. (Heiterkeit.)

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch (fortsetzend): Gut. Es ist nicht mehr so lange. Obwohl die Geschichte des österreichischen Films ein langer Erfolg in den letzten Jahren ist, fasse ich es ohnedies kurz. Ich nehme nur ein paar Kostproberln heraus. (Heiterkeit.)

Neben den 21 geförderten Spielfilmen – wie gesagt, "MA 2412" war im Inland der erfolgreichste Kinofilm – trugen auch 8°Dokumentarfilme und ein Experimentalfilm, eben der "Fast Film", zur internationalen Werbewirksamkeit des heimischen Films bei.

Und dass wir auf dem eben zu Ende gegangenen Filmfest Hamburg mit Haneke, Glawogger, Neuburger, Jani und Sicheritz gleich fünffach vertreten waren, kommentiert ein Hamburger Festival-Chef so: „Eigentlich wollten wir weniger Filme als im vergangenen Jahr zeigen, aber es gibt Sachen, die sind unwiderstehlich." Und zu diesen Sachen gehört der heimische Film.

Zur Konsolidierung der Wiener Kinoszene trägt auch die derzeit stattfindende Viennale im Gartenbaukino, in der Urania, im Metro und im Stadtkino bei mit knapp 300 Filmen aus 44 Ländern. Neben 100 Spiel- und Dokumentarfilmen gibt es beim Kinomarathon natürlich wieder eine Reihe von Tributes, darunter auch eines an Lauren Bacall, die wir übermorgen, Sonntag, persönlich in Wien erwarten. Ich finde, das ist ein prominenter Beweis für die internationale Wahrnehmung der Viennale, des Österreichischen Filmfestivals.

Ich mache es jetzt ganz kurz und sage nur mehr (Demonstrativer Beifall bei ÖVP und FPÖ.): Film ist ein Grundnahrungsmittel, und ich denke, man muss eine Lanze dafür brechen, wenn sich schon von Ihnen trotz Gegenstimmen niemand meldet.

40 Prozent des Hauptprogramms der Viennale machen Dokumentarfilme aus. Ich habe vor zwei Tagen von Fernando Solana "Memoria del Saqueo" gesehen. Das ist die wahre und schockierende Geschichte der Plünderung Argentiniens durch Staat, Banken und Neoliberalismus – auf Kosten der Bevölkerung. 

Und in diesem Sinne meine ich, Österreich darf nicht Argentinien werden, und bitte um Zustimmung zu diesem Akt. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren!

Nach unserer gemeinsamen gruppendynamischen Übung über die Geschäftsordnung kommen wir zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 50 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Es liegt vor ein von Herrn Dr Salcher und von der Frau Mag Feldmann eingebrachter Beschlussantrag. Wer diesen unterstützen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er ist nur von der ÖVP und den GRÜNEN unterstützt, hat somit nicht die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Als Nächstes gelangt die Postnummer 53 zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen aus dem Wiener Altstadterhaltungsfonds. Es geht um die Erhöhung des Rahmenbetrages. 

Frau GRin Winklbauer ist Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin FRANK, bitte.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Altstadterhaltungsbeirat. Sehr wenige von uns sind im Ausschuss und haben vielleicht nicht so den Überblick, wie wir das von der direkten Stelle aus haben, und darum darf ich hier ein paar Bemerkungen anfügen.

Es gibt einen äußerst dicken Kontrollamtsbericht, der darauf verweist, dass doch vielleicht nicht alles so zum Besten steht, wie wir es uns alle wünschen. 

Eine große Freude ist, dass die Grundlage ein Akt ist über eine Erhöhung um 2 034 000 EUR. 

Erstaunlich dabei ist, dass gerade im Jahr 2000 der Betrag sehr niedrig war. Im Jahr 2001, das war zufällig ein Wahljahr, wurde er gleich um 50 Prozent aufgestockt. Dazwischen sind die Zahlen eher stark nach unten gegangen, und plötzlich kommt jetzt wieder eine Erhöhung, eine ziemlich kräftige. 

Es war auch schon sehr notwendig, denn alle vom Altstadterhaltungsbeirat wissen, dass die Förderungswerber sehr, sehr lange Wartzeiten haben, auch wenn schon ein Beschluss gefasst worden ist, weil einfach die Mittel nicht zur Verfügung stehen, dass man dann auch das zugesagte Geld auszahlt. Das hat den Nachteil, dass Objekte, die ohnehin schon sehr schadhaft sind und dringend einer Reparatur bedürften, noch einmal viel länger warten müssen, bis es dann endlich soweit ist.

Es ist daher auch um so verwunderlicher, dass das Kontrollamt anmerken muss, dass die GIS, wenn sie die Gebühren einhebt, hier Rundungen vornimmt, die zu Lasten der Stadt Wien gehen. Jetzt kann man sagen, das sind ja nur 100 000 EUR. Ist richtig. Im Verhältnis zum Gesamten ist es nicht so übertrieben viel, aber wenn man andererseits weiß, dass es hier Förderungswerber gibt, die nur um einige wenige tausend Euro ansuchen, kann man sich locker vorstellen, wie viel Objekte mehr dadurch befriedigt werden könnten, was so nicht der Fall ist.

Ich möchte hier aber in erster Linie einmal die Gelegenheit nutzen, auf verschiedene Unzulänglichkeiten hinzuweisen. Es gibt keine konkreten Förderungsrichtlinien. Wir haben bisher jedes Mal im Altstadterhaltungsbeirat darauf verwiesen, dass es doch zum Teil auch immer wieder ein bissel vom Goodwill des Einzelnen abhängt, inwieweit nun tatsächlich Förderungsmittel zugesprochen werden oder nicht.

Es wurde jetzt schon eine Einigung erzielt, dass zum Beispiel Objekte, die über sehr, sehr hohe Gewinne verfügen, und da geht es bis zu 480 000 EUR Gewinn im Jahr, nur einen Anerkennungsbeitrag bekommen. 

Aber ich frage Sie, meine Damen und Herren, ob hier überhaupt auch ein Anerkennungsbeitrag gerechtfertigt ist. Denn dabei handelt es sich immer um Banken oder Immobiliengesellschaften, um Spekulationsobjekte, die ja daran verdienen, dass sie ein ordentliches Haus, ein schön saniertes Haus haben und daher entsprechend hohe Mieteinnahmen kassieren. Und dann sollte man hier nicht noch zusätzlich vom Altstadterhaltungsfonds, der schon sehr wenig Mittel hat, solche zur Verfügung stellen.

Es ist auch nicht so eindeutig geklärt, wie das mit den gemeindeeigenen Bauten ist. Es heißt, gemeindeeigene Bauten fallen nicht in die Unterstützung des Altstadterhaltungsfonds, dann heißt es, sie fallen schon, aber nur mit der Kultur am Bau. Es gibt einfach keine klare Richtlinie. 

So ist es auch mit dem Verkauf. Und das ist mir ein besonderes Anliegen, denn ich glaube, wenn hier öffentliche Mittel beansprucht werden, dann darf ein solches Objekt nicht innerhalb von 5°Jahren verkauft werden. Damit öffnen wir wirklich den Spekulationen Tür und Tor, und ich glaube, wir sollten hier zumindest eine Frist von 10°Jahren einsetzen. Denn wenn der das jetzt unter 5°Jahren verkauft, kriegt er zwar einen Zinsenzuschlag und es wird ihm einiges weggenommen von den rückzahlenden Beträgen, trotzdem sind 5°Jahre für so eine maßgebliche Sanierung auf dem denkmalpflegerischen Sektor einfach zu kurz und das müsste erhöht werden. Wir haben uns damit eigentlich nie auseinander gesetzt. 

So ein Faktor ist auch noch beim Altstadterhaltungsbeirat die Handhabung der Wirtschaftlichkeit. Es gibt Objekte, die dermaßen desolat sind, dass es zu überlegen ist, ob man sie noch saniert. Diese Objekte stehen aber auch vielfach in einem Ensemble, und es wäre daher besonders schade, würde man jetzt darauf verzichten.

Derjenige, dem das Objekt gehört, ist aber jetzt oft nicht bereit, obwohl ihm der Altstadterhaltungsfonds die Mittel soweit zur Verfügung stellen würde, dass der Faktor der Wirtschaftlichkeit, also der Unwirtschaftlichkeit, richtiger gesagt, wegfallen würde, das Objekt zu sanieren, und es müssen dann vielleicht an exponierten Stellen Bauaufträge erteilt werden, weil einfach die Objekte dann in zu schlechtem Zustand sind. Ich glaube, dass sollten wir nicht zulassen. Der Altstadterhaltungsbeirat ist aber der Meinung, wir haben keine Handhabe.

Ich gebe zu, dass es vielleicht diese Voraussetzungen noch nicht gibt. Aber es ist für mich kein Grund, dass man sich nicht trotzdem damit auseinander setzt.

Überhaupt sollte auch – das ist jetzt meine Meinung – nicht immer nur das Einzelobjekt gefördert und im Auge behalten werden, sondern vor allem das Ensemble. Wien ist eine Touristenstadt. Die Leute kommen her, weil sie sich freuen, dass wir noch sehr viel alte Bausubstanz haben, und dann sollten wir auch wirklich darangehen, dass wir zumindest ensemblemäßig Schwerpunkte setzen und einmal überlegen, wo man hier noch Verbesserungsmöglichkeiten hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich finde es fast auch eine Schwäche des Altstadterhaltungsbeirates, dass er nur zweimal im Jahr tagt, denn wenn sich jetzt zum Beispiel im Zuge des Baues herausstellt, dass noch Fördermittel zusätzlich benötigt werden, dann ist das oft erst möglich, wenn schon das Objekt fertig saniert ist, die erhöhten Kosten schon eingetreten sind, dass man im Nachhinein ein Förderungsansuchen stellt oder die Mittel erst im Nachhinein zugesprochen bekommt. 

Ich bin hier mit dem Herrn Prof Wehdorn einer Meinung, dass man heute, auch wenn es um alte Bausubstanz geht, schon sehr früh sehr genaue Kostenrahmen feststellen kann und dass es daher oft vielleicht nur eine Nachlässigkeit ist, dass man einen Betrag einreicht, der nicht fundiert ausgearbeitet ist, und im Nachhinein kommt man mit erheblichen Nachforderungen. Auch hier sollte vielleicht einmal der Altstadterhaltungsbeirat Konsequenz zeigen und Beträge, die nicht rechtzeitig eingereicht worden sind, ablehnen. 

Nachdem wir aber diese Probleme schon alle sehr, sehr häufig im Altstadterhaltungsbeirat besprochen haben, leider bis heute überhaupt keine Wirkung daraus entstanden ist, würde ich doch bitten, ob man nicht hier eine Arbeitsgruppe einsetzen kann, die sich einmal mit diesen Problemen auseinander setzt und vielleicht auch dann ganz konkrete Richtlinien zur Förderung aus diesem Fonds erarbeitet. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist sehr löblich, dass sich die Frau Kollegin FRANK sehr intensiv mit der Altstadterhaltung beschäftigt. Es ist tatsächlich ein sehr wichtiges Thema, und sie hat da ein sehr großes Engagement. Dennoch sind einige Dinge nicht ganz so, wie sie es gesagt hat. Aber die Materie ist eine sehr komplexe, und da gibt es halt auch manchmal das Problem, dass man aus Zahlen etwas herausliest, was in ihnen gar nicht drinnen ist. 

Sie wissen, dass der Prozess der Altstadterhaltung ein Prozess ist, der sich zum Teil über Jahre hinzieht, dass die Zahlen sich auch daraus ergeben, dass eben Förderungen zugesagt sind, aber nicht mehr im gleichen Jahr die Verwirklichung stattfindet. Es ist auch so, dass im laufenden Sanierungsprozess oft noch Probleme auftauchen, die man nicht erkennen konnte, bevor man zu sanieren und mit der Renovierung beginnen konnte, also dass das ein laufender Prozess ist, der sehr schwierig ist und der von den zuständigen Beamtinnen und Beamten hervorragend bearbeitet wird, die da eine sehr komplexe Arbeit zu erledigen haben. 

Es stimmt nicht, dass es keine Förderrichtlinien gibt. Wir haben ganz klare Förderrichtlinien. Wir haben vielleicht in manchen Punkten noch nicht ausreichende Förderrichtlinien. Aber auch das haben wir beim letzten Mal besprochen, dass wir das angehen wollen. Ich bin ansonsten überhaupt der Meinung, dass Förderrichtlinien sehr wichtig sind, dass es aber neben der technischen und kunsthistorischen Entscheidung immer auch noch einen Spielraum für die politische Entscheidung geben muss, und die ist im Fonds eben gegeben, weil sonst würde man keinen Fonds brauchen. 

Auch zu dem Themenbereich Wirtschaftlichkeit, Sanierung oder Abbruch haben wir eigentlich in den letzten Jahren trotz allem recht erfolgreich agiert und konnten damit dem Prinzip der Erhaltenswürdigkeit durchaus Rechnung tragen. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es natürlich eine ganze Menge an Dingen gibt, die noch zu behandeln sind. Der Denkmalschutz als Aufgabe des Bundes und die Denkmalpflege in Wien hört irgendwo im 19. Jahrhundert auf, und das 20. Jahrhundert ist nur in einem ganz geringen Maße vertreten. Ich glaube, dass es notwendig wäre, das vergangene Jahrhundert auch in diesem Punkt zu berücksichtigen. Die Beispiele Boltenstern oder jetzt die "Z" von Domenik sind nur einige Beispiele. Also da wird es notwendig sein, dass man auch wirklich neue Kriterien macht.

Vom Bund hört man nichts, dass man da die Richtlinien überarbeitet. Für Wien werden wir das im nächsten Beirat in Angriff nehmen. Ich glaube nur, dass es da notwendig ist, einige Vorarbeiten von Experten und Expertinnen zu machen. Ich bin daher nicht der Meinung, dass das eine Aufgabe des Beirats oder einer Arbeitsgruppe des Beirats sein soll, sondern da sollen die ExpertInnen entscheidungsreife Dinge vorlegen, und über die können wir dann politisch entscheiden. Ich glaube, dass das die richtige Vorgangsweise ist. 

Alles in allem glaube ich, dass wir einige Aufgaben im Altstadtfonds vor uns haben. Daher finde ich es wichtig, dass das Thema hier auch einmal angesprochen wurde, weil es wird sonst ein bisschen als Selbstverständlichkeit gesehen.

Wie wichtig vor allem der Bereich der modernen Architektur im 20. Jahrhundert ist, möchte ich an einem kleinen Zitat von Dietmar Steiner aus dem "profil" noch belegen: 

„Es ist keine neue Erkenntnis, dass sich die Wiener Befindlichkeit immer noch im 19. Jahrhundert verkrallt und die baukulturellen Leistungen des 20. Jahrhunderts weitgehend ignoriert. In Wien wurde die moderne Architektur erfunden und anschließend erfolgreich aus Österreich vertrieben. Das akademische kunsthistorische Establishment ignoriert bis heute, dass auch in Wien nach 1900 noch baukulturelle Leistungen erbracht wurden. Daraus entsteht die neue Ratlosigkeit im Umgang mit baukulturellen Monumenten des 20. Jahrhunderts. Die moderne Architektur des 20. Jahrhunderts hat in ihrer Technikgläubigkeit mit immer neuen Materialien und Strukturen experimentiert. Minimale Stahlprofile, große Glasflächen, kurzfristig entwickelte Kunststoffe, neue Materialkombinationen. Die moderne Architektur erfordert also einen grundsätzlichen Paradigmenwechsel für die Denkmalpflege. Die stilistisch und architektonisch richtige Entscheidung bei der Restaurierung zu treffen bleibt immer noch eine kulturelle Entscheidung unserer Zeit. Deshalb ist jede denkmalpflegerische Tätigkeit heute auch eine zeitgenössische architektonische Entscheidung. Nicht selten wird bei der Restaurierung historischer Architektur die spezifische Aura und Atmosphäre zugunsten eines touristischen und disneyfizierten Erscheinungsbildes zerstört." 

In diesem Sinne glaube ich, dass es eine gute und eine schöne Aufgabe ist, auch das 20. Jahrhundert im Altstadtfonds zu entdecken. 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Postnummer 53 ist einstimmig angenommen. 

Post 54. Sie betrifft eine Subvention an den Wiener Praterverband. Frau GRin Yilmaz, bitte.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Cordon, bitte.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Mich würde wirklich interessieren, wie die Beziehungen sind, die man zum Kulturamt haben muss, damit man eine Jahressubvention von 50 000 EUR bekommt, ohne dass ein Kurator gefragt wird, ohne dass eine Jury das entscheidet, ohne dass man wirklich ein Konzept vorlegt, was man das Jahr über vorhat. Denn das, was hier als Konzept eingereicht wurde – ich glaube, Sie haben es alle vor sich, eine Pressekonferenz, Gottesdienst im Schweizerhaus, Osterfest, Muttertag –, dafür haben sie noch nie eine Subvention gekriegt. Also Entschuldigung, das sind wirklich Geschichten, bei denen ich mir schwer tue, dass man sagt: „Okay, natürlich, das unterstützen wir." Dann werden angegeben als Veranstaltungen die Stoakogler und die Cannonballs. Also dafür aus dem Kulturbudget 50 000 EUR zu geben, tut mir Leid, da tue ich mir einfach schwer zuzustimmen. 

Wir haben das abgelehnt im Ausschuss, und trotzdem, deswegen stehe ich eigentlich da, werden wir heute zustimmen. Warum? Ich habe mit dem Praterverband darüber gesprochen, weil ich habe keine Angst hinzugehen und zu sagen: Also eine Zustimmung von uns braucht ihr dazu nicht zu erwarten. Ich meine, sie brauchen die Zustimmung auch nicht wirklich, aber trotzdem. Und die haben darüber im Vorstand gesprochen und haben für die Zukunft versprochen, wirklich ein Konzept einzureichen. Gut. Ich denke, das ist ein Zeichen, wie man sehr wohl auch die Praterunternehmer zu etwas bewegen kann. Und deswegen werden wir heute doch diesem Antrag zustimmen. Wie Sie es allerdings Vereinen, sehr geehrter Herr Stadtrat, die 10 000 EUR bekommen im Jahr und eine wirklich nachhaltige Kulturarbeit leisten, gegenüber verantworten, das überlasse ich Ihnen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. Frau Berichterstatterin. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Liebe Kollegin Cordon! Ich bin hoch erfreut, das Sie zustimmen werden. Endlich haben Sie Ihren Frieden mit dem Praterverband gefunden. 

Wir diskutieren immer wieder in diesem Haus über den Wert von Unterhaltungskultur. Jedes Mal sind Sie der Meinung, Unterhaltungskultur möge nicht durch die Stadt subventioniert werden, sondern sich selbst finanzieren. Wie jeder weiß, würde damit sehr viel Angebot in dieser Stadt nicht existieren beziehungsweise nur zu sehr teuren Eintrittspreisen zugänglich sein.

Ich schlage Ihnen vor: Verkürzen Sie Ihre Forderung doch in Zukunft auf das, was Sie offensichtlich in Wahrheit meinen, nämlich Finanzschwache haben in dieser Stadt keinerlei Anspruch auf Unterhaltungsveranstaltungen. Und das sind nämlich auch Veranstaltungen des Praterverbandes: Zum freien Eintritt für Familien mit Kindern über das ganze Jahr verteilt. Sie haben hier drei Veranstaltungen aufgezählt, und es sind mehr als 20. Dass das in Ihren Augen keinen Wert darstellt, macht mich auch traurig. Es sind mehrere Veranstaltungen und sehr viele karitative Veranstaltungen unter anderem, und zu einem sehr großen Teil werden sie auch von Sponsoren und Mitgliedsbeiträgen finanziert. Und ich finde es allemal noch wert, dass die Stadt Wien diesen Verband mit diesem Betrag unterstützt. 

Bitte um Unterstützung. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. 

Ich bringe Post 54 in der vorliegenden Fassung zur Abstimmung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig. 

Als Nächstes kommen wir zur Post 55. Sie betrifft eine Subvention an den Verein zur Schaffung offener Kultur und Werkstättenhäuser. Hier liegt keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen gleich zur Abstimmung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Postnummer 2. Sie betrifft die Erhöhung der Subvention 2004 und 2005 für den Verein "Kiddy & Co" für das Projekt "Aufsuchende Kinder- und Jugendarbeit, Penzing". Hier liegt keine Wortmeldung vor. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen. 

Postnummer 3: Erhöhung der gewährten Subvention für das Jahr 2004 für den Verein "Kulturzentrum Spittelberg". Wir kommen gleich zur Abstimmung. Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen. 

Postnummer 4: Subvention an den Verband Wiener Volksbildung. Hier ist die Frau GRin Novak Berichterstatterin. 

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Meine Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung für diese Subvention für das Jüdische Institut für Erwachsenenbildung. – Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke.

Die Debatte ist somit eröffnet. Frau GRin Cordon.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren.

Dieses Geschäftsstück passt bestens auf meine vorherige Rede, denn jedes Mal, wenn ich diese Subvention für das Jüdische Institut für Erwachsenenbildung sehe, mit 10 900 EUR Jahresbudget, dann habe ich das Gefühl, dass es der Stadt Wien nicht wirklich ein Anliegen ist, diese Aufgabe zu unterstützen, die dieses Institut hat. 

Sie wissen ganz genau, dass mit diesem Geld diese umfassende Aufgabe kaum zu bewerkstelligen ist. Und weil es sich halbwegs ausgeht, heißt das, dass viel auf der Strecke bleibt.

Was ist die Aufgabe dieses Instituts? Es ist die Vermittlung der jüdischen Kultur in Wissenschaft, Geschichte, Sprache, Hebräisch, Jiddisch, Religion, Philosophie, Exkursionen et cetera für interessierte Gruppen, und nicht nur, denn ich möchte da – auf ihrem eigenen Ansuchen hängt das natürlich – einen Absatz vorlesen: „Es ist die Begegnung der nichtjüdischen Wiener Bevölkerung mit jüdischen Lebensformen, mit Brauchtum, Kunst und Kulturgütern. Damit soll Vorurteilen, die sich häufig in antisemitischen Aussagen und Haltungen manifestieren, entgegengewirkt und so ein Beitrag zum besseren gegenseitigen Verständnis geleistet werden."

Der Herr Kollege Dr LUDWIG hat 2003 selbst ein Ansuchen um 15 000 EUR gestellt, das leider auch nicht durchgegangen ist. Und jetzt würde es mich nämlich interessieren, wie er heute abstimmt, denn ich werde wiederum einen Zusatzantrag einreichen, dass man sich vielleicht doch noch entschließen kann, 15 000 EUR als Jahressubvention für ein solches Institut mit einer solchen Aufgabe zu gewähren. Das ist ein Viertel von dem, was Sie für Veranstaltungen bereitstellen, die durchaus zur Volksbelustigung beitragen. Okay, mag schon auch seinen Platz haben. Aber das ist auch eine Aufgabe, und die verdient sicher, besser subventioniert zu werden. 

In diesem Sinne hoffe ich, Herr Dr LUDWIG, dass Sie heute zustimmen. Ich bin neugierig. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak: Ich danke schön. 

Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Kollegin Cordon, es war nicht so schwierig, mich auf meine Berichterstatterwortmeldung vorzubereiten, denn wir hatten voriges Jahr beim selben Akt schon einmal Gelegenheit, vor allem den Punkt der Höhe der Subvention zu debattieren.

Ich mache Sie auch heuer darauf aufmerksam, dass der Akt beziehungsweise die Subvention dem entspricht, worum auch angesucht wurde. Das war auch im Vorjahr so. Im Akt ist ein Schreiben der subventionsansu-
chenden Stelle, in diesem Fall des Verbandes Wiener 
Volksbildung, der um 10 900 EUR bittet. Und diese 10 900 EUR sind heute auch der Vorschlag, diese Subvention durch den Gemeinderat zu genehmigen. 

Im Übrigen mache ich Sie auch heuer darauf aufmerksam, dass sich durch die Förderung an den Verband Wiener Volksbildung die Stadt Wien auch noch an den Raumkosten, sprich an der Miete, und an den Stromkosten beteiligt, weil diese der Verband trägt und nicht das Institut. Auch das ist eine beträchtliche Summe und ist im Normalfall bei Vereinen, die wir subventionieren, ein nicht gerade geringer Beitrag, der hier durch eine Subvention bezahlt wird beziehungsweise wo die Kosten übernommen werden. Es ist in diesem Fall nicht notwendig, das durch diese Subvention zu tätigen, weil das über den Verband Wiener Volksbildung erfolgt.

Ich würde mir eigentlich viel mehr wünschen, dass die Frau Kollegin Cordon hier einmal einen Antrag einbringt, wenn es um den Verband der Wiener Volksbildung geht, wo sie einen Appell oder eine Forderung an eine ganz andere Einrichtung stellt, nämlich an die des Bundesministeriums, die es sich erlaubt hat, 25 Prozent der für das laufende Budget gedachten Budgetmittel für die Volksbildung zu kürzen. Was das für die Wiener, vor allem den Verband Wiener Volksbildung bedeutet, brauche ich nicht zu sagen, noch dazu rückwirkend ab Jänner 2003, und das haben sie im August bekannt gegeben. Ich würde mir wünschen, dass Sie sich damit einmal beschäftigen und hier einen Antrag einbringen. – Danke. 

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Wir kommen damit zur Abstimmung.

Wir haben nur jetzt geklärt, wie mit einem Zusatzantrag umzugehen ist, weil wir ja normalerweise Abänderungsanträge oder Beschlussanträge haben. Es ist zuerst der Hauptantrag abzustimmen und dann der Zusatzantrag.

Ich komme daher zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postnummer 4 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen jetzt zum Zusatzantrag der GRÜNEN. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur mit den Stimmen der GRÜNEN und daher abgelehnt.

Es gelangt nunmehr Postnummer 6 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Ermächtigung für einen Vertragsabschluss zwischen der MA 51 und der Stadt Wien Marketing und Prater Service GmbH. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, der sich schon hier befindet, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. 

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! – Jetzt habe ich ein bisschen Übung gekriegt nach dreimal. 

Ja, sehr geehrte Damen und Herren, hier geht es um eine Subvention an die Wiener Marketing und Prater Service GmbH, die nicht schlecht dotiert ist. An eine Firma, an eine GmbH, die in der Praterentwicklung noch nicht wirklich gezeigt hat, was sie kann. Es ist mutig, der einfach so viel Geld zu geben und zu sagen, jetzt macht mal irgendwas, denn der Masterplan ist ja noch nicht so weit, um ihnen vorzugeben, was zu geschehen hat. So ganz ohne Monsieur Mongon wird das wohl nicht gehen, denn er muss letztendlich sagen, was geschieht, beziehungsweise ist er der letzte Ansprechpartner für das, was geschieht. Und er sollte ja eigentlich auch vorgeben, was geschieht.

Wie das ausschaut? Ich habe zum Beispiel im Ausschuss gefragt nach den Verkaufsständen, weil auch die Praterunternehmer nicht wissen, was stellt man ihnen jetzt hin, was verkauft jetzt diese Wien Marketing und Prater Service GmbH. Die sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin hat mir daraufhin eine Lobrede über Informationsstände gehalten. Okay. Wissen wir eben nicht, was verkauft wird. Das ist das eine.

Das Zweite ist: Ich habe gehört, dass Herr Mongon eine Bestandsaufnahme von Jugendstil-WCs in ganz Wien erstellen ließ, weil er die in den Prater transferieren wollte. Das ist ziemlich teuer. Er ist davon abgekommen und will also Jugendstil-WCs nachbauen. Jetzt frage ich mich wirklich: Wieso Jugendstil? Denn im Prater ist weit und breit überhaupt kein Stil, geschweige denn ein Jugendstil. Aber er wird schon was damit vorgehabt haben im Ganzen. Jedenfalls ist das auch noch eine sehr offene Sache.

Eine willkürliche Vergabe von Konzessionen und von Plätzen muss ich leider auch feststellen. Ein Beispiel: Ein kleiner Unternehmer, der ein altes, nostalgisches Ringelspiel hat, hat eine Zusatzeinnahme, indem er etwas, ich sage nicht was, verkaufen kann. Er ist der Alleinvertreter dafür. Jetzt kommt ein anderer, stellt sich neben ihn, ein Größerer, und sagt, ich habe die Konzession, ich verkaufe das. Gut. Solche Geschichten gibt es seit 100 Jahren im Prater. Aber ich denke, wir haben viel Geld dafür bezahlt, dass hier eine Strukturierung hineinkommt. Und wo ist die, bitte? 

Und ein letzter Punkt dazu, ein Beispiel: Der Tobogan. Was ist mit dem? Der verfällt, er schaut grauslich aus. Der Besitzer hat keine Lust ranzugehen. Er hat auch nicht das Geld. Was geschieht mit dem? Er steht mitten drinnen. Herr Mongon kümmert sich nicht darum. Also wer kümmert sich? Für all das wäre sicher Geld nötig. Und dieses Geld ist ja vielleicht vorhanden, nur, wir wissen leider nicht, wofür es ausgegeben ist.

So, und jetzt habe ich zum Ersten die Ehre, muss ich schon sagen, einen gemeinsamen Antrag einzubringen, der einen halbjährlichen Bericht über die laufende Arbeit und Entwicklungstätigkeit der beauftragten Gesellschaft beantragt sowie über den aktuellen Stand der Neugestaltung des Areals des Wiener Volkspraters. Ich freue mich wirklich, dass das ein gemeinsamer Antrag ist.

Allerdings möchte ich noch einen Schritt weitergehen, und ich hätte wirklich die Bitte, dass man uns präsentiert, was ab jetzt dezidiert im Prater neu strukturiert wird und neu eingerichtet wird, denn das muss man ja wissen, das muss ja bis März 2005 fertig sein. Ich glaube nicht, dass man mitten im Sommer dann eine Baustelle im Prater haben möchte. Also das müsste man zumindest wissen, und vielleicht ist es möglich, uns diese neuen Errungenschaften auch schon einmal zu präsentieren.

Ich ersuche also, diesen Anträgen zuzustimmen (VBgmin Grete Laska: Was bei einem Vierparteienantrag üblich ist!), und wir werden gerne mit Begeisterung dann auch den Subventionen zustimmen, die dafür auch gebraucht werden, wenn wir wissen, wofür. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – VBgmin Grete Laska: Bei Vierparteienanträgen wird in der Regel zugestimmt!)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir werden heute, zumindest unsere Fraktion, keine Praterdiskussion hier führen, sondern es geht uns tatsächlich um die Frage dieses neuen Konzeptes der Stadt Wien Marketing gemeinsam mit der Prater Service GmbH.

Wir sind der Auffassung, dass die Stadt Wien Marketing bisher die Arbeit sehr gut gemacht hat und dass es auch eine gute Idee war, in dieser Form gewisse Eventsituationen in dieser Stadt so zu organisieren. Wenn das jetzt mit der Prater GmbH zusammengelegt wird, dann macht es durchaus Sinn, in einem weiteren Bereich zu schauen, ob es nicht hier sinnvolle, ergänzende und Synergieeffekte geben kann.

Das einzige, was uns in dieser Frage bewegt hat, ist der eigentliche Vertrag, der hier Maßnahmen vorsieht, die von einer gewissen Dauerhaftigkeit sind, vor allem im Prater. Es war uns daher wichtig und schon im Ausschuss ein Anliegen, und wir haben uns auch um diese Initiative sehr bemüht, sicherzustellen, dass sich politisch ausgelagerte Diskussionen dann nicht sozusagen politisch fern vom Stadtparlament abspielen und eine Diskussion hier in diesem Hause nicht möglich ist.

Ich freue mich daher und möchte das nur unterstreichen, was die Vorrednerin als Antrag jetzt bereits eingebracht hat, dass es sinnvoll ist, wenn hier, und alle Parteien haben ja das gemeinsam beantragt, nun regelmäßig in diesem Haus auch über die Vorgänge und über die einzelnen Aktivitäten, die in dieser neuen GmbH im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Prater vorgesehen sind, diskutiert werden kann. Das ist uns ein großes Anliegen, und das ist auch der Grund, warum wir mit diesem Antrag initiativ geworden sind und dem Akt auch zustimmen werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Nur zwei, drei Bemerkungen zur Frau Kollegin Cordon. 

Ich glaube, jeder im Saal weiß, dass die Zukunft des Wurstelpraters und die Diskussion über die Entwicklung, die dort stattfinden soll, gemeinsam mit Standlern und gemeinsam mit den Inhabern der jetzigen Attraktionen stattfindet. Das ist natürlich eine sehr schwierige Diskussion, weil es ja verschiedene Interessenslagen gibt und es hier durchaus sehr kooperative Gruppen gibt auf der einen Seite und auf der anderen Seite Gruppen, mit denen noch intensiver diskutiert werden muss. Aber eines, glaube ich, ist für alle klar, nämlich dass es eine Attraktivierung des Standortes und eine Attraktivierung des Geländes geben soll. Und in diesem Sinne ist es auch durchaus sinnvoll, dass man neben dem Entwicklungsbereich und der Entwicklungsfrage auch Marketingschwerpunkte setzt und die hervorragende Performance des Stadtmarketing einbringt und hier für die Zukunft auf klare Konzepte abstellen kann. Es ist ja ein permanenter Prozess, der bis 2006 datiert ist. Dann soll ein Masterplan endgültig vorliegen. Daher glaube ich, dass man nicht davon sprechen kann, dass es hier drunter und drüber geht, so wie Sie das gemacht haben, Frau Cordon.

Zu dem Allparteienantrag bitte ich natürlich auch um Zustimmung. Die Zuweisung des anderen Antrages wird uns ja dann noch im Ausschuss beschäftigen, daher bitte ich hiefür auch um Zustimmung, ebenso zum Geschäftsstück. – Danke schön.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist gegen die Stimmen der FPÖ und der GRÜNEN angenommen.

Wir kommen nun zu den Beschluss- und Resolutionsanträgen.

Der erste dieser beiden Anträge ist von allen Fraktionen gestellt. Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschluss- und Resolutionsantrag, der auf sofortige Abstimmung lautet, zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Ich sehe, dass das einstimmig ist.

Wir kommen zum Beschlussantrag der GRÜNEN betreffend das Entwicklungskonzept Prater. Hier ist in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport gefordert. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Ich sehe keine deutlichen Handzeichen. – Ich freue mich, dass alle dem zugestimmt haben.

Es gelangt nunmehr Postnummer 7 der Tagesordnung zur Abstimmung. Sie betrifft die Neufestsetzung der Gebühren für Saalvermietungen der Musiklehranstalten Wien. 

Zu Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der GRÜNEN, der ÖVP und der FPÖ angenommen.

Es langt nunmehr Postnummer 8 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den "Verein zur Förderung und Unterstützung von Freien Lokalen Nichtkommerziellen Radioprojekten“ - Kurzname: Freies Radio Wien.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rudas, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Laura Rudas: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Sie wissen, dass uns seit vielen Jahren der ganze Bereich der freien und nichtkommerziellen Medien ein wichtiges und großes Anliegen ist und dass wir nicht nur immer für den Bestand und die Möglichkeit zur Arbeit von Radio Orange gearbeitet haben, sondern dass es ja auch mit unserem Einsatz zu tun hat, dass es jetzt den offenen Fernsehkanal in Wien geben wird. 

Nichtsdestotrotz sind das nur zwei Projekte von einer Reihe von sehr wichtigen und förderwürdigen Projekten im Bereich der freien und nichtkommerziellen Medien. Um Ihnen ein paar Beispiele zu nennen, die Zeitschrift "Malmoe" oder die Zeitschrift "Gack" oder die Zeitschrift "The Gap". Da gibt es eine ganze Reihe von Zeitschriften, die zu dem Diskurs, zu der Diskussion, zu der Auseinandersetzung über aktuelle Themen beitragen in einer Weise, wie wir das sicherlich brauchen, brauchen, weil wir, wie Sie alle wissen, in einer äußerst konzentrierten Medienlandschaft leben, die wenig Platz für abweichende Meinungen hat und die vor allem viele Themen nicht als relevant genug erkennt und damit erst gar nicht an die Öffentlichkeit bringt. 

Weil wir glauben, dass dieser gesamte Bereich der freien Medien sowohl im Radio- und Fernseh- als auch im Print- und im Onlinebereich sehr, sehr wichtig ist, haben wir die Gelegenheit eines hochinteressanten Kontrollamtsberichtes ergriffen, nämlich jenes, der die Gebarung des Altstadterhaltungsfonds geprüft hat und der zu dem interessanten Ergebnis gekommen ist, dass die GIS – Informationsservice GesmbH, die ja den Kulturförderbeitrag auch im Auftrag des Landes Wien einhebt, schier über einen gewissen Zeitraum von zwei, drei Jahren eine Menge Geld zu Unrecht einbehalten hat. Wir wissen zwar alle, dass es da unterschiedliche Meinungen gibt, und die GIS sagt natürlich: Nein, nein, nein, nein, nein und das ist alles nicht zu Unrecht, sondern das ist ihr Recht, und in Wirklichkeit ist das ja alles so teuer, für die Stadt Wien die Kulturförderbeiträge einzubehalten. 

Das mag schon sein. Nichtsdestotrotz gehen wir davon aus, dass sich die Stadt Wien hier einigen wird, im Idealfall zugunsten der Stadt Wien, im Idealfall zugunsten der Summengelder, die dann wieder in den Kulturförderbeitrag hineinfließen. Und uns ist sehr, sehr wichtig, dass diese Gelder nicht einfach versickern und für irgendetwas ausgegeben werden, sondern im Idealfall ausgegeben werden für die Förderung der freien Medien.

Und deshalb beantragen wir heute auch die Errichtung eines solchen Wiener Medienvielfaltfonds, der gespeist werden sollte durch diese Gelder und der in Zukunft auch weiterhin durch die Gelder des Kulturförderbeitrags aufrecht erhalten werden sollte. Und da beantragen wir wie folgt:

„Die im Rahmen der ausständigen Nachzahlungen der Kulturförderungsbeiträge 2000 bis 2001 der GIS – Gebühreninfoservice GesmbH freiwerdende Summe soll zur Errichtung eines Wiener Medienvielfaltfonds zweckgebunden werden. Die laufende Finanzierung soll in der Höhe der Differenz von bestehenden und auf Grund des neuen Berechnungsverfahrens entstehenden Kulturförderbeiträgen erfolgen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft.“

Sehr geehrte Damen und Herren! Es kommt ja selten vor, dass die Stadt Wien feststellen muss, dass sie eigentlich noch ein Geld bekommen sollte. Diese Gelegenheit sollten wir für jenen Bereich der Kultur nutzen, der unserer Hilfe und Förderung ganz besonders bedarf, und das ist sicherlich dieser Bereich der freien Medien. In diesem Sinne hoffe ich, dass nicht nur der Antrag eine Zustimmung bekommt, sondern dass wir auf die eine oder andere Weise diesen Wiener Medienvielfaltfonds auch tatsächlich in die Wirklichkeit umsetzen können. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. 

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die Frage des Freien Radios beziehungsweise des Radio Orange bewegt uns ja schon seit einiger Zeit. Ich habe mir ganz kurz die Mühe gemacht zusammenzustellen, welche Anfragen und welche Antworten es in den letzten Jahren zu diesem Bereich gegeben hat. 

Wir haben im Jahr 2002 bereits gefragt, ob es einen Vertrag der MA 53 mit dem Verein gibt und ob ein Konzept für Freie Lokale Radioprojekte vorliegt. Die Antwort war damals sehr interessant. Es wurde Bezug genommen auf den Gemeinderatsbeschluss vom Mai 2002, und da heißt es dann unter anderem: „... wurde bei diesem Beschluss auch ermächtigt, im Sinne des dem Antrag beiliegenden Offerts einen Auftrag zu erteilen." Und jetzt wird es spannend: „Gemäß dieser Ermächtigung erfolgte die Beauftragung durch die MA 53 am 22. Mai 2002 gemäß dem Angebot für den Zeitraum vom 9. Mai 2002 bis 31. Dezember 2004." 

Nun, wie Sie wissen, ist dieses Jahr noch nicht um, wir sind also noch mitten im normalen Umsetzungsbereich dieses Antrags, und wir haben hier schon eine vollkommen neue Situation.

Dann heißt es noch weiter: „Es würde den Grundintentionen eines freien und nichtkommerziellen Radiosenders widersprechen, wenn die Konzeption von einer Magistratsabteilung ausgearbeitet würde."

Also, meine Damen und Herren, was ist das dann, was wir heute hier vorliegen haben? 

Aber es kommt ja noch etwas, ebenfalls aus dem Jahr 2002. Es war im August im Ausschuss, als wir uns geweigert haben, mit anderen Fraktionen gemeinsam zur Sanierung des Radio Orange dahin gehend beizutragen, als der Vertrag vorher abgeschlossen wurde, bevor das Sanierungskonzept überhaupt vorgelegt war. Also auch eine Vorgangsweise, die nicht nachvollziehbar ist. Das ist aber passiert. Wir haben damals dagegen gestimmt. 

Und in einer weiteren Anfrage, die wir bereits im Jahr 2003, also am 25.9., gestellt haben, wo wir unter anderem Auskunft darüber verlangt haben, was die von der Stadt Wien verlangte Prüfung der Finanzgebarung von Radio Orange konkret ergeben hat, heißt es in der Anfragebeantwortung: „Die von der Stadt mit Nachdruck verlangte Wirtschaftsprüfung über die Finanzgebarung des gemeinnützigen Vereins Radio Orange hat ergeben, dass die vom Verein eingesetzten Methoden und Produkte für die buchhalterischen Aufzeichnungen keine verlässlichen Aussagen über die augenblickliche wirtschaftliche Situation zulassen." 

Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen, meine Damen und Herren. Das war im Dezember 2003. 

Und was stimmen wir heute ab? Der Finanzierungsplan, der heute hier vorliegt, enthält folgende Maßnahmen: Für die im Jahr 2004 gestartete Initiative der Stadt Wien zur langfristigen Absicherung wird also angestrebt eine Basissubvention und andererseits eine dreijährige – 2004 bis 2006 – Impulsfinanzierung zwecks Konsolidierung und Reorganisation des freien Radios, damit das sozusagen endlich wieder funktioniert. 

Und jetzt kommen die Summen. Die Summen bewegen sich zwischen 220 000 und 250 000 EUR pro Jahr. Das ist also das, was ab dem Jahr 2007 bezahlt werden soll und von 2004 bis 2006 ein jährlicher Gesamtfinanzierungsanteil der Stadt Wien von zirka 320 000 EUR. 

Also, meine Damen und Herren, wenn das noch irgendetwas mit einem freien Radio zu tun hat, dann weiß ich nicht, was der Begriff soll. Entweder wir bekennen uns zu dem, was wir wollen, können zweifelsohne Starthilfe geben, können aber nicht über Jahre hinaus in Wahrheit einen staatlichen Radiosender installieren, der nichts anders tun wird müssen und können, weil er ja abhängig ist von derartigen Summen, als das zu berichten, was hier die Mehrheit in diesem Hause wahrscheinlich wünscht.

Die Frage einer Neupositionierung dieses Senders ist natürlich lächerlich. In Wahrheit geht es, wie es auch im Antrag steht, um eine Sanierung und um eine Konsolidierung, und dem können wir und werden wir ganz sicher nicht zustimmen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner ist Herr GR Wutzlhofer gemeldet. Bitte schön.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Ich kann Ihnen auch auf Grund der Aussagen vorher nicht ganz ersparen, erstens ein paar grundsätzliche Worte zum offenen Radio und zweitens ein paar Klarstellungen zu machen. Ich weiß, dass ich der Letzte bin, aber es wird sich noch über drei Minuten hinziehen. Soviel zur Zeiteinteilung. Vorher die grundsätzlichen Bemerkungen, dann die Klarstellungen. 

Demokratie ist für uns alle hier, unabhängig von ideologischen Unterschieden, doch ein sehr hoher Wert. Jede und jeder von uns hält ihn sicherlich sehr hoch. Demokratie hat für uns nicht nur den Wert eines Wortes für formalrechtliche Gleichstellung, Demokratie hat auch einen materiellen Wert. Diese materielle Demokratie, um mit einem Konzept von Jürgen Habermas zu sprechen, bedeutet, dass gleichwertige Teilhabe an gesellschaftlichen Entscheidungen, Mitbestimmungsmöglichkeiten nur dann der Fall ist, wenn die Leute nicht nur formal gleiche Rechte haben, sondern gleichgestellt sind vor der Justiz und nicht manche gleicher sind, wenn es gleiche Chance gibt auf eine gute Bildung und nicht nur für die Reichen, wenn jeder und jede eine Chance am Arbeitsmarkt hat, wenn es Freiheit von Diskriminierungen gibt und wenn alle Menschen die Möglichkeit haben, ihre Interessen in der Öffentlichkeit zu artikulieren und wenn es einen freien und gleichen Zugang zu Informationen gibt. Für die letzten beiden Dinge brauchen wir eine pluralistische und offene Medienlandschaft. Und so eine pluralistische Medienlandschaft wird mit ORF, Ö3 und "Kronen Zeitung" nicht ganz auskommen. Damit eine pluralistische Mediengesellschaft so etwas schafft, nämlich dass alle, die in unserer Gesellschaft nicht so gut gestellt sind, Raum und Stimme haben, braucht es einen anderen, einen dritten Mediensektor. 

Das hat in Österreich in den letzten 10°Jahren soweit seinen Start gefunden, ein bisschen später als zum Beispiel in Deutschland, wo diese Dinge in den 70-er Jahren gestartet sind. In diesen 10°Jahren ist aber sehr viel ordentliche Geschwindigkeit passiert. Da gibt es in jedem Bundesland Dinge, Radio Froh in Linz, Radio Freies Salzkammergut, die Radiofabrik in Salzburg und und und, und Radio Orange 94,0. Der hat es geschafft in diesen letzten 10°Jahren, mit einem relativen Schnell-start zum größten freien Radioprojekt im ganzen deutschsprachigen Raum zu werden. 

Das trägt damit zu einer Medienvielfalt bei, von der ich vorher gesprochen habe, und hilft, die Freiheit 
der Meinungsäußerung zu wahren. Da arbeiten über 500 Leute mit, die schaffen Gelegenheiten für Frauen, MigrantInnen, Kinder und Jugendliche, Leute, die sonst nicht so die Gelegenheit haben, zu einem ORF-Interview zu kommen, Radio zu machen und sich Medienkompetenz anzueignen, und das trägt dazu bei, gemeinsam wie zum Beispiel das Projekt des offenen Fernsehkanals oder auch ganz viele weitere Einrichtungen im medienpädagogischen Bereich, dass Wien mittlerweile als Medienstandort im alternativen Bereich schlechthin sich positionieren konnte.

Jetzt zu den Dingen, die sich in diesem Akt unterscheiden oder die sich in der Zukunft unterscheiden. Der neue Vorsitzende oder das neue Herausgeberteam hat ein sehr ambitioniertes Programm vorgelegt. Es soll eine Relaunch geben, eine neue Programmierungsschiene, damit jeder genau weiß, wenn er am Donnerstag um 4°Uhr einschaltet, was dann ungefähr ist, Jugend oder eine bestimmte ethnische Sache oder Kulturschiene. Da geht es um eine kontinuierliche Betreuung der Radiomacherinnen und Radiomacher durch ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, durch eine Neuausstattung der Sendestrukturen, um eine Wartung und so weiter und so fort. 

Es geht auch um eine Sanierung der Finanzen. Das wurde ganz gut recherchiert. Die brauchen mehr Geld. Das wurde super recherchiert in mehreren Beispielen von vorher. Es wurde nur nicht dazugesagt, warum die eine Sanierung der Finanzen brauchen. Denen wurde nämlich die Bundesförderung gestrichen. Das ist übrigens gar keine Wiener Eigenheit, so geht es allen freien Radioprojekten in ganz Österreich, so geht es allen Projekten der Netz-Kultur und der Medienkunst. Wir haben die Fragen immer wieder diskutiert, wo jetzt der Morak einen Brief geschrieben hat, sie können von weiteren Forderungen Abstand nehmen, es gibt jetzt nichts mehr. 

Dem liegt meines Erachtens ein Bild von Medien zugrunde, das so ausschaut: Medien sind Schaltzentralen der Macht, da können die  Parteisekretäre von ÖVP und FPÖ anrufen, Berichte absetzen, sich bestellen lassen. Es geht darum, Mehrheiten in Kollegialorganen zu sichern, Intendantinnen und Intendanten irgendwie hineinzudrücken. Und es ist ganz klar, dass eine solche Logik mit freien Initiativen, wo ganz unterschiedliche Leute das Mikro selber in die Hand nehmen und Dinge machen, nicht ganz vereinbar ist. Ganz im Gegenteil, das ist ihnen suspekt. Genauso suspekt, wie ihnen eine offene partizipative Gesellschaft überhaupt ist. Deswegen sagen sie, das geht eigentlich nur ohne staatliche Finanzierung, weil sonst berichten die ja das, was die Politiker wollen. Da ist natürlich im Hintergrund jetzt vielleicht das Bild, wie Sie so mit Medien umgehen. 

Grundsätzlich wäre ein offenes Medienprojekt, das sich ausschließlich über Sponsoring und Werbung und Product-Placement präsentiert, kein offenes Medienprojekt. Ein offenes Medienprojekt braucht staatliche Unterstützung. (Beifall bei der SPÖ.)
Dass Sie Angst haben vor Partizipation, haben Sie mehrmals bewiesen in unterschiedlichen Debatten. Stichwort: Wahlaktversendung. Uns macht Partizipation und die Vermittlung von Medienkompetenz nicht nur nicht Angst, das ist unser dezidiertes Ziel. Das betrifft jetzt zum einen diesen offenen Mediensektor wie Radio Orange oder den offenen Fernsehkanal. Das betrifft aber zum Beispiel auch das Medienzentrum, die Video- und Filmtage, das Kids Web, die Wahlaktversendung kurz angesprochen und und und. 

Und nur eine kurze Bemerkung zum Antrag der GRÜNEN. Ja, wir stimmen einer Zuweisung gerne zu. Wir sollten im Kulturausschuss darüber diskutieren, wie man den offenen Mediensektor, wie man Medienvielfalt auch finanziell absichert. Da fallen mir auch ganz viele Dinge ein auf Bundesebene, wie zum Beispiel ein Bundesmediengesetz oder eine Presseförderung, die mit dazu beiträgt, dass "Zur Zeit" 2002 um die 75 000 EUR im Jahr gekriegt hat und 2003 64 000 EUR oder irgend so etwas und zum Beispiel "Malmoe" und "The Gap" nichts. Da muss man darüber reden. Wir werden auch in Wien darüber reden.

Was ich nicht möchte, dass man irgendwie überbleibt mit dem schalen Nachgeschmack, 513 000 EUR, um die es da geht, wären irgendwie ein Fortschritt. Nur eine kleine Addition: 980 000 EUR offener Fernsehkanal, 320 000 EUR Radio Orange, und mit den vielen, vielen Dingen, die ich vorher gesagt habe, da kommen wir auf ein Vielfaches. 

Ich würde Ihnen nahe legen, sich einmal statt der einen oder anderen NEWS-Analyse Radio Orange oder die eine oder andere Zeitung, die nicht von der NEWS-Verlagsgruppe beziehungsweise vom Mediamil-Komplex herausgegeben wird, zu Gemüte zu führen, weil Demokratie und Offenheit kann manchmal sehr erfrischend sein. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.


Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist gegen die Stimmen der FPÖ und der ÖVP angenommen.

Wir kommen zum Beschlussantrag der GRÜNEN betreffend die Errichtung eines Medienvielfaltfonds. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft verlangt. Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN und der SPÖ angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 56 zur Abstimmung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "UPTRAIN – Verein zur Förderung der interkulturellen Bildung, Beratung und Vernetzung". Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist gegen die Stimmen der FPÖ angenommen.

Wir sind damit am Ende der öffentlichen Sitzung. 

(Schluss um 17.34 Uhr.)
